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Zur Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 


Robert Katzenstein* 


Bei der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus handelt es sich um eine 
Analyse der Entwicklung des Kapitalismus in der Gegenwart, ihrer Erscheinungen 
und Gesetzmäßigkeiten. Das ist ein weites Feld, es läßt sich nicht in kurzen Worten 
abhandeln. Die Theorie ist auch weder in sich geschlossen, in dem Sinne, daß auf 
alle Fragen bereits eine Antwort gefunden wurde, noch erhebt sie Anspruch, daß 
alle Antworten, die sie schon geben kann — und das sind nicht wenige — auch 
bereits der Erkenntnis letzter Schluß, also völlig befriedigend sind. Es gibt unter 
marxistischen Ökonomen sehr unterschiedliche Ausgangspunkte und sehr unter- 
schiedliche Auffassungen hinsichtlich der Erklärung bestimmter Erscheinungen und 
Gesetzmäßigkeiten. Ich muß mich hier also darauf beschränken, einige wesentliche 
Grundzüge dieser Theorie zu umreißen. 

Zunächst zur Bildung des Begriffs staatsmonopolistischer Kapitalismus. Aus- 
gangspunkt der Untersuchung war die starke Zunahme der staatlichen Eingriffe in 
die Wirtschaft nach dem II. Weltkrieg. Sie wurden zunächst mit den Besonderheiten 
der Nachkriegsentwicklung erklärt. Im Verlauf der Untersuchung zeigte sich dann, 
daß es sich keineswegs um aus Besonderheiten herrührende Eingriffe handelte — ob- 
wohl diese die auslösenden Faktoren bildeten — sondern daß sie notwendig aus den 
Konflikten selbst entsprangen, die die kapitalistische Bewegung der gesellschaftli- 
chen Produktion hervorruft. Sie waren gesetzmäßig entstanden und sie hatten 
Systemcharakter, d.h. sie waren gesetzmäßig zum Bestandteil der Bewegung des 
Kapitalismus der Gegenwart geworden. Da es sich bei diesem Kapitalismus um 
Monopolkapitalismus handelt und die staatlichen Eingriffe auf das Funktionieren 
dieses Systems gerichtet waren, lag es nahe, diese neuen Erscheinungen im Begriff 
staatsmonopolistischer Kapitalismus zusammenzufassen. Der weitere Verlauf der 
Untersuchung ergab dann, daß es sich bei diesen staatlichen Eingriffen, ihrem Cha- 
rakter nach, um Monopolbedingungen handelte, die der Staat in der Wirtschaft 
setzte, d. h. um Bedingungen, die gegen das Wirken des Konkurrenzmechanismus 
gerichtet waren und die für sein Wirken bestimmte neue Bedingungen setzten. Es 
handelt sich um eine höhere Form der Monopolisierung. Sie beeinflußt, wie das 
ökonomische Monopol auch, die Verteilung des Nationaleinkommens entgegen der 
sich aus den inneren Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus ergebenden Verteilung. 
Von Staats wegen wurden hier Bedingungen in der Wirtschaft gesetzt, die die Ver- 
wertung des Kapitals beeinflußten. Die ökonomische Macht der Monopole wurde 
auf diese Weise durch die außerökonomische Macht des Staates erweitert; und dies 
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war notwendig, um die Bewegung der gesellschaftlichen Produktion als Kapitalisti- 
sche Produktion überhaupt zu ermöglichen. 

An sich liegt es durchaus nahe, daß das Monopolkapital, sobald es zur ökono- 
mischen Grundlage der gesellschaftlichen Produktion geworden ist, sich der Macht 
des Staates zu bedienen sucht, um seine Verwertung zu steigern. Derartige Erschei- 
nungen sind nicht neu und sie werden immer wieder auch an der Oberfläche in ganz 
eindeutiger Form sichtbar; man denke hier nur an die Herrschaftsformen amerika- 
nischer Konzerne in Südamerika, an die englische East India Company oder die 
Beziehungen zwischen den IG-Farben und der Nazi-Regierung. Auch in jüngster Zeit 
gibt es dafür genügend Beispiele. 

Zur Gesetzmäßigkeit einer Entwicklung gehört jedoch mehr, als nur der Wille 
und die Macht der Beteiligten, dazu gehört auch die Notwendigkeit solcher Ent- 
wicklungen. 

Untersucht man die Bedingungen, denen der Kapitalismus heute unterworfen 
ist, denen er in seiner Entwicklung Rechnung tragen muß, so schält sich diese 
Notwendigkeit sehr eindeutig heraus und man kann ihre Wurzeln sogar bis in die 
Anfänge dieses Jahrhunderts hinein verfolgen. Ganz allgemein gesehen, entspringt 
sie aus der Zuspitzung des kapitalistischen Grundwiderspruches zwischen dem ge- 
sellschaftlichen Charakter von Produktion und Produktivkräften und den durch die 
private Aneignung der Produkte dieser gesellschaftlichen Produktion charakterisier- 
ten Produktionsverhältnissen. Konkreter besehen, äußert sich dieser Widerspruch in 
zwei großen Komplexen: j 

Erstens in den Bedingungen, denen die Kapitalbewegung selbst durch die 
technische Revolution unterworfen wird. Der Prozeß der Kapitalakkumulation wird 
von der Seite der Entwicklung der Produktivkräfte her Bedingungen unterworfen, 
die gegenüber früher zwar keine neuen, aber doch von ihrer Bedeutung her qualita- 
tiv veränderte Anforderungen stellen. Der Grundwiderspruch tritt ganz unmittelbar 
in der Form in Erscheinung, daß das Kapitalverhältnis zu einer Schranke für die 
Entwicklung der Produktivkräfte wird. Und damit entsteht auch eine Schranke für 
die Kapitalbewegung selbst. Staatliche Eingriffe werden notwendig, um Raum für 
diese Bewegung und für die Entwicklung der Produktivkräfte auf kapitalistischer 
Grundlage zu schaffen. 

Zweitens hat der Grundwiderspruch, vermittelt über andere Konflikte, über 
Krisen und Kriege, auch in anderer Hinsicht neue Bedingungen geschaffen. Auch 
diese sind nicht absolut neu, aber von qualitativ neuer Bedeutung. Seit der sozialisti- 
schen Revolution in Rußland haben die inneren, sozialen Konflikte des Kapitalis- 
mus einen Reifegrad erlangt, daß sie seine Existenz selbst in Frage stellen. Seither 
stellen sich diese inneren Konflikte auch äußerlich als Gegensatz zwischen Kapitalis- 
mus und Sozialismus dar. Seither wird der Kapitalismus, ganz gleich in welchen 
Formen sich das äußert und ob im Innern der hochindustrialisierten kapitalistischen 
Länder oder in ihrer äußeren Einflußsphäre, am Sozialismus gemessen, d.h. seine 
Bewegungsfreiheit ist eingeengt. Und in dieser Hinsicht sind nach dem II. Weltkrieg 
ebenfalls Bedingungen neuer Qualität entstanden; durch die Bildung des sozialisti- 
schen Systems; durch den Zerfall des Kolonialsystems; durch die Entfaltung demo- 
kratischer Massenbewegungen in den imperialistischen Ländern selbst, die von ih- 
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rem Umfang her, von der Breite der erfaßten Schichten, von deren Organisiertheit 
und, bei allen Unterschieden in den Auffassungen im einzelnen, von ihrer antimono- 
polistischen Zielstellung her eine Kraft neuer Qualität darstellen. Das alles sind 
Bedingungen, denen der Kapitalismus in seiner Bewegung heute Rechnung tragen 
muß. Es ist unmöglich, daß er den Konflikten, die aus dem inneren Wesen des 
Kapitals und aus seiner spontanen Bewegung heraus entstehen, freien Lauf läßt, 
ohne daß er das System selbst in Gefahr bringt. Auch aus diesen Gründen sind 
staatliche Eingriffe zur Regulierung der Produktion unerläßlich geworden. 

Beide Ursachenkomplexe sind wechselseitig verbunden, sie beeinflußen sich 
gegenseitig; aber darauf sei hier nur hingewiesen. 

Politische Gründe verursachten bereits die ersten, wirklich großangelegten 
ökonomischen staatsmonopolistischen Eingriffe im Zusammenhang mit der Welt- 
wirtschaftskrise von 1929/33. Ihre Wurzeln liegen in den Klassenkämpfen nach dem 
I. Weltkrieg, die das gesellschaftliche System des Kapitalismus erschütterten und die 
in der Krise erneut und mit großer Heftigkeit aufflammten. Die weltweite Krise war 
von einer bislang unbekannten Schärfe und ihr folgte eine langandauernde Stagna- 
tion. Die Massenarbeitslosigkeit, die Verelendung weiter Schichten der Bevölkerung 
und zugleich auch die Ausweglosigkeit der Situation führten zu sozialen Unruhen 
und politischen Krisen und Kämpfen, wie man sie vorher in Friedenszeiten noch 
nicht erlebt hatte. Der Staat mußte eingreifen. Und zwar nicht nur politisch, durch 
den Übergang zum Faschismus, sondern auch ökonomisch, um die ökonomischen 
Grundlagen der sozialen Unruhen zu beseitigen. In der Hauptsache erfolgten die 
Eingriffe damals über staatliche Investitionen; sie stiegen in den folgenden Jahren 
sprunghaft an und machten 1935 rund 44 Prozent der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtinvestitionen aus, gegenüber 20 Prozent im Durchschnitt der Aufschwungsjahre 
von 1924 bis 1928. 

Weder die Tiefe der Krise, noch die Dauer der Stagnation, noch die Verbin- 
dung der staatlichen Eingriffe mit den Investitionsprozessen waren zufällig. Die 
Investitionsprozesse spielen als materielle Basis der zyklischen Produktionsbewegun- 
gen im Kapitalismus eine zentrale Rolle. Gerade die Investitionen aber hatten im 
Laufe der Entwicklung ihre Bedeutung im Rahmen des Gesamtablaufs der volks- 
wirtschaftlichen Prozesse ganz beträchtlich gesteigert. 1925 war bereits jeder vierte 
Beschäftigte in der deutschen Volkswirtschaft mit der Produktion von Teilen des 
fixen Kapitals befaßt; nach 1875 war es erst etwajeder neunte gewesen. Man kann 
sich also leicht vorstellen, welche Auswirkungen der Rückgang der Investitionen um 
rund 66 Prozent — über die mit ihm verbundene Multiplikatorwirkung — auf die 
Tiefe der Krise haben mußte. Und auch weiterhin haben muß! Seitdem hat das 
relative Gewicht des fixen Kapitals noch zugenommen. 1962 war bereits jeder dritte 
Beschäftigte in der Volkswirtschaft der Bundesrepublik mit der Produktion von 
Arbeitsmitteln befaßt. Seit der Weltwirtschaftskrise ist daher die Gefahr, daß Über- 
produktionskrisen sich zu außerordentlich tiefen und für die politische Stabilität 
des Systems gefährlichen Krisen ausweiten, sehr groß und seit damals spielen daher 
auch Maßnahmen zu ihrer Verhinderung oder Abschwächung in der staatlichen 
Wirtschaftspolitik eine ganz entscheidende Rolle; und sie sind erklärlicherweise 
auch hauptsächlich mit den volkswirtschaftlichen Investitionsprozessen verbunden. 
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Man kann sagen, daß die Absicherung der Existenz des kapitalistischen Systems seit 
der Weltwirtschaftskrise auch zu einer ökonomischen Funktion des bürgerlichen 
Staates geworden ist. 

Die Tiefe der Krise war jedoch nicht nur durch das relative Gewicht des fixen 
Kapitals bedingt. Auch das Monopol hat dazu beigetragen. Anders als im einfachen 
Kapitalismus, da alle Kapitale unter dem Druck der Konkurrenz weiter produzieren 
müssen bis sie untergehen, selbst bei enormem Preisdruck, legt das Monopol alle 
Betriebe still, mit Ausnahme derjenigen, die ihm unter den gegebenen Marktverhält- 
nissen und bei entsprechenden Preisabsprachen eine optimale Verwertung verspre- 
chen. Der Umfang der Stillegungen und die Senkung des Verbrauchs sind daher 
größer als im vormonopolistischen Kapitalismus. Die Weltwirtschaftskrise war also 
eine für den Monopolkapitalismus typische Krise. 

Auch die Dauer der Stagnation nach dieser Krise erklärt sich aus dem Mono- 
pol. Das einfache Kapital kann auf die durch die Krise veränderten Konkurrenz- 
und Verwertungsbedingungen nur auf eine Weise reagieren: durch die Modernisie- 
rung seiner Produktionsanlagen. Auch das Monopoi reagiert auf diese Weise, aber es 
beschränkt die Modernisierung auf die Anlagen, die es in Betrieb hält, d. h. es engt 
den Umfang der Investitionsprozesse ein und begrenzt so den Einfluß, der von 
ihnen auf den Produktionsaufschwung ausgeübt werden kann. Die Reaktion des 
Kapitals auf die veränderten Bedingungen löst also nicht mehr automatisch den auf 
die Krise relativ bald folgenden Aufschwung aus. 

Bei der Weltwirtschaftskrise handelt es sich also um eine für den Monopolka- 
pitalismus typische Krise. Seit damals ist die Gefahr, daß sich die periodischen 
Überproduktionskrisen zu tiefen, langandauernden und für die politische Stabilität 
des Systems gefährlichen Krisen ausweiten, außerordentlich groß. Seit damals spie- 
len daher auch Maßnahmen zu ihrer Verhinderung oder Begrenzung in der staatli- 
chen Wirtschaftspolitik eine erstrangige Rolle; und sie sind erklärlicherweise auch 
hauptsächlich mit den volkswirtschaftlichen Investitionsprozessen verbunden. Man 
kann sagen, daß seit der Weltwirtschaftskrise die Sicherung der Existenz des kapita- 
listischen Systems auch zu einer ökonomischen Funktion des bürgerlichen Staates 
geworden ist. 

Obwohl nach dem II. Weltkrieg, bedingt durch die Veränderungen im politi- 
schen Gefüge der Welt und namentlich im Kräfteverhältnis zwischen Kapital und 
Arbeit, einige Faktoren ohnehin dahin wirken, die Vertiefung der Krisen zu begren- 
zen —2.B. ist es für das Kapital unmöglich geworden, die Lasten solcher Krisen voll 
oder auch nur mittelfristig auf die Arbeiter abzuwälzen — spielt diese Frage der 
Regulierung der Produktionsbewegung nach wie vor eine ganz zentrale Rolle. Sie 
hat sogar insofern noch an Bedeutung gewonnen, als das Kapitalverhältnis in zuneh- 
mendem Maße zu einer Schranke für die Entwicklung der Produktivkräfte zu wer- 
den beginnt. Die Investitionsprozesses des privaten Kapitals laufen daher periodisch 
Gefahr, ins Stocken zu geraten und den Umschlag der Produktionsbewegung in eine 
Krise auszulösen. Die staatliche Konjunkturpolitik, die inzwischen sogar notwendi- 
gerweise zu einer Wachstumspolitik geworden ist, gewinnt daher heute größere 
Bedeutung denn je. Gleichzeitig hat sich aber das Schwergewicht der Problematik 
verschoben. Die staatlichen Eingriffe können sich nicht mehr darauf beschränken, 
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die Bewegungsform der kapitalistischen Produktion zu regulieren, sondern sie 
müssen schon auf die Bewegung des Kapitals selbst gerichtet werden, müssen 
Schranken durchbrechen, die seinen Bewegungsspielraum zunehmend einengen. 

Auf diese Problematik möchte ich jetzt eingehen, allerdings nur auf eine ihrer 
Seiten. Ich sagte eingangs, daß sich der Grundwiderspruch zwischen dem gesell- 
schaftlichen Charakter der Produktivkräfte und den kapitalistischen Produktions- 
verhältnissen nach dem II. Weltkrieg derart zugespitzt hat, daß das Kapitalverhältnis 
immer offener und eindeutiger als Schranke für die Entwicklung der Produktivkräf- 
te hervortritt. Kernproblem ist hier das rapide Wachstum des fixen Kapitals, das von 
seinem Umschlag her ganz neue Anforderungen an den Vergesellschaftungsgrad der 
Produktion stellt, Anforderungen, die gesellschaftliche Organisation der Produktion 
notwendig machen und denen die kapitalistische Aufteilung der Produktion wider- 
spricht. Ich spreche von Aufteilung nicht von Zersplitterung, weil dieser Begriff die 
heutigen Bedingungen hochkonzentrierter Produktion besser kennzeichnet, obwohl 
er andererseits das Moment der Privatinteressen, ihrer Gegensätzlichkeit, der Kon- 
kurrenz etc. eher etwas verwischt. 

Die Entwicklung der modemen Technik wird durch ein sprunghaftes Wachs- 
tum der Kapazitäten charakterisiert. In der Regel wächst dabei das fixe Kapital 
überproportional. Von seinem Umschlag her gesehen, ergibt sich daher ein Zwang 
zu beträchtlicher Absatzsteigerung oder, anders ausgedrückt, ein Zwang zur Konti- 
nuität der Produktion auf hoher gesellschaftlicher Stufenleiter. Anders läßt sich die 
moderne Technik nicht rentabel ausnutzen. Das gilt nebenbei selbst für den anlage- 
kapitalsparenden Typ der Technik. 

In der Mineralölindustrie, beispielsweise, sind die Investitionskosten je Tonne 
Jahreskapazität gegenüber der Vorkriegszeit auf etwa ein Viertel gesunken. Der 
absolute Investitionsaufwand für optimale Anlagen ist jedoch derart gestiegen, daß 
sich der Absatz mehr als verdreifachen mußte, wenn der Verschleißteil von fixem 
Kapital je Erzeugniseinheit gleichbleiben sollte. Er mußte sich mehr als verzehn- 
fachen, sobald die neue Technik zur allgemeinen technologischen Basis der Raffine- 
rieproduktion geworden war und folglich die Konkurrenzverhältnisse bestimmte. 
Die Mineralölverarbeitung ist dabei noch eine Ausnahme. In den meisten Zweigen 
sind die Investitionskosten je Tonne Jahreskapazität gestiegen und zwar zum Teil 
beträchtlich. Je schneller also das relative Gewicht des fixen Kapitals wächst, um so 
mehr wird die Auslastung der Anlagen zu einer wesentlichen Bedingung der Kapital- 
verwertung. Der Zwang zur Kontinuität der Produktion auf hoher gesellschaftlicher 
Stufenleiter verstärkt sich ungemein. 

Es kommt noch ein weiteres Moment hinzu: das der Vertiefung der Arbeits- 
teilung und der engeren und unmittelbareren Verflechtung der verschiedenen Pro- 
duktionsstufen. Die Proportionalität der Produktionsstufen, eine wichtige Bedin- 
gung der Kapitalverwertung, setzt ebenfalls neue Maßstäbe in Bezug auf die Größen- 
ordnungen der Gesamtanlagen. Es sei nebenbei erwähnt, daß dieses Problem sich 
gesamtvolkswirtschaftlich als Proportionalität der volkswirtschaftlichen Bereiche 
niederschlägt und auch in dieser Form gesamtgesellschaftlicher Produktionszusam- 
menhänge in ganz neuen Maßstäben zu einer Voraussetzung rationeller Anwendung 
moderner Produktivkräfte wird. Man kann sich das in seiner Bedeutung leicht sicht- 
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bar machen, wenn man überdenkt, in was für ein Netz von volkswirtschaftlichen 
Beziehungen Unternehmen der neuen Größenordnungen reibungslos eingebettet 
sein müssen, wenn sie profitabel arbeiten sollen. Jedoch zurück zu den Unterneh- 
mungsgrößenordnungen. 

Vergleicht man beispielsweise die in der Eisen- und Stahlindustrie noch An- 
fang der 50er Jahre angewandte Technik mit dem Stand, der die darauf folgende 
technische Entwicklungsstufe charakterisierte, so zeigt sich ebenfalls ein sprunghaf- 
tes Wachstum der Kapazitäten der Aggregate in den einzelnen Produktionsstufen. 
Die Tagesleistung der Hochöfen hat sich mehr als verzehnfacht; das Chargengewicht 
der Siemens-Martin-Öfen hat sich etwa verfünffacht, wobei die Schmelzzeit der 
Chargen überdies auf ein Drittel verkürzt wurde, die Leistung der Walzenstraßen ist 
etwa auf das Fünfundzwanzigfache gestiegen. 

Schon diese wenigen Beispiele zeigen, daß jede Veränderung in einem Teilbe- 
reich die Proportionalität der Gesamtanlage sprengt, von der das reibungslose Inein- 
andergreifen der einzelnen Produktionsbereiche und folglich die Rentabilität der 
Gesamtanlage abhängt. Die technische Revolution erzwingt also die völlige Umge- 
staltung eines Hüttenwerkes. Noch etwas hat sich geändert. Im Gegensatz zu früher 
sind heute die Walzwerke strukturbestimmend. Mißt man die Größenordnung eines 
von der technischen Zusammensetzung der Anlagen her optimal strukturierten 
Hüttenwerkes an der jährlichen Rohstahlproduktion, so betrug sie bei den alten 
Anlagen rund 800 000 t, bei den neuen liegt sie bei etwa 5 Mio. t. 

Soweit die unmittelbare produktionsmäßige Verflechtung. Für einen Konzern 
tritt aber noch die Frage seiner Stellung im Konkurrenzkampf hinzu. Eine optimale 
Konzernstruktur, d.h. eine solche, die dem Konzern von der Breite des Produk- 
tionssortiments und zugleich von der Proportionalität der Anlagen her, eine feste 
Stellung im Markt verleiht und die früher ebenfalls bei rund 800 000 t lag, liegt 
heute bei 10 bis 12 Mio. t. 

Dabei zeigt sich ein Wesenszug kapitalistischer Produktionsverhältnisse, der in 
diesem Zusammenhang bedeutsam ist. Ein Konzern Kann sich nicht einfach in 
gesellschaftliche Produktionszusammenhänge einordnen. Er kann sich nicht darauf 
beschränken, um ein Beispiel zu nennen, durch Spezialisierung den rationellen Ein- 
satz moderner Technik in der optimalen Größenordnung eines Hüttenwerkes von 
5 Mio.t zu ermöglichen — einer Größenordnung, die Mitte der 50er Jahre von einer. 
Reihe von Unternehmen im Zuge des Akkumulationsprozesses hätte erreicht wer- 
den können — sondern er muß seine Stellung im Konkurrenzkampf, seine relative 
Machtposition im Gefüge des gesellschaftlichen Gesamtkapitals dadurch v. !iren, 
daß er alle Hauptstrukturen seines Produktionsbereiches umfaßt. D. h. die G: 
ordnungen, die ein Konzern erreichen muß, um die Potenzen der neuen Techiik 
ausschöpfen zu können, werden nicht nur technisch, sondern auch durch die Not- 
wendigkeit der Aufrechterhaltung seiner Monopolstellung bestimmt; sie vervielfa- 
chen sich dadurch erneut. Und in dieser Hinsicht verändern sich die Bedingungen 
ebenso schnell wie durch die rein technisch bedingte Entwicklung. Noch vor zehn 
Jahren waren in der Eisen- und Stahlindustrie die Walzwerke strukturbestimmend. 
Heute ist die gesellschaftliche Stufenleiter der Produktion bereits so weit fortge- 
schritten, daß Konzernstrukturen auch in diesem Bereich die Weiter- bzw. Endverar- 
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beitung mit einbeziehen müssen, wenn das gesamte notwendige Netz einer Mono- 
polstruktur erfaßt werden soll. Es sind Imperien volkswirtschaftlicher Größenord- 
nungen, die sich da herausbilden müssen, wenn der erforderliche Vergesellschaf- 
tungsgrad der Produktion erreicht werden soll, der sowohl die technischen Gesichts- 
punkte als auch die des Monopols berücksichtigt. Der Vergesellschaftungsgrad der 
Produktion wird durch die Entwicklung der Produktivkräfte also ganz enorm gestei- 
gert und er ist, im Gegensatz zu früher, heute nicht mehr nur die Folge, sondern 
mehr und mehr schon die Voraussetzung für die rationelle Anwendung moderner 
Technik. 

Früher spielte es für die Steigerung des Gesamtumfanges der gesellschaftlichen 
Produktion in einem Bereich kaum eine Rolle, wenn modernste Technik durch ein 
Dutzend oder mehr Kapitale eingeführt wurde; sie erhöhte sich dadurch nicht in 
nennenswertem Umfange. Als Fall der Profitrate wurde dieser Prozeß erst dann 
fühlbar, wenn die neue Technik zur allgemeinen technologischen Grundlage der 
Produktion zu werden begann. Heute ist der Vergesellschaftungsgrad der Produk- 
tion aber schon so weit fortgeschritten und gleichzeitig der Sprung in der Ausdeh- 
nung der Kapazitäten so groß, daß derselbe Prozeß eine völlige Umwälzung der 
Marktverhältnisse herbeiführen kann. Es bestehen daher heute schon von vornherein 
Schwierigkeiten, bei der Einführung neuer Technik die Produktions- und Marktent- 
wicklung einigermaßen in Übereinstimmung zu halten. Dieses Problem ist im Rah- 
men einzelner Konzerne in ihren jeweils gegebenen Größenordnungen kaum mehr 
zu lösen. Auch die herkömmlichen Produktions- und Preisabsprachen eines ganzen 
monopolisierten Zweiges helfen hier nicht mehr. Bei breiter Anwendung der moder- 
nen Technik bricht die Marktbeherrschung durch das Monopol zusammen. Es ent- 
stehen Überkapazitäten, die die Marktentwicklung auf Jahre hinaus vorwegnehmen 
und die Kapitalverwertung verschlechtern oder sogar völlig aufheben können. Eine 
rationelle Anwendung der modernen Technik ist also nur möglich, wenn der Markt 
sich rapide ausdehnt — und das ist nur in ausgesprochenen Wachstumszweigen der 
Fall — oder aber wenn das einzelne Kapital seinen Marktanteil entsprechend sprung- 
haft auszuweiten vermag — und das dürfte eine Ausnahmeerscheinung sein. 

Sieht man einmal von ausgesprochenen Wachstumsindustrien ab, so kann sich 
ein derartiger Vergesellschaftungsgrad der Produktion heute kaum noch durch die 
Kapitalakkumulation, sondern meist nur noch durch großangelegte Zentralisations- 
prozesse des Kapitals herstellen. Diese Prozesse aber sind überaus langwierig, gleich- 
gültig, in welchen Formen sie sich vollziehen, ob durch Kooperation oder durch die 
Aufsaugung schwächerer Kapitale. Es sind Kapitalmassen von ungeheurer ökono- 
mischer Kraft, die sich heute gegenüberstehen und sie können einem solchen Prozeß 
sehr lange Widerstand entgegensetzen. Der Zusammenschluß mehrerer Konzerne 
oder die Spezialisierung der Produktion berührt wiederum private Interessen und 
die Stellung der einzelnen Konzerne im Gefüge des Gesamtkapitals; Abhängigkeits- 
verhältnisse können entstehen, Positionen untergraben werden usw. Die Zentralisa- 
tion erfolgt daher nur unter sehr starkem Druck, nur dann, wenn andere Wege nicht 
mehr offenstehen. Daher erfolgt der Zentralisationsprozeß im Verhältnis zu den 
Erfordernissen der technischen Entwicklung nur langsam. Für die Entwicklung der 
Produktivkräfte hat das sehr konkrete Folgen. 


Das Kapitalverhältnis wird zu einer Schranke für den technischen Fortschritt. 
Zunächst einmal nicht absolut. Produktivere Technik wird zwar eingeführt, aber es 
ist eine Technik, die teils sehr weit hinter dem bereits erreichten Stand der techni- 
schen Entwicklung zurückbleibt. Das Kapital kann den technischen Fortschritt nur 
in dem Maße praktisch nutzen, in dem es die in ihm liegenden Potenzen zur Profit- 
steigerung auch tatsächlich zu realisieren vermag. Die Frage des Zwanges zur Einfüh- 
rung moderner Technik lasse ich hier beiseite, weil sich dieser Zwang erst dann 
ergibt, wenn sie bereits in breiterem Umfange eingeführt ist und so die Konkurrenz- 
und Verwertungsbedingungen bestimmt. 

Diese Schranke findet sehr greifbar Ausdruck. Im Falle der Eisen- und Stahl- 
industrie z.B. hätte der Mitte der 50er Jahre einsetzende Investitionszyklus, der 
den Beginn der technischen Revolution in diesem Bereich kennzeichnet, bei einiger- 
maßen konsequenter Anwendung bereits erprobter moderner technischer Verfahren 
dazu führen können, daß die Eisen- und Stahlproduktion Anfang der 60er Jahre mit 
30 Hochöfen, 45 Siemens-Martin-Öfen und 13 Konvertern hätte erzielt werden 
können. In Betrieb waren aber 118 Hochöfen, 145 SM-Öfen und 70 Konverter. Die 
Potenzen der technischen Entwicklung waren also nur zu etwa 25 Prozent ausge- 
schöpft worden. Derartige Prozesse sind in allen Industriezweigen, mit Ausnahme 
der Wachstumsindustrien und für alle Investitionszyklen seit Ende des II. Weltkrie- 
ges nachzuweisen. 

Die Kapitaleigentumsstrukturen passen sich also nicht den Erfordernissen der 
technischen Entwicklung an, sondern umgekehrt, die technische Entwicklung wird 
dem Rahmen der Kapitaleigentumstrukturen angepaßt. Erst dieser relativ be- 
schränkte Prozeß technischen Fortschritts führt dann zu den Konflikten, die die 
Kapitaleigentumsstrukturen aufbrechen und die Zentralisationsprozesse des Kapi- 
tals auslösen. 

Durch diese spezifische Form des technischen Fortschritts entsteht für das 
Karital eine Reihe von Problemen. Es entwickelt die Produktivkräfte nur dann, 
wenn es dadurch einen Extraprofit erzielen kann. Das schließt aber ein, daß die mit 
Hilfe der neuen Technik erzielbare Profitsteigerung größer sein muß als die Vernich- 
tung des noch in den alten, zu erneuernden Anlagen gebundenen Wertes. Gerade 
durch diese Form des technischen Fortschritts wird aber nicht nur die Lebensdauer 
der Anlagen verkürzt, über das Maß hinaus, das an sich schon durch das hohe 
Tempo der wissenschaftlich-technischen Entwicklung gegeben ist. Gleichzeitig 
wächst auch noch mit jeder Stufe in diesem Prozeß der Umfang des eingesetzten 
fixen Kapitals, d.h. es wächst der Umfang der Kapitalvernichtung, der dem Fort- 
schritt der Produktivkräfte entgegensteht. 

An sich, gesellschaftlich betrachtet, bildet die Kapitalvernichtung, trotz des 
schnell wachsenden Umfanges des fixen Kapitals, kein gravierendes Problem. Die 
moderne Technik wird durch eine so sprunghafte Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät gekennzeichnet, daß sich mit ihrer Hilfe auch Kapitalvernichtung großen Umfan- 
ges ausgleichen läßt. Aber das Kapital kann diese Potenzen der Profitsteigerung 
nicht ausschöpfen. Daher hat sich diese Schranke für den technischen Fortschritt im 
Laufe der Nachkriegsentwicklung zusehends versteift und zwar in einem Maße, daß 
staatliche Eingriffe notwendig wurden, um sie zu durchbrechen und den kontinuier- 
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lichen Ablauf des Prozesses zu ermöglichen. In der Tat wurde die staatliche Regulie- 
rung der volkswirtschaftlichen Investitionsprozesse, die vorher hauptsächlich über 
die direkten staatlichen Investitionen erfolgte, seit Mitte der 50er Jahre mehr und 
mehr mit den Investitionsprozessen des privaten Kapitals verknüpft. Durch Ab- 
schreibungserleichterungen und andere Maßnahmen wurde die Kapitalvernichtung 
von der Ebene des privaten Kapitals auf die der Gesellschaft verlagert. Natürlich 
beschränkten sich die staatlichen Maßnahmen nicht auf die steuerliche Begünstigung 
privater Investitionen. Jede staatlich gesetzte Bedingung, die die Kapitalverwertung 
beeinflußt oder die auf die Marktausdehnung gerichtet ist und auf diese Weise den 
Spielraum für die rentable Anwendung moderner Technik erweitert, dient auch der 
Durchbrechung dieser Schranke für die Entwicklung der Produktivkräfte. Aber die- 
se zunehmende Verknüpfung der staatlichen Eingriffe mit den privaten Investitions- 
prozessen zeigt besonders deutlich, in welchem Maße die Produktivkraftentwick- 
lung und damit auch der kontinuierliche Ablauf der Investitionsprozesse auf das 
Kapitalverhältnis als Schranke stieß. 

Das Kapitalverhältnis wird aber auch zunehmend zu einer absoluten Schranke 
für die Entwicklung der Produktivkräfte. Immer mehr Bereiche brechen aus der 
Sphäre der Bewegung des privaten Kapitals aus und müssen gesellschaftlich ent- 
wickelt werden. Ich meine damit nicht nur jene allgemeinen Bedingungen gesell- 
schaftlicher Produktion, die nur gesellschaftlich zu schaffen und zu unterhalten 
sind, also Straßen usw., obwohl man darauf hinweisen muß, daß der Umfang dieser 
Bereiche und noch mehr ihre Bedeutung für die Kapitalverwertung mit im Laufe der 
Entwicklung und bedingt durch den steigenden Vergesellschaftungsgrad ganz erheb- 
lich zugenommen haben. Auch sollte man überdenken, inwieweit derartige Bereiche 
ihren Charakter als allgemeine Bedingung der gesellschaftlichen Produktion über- 
haupt erst erlangt haben, weil die Stufenleiter und allgemeine Verflechtung der 
Produktion in so hohem Grade gestiegen sind. Die industrielle Wasserversorgung, 
beispielsweise, gehörte früher in die Sphäre des privaten Kapitals. Heute hat sie sich 
zu einer gesellschaftlichen Sphäre erweitert, über die reine Wasserversorgung hinaus 
bis hin zur Regulierung des Wasserhaushalts — aber eben wegen der Entwicklung der 
Produktion — und sie ist für die Verwertung des privaten Kapitals ein nicht zu 
unterschätzender Faktor geworden. 

Es ist aber auch überhaupt zu beobachten, daß immer mehr Bereiche aus dem 
Rahmen der Kapitalverwertung ausbrechen und durch das Kapital daher auch über- 
haupt nicht mehr oder nur noch unzulänglich entwickelt werden können. Charakte- 
ristisch für diese Zweige ist es, daß in ihnen der gesellschaftliche Charakter der 
Produktion so sprunghaft steigt oder von vornherein so hoch ist, daß es gewisse Zeit 
dauert, ehe sie mit Produktion und Absatz in das Gefüge des gesellschaftlichen 
Produktionsorganismus integriert sind. Hohe Kapitalfixierung, überdurchschnittlich 
lange Umschlagszeiten und Unsicherheit der Kapitalverwertung oder überhaupt des 
Rückflusses der Mittel kennzeichnen diese Bereiche. 

Schon der erste, von seiner allgemeinen Bedeutung her wesentliche staatsmo- 
nopolistische Eingriff in Deutschland wurde durch dieses Phänomen verursacht. Ich 
meine den Aufbau der Elektroenergieversorgung. Um diese Energiequelle für die 
Produktion nutzbar zu machen, mußte der Strom so billig erzeugt und verteilt 
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werden können, daß er die herkömmlichen Energiesysteme zu verdrängen vermoch- 
te. Das war nur über kostspielige Großanlagen möglich, für die wiederum der Markt 
fehlte. Der Profit als Maßstab der Entwicklung versagte hier vollkommen. Der Staat 
mußte eingreifen. Er baute bzw. finanzierte die Anlagen oder er garantierte den 
Absatz. 

Heute gibt es eine Vielzahl solcher Bereiche. Als Beispiel kann man auf die 
Nutzung der Kernenergie, bestimmte Verkehrs- und Nachrichtenmittel, bestimmte 
Bereiche der Elektrotechnik usw. verweisen. Auch der Komplex Forschung und 
Entwicklung kann hier eingeordnet werden. Ebenso solche Bereiche wie der Stein- 
kohlebergbau, die im Zuge der technischen Revolution an relativer Bedeutung ver- 
lieren und deren Neueingliederung in das Gefüge der gesellschaftlichen Produktion, 
für die sie nach wie vor unentbehrlich sind, im Rahmen des privaten Kapitals nicht 
mehr möglich ist. Die Entwicklung aller dieser Bereiche muß, direkt oder indirekt, 
vom Staat übernommen werden. 

Bevor ich diesen Komplex abschließe, ist es vielleicht doch angebracht, eine 
Vorstellung von den Größenordnungen staatlicher Eingriffe zu vermitteln. Wenn 
man nur die Subventionen und die geschätzten steuerlichen Vergünstigungen 
nimmt, so waren sie 1965 fast so groß und 1969 etwa eineinhalbmal so groß wie die 
gesamten Investitionen der verarbeitenden Industrie. Zählt man noch die direkten 
staatlichen Investitionen hinzu — und damit hat man noch keineswegs alle staatli- 
chen Eingriffe erfaßt — so ergeben sich Größenordnungen, die rund 30 bzw. 36 Pro- 
zent der gesamtvolkswirtschaftlichen Investitionen entsprechen. Derartige Größen- 
ordnungen sind in Aufschwungszeiten und im Frieden nie zuvor erreicht worden. 

Der kapitalistische Grundwiderspruch wird heute also schon unmittelbar 
wirksam. Das Kapitalverhältnis tritt in der Tat als Schranke der Entwicklung der 
Produktivkräfte hervor; und nicht nur der Eniwicklung der Produktivkräfte, son- 
dern der gesellschaftlichen Entwicklung überhaupt. Ich habe die staatlichen Eingrif- 
fe hier unmittelbar in Zusammenhang mit der Entwicklung der Produktivkräfte 
gebracht, weil in dieser Wirkungsform des Grundkonflikts auch die Problematik der 
Ausbildung des staatsmonopolistischen Kapitalismus und die historische Begrenzt- 
heit, der Übergangscharakter des gegenwärtigen Kapitalismus, voll zum Ausdruck 
kommen. Aber sie dienen natürlich ebenso der Regulierung der zyklischen Produk- 
tionsbewegung bzw. anderer Krisenformen, die heute ein neues Gewicht erlangt 
haben, beispielsweise der Regionalkrisen usw. Die ganze Problematik ist also außer- 
ordentlich komplex. Es ging hier aber auch nur darum, zu zeigen, daß die Einbezie- 
hung des bürgerlichen Staates in die Wirtschaft notwendig geworden ist, um die 
Anwendung der hochgradig gesellschaftlichen Produktivkräfte auf privatkapitalisti- 
scher Basis überhaupt noch möglich zu machen. Aus der Konfliktentfaltung erklärt 
sich die Notwendigkeit, die Gesetzmäßigkeit der Ausbildung des staatsmonopeolisti- 
‚schen Kapitalismus. Er ist eine notwendige Anpassung der kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse an den Vergesellschaftungsgrad der Produktion, das gesetzmäßige 
"ndukt einer unter kapitalistischen Bedingungen verlaufenden Vergesellschaftung 

?roduktion in den heutigen Ausmaßen, d. h. des Drucks der systemimmanenten 
 "»rsnrüche und seiner sich daraus ergebenden ökonomischen und politischen 
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Es ist also eine unzulässige Vereinfachung, wenn man den Begriff des staats- 
monopolistischen Kapitalismus lediglich dahingehend definiert, daß der bürgerliche 
Staat von den Monopolen benutzt würde, um ihnen Höchstprofite zuzuschanzen. 
Richtig ist diese Definition nur, soweit sie den staatsmonopolistischen Kapitalismus 
als zugespitzte Entwicklungsform des kapitalistischen Ausbeutungsverhältnisses cha- 
rakterisiert. Das ist in der Tat ein entscheidender Wesenszug; und darauf möchte ich 
jetzt noch eingehen. 

Grundlage der Ausbeutung ist das private Eigentum an den Produktionsmit- 
teln. Aus ihm leitet sich das Recht bzw. die Macht der Eigentümer zur Aneignung 
des in der gesellschaftlichen Produktion erzeugten Mehrwerts bzw. Profits ab. (Die 
Unterscheidung zwischen Mehrwert und Profit ist in unserem Zusammenhang ohne 
Belang.) Das gilt grundsätzlich auch noch heute. Dennoch sind in dem Prozeß der 
Aneignung und Verteilung des Profits Veränderungen qualitativer Art eingetreten. 

Im einfachen Kapitalismus wurde der auf das einzelne Kapital entfallende Teil 
des gesellschaftlichen Gesamtprofits durch das Gesetz der Durchschnittsprofitrate 
bestimmt. Die Konkurrenz reduzierte den Profitanteil eines jeden Einzelkapitals 
letztlich auf den, seinem relativen Anteil am Gesamtkapital entsprechenden Profit- 
teil. Mit der Entstehung des Monopols kommt in diesen Prozeß ein neues Moment; 
das der ökonomischen Macht. Kraft seiner ökonomischen Machtstellung ist das 
Monopol in der Lage, die Konkurrenz in bestimmter Hinsicht auszuschalten — ob- 
wohl es sie nicht aufzuheben vermag — dadurch das Gesetz des Durchschnittsprofits 
zu durchbrechen und sich einen zusätzlichen Profitteil, über den Durchschnittspro- 
fit hinaus, anzueignen. (Über die Frage, ob und wie sich das Gesetz des Durch- 
schnittsprofits dennoch durchsetzt, gibt es unter Marxisten unterschiedliche Auffas- 
sungen und es würde zu weit führen, hier meine eigene darzulegen.) Durch das 
Monopol wird aber nicht nur der Verteilungsmechanismus des Profits verändert. 
Das Ausbeutungsverhältnis selbst wird erweitert, denn das Monopol kann durch 
seine Machtstellung Wertteile aus Produktionsbereichen an sich ziehen, die vorher 
nicht der Ausbeutung unterlagen; z. B. aus der einfachen Warenproduktion. 

Beim staatsmonopolistischen Kapitalismus liegen die Dinge nicht so einfach. 
Das Monopol ist eine Entwicklungsform des Privatkapitals. Der Staat ist ein zentra- 
lisiertes Machtinstrument des Gesamtkapitals. Das Privatkapital ist ein Element der 
Produktionsverhältnisse, der Basis, der Staat ein Element des Überbaues. Der staats- 
monopolistische Kapitalismus kann daher nicht einfach eine Entwicklungsform des 
Privatkapitals sein. Wenn man vom staatsmonopolistischen Kapitalismus als einer 
Entwicklungsform des Kapitalverhältnisses sprechen kann, so deshalb, weil der 
Staat neue ökonomische Funktionen ausübt, mit denen er auf die Bedingungen der 
Profitaneignung durch das Privatkapital und ebenso auf die Bedingungen der Profit- 
produktion und der Profitrealisierung einwirkt, mit denen er direkt in den kapitali- 
stischen Mechanismus der Profitaneignung und -verteilung einbezogen wird. 

Im vormonopolistischen Kapitalismus waren die ökonomischen Funktionen 
des Staates vergleichsweise gering. Er hatte für die allgemeinen Bedingungen der 
Produktion zu sorgen, die nur gesellschaftlich zu schaffen waren. Er stellte e’se 
gewisse ökonomische Größe dar, einen gewissen Markt, war aber in dieser RP 
hung weder für die Bewegung des Kapitals noch für die Entwicklung der Pro 
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kräfte von wesentlicher Bedeutung. Für die Kapitalverwertung spielte er eigentlich 
nur insofern eine größere Rolle — und auch das nur, wenn man die Entwicklung des 
Kapitalismus in seiner konkreten, nationalen Gestalt, nicht aber die als gesellschaft- 
liches System im Auge hat — als er das nationale Kapital gegen ausländische Kon- 
kurrenz abschirmte. Schon jetzt kann man allerdings die charakteristischen Merk- 
male der Ausnutzungsmöglichkeit staatlicher Macht durch das Kapital erkennen. 
Der Staat kann im Aneignungs- und Umverteilungsprozeß von Nationaleinkommen 
alle Klassen und Schichten der Bevölkerung und alle Bereiche der Wirtschaft erfas- 
sen; und zwar unabhängig von den sich aus den gesellschaftlichen Zusammenhängen 
der Produktion oder ökonomischen Einzugsbereichen ergebenden Beziehungen, die 
die Macht des Monopols in dieser Hinsicht begrenzen. Der Teil des Nationaleinkom- 
mens, den der Staat an sich zieht, unterliegt in seinem Einsatz nicht dem Zwang zur 
Kapitalverwertung; beim Monopol ist das aber der Fall. Schließlich: wenn der Staat 
Bedingungen in der Wirtschaft setzt, gleich welcher Art, die auf die Bewegung des 
Kapitals gerichtet sind, so handelt es sich dabei um Monopolbedingungen, um Be- 
dingungen, die gegen das ungehemmte Wirken des Konkurrenzmechanismus gerich- 
tet sind und die eine Urmverteilung von Nationaleinkommen bewirken, d.h. eine 
kraft staatlicher Gewalt bewirkte Verteilung gegen die sich aus dem eigentlichen 
inneren Mechanismus des Kapitalismus ergebende Verteilung. Staatliche Macht kann 
also im Prozeß der Profitaneignung und -verteilung als zusätzliches Moment in 
Erscheinung treten. 

Betrachtet man nun die Rolle des Staates in der Ökonomie heute, so muß 
man feststellen, daß sich im Laufe der Entwicklung eine qualitative Veränderung 
vollzogen hat. Der Staat ist unmittelbar in den Reproduktionsprozeß und in den 
Verwertungsprozeß des Kapitals einbezogen worden. Er entwickelt bestimmte, für 
den Gesamtreproduktionsprozeß des Kapitals und für seine Verwertung unentbehr- 
liche Bereiche und zwar weit über den Rahmen der allgemeinen Bedingungen der 
gesellschaftlichen Produktion hinaus. Er übernimmt Aufgaben der Mobilisierung der 
für die Akkumulation unter den heutigen Bedingungen notwendigen Kapitalmassen. 
Er greift in den Regulierungsmechanismus der gesellschaftlichen Produktion ein und 
zwar sowohl im Hinblick auf die Gestaltung der volkswirtschaftlichen Strukturen, 
als auch im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Produktion und Markt und auf das 
gesamtvolkswirtschaftliche Wachstum. Er ist also in den Reproduktionsprozeß des 
gesellschaftlichen Gesamtkapitals direkt einbezogen worden und er überzieht die 
Wirtschaft mit einem Netz von Maßnahmen, mit denen er in den Prozeß der Profit- 
aneignung und -verteilung eingreift. Es gibt heute faktisch keinen einzigen volks- 
wirtschaftlichen Bereich mehr, in dem der Staat nicht in der einen oder anderen 
Form die sich aus dem inneren Mechanismus des Kapitalismus ergebende Verteilung 
des Nationaleinkommens durchbricht und so, kraft staatlicher Macht, Verwertungs- 
bedingungen für das Kapital setzt. Vom Standpunkt des Kapitalverhältnisses aus 
gesehen, ist also ein neues Moment in den Mechanismus der Aneignung und Vertei- 
lung des Profits einbezogen worden, das der außerökonomischen Gewalt. Der Staat 
fungiert heute unmittelbar im Ausbeutungsprozeß. Die ökonomische Macht des 
Monopols in diesem Prozeß wird durch staatlich gesetzte Monopolbedingungen er- 
gänzt. 
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Auch dies ist nicht schematisch aufzufassen, als einfache Aneignung und Um- 
verteilung von Nationaleinkommen durch den Staat zugunsten der Monopole. Das 
ist nur die allgemeine Grundlage. Indem der Staat Verwertungsbedingungen für das 

- Kapital setzt und so die Schranken für die Entwicklung der Produktivkräfte durch 
das Monopolkapital durchbricht, beeinflußt er zugleich die Bedingungen der Profit- 
produktion beim Monopol selbst. Wenn der Staat Marktbedingungen setzt, beein- 
flußt er die Bedingungen der Profitrealisierung und erweitert er über diese wiederum 
die Möglichkeiten der Produktivkraftentwicklung für das Privatkapital und folglich 
die Bedignungen der Profitproduktion. Die ganze Bewegung des Kapitals vollzieht 
sich also nach wie vor im Selbstlauf, soweit dies überhaupt noch möglich ist, ange- 
trieben von den inneren Gesetzmäßigkeiten des Kapitals. Aber die staatlichen Ein- 
griffe bilden die Grundlage für diesen Selbstlauf, ermöglichen ihn, indem sie die 
stets von neuem entstehenden Schranken stets von neuem durchbrechen. Sie schaf- 
fen den Spielraum, der die Bewegung der gesellschaftlichen Produktion als kapitali- 
stische Produktion überhaupt noch ermöglicht. 

Die Schwierigkeiten in der Erkenntnis des staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus als höhere Form der Monopolisierung liegen in der besonderen Stellung des 
Staates im System einer Produktionsweise. Die staatlichen Eingriffe sind in der 
Regel allgemeiner Natur. Sie sind weniger auf die bessere Verwertung dieses eder 
jenes Monopols gerichtet — obwohl auch das durchaus eine Rolle spielen kann — als, 
vielmehr auf die Bewegung und Entwicklung der gesellschaftlichen Produktion ins- 
gesamt — aber eben auf ihre Bewegung in diesem ganz spezifischen Rahmen, der 
durch das Kapitalverhältnis geprägt ist und in dem sich die Bewegung nur über den 
Profit und die Beeinflussung der Profitbedingungen vollziehen kann. Die Grenzen, 
die sich aus diesem engen Rahmen für die Entwicklung auf einer bestimmten Stu- 
fenleiter der Vergesellschaftung der Produktion ergeben, können, auf kapitalisti- 
scher Basis, nur über die Monopolisierung durchbrochen werden. Andere Formen 
der notwendig werdenden Veränderungen im Prozeß der Aneignung und Verteilung 
des Profits gibt es nicht. Das Monopol ist aber zugleich die letztmögliche Entwick- 
lungsform des privaten Kapitalverhältnisses. Eine darüber hinausgehende Möglich- 
keit des Eingriffs in diesen Mechanismus ist nur durch die Anwendung staatlicher 
Machtmittel gegeben. 

Durch die besondere Stellung des Staates ergibt sich natürlich ein Moment, 
das geeignet ist, das Wesen des staatsımonopolistischen Kapitalismus bis zu einem 
gewissen Grade zu verbergen. Staatliche Eingriffe können sich sowohl zugunsten 
monopolisierter wie nichtmonopolisierter Bereiche auswirken, sie Können bestimm- 
te nichtmonopolisierte Bereiche begünstigen und gleichzeitig gegen die Interessen 
bestimmter monopolisierter Zweige gerichtet sein. Der staatsmonopolistische Kapi- 
talismus ist in seinen Oberflächenerscheinungen durchaus widersprüchlich. Der 
Schleier verschwindet jedoch, wenn man die Ursachen und die auf die Bewegung 
des Kapitals begrenzte Funktion des staatlichen Wirkens in der Ökonomie bei der 
Betrachtung berücksichtigt. 
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Zunächst einmal muß man die allgemeine Basis bedenken, auf die die staatli- 
chen Eingriffe gerichtet sind. Die Produktion ist heute hochgradig gesellschaftlich. 
In der Industrie beschäftigten 1967 rund 12 Prozent aller Unternehmen rund 
71 Prozent der Arbeitskräfte und sie bestritten rund 80 Prozent des Umsatzes. 
Berücksichtigt man die eigentumsmäßige Verflechtung dieser Unternehmen unter- 
einander, so verringert sich der Prozentsatz der Unternehmen noch weiter. In den 
wichtigsten anderen volkswirtschaftlichen Bereichen besteht ein ähnlicher Grad der 
Konzentration von Produktion und Kapital. Die gesellschaftliche Arbeitsteilung ist 
heute überdies so weitgehend entwickelt, die einzelnen Unternehmen sind so hoch- 
gradig spezialisiert, die ökonomischen Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Produktionszweigen und volkswirtschaftlichen Bereichen sind so eng, daß auch die 
nichtmonopolisierten Kapitale entweder in die Produktionszusammenhänge der 
monopolisierten Zweige einbezogen sind oder in irgendeiner Weise vom Monopol 
erfaßt werden können. D.h. die gesamte Wirtschaft ist heute weitgehend monopo- 
lisiert und das Monopol ist die allgemeine Grundlage, die die Verteilung des Profits 
bestimmt. In einer solchen Wirtschaft, die faktisch mehr und mehr einem gesamtge- 
sellschaftlichen Produktionsorganismus gleicht, dessen Entwicklung und Produktivi- 
tät weitgehend von der Entwicklung, Produktivität und Proportionalität seiner ein- 
zelnen Teile abhängt, in der die Verwertung des gesellschaftlichen Gesamtkapitals, 
die Gesamtmasse des Profits, folglich in stärkstem Maße von dem technischen Stand 
und der optimalen Struktur des Gesamtorganismus bestimmt wird, in einer solchen 
Wirtschaft schlägt sich jede staatliche Einwirkung, die auf die Bewegung des Kapi- 
tals gerichtet ist, letztlich als Einwirkung zugunsten des Monopolkapitals nieder. 
Indirekt, weil das Monopol in der Lage ist, Profit aus nichtmonopolisierten Zweigen 
an sich zu ziehen. Direkt, weil jene Unternehmen, die rund 71 Prozent der Arbeits- 
kräfte beschäftigen und rund 80% des Umsatzes tätigen, ohnehin in erster Linie 
von der Entwicklung des Transport- und Nachrichtenwesens, der Energieversorgung, 
der Forschung, der Exportförderung, der Staatsausgaben generell und selbst der 
staatlichen Wohnungsbauförderung profitieren müssen; allein schon von den 
Größenordnungen und der hohen gesellschaftlichen Stufenleiter ihrer Produktion 
her. 

Zum anderen kann sich die staatliche Monopolisierung garnicht auf einzelne 
Maßnahmen oder einzelne Bereiche beschränken. Der Vergesellschaftungsgrad der 
Produktion ist so hoch und die sich däraus ergebende Schärfe der systemimmanen- 
ten Konflikte so groß, daß sich daraus in zunehmendem Maße die Notwendigkeit 
ergibt, auch in kapitalistischem Rahmen Formen gesellschaftlicher Organisation und 
Regulierung der Produktion zu finden. Das ist nicht nur eine Frage der sozialen und 
politischen Konfliktentfaltung, sondern auch schon der Kapitalbewegung selbst. Die 
Zusammenhänge sind so komplex und von so unmittelbarem Einfluß, daß die staat- 
liche Monopolisierung die Gesamtheit der ökonomischen Bedingungen berücksich- 
tigen muß. Anders kann sie ihre Funktion, Raum für die Bewegung der gesellschaft- 
lichen Produktion als kapitalistische Produktion zu schaffen, nicht erfüllen. 

Die Ausrichtung staatlicher Eingriffe auf diese Zielstellung ist jedoch kein 
bewußter, planmäßiger Vorgang. Es handelt sich um eine objektive Notwendigkeit, 
um Sachzwänge, die selbst Ergebnis der Wechselwirkung verschiedener Prozesse 
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sind. Das Verhältnis Staat — Monopol ist kompliziert. Faßt man es dahingehend 
zusammen, daß der Staat den Interessen des Monopolkapitals untergeordnet wird, 
so wird es keineswegs in der Vielfalt seiner Beziehungen voll erfaßt; obwohl das 
Wesentliche der objektiven Tatbestände damit charakterisiert wird. In der Praxis hat 
sich dieses Verhältnis sicherlich zunächst als Ausnutzung des Staatsapparates im 
Interesse einzelner Monopole oder Monopolgruppen entwickelt. Der Staatsapparat 
selber ist aber kein Bestandteil des Monopolapparates, obwohl in vielfältiger Weise, 
über ökonomische und personelle Zusammenhänge mit ihm verflochten. Reduziert 
man die Zusammenhänge auf das Wesentliche, so ist der Staat wohl ein Instrument 
des Monopolkapitals. Aber er ist zugleich auch eine Sphäre der Konkurrenz der 
Monopole um die Ausnutzung der staatlichen Macht zu ihren eigenen Gunsten, 
zugunsten ihrer besonderen, spezifischen Interessen. In der Praxis ist es also eine 
Frage der Stärkeverhältnisse, der Interessengemeinschaften oder -kollisionen und 
der jeweils gegebenen allgemeinen ökonomischen und politischen Bedingungen, in 
welcher Richtung die staatsmonopolistischen Maßnahmen in besonderem Maße wir- 
ken. Damit sind bei weitem noch nicht alle Einflußfaktoren erfaßt; nicht die Eigen- 
interessen der staatlichen Bürokratie, nicht die politischen Einflüsse, nicht die von 
der Systemsicherung her gegebenen Faktoren usw. 

Die auf das Gesamtfunktionieren des Systems gerichtete Aufgabe der staatli- 
chen Monopolisierung setzt sich also als Ergebnis dieser sehr konkreten und sehr 
unterschiedlichen, teilweise antagonistischen Einflüsse durch. Aus der objektiven 
Ausrichtung der staatlichen Monopolisierung einerseits und der Vielfalt der konkre- 
ten Bedingungen, unter denen sie sich entfaltet, andererseits, erklärt sich die Viel- 
falt und oft scheinbare Widersprüchlichkeit der staatsmonopolistischen Erscheinun- 
gen, erklärt es sich, daß staatliche Eingriffe durchaus auch gegen die Interessen 
einzelner Monopole oder Monopolgruppen gerichtet sein können — und sogar ge- 
richtet sein müssen, wenn diese das Gesamtfunktionieren des Systems untergraben, 
daß sie auch nichtmonopolisierte Bereiche begünstigen können und daß von Mono- 
polen geforderte Maßnahmen oft überhaupt nicht zustande kommen oder durchge- 
setzte wirkungslos verpuffen. Die Prozesse sind also äußerst vielschichtig. Das än- 
dert jedoch nichts am Wesen dieser staatlichen Funktion. 

In meinen Darlegungen habe ich eine Fülle von Problemen nicht berücksich- 
tigen können. Nicht einmal die Ursachen der Ausbildung des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus konnten in ihrer ganzen Vielfalt und Wechselbezogenheit darge- 
stellt werden. Mir kam es jedoch vor allem darauf an, zu zeigen, daß der staatsmo- 
nopolistische Kapitalismus nicht allein als Umverteilung von Nationaleinkommen 
durch den Staat zugunsten der Monopole zu begreifen ist, sondern daß die Einbezie- 
hung des Staates in die Ökonomie ein gesetzmäßiger Prozeß ist, der sich aus den 
inneren Konflikten dieser Produktionsweise notwendig ergibt, um die Bewegung der 
gesellschaftlichen Produktion als kapitalistische Produktion zu ermöglichen. Gleich- 
zeitig wollte ich die Potenzen dieses Systems andeuten, die darin liegen, daß es zur 
Basis einer weiteren Entwicklung der Produktivkräfte auf kapitalistischer Grundlage 
wird, und seine Grenzen, die darin liegen, daß es die Produktionsverhältnisse nicht 
aufhebt und die Vergesellschaftung der Produktion weiter vorantreibt und so zu- 
gleich die Entfaltung der Konflikte, die die bewußte, vorausschauende gesellschaft- 
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liche Organisation und Regulierung der Produktion als Bedingung für die Bewälti- 
gung der Entwicklungsprobleme der modernen Gesellschaft zu einer objektiven 
Notwendigkeit machen. 
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Zur Kritik der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
Margaret Wirth 
L. Einleitung: Ebenen der Kapitalanalyse 


Bei dem Versuch, zu einer Bestimmung der Rolle des Staates im gegenwärtigen Ka- 
pitalismus zu kommen, lassen sich in der marxistischen Diskussion gegenwärtig zwei 
Ansätze unterscheiden. Auf der einen Seite versucht die Theorie des staatsmonopo- 
polistischen Kapitalismus aus der zunehmenden Widersprüchlichkeit und Krisenhaf- 
tigkeit der kapitalistischen Produktion — zunehmende Abhängigkeit der verschiede- 
nen Bereiche der Produktion voneinander bei Weiterbestehen des Marktes als Regu- 
lator der Proportionalität der Produktion, zunehmende Rolle infrastruktureller 
Voraussetzungen der Produktion etc. — die Notwendigkeit gesamtgesellschaftlicher 
Regulierung abzuleiten und die zunehmende Einmischung des Staates in die Ökono- 
mie als Folge dieser Notwendigkeit zu begründen. 

Aus dem sehr umfangreichen empirischen Material, das zum Beleg dieser The- 
se aufgearbeitet wurde, läßt sich allerdings die vorweg zu stellende Frage nicht be- 
antworten, warum denn der Staat überhaupt und bis zu welchem Grad er bestimm- 
te Funktionen übernehmen kann, was ihn von seiner objektiven Rolle im kapitali- 

"stischen Pröduktionsprozeß und seiner eigenen Struktur her dazu prädestiniert, 
Funktionen im Reproduktionsprozeß des Kapitals zu übernehmen und welche sy- 
stematisch ableitbaren Mittel ihm dazu zur Verfügung stehen. Daher gelingt es 
der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus auch nicht, die Bedingun- 
gen und Grenzen dieser „Staatseinmischung“ aufzuzeigen und über die Entwick- 
lungstendenzen des Staatsinterventionismus etwas auszusagen. 


In Absetzung von diesem Vorgehen, das man weitgehend als historisch- 
phänomenologisch bezeichnen muß, auch wenn es mit marxistisch klingenden 
Allgemeinplätzen wie „Verschärfung der Widerspruch Produktivkräfte — Produk- 
tionsverhältnisse‘“‘ dekoriert wird, wird versucht, von einer Ableitung der spezifi- 
schen Form des bürgerlichen Staates und seiner Funktion für die kapitalistische 
Gesellschaft her dessen Aufgaben für die Aufrechterhaltung der kapitalistischen 
Produktionsweise allgemein abzuleiten, um von da aus die realhistorische Er- 
scheinungsform des Staates und seine Funktionen zu untersuchen. Dieses Vor- 
gehen soll ermöglichen, zwischen allgemeinen Entwicklungstendenzen der Rolle 
des Staates im Kapitalismus und den historisch-spezifischen Besonderheiten, die 
diese Tendenzen zu verschiedenen Zeitpunkten und in verschiedenen kapitalisti- 
schen Staaten zeigen, zu unterscheiden. Obwohl dieses Herangehen wohl als das 
methodisch richtige bezeichnet werden muß, hat es bisher nicht viel mehr zutage 
gefördert als die Kategorie der „allgemeinen Produktionsbedingungen“ und eine 
additive Aneinanderreihung von Staatsaufgaben, die sich alle irgendwie unter die- 
se Kategorie subsumieren lassen. 

Im zweiten Teil meines Referats möchte ich ein paar Frageansätze formulie- 
ren, von denen ich meine, daß sie auf.diesem Wege weiterführen Könnten. Zunächst 
werde ich aber versuchen zu entwickeln, warum mir die Vorgehensweise der Theo- 
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rie des staatsmonopolistischen Kapitalismus zur Bestimmung der Möglichkeiten 
und Grenzen des Staatseingriffs unzureichend zu sein scheint. 

Die nun folgenden Überlegungen werden weitgehend metatheoretischer Na- 
tur sein. Das ist zum einen darin begründet, daß ich meine, daß wir uns über die von 
uns verwandten Begriffe klarwerden müssen, bevor wir in die Diskussion einsteigen; 
ich möchte also versuchen, etwas zu dieser Begriffsklärung beizutragen. Das liegt 
zum anderen aber am Gegenstand selbst. Die Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus ist ja kein monolithischer Block. In den vielen Schriften über diesen 
Gegenstand finden sich einander total widersprechende Aussagen; wenn man sich 
auf die eine Schrift bezieht, wird einem die andere entgegengehalten. Das liegt wohl 
nicht nur an der Lebendigkeit der wissenschaftlichen Diskussionen, sondern auch 
daran, daß mit den Grundprämissen dieser Theorie sich offensichtlich völlig ver- 
schiedene Einschätzungen verbinden lassen. Damit stellt sich aber notwendig die 
Aufgabe, zunächst nicht die realhistorischen Aussagen der Theorie, sondern deren 
theoretische Prämissen nach den Gründen für solche Divergenzen zu befragen. Um 
ein Beispiel zu nennen: wenn Lenin aus der Tendenz der Monopole zu Fäulnis und 
Gewalt die Fesselung der Produktivkräfte und die Unausweichlichkeit von Kriegen 
ableitete, die Theorie des stamoKap aus den gleichen Tendenzen heute den techni- 
schen Fortschritt und die friedliche Koexistenz ableitet, dann erhebt sich notwen- 
dig die Frage nach der Aussagekraft solcher Tendenzbestimmungen. (1) 

Grundthese der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus ist es, daß 
eben dieser staatsmonopolistische Kapitalismus eine neue Phase in der Entwick- 
lung des Kapitalismus darstelle, deren wesentliche Bestimmungen es theore- 
tisch neu — wenn auch ausgehend von der Leninschen Imperialismustheorie — zu 
erarbeiten gelte. Wenn nun eine marxistische Theorie — und als solche versteht 
sich die .Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus — Spezifika einer sol- 
chen „neuen Phase“ der Entwicklung des Kapitalismus darstellen will, dann muß 
sie Aussagen darüber machen können, in welcher Form die allgemeinen Bestim- 
mungen des Kapitals, wie sie von Marx im „KAPITAL“ entwickelt worden sind, 
heute erscheinen. D.h., es gilt zu unterscheiden zwischen diesen allgemeinen Be- 
stimmungen und der Form, in der sie sich jeweils konkret-historisch darstellen. 

Diese allgemeinen Bedingungen sind als Bedingungen der Reproduktion des 
Kapitals zum einen qualitative. 

Reproduktion des Kapitals heißt Reproduktion der stofflichen Elemente, die 
in seine Produktion eingehen: also Reproduktion des konstanten Kapitals, Repro- 
duktion des Lebensunterhalts der Arbeiterklasse und Reproduktion von Mehrwert 
in einer stofflichen Form, in der es für die Akkumulation nutzbar gemacht werden 
kann. Diese Reproduktionsbedingungen erscheinen aber als rein quantitative. Da 
das Kapital sich auf sich selbst nur als Wert, d.h. als Quantität beziehen kann, 


1) In der Diskussion wurde mir entgegengehalten, daß ja auch schon Lenin beides gesagt ha- 
be. Wenn allerdings eine Theorie so formuliert ist, daß ihre Aussagen im Sinne von „so- 
wohl-als-auch‘‘ widerspruchsfrei und problemlos auf alle historischen Erscheinungen 
„passen“, dann ist die Frage nach ihrer Aussagekraft für konkrete Analysen wohl zulässig: 
letztlich reduziert sich damit die Marxsche Kategorie des Widerspruchs auf ein pluralisti- 
sches „einerseits — andererseits“. 
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kann es sein eigenes Produkt auch nur als Wert beziehen auf den vorher vorhande- 
nen Wert, d.h. als Profit auf das vorgeschossene Kapital. 

Aus dem Anspruch des Kapitals auf gleiche Verwertung ergibt sich logisch 
die Kategorie des Durchschnittsprofits. Auf jedes Kapital — als Quantität betrach- 
tet — muß im Zusammenhang der Gesamtreproduktion ein prozentual gleicher An- 
teil des gesellschaftlichen Reichtums fallen: ‚,.. . jeder Kapitalist (betrachtet) der 
Klasse der Kapitalisten gegenüber sein Kapital als Quelle eines gleich großen Pro- 
fits, wie ihn jedes andre Kapital von gleicher Größe macht... “. (2) 

Die quantitative Zrscheinungsform des Werts wird mit den qualitativen 
Voraussetzungen seiner Reproduktion vermittelt über die ‚Könkurrenz, in der sich 
für das einzelne Kapital herausstellt, ob das, was es zu unter für es selbst quantita- 


tiv angemessenen Gesichtspunkten pröduziert hat, auch den qualitativen, gebrauchs- 
wertmäßigen Anforderungen der Gesellschaft entspricht. Die Konkurrenz bringt ' 


somit nur zum Ausdruck, was im Begriff des Kapitals selbst liegt: Daß es auf der 
einen Seite — als Wert — gleichgültig ist gegen den Gebrauchswert der von ihm 
hergestellten Waren; daß es auf der anderen Seite — als Produzent konkreter Ge- 
brauchsgüter — verwiesen werden muß, gewaltsam, von außen, auf die stofflichen 
Zusammenhänge der Produktion und Reproduktion der Gesamtgesellschaft. 
Stoffliche Reproduktion, angemessene Verwertung des Einzelkapitals und 
Konkurrenz als Vermittlung zwischen beiden Anforderungen sind also logisch auf 
der allgemeinen Ebene sich ergebende Formen der Reproduktion des Gesamtka- 
pitals. 
Auf einer zweiten Ebene kann nun untersucht werden, wie sich die dem Ka- 
pitalbegriff inhärenten Bestimmungen unter je verschiedenen konkreten Be- 
dingungen durchsetzen. Bekanntlich hat Marx dies nicht getan: Er hat nur ver- 
streute Andeutungen darüber gemacht, wie die von ihm logisch entwickelten Be- 
stimmungen sich tatsächlich durchsetzen, welche Formen sich dabei herausbilden 
können. In solchen Zusammenhängen taucht der für die Theorie des staatsmono- 
polistischen Kapitalismus zentrale Begriff des Monopols auf: als spezifische Form 
der Konkurrenz, als Form, in der die einzelnen Kapitale sich selbst aus dem allge- 
Prozeß ist aber diesen Verhaltensweisen logisch vorausgesetzt: wenn es keine not- 
wendige Tendenz zur Angleichung der Profitraten gäbe, bräuchten sich die einzel- 
nen Kapitale nicht so anzustrengen, sich davon zu befreien. Die auf dieser Ebene 
anzusiedelnde Unterscheidung zwischen ‚„freier‘‘ Konkurrenz und Monopol — als 
Bezeichnung für unterschiedliche Bedingungen, unter denen die Bewegung zum 


Ausgleich der Profitrate stattfindet — ist dann nicht mehr als qualitative, sondern " 


nur noch als graduelle sinnvoll; denn die Profitrate kann sich real! nie „ungehindert“ 
durchsetzen. Die Frage ist immer nur, welche Mittel ein einzelnes Kapital mobili- 
Sieren Kann, um sie daran zu hindern; und eine wiederum ganz andere Frage ist, 
ob es die Rückwirkungen des Falls der Profitrate auf sich selbst mit solchen Mit- 
teln tatsächlich erreicht. 


Damit komme ich zu der dritten Ebene, die von der der „Durchsetzung“ 


2) Karl Marx, Theorien über den Mehrwert Bd. 2, S. 63, MEW 26,2 
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der allgemeinen Bestimmungen des Kapitals wiederum unterschieden werden 
muß: die Ebene der tatsächlichen Aktionen der Individuen als Subjekte. Der 
Kapitalist als „mit Willen und Bewußtsein begabtes Kapital“ erscheint auf der 
Oberfläche als Subjekt mit freiem Willen; in den Aktionen der freien Subjekte 
setzen sich die objektiven Anforderungen der Kapitalverwertung durch. Damit 
der Kapitalist sich als Charaktermaske des Kapitals seiner Bestimmung gemäß ver- 
halten kann, muß er als Subjekt im Rahmen dieser Bestimmung Entscheidungsfrei- 
heit haben; er muß sich, unter den wechselnden Konstellationen der Konkurrenz, 
je verschieden entscheiden können. 


Dasselbe gilt für den Arbeiter als Charaktermaske der „freien Lohnarbeit“. 


Die „Freiheit des Subjekts“ ist damit notwendiger Bestandteil der Reproduktion 
des Kapitals. 


Die Analyse der kapitalistischen Gesellschaft kann nun zunächst nur von 


dieser erscheinenden Bewegung — als dem einzig sichtbaren — ausgehen; ihre Auf- 
gabe besteht darin, in den Aktionen der Subjekte die reale Bewegung ausfindig 
zu machen. Die eigentliche Schwierigkeit der konkrethistorischen Analyse beginnt 
da, wo versucht werden soll, ausgehend von den real erscheinenden Phänomenen 
die dahinter liegende „objektive Entwicklung‘“‘ des Kapitalverhältnisses zu de- 
chiffrieren. Dennoch liegt in dem Festhalten an der Differenz zwischen der Er- 
scheinung und dem, was erscheint, die einzige Möglichkeit, in der Analyse realer 
Prozesse mehr zu leisten als eine Aneinanderreihung von Phänomenen. 


Meine Hypothese ist nun, daß in der Theorie des staatsmonopolistischen 


Kapitalismus die Unterscheidung zwischen allgemeinen Bestimmungen des Ka- 
pitals, realen Durchsetzungsformen und Erscheinungsweise dieser Durchsetzung ver- 
. lorengegangen ist. Die Theorie hat sich damit außerstande gesetzt, mehr zu tun als 
\\ die jeweils auftretenden Phänomene empiristisch nachzuzeichnen und sie dann 
‚!Marxschen Kategorien auf der allgemeinsten Ebene zuzuordnen. Sie kommt damit 
‘; zu einer Tautologisierung der Marxschen Theorie, die alles Bestehende als notwen- 
_ dig aus dem Begriff ableitbar erklären muß, damit aber in Gefahr gerät, die jeweils 
auftretenden Erscheinungen zu allgemeinen Etappenbestimmungen zu überhöhen. 


n. 


Zentrale Theoreme 
der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus 


Die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus geht von zwei zentralen 
Theoremen aus: 


1. 
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Der Kapitalismus bewegt sich nicht mehr seiner eigenen Basis gemäß; er ist 
sterbender, verfaulender Kapitalismus, Kapitalismus, der seine letztmögliche 
Form erreicht hat und deshalb bald „abtreten“ muß. Dr. Katzenstein hat dies 
verschiedentlich zum Ausdruck gebracht: der Kapitalismus,,befindet sich im 
Stadium seiner Ablösung“; „das Kapitalverhältnis wird direkt und unmittelbar 
zu einer Schranke für die Entwicklung der Produktivkräfte.“ 


. Die gegenwärtig zu beobachtende „zunehmende Rolle des Staates“ ist ein Indiz 


für diese Tatsache; d.h. die Staatseingriffe bringen zum Ausdruck, daß der Ka- 
pitalismus ihm selbst fremde Elemente in sich aufnehmen muß. Als solche frem- 
den Elemente werden die ökonomischen Funktionen des Staates begriffen: der 


Staat durchbricht „‚die sich aus dem eigentlichen inneren Mechanismus des Ka- 
pitalismus ergebende Verteilung des Nationaleinkommens.“ Weil sich „das Ka- 
pitalverhältnis als absolute Schranke für die Entwicklung der Produktivkräfte‘ 
zeigt, muß der Staat eingreifen. 

Ich möchte diesen Theoremen zwei Gegenthesen entgegenstellen: 

1. Logisch, aus dem Kapitalbegriff heraus, gibt es keine „absolute‘‘ Schranke des 
"Kapitalismus, gibt es keinen Punkt, an dem gesagt werden kann, er könne sich 
nicht mehr weiterentwickeln. Die „objektive Schranke des Kapitals“ ist das Ka- 
pital selbst, als Herrschaft der toten über die lebendige Arbeit. Das ist aber ein 
Satz, der abstrakt immer gilt: konkret werden kann diese Schranke nur in der 
revolutionären Aktion der Arbeiterklasse. Solange diese revolutionäre Aktiön 
nicht stattfindet, entwickelt sich der Kapitalismus weiter, wenn sich auch die 
Formen dieser Entwicklung ändern. Will man eine andere historische Schranke 
des Kapitals ableiten, so gerät man zwangsläufig in den Widerspruch, in dem sich 
auch die Theorie des stamoKap befindet: auf der einen Seite die Überlebtheit 
des Kapitals konstatieren zu müssen, auf der anderen Seite festzustellen, daß die 
Arbeiterklasse dies gegenwärtig nicht in ausreichendem Maße realisiert. Damit 
kommt die Theorie in den Zwang, einen deus ex machina einführen zu müssen, 
der die tatsächlich schon notwendige und mögliche Aufhebung des Kapitalver- 
hältnisses verhindert. Begreift man allerdings das Bewußtsein der Arbeiterklas- 
se wie diese selbst als Teil des Kapitalverhältnisses, wird man darauf verwiesen, 
die konkreten Bedingungen der Überwindung des Kapitalismus immer neu zu 
untersuchen, statt sich auf das Postulat der „objektiven Überlebtheit‘ zu beru- 
fen. 

2. Die ökonomischen Funktionen des Staates sind nicht dem Kapitalismus ‚‚frem- 
de‘ Elemente, sondern unter. bestimmten historischen Bedingungen notwendige 
Formen der Durchsetzung des Kapitalverhältnisses, also Bestandteil des Kapital- 
verhältnisses. Die Vorstellung, die Funktionen des Staates lägen irgendwo 
„außerhalb“ des „eigentlichen“ Prozesses der Kapitalverwertung begreift den 
Staat schon als von der „Wirtschaft“ getrennte Organisation politischer Herr- 
schaft. Der Staat als bürgerlicher Staat ist aber integraler Bestandteil des Kapi- 
talverhältnisses; nur deshalb kann er auch überhaupt in die Ökonomie „eingrei- 
fen“. Diese Form des Staates selbst und die sich daraus ergebenden Bezüge zur 
Ökonomie müssen also zuerst entwickelt werden, bevor konkret-historische Er- 
scheinungsformen des Staatseingriffs analysiert werden können. 


Zu }.: 

Die These, das Kapital befinde sich im Stadium seiner Ablösung, könne sich nur 
noch mittels außerökonomischer Gewalt am Ruder halten — „das System kann 
sich nur noch auf politische Gewalt stützen und verlangt daher die politische Ak- 
tion zu seiner Überwindung“ (3) — geht zurück auf die Imperialismusanalyse Le- 
nins. Da die Grundstruktur der Argumentation, basierend auf dem Monopolbe- 


3) Peter Hess, Der Kapitalismus und das Problem des gesellschaftlichen Fortschritts, In: 
Wirtschaftswissenschaft Jg. 15/1967, Heft 6, S. 999 
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griff, sich seit Lenin nicht geändert hat, — wenn auch die Schlußfolgerungen heute 
andere sind — stelle ich sie an seiner Analyse dar. (4) 


Lenin faßt den Imperialismus als Phase des Kapitalismus in folgenden 


Bestimmungen: 


„1. Konzentration der Produktion und des Kapitals, die eine so hohe Entwick- 
lungsstufe erreicht hat, daß sie Monopole schafft, die im Wirtschaftsleben die 
entscheidende Rolle spielen; 2. Verschmelzung des Bankkapitals zum Industrie- 
kapital und Entstehung einer Finanzoligarchie ...; 3. der Kapitalexport ... ge- 
winnt besonders wichtige Bedeutung; 4. es bilden sich internationale monopo- 
listische Kapitalistenverbände ..., und 5. die territoriale Aufteilung der Erde 
unter die kapitalistischen Großmächte ist beendet.“ (5) 

Das Monopol ist Folge und Form der Konzentration des Kapitals, die Zu- 


sammenfassung großer Kapitalmassen in der Hand weniger Kapitalisten, die damit 
die Möglichkeit erhalten, den Markt zu beherrschen und die Preise zu diktieren: 


„es ist dem Allgemeinbewußtsein inzwischen zur Selbstverständlichkeit gewor- 
den, daß große Teile des Wirtschaftslebens der freien Konkurrenz regelmäßig 
entzogen sind.“ (6) „Die Kartelle und Truste vereinigen vielfach 7 bis 8 Zehn- 
tel der Gesamtproduktion des betreffenden. Industriezweiges in ihren Hän- 
den ... Das auf diese Weise entstehende Monopol gewährleistet Riesengewin- 
ne ...“ (7) „Durch die Monopolinhaber werden alle diejenigen abgewürgt, die 
sich dem Monopol, seinem Druck, seiner Willkür nicht unterwerfen.“ (8) 
„Das Herrschaftsverhältnis und die damit verbundene Gewalt — das ist das Typi- 
sche für die „jüngste Phase in der Entwicklung des Kapitalismus“ (9). ‚,... das 
Monopol, das in einigen Industriezweigen entsteht, verstärkt und verschärft den 
chaotischen Charakter, der der ganzen kapitalistischen Produktion in ihrer Ge- 


. samtheit eigen ist.“ (10) 


a) 


Zwei Bestimmungen des Monopols lassen sich dieser Analyse entnehmen: 
das Monopol wird als Gegensatz zur freien Konkurrenz, wenn auch nicht diese 


| beseitigend, begriffen;; b) das Monopol wird als Herrschaftsverhältnis bestimmt, 
. aufgrund dessen das blinde Wirken des Wertgesetzes partiell aufgehoben werden 
‘ kann. 


Es stellt sich nun die Frage, auf welcher Ebene der Logik des Kapitals der Be- 


griff „Monopol“ angesiedelt ist. Als Gegensatz zur Konkurrenz scheint Lenin ihn 
als allgemeine Kategorie der ökonomischen Analyse zu verwenden. Als Bezeich- 
nung eines Herrschaftsverhältnisses kann dieser Begriff nur der Ebene zugeordnet 


4) 


Um einem Mifßverständnis vorzubeugen: es geht hier nicht um eine vollständige ..- 
stellung und Interpretation der Leninschen Imperialismustheorie, sondern um den Aus- 
weis einiger Punkte, an die die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus — zu 
Recht oder Unrecht — anknüpft. 

W. I. Lenin, Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, in: Lenin, Werke 
Bd. 22, S. 189-309, S. 270 £. 

a.a.0., S. 206 

2.a.0.,S. 207 

a.a.0.,$S. 210 

a.2.0.,$. 211 

a.a.0.,S. 212 


werden, auf der die Charaktermasken des Kapitals tatsächlich als Subjekte des 
ökonomischen Prozesses erscheinen, d.h. der Oberfläche der bürgerlichen Gesell- 
schaft. 


a) Monopol als ökonomische Kategorie 


Im 3. Band des „KAPITAL“ erscheint das Monopol immer als Ausnahmefall des 
Durchbrechens der „reinen Formen“, in denen sich das Wertgesetz durchsetzt — 
“immer unter der von Marx für seine "Analyse im „KAPITAL“ gemachten Voraus- 
setzung: „In solcher allgemeinen Untersuchung wird überhaupt vorausgesetzt, daß 
die wirklichen Verhältnisse ihrem Begriff entsprechen ...‘“ (11) Diese reine Form, 
in der sich das Wertgesetz durchsetzt, ist nun in der Tat die ‚„‚freie Konkurrenz“ 
als Abstraktion von allen Hindernissen, die der Herstellung der Durchschnittspro- 
fitrate im Wege stehen könnten. Das heißt: um darstellen zu können, was „Kon- 
kurrenz““ allgemein heißt, d.h. wie unter der Voraussetzung der vielen Kapitale 
diese in ihrer Bewegung die Gesamtreproduktion des Kapitals leisten, muß Marx 
von der Annahme ausgehen, daß diese Kapitale sich in der Tat „frei“ aufeinander 
‚bewegen können. Die „freie Konkurrenz“ ist also eine Abstraktion, die reine Form 
der Bewegung der Kapitale. Allgemein bezeichnet der Begriff Konkurrenz aber die- 
se Bewegung überhaupt; nämlich den Zwang des Kapitals, sich zu verwerten, seine 
Abhängigkeit vom Gesamtzusammenhang der Reproduktion und die Form, der 
sich das einzelne Kapital auf diesen Gesamtzusammenhang bezieht: indem es ver- 
sucht, für sich möglichst viel herauszuschlagen, darin aber durch die anderen Kapi- 
tale beschränkt wird. 

Einerseits meint Konkurrenz also die Form, in der die Einzelkapitale aufein- 
ander wirken; zugleich aber ist in der Herstellung der Durchschnittsprofitrate vor- 
ausgesetzt, daß die Einzelkapitale tatsächlich „frei“ aufeinander wirken. Innerhalb 
dieses Prozesses kommt es immer wieder zu „zufälligen“ Monopolen, d.h. „das 
Monopol, das dem Käufer oder Verkäufer erwächst aus dem zufälligen Stand von 
Nachfrage und Angebot.“ (12) 

Der Begriff „freie Konkurrenz‘ bezeichnet also eine spezifische Art dieses 
Aufeinanderwirkens, nämlich die, in der real wird, daß auf jedes Kapital nur der 

Durchschnittsprofit fällt. Nun ist die Herstellung der Durchschnittsprofitrate ohne- 
hin nur als Tendenz zu fassen, deren Durchsetzung nur in der reinen Darstellung — 
also unter Abstraktion von möglichen anormalen Verläufen — wirklich erscheinen 
kann. Diese Tendenz ergibt sich aber schon aus dem Begriff des Kapitals als selbst- 
verwertendem Wert, nicht erst aus der Konkurrenz als nach außen gekehrte Natur 


11) Karl Marx, Das Kapital, Bd. 3, MEW Bd. 25, S. 152 Die Kontroverse mit der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus muß an der Frage ansetzen, was Marx hier mit 
„wirklichen Verhältnissen‘ meint: die realhistorische Situation des „Konkurtenzkapita- 
lismus“, die dem Begriff der „freien Konkurrenz‘ entsprechen, so daß der Monopolka- 
pitalismus eben nicht mehr ‚dem Begriff‘‘ des Kapitals entspricht; oder die „wirkliche“ 
innere Natur des Kapitals, die es zunächst allgemein darzustellen gilt, bevor historische 
Besonderheiten analysiert werden können. 

12) a.a.O., S. 187 
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des Kapitals. Denn Kapital als Wert kann überhaupt nur quantitativ gefaßt werden; 
das Beziehen des Kapitals auf sich selbst als Wert hat zur Folge, daß jedes Kapital 
beansprucht, mindestens sich ebenso gut zu verwerten wie jeder andere Teil des ge- 
sellschaftlichen Wertes. Was sich historisch ändert, sind die Formen, in denen jedes 
Kapital versucht, den Durchschnittsprofit zu erreichen oder sich der Reduktion sei- 
nes Profits auf den DP zu entziehen; subjektiv stellt sich die Tendenz gleicher Ver- 
wertung i immer dar in dem Versuch, mehr zu ergattern als die anderen. 

Das Monopoi ist.eine Form dieses Versuchs, ist eine Erscheinungsform der 
Konkurrenz und ist außer durch die Konkurrenz auch nicht zu klären. 

“Die Aussage, das Monopol löse die „freie Konkurrenz‘ ab, stehe im Gegen- 
satz zu ihr, ist also zumindest mißverständlich; sie impliziert, daß die „freie Kon- 
; kurrenz‘“ nicht eine logische Abstraktion, sondern eine tatsächliche historische 
: Phase der Kapitalentwicklung ist, daß also Marx im 3. Band nicht die allgemeinen 
Bestimmungen des Kapitals als Kapital entwickelt habe, sondern eine Phase des 
Kapitalismus real analysiert habe, so daß nun diese Analyse ergänzt werden müsse 
durch neue Bestimmungen auf der allgemeinen Ebene. 

Wenn Konkurrenz = Ausdruck des Wertgesetzes gleichgesetzt wird mit Kon- 
kurrenz = reale Aktionsweisen der Einzelkapitalisten auf dem Markt, und dann 
noch die „ideale Form“ der Durchsetzung des Wertgesetzes verwechselt wird mit 
einer Phase des Kapitalismus, dann steht das Monopol in der Tat „neben und außer- 
halb“ der freien Konkurrenz. Dann kann man auch, wie Lenin, zu der Aussage kom- 
men: „Auf der Arbeit des Kleinproduzenten beruhendes Privateigentum, freie 
Konkurrenz, Demokratie ... liegen weit zurück.“ (13) 


b) Monopol als Herrschaftsverhältnis 


Lenin begründet die „Verwandlung von Konkurrenz in Monopol“ (14) damit, daß 
die Anzahl der Großbetriebe zunimmt; diesen aber ‚fällt es leicht, sich unterein- 
ander zu verständigen.“ (15) Damit wird die Aufhebung der Konkurrenz als ab- 
hängig vom Willen der Subjekte statt als Form der Durchsetzung des Wertgesetzes 
begriffen. Das Monopol wird als Ergebnis bewußter Organisation der Produktion — 
wenn auch noch ‚im Privatinteresse‘“ — gefaßt. Offensichtlich steckt dahinter die 
Vorstellung, daß das „blinde Wüten des Wertgesetzes‘ nicht seinen Grund in der 
Herrschaft des Tauschwertes über den Gebrauchwert hat, sondern darin, daß in 
der zersplitterten Produktion von Kleinkapitalisten „der Markt“ nicht überblickt 
werden kann. Entscheidende Grundlage der Krisen im Kapitalismus ist demnach 
die „Anarchie des Marktes“; Lenin leitet also „im Widerspruch zu Marx die Krisen 
nicht aus dem tendenziellen Fall der Profitrate her, ... sondern aus der Unordnung 
der Produktion“: (16) 

„Es ist davon auszugehen, daß Lenin Monopol und Finanzkapital in seiner 


13) Lenin, Der Imperialismus ..., a.a.O., S. 195 
14) a.a.O., S. 201 


15) ebda. 
16) Christel Neusüss, Imperialismus und Weltmarktbewegung des Kapitals, S. 88, Erlangen 
1972 
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Imperialismusanalyse deshalb als Zeichen der Überlebtheit des Kapitalismus und 
als Grundlage seines Übergangs zu einer neuen Gesellschaftsformation bezeichnet, 
weil er an diesen Formen des Kapitals entscheidende Momente der Aufhebung des 
anarchischen Charakters der Produktion und Zirkulation der Waren zu entdecken 
glaubt.‘ (17) 

Wie kommt Lenin nun zu dieser Betrachtungsweise der kapitalistischen Ent- 
wicklung? 

In seiner Auseinandersetzung mit den Narodniki will Lenin nachweisen, daß 
„das Phänomen der Überproduktionskrisen nicht aus der Schwierigkeit der Reali- 
sierung, sondern aus der Planlosigkeit des kapitalistischen Wirtschaftssystems ab- 
geleitet werden müsse.“ (18) Er bedient sich dazu der Reproduktionsschemata. Da- » 
bei verwechselt er die dort entwickelten abstrakten Gleichgewichtsbedingungen mit 
einer Darstellung des realen Prozesses der Realisierung und reduziert damit das Pro- 
blem der Krisen im Kapitalismus auf die Ungleichmäßigkeit der Entwicklung als : 
Disproportionalität zwischen verschiedenen Kapitalzweigen. Diese Ungleichmäßig- 
keit umfaßt auch die Notwendigkeit des begrenzten Konsums der Massen, die da- 
mit zu einem Unterfall der Disproportionalität wird. Da Lenin die Reproduktions- 
schemata als „Beweis“ für die mögliche proportionale Entwicklung im Kapitalis- 
mus begreift, liegt für ihn der Grund für die tatsächlich disproportionale Entwick- 
lung in der isolierten Organisation der Einzelkapitale, ihrer Unfähigkeit, den 
Markt zu überblicken und ihrem „privaten“ Interesse an möglichst hohem Profit. 

Nicht, daß das Kapital ständig gezwungen ist, die Produktivkraft der Arbeit 
zu erhöhen, um sich zu verwerten, auf der anderen Seite aber beschränkt ist durch 
die gesellschaftliche Konsumtionskraft, ist hier die Schranke des Kapitals, sondern 
die Anarchie des Marktes. Tatsächlich ist aber diese Anarchie des Marktes nicht 
Ursache der Krisenhaftigkeit des Kapitalismus, sondern nur ihr Ausdruck; die Ur- 
sache liegt in den Schranken, die das Kapital als sich verwertender Wert sich selbst 
setzt: „da nicht Befriedigung der Bedürfnisse, sondern Produktion von Profit Zweck 
des Kapitals, und da es diesen Zweck nur durch Methoden erreicht, die die Produk- 
tionsmasse nach der Stufenleiter der Produktion einrichtet, nicht umgekehrt, so 
muß beständig ein Zwiespalt eintreten zwischen den beschränkten Dimensionen 
der Konsumtion auf kapitalistischer Basis und einer Produktion, die beständig über 
diese ihre immanente Schranke hinausstrebt.‘“ (19) 

Bei Lenin erscheint das „Interesse“ des Einzelkapitals an Profit nicht mehr 
als Ausdruck des Hinausstrebens über die immanenten Schranken des Kapitals, 
sondern nur noch als individuelles Motiv; denn die Konkurrenz zwischen den Ein- 
zelkapitalen erscheint nur noch als Ergebnis ihrer äußerlichen Getrenntheit, nicht 
mehr als Ausdruck der inneren Natur des Kapitals, aus Wert mehr Wert zu machen. 
Da die Anarchie des Marktes Ausdruck der Zersplittertheit der Produktion ist, wird 
diese dann notwendig auch tendenziell überwunden, wenn die einzelnen Kapitale 
größere Teile des Marktes überblicken können. In diesem Zusammenhang gewinnt 


17) a.a.O., S. 90f. 

18) Roman Rosdolsky, Zur Entstehungsgeschichte des Marxschen „Kapital“, Bd. ILFFM 
1968, S. 557 

19) Karl Marx, Theorien über den Mehrwert Bd. III, MEW 26,2, S. 285 
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dann auch die Kategorie der „Herrschaft der Monopole“ ihre Bedeutung. Lenin 
schreibt: „Wenn aus einem Großbetrieb ein Riesenbetrieb wird, in dem planmäßig, 
aufgrund genau errechneter Massendaten, die Lieferung des ursprünglichen Roh- 
materials ..., die Beförderung dieses Rohstoffs ..., die Verarbeitung des Materials ..., 
die Verteilung dieser Produkte ... nach einem einzigen Plan geschieht ..., — dann 
wird es offensichtlich, daß wir es mit einer Vergesellschaftung der Produktion zu 
tun haben ..., daß privatwirtschaftliche und Privateigentumsverhältnisse eine Fülle 
darstellen, die ihrem Inhalt bereits nicht mehr entspricht und die daher unvermeid- 
lich in Fäulnis geraten muß, wenn ihre Beseitigung künstlich verzögert wird.“ (20) 
Diese Hülle ist aber nicht das Wertgesetz, sondern die „Privatproduktion“, d.h. die 
noch „privat‘‘ zusammengefaßten Teile einer schon gesellschaftlichen Produktion. 
Damit wird zum Hauptwiderspruch der Widerspruch von gesellschaftlicher Produk- 
tion und privater Aneignung: „Ihrem Inhalt nach aber ist diese Verteilung der Pro- 
duktionsmittel keineswegs „allgemein“ sondern „privat“, sie ist den Interessen des 
großen — in erster Linie des allergrößten, monopolistischen — Kapitals angepaßt, 
das unter Verhältnissen operiert, wo die Masse der Bevölkerung ein Hungerdasein 
fristet ...‘“ (21) 

Die Erscheinungsform — immer weniger verfügen über immer mehr — wird 
zum Inhalt der gegenwärtigen Phase des Kapitalismus; die Schrecken des Imperialis- 
‘mus werden zum Resultat individueller Bösartigkeit von Personen, die die Produk- 
tion beherrschen. Der Begriff der „Privatheit“ ist nicht mehr subjektiver Ausdruck 
der Verkehrung des Zwecks der Produktion, sondern eigentliches Konstituens des 
Kapitalverhältnisses; nicht das Kapital herrscht — auch noch über die Monopole in 
der Konkurrenz — sondern die Monopole herrschen. 

In dieser Subjektivierung des Kapitalbegriffs ist die Differenz zwischen der 
erscheinenden, und in den angegebenen Grenzen auch reaien, Entscheidungsfreiheit 
des Subjekts und der Möglichkeit, mittels dieser Entscheidungen auch tatsächlich 
die Ziele des Subjekts erreichen zu können, verschwunden. Wenn nicht mehr das 
Kapital herrscht, sondern die Monopole, und damit implizit die Monopolisten, geht 
der in dieser Entscheidungsfreiheit immanente Widerspruch zwischen den sich hin- 
ter dem Rücken der Produzenten durchsetzenden Notwendigkeiten der Gesamtre- 
produktion — wie oben entwickelt — und dem individuellen Interesse an Profit- 
maximierung verloren. Der Widerspruch muß dann diesen Monopolen äußerlich hin- 
zuaddiert werden, als allgemeiner, inhaltsleer gewordener Widerspruch Produktiv- 
kräfte — Produktionsverhältnisse oder als Gegensatz Monopole — Volk; der aber 
nicht mehr aus dem Kapital selbst — als begrifflichem Widerspruch von lebendiger 
und toter Arbeit — sondern nur noch aus ‚allgemeinen gesellschaftlichen Tenden- 
zen‘ abgeleitet werden kann. 

Deutlich wird dies m.E. an der in der Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus verbreiteten These, eine kleine Gruppe von Finanzoligarchen be- 
\ herrsche das ganze übrige Volk. Basis der Herrschaft dieser weniger ist das zinstra- 
2 Kapital; also die von Marx entwickelte „letztmögliche‘“ Form des Kapitals. 


enin, Der Imperialismus, a.a.O., S. 308 
2.2.0., S. 220 
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(22) Die damit einhergehende Verwandlung der Masse der Bevölkerung in Lohnab- 
hängige biete zugleich die Möglichkeit der Überwindung des Kapitalismus; erleich- 
tert werde diese Überwindung dadurch, daß in den im Staatsapparat konzentrier- 
ten ökonomischen Funktionen schon Vorformen gesellschaftlicher Planung enthal- 
ten seien, die es im Interesse der Arbeiterklasse auszunutzen gelte. 

Nun ist sicherlich das zinstragende Kapital die „logisch“ letztmögliche Form 
des Kapitals: als höchste Form der Abstraktion von der realen Basis des Reichtums, 
der Produktivkraft der Arbeit: 

„Der Zins an sich drückt gerade das Dasein der Arbeitsbedingungen als Kapi- 
tal, in ihrem gesellschaftlichen Gegensatz zur Arbeit, und in ihrer Verwandlung in 
persönliche Mächte gegenüber der Arbeit und über die Arbeit aus. Er stellt das bloße 
Kapitaleigentum dar als Mittel, sich Produkte fremder Arbeit anzueignen. Aber er 
stelit diesen Charakter des Kapitals dar als etwas, daß ihm außerhalb des Produk- 
tionsprozesses zukommt und das keineswegs das Resultat der spezifisch kapitalisti- 
schen Bestimmtheit dieses Produktionsprozesses selbst ist. Er stellt es dar, nicht im 
direkten Gegensatz zur Arbeit, sondern umgekehrt, ohne Verhältnis zur Arbeit ...“ 
(23) 

Daß aber das Kapital diese höchste Form des abstrakten Werts herausbildet, 
also die schärfste Trennung der Bewegung des Wertes vom Gebrauchswert, sagt 
über den historischen Zeitpunkt, zu dem die im Gefolge dieser Trennung produzier- 
ten Krisen zur Expropriation der Expropriateure führt, zunächst nichts aus. 

Es ist nämlich keineswegs so, daß mit der Entfaltung des Widerspruchs zwi- 
schen Gebrauchswert und Tauschwert, der Ablösung der Bewegung des Werts von 
seiner Basis, auch notwendig das Bewußtsein dieses Widerspruchs wächst. Im Ge- 
genteil: je mehr Formen des Kapitals zu seiner logisch ursprünglichen Form im 
unmittelbaren Produktionsprozeß hinzu entwickelt werden, desto mehr verschlei- 
ert sich den Akteuren die reale Basis der Produktion des gesellschaftlichen Reich- 
tums. Paradigmatisch findet sich dies von Marx dargestellt an den Folgen, die die 
Trennung des Kapitaleigentümers von der Verfügungsgewalt für das Bewußtsein 
der Produzenten hat: in seiner letzten Form, als zinstragendes Kapital, produziert 
das Kapitalverhältnis der Schein der Trennung des auf technisch rationaler Basis 
ablaufenden Arbeitsprozesses von den abgehobenen „Kapitalverwertungsinteressen“ 
eines Häufleins von Kapitalmagnaten; zugleich erscheinen alle, die ein Einkommen 
aus ihrer Tätigkeit in diesem Arbeitsprozeß erhalten, als gleichberechtigte Einkom- 
mensbezieher. (24) Es scheint also nur mehr nötig zu sein, dies Häuflein Finanzka- 
pitalisten zu beseitigen, ı um den Arbeitsprozeß in seiner technisch rationalen Form 


Theorie des stamoKap diese von Marx dargestellte letzte Form der Kapitalmystifi- 


22) vgl. Karl Marx, Das Kapital Bd. III, MEW Bd. 25, S. 283 ff. 

23) a.a.O., S. 395 

24) ,„Vom Kapital getrennt, ist aber der Produktionsprozeß Arbeitsprozeß überhaupt. T*:: 
industrielle Kapitalist, als unterschieden vom Kapitaleigentümer, erscheint dahe: ... 
einfacher Träger des Arbeitsprozesses überhaupt, als Arbeiter, und zwar als Lohnar: 
ter.“ a.a.0., S. 395 
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kation. (25) Tatsächlich allerdings stellt sich hierin nur dar, daß das Kapital de 
“facto zu einer anonymen Macht wird, die sich an Personen nicht mehr festmachen 
läßt; denn selbst der fungierende Kapitalist wird zum Lohnarbeiter des Kapitaleig- 
ners. Dem Kapital als selbstverwertendem Wert ist aber die Form am adäquatesten, 
in der tatsächlich nicht mehr Personen „das Kapital“ repräsentieren, sondern die 
Totalität der auf der Basis der Herrschaft des Wertes über den Gebrauchswert sich 
reproduzierenden gesellschaftlichen Verhältnisse, die es dann ebenso in ihrer Tota- 
lität — und nicht durch Auswechseln der Spitze — abzuschaffen gilt. Die „Heır- 
schaft“ des Finanzkapitals ist also selbst noch Schein; realer Schein deshalb, weil 
es tatsächlich über die abstrakten Formen des gesellschaftlichen Reichtums ver- 
fügt; aber dennoch Schein, weil dies nicht die bewußte Verfügung über die Zusam- 
menhänge der Gesamtreproduktion impliziert, in denen sich dieser Wert verwerten 
muß. 

Da sich mit der Herausbildung der verkehrten Formen der Konkurrenz auch 
die Vorstellungen der Menschen über die gesellschaftlichen Zusammenhänge ver- 
kehren, kann kein linearer Zusammenhang hergestellt werden zwischen der „Ver- 
schärfung der Widersprüche“ und einem wachsenden Bewußtwerdungsprozeß der 
Arbeiterklasse; vielmehr sind die Bedingungen dieses Bewußtwerdungsprozeß selbst 
noch zu untersuchen. 

„Logisch‘‘ also bringt das Kapital zugleich mit seinen „letzten Formen“ die 
falschesten Vorstellungen über sich selbst hervor. Tatsächlich aber erscheint das 
Kapital nie in dieser logisch fertigen Gestalt. Die tatsächliche Durchsetzung der 
Durchschnittsprofitrate, der tatsächliche Akkumulationsprozeß des Kapitals läßt 
die in ihm verborgenen Widersprüche immer wieder ans Licht treten: „,... gewisse, 

: dieser Produktionsweise eigentümliche Bedingungen ... des normalen Verlaufs der 
Reproduktion, sei es auf einfacher, sei es auf erweiterter Stufenleiter, schlagen in 
. ebenso viele Bedingungen des anormalen Verlaufs, Möglichkeiten von Krisen um, 
:;. da das Gleichgewicht — bei der naturwüchsigen Gestaltung dieser Produktion — 
.“ selbst ein Zufall ist.“ (26) In dem Realwerden der Krise steckt die Möglichkeit, 
den falschen Schein als Schein zu erkennen. Die „letzte Phase‘ des Kapitalismus 
str damit nicht deterministisch vorweg zu bestimmen. Solange der Kapitalismus 
noch besteht, ist der Marxist immer wieder neu auf die zu leistende historisch- 
empirische Analyse verwiesen, die mehr leisten muß als die Zuordnung von Phäno- 
menen zu vorweg gewonnenen Phasenbestimmungen. 

Mit der Feststellung der allseitigen Verschärfung der Widersprüche ist also 
nicht viel gewonnen. Sie enthebt uns nicht der Aufgabe, zu untersuchen, welche 
Form diese Widersprüche jeweils historisch konkret annehmen, wie sie sich im Be- 
wußtsein der Produzenten darstellen und warum so und nicht anders. Um ein Er- 
eignis als „notwendig“ definieren zu können, muß man angeben können, warum 
welche anderen Ereignisse ebenso notwendig nicht eingetreten sind. 

In einem solchen Herangehen an die Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus 
löst sich auch ein für die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus unüber- 


25) vgl. Michael Mauke, Die Klassentheorie von Marx und Engels, FFM 1971 1, S. 99£f. 
26) Karl Marx, Das Kapital, Bd. II, MEW 24, S. 491 
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windlicher Widerspruch: daß, obwohl der Kapitalismus angeblich in seine historisch | 
„letzte“ Phase gelangt ist, von einem Anwachsen des revolutionären Bewußtseins : 
zumindest in den europäischen kapitalistischen Ländern nur partiell gesprochen :: 
werden kann. Der Verweis auf die manipulative Funktion sozialdemokratischer :; 
Ideologien beantwortet die Frage noch nicht, warum denn diese Ideologien so brei- 
ten Anklang in der Arbeiterschaft finden. 

Die Aussage, der Kapitalismus bewege sich nicht mehr seiner eigenen Basis 
gemäß, er sei niedergehender, sterbender Kapitalismus, impliziert, daß es eine dem 
Kapitalismus „gemäße“ Form seiner Bewegung gegeben habe, die nun vorüber sei. 
Dem entspricht die Identifikation des Kapitalismus „an sich“ mit seiner „kon- 
kurrenzkapitalistischen“‘ Form; also die Annahme, daß die von Marx rein darge- 
stellten Formen des Ausgleichs der Profitrate die Darstellung einer historischen 
Epoche beinhalten, d.h. realanalytische Aussagen. (27) 

Wenn allerdings, wie versucht wurde aufzuzeigen, die heute bestehenden For- 
men von Konzentration und Zentralisation des Kapitals durchaus noch innerhalb 
der allgemeinen Kategorien der Kapitalanalyse erklärbar sind, besteht keine Veran- 
lassung, die Geschichte des Kapitalismus schematisch in eine Phase des Aufstiegs 
und Niedergangs zu unterteilen. Damit stellt sich aber auch die Frage nach der heu- 
tigen Rolle des Staates im Kapitalismus, von der Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus als Anzeichen der Überlebtheit des Systems gewertet, in anderer Weise. 

Damit komme ich zu meiner zweiten These: daß ebenso wie das Monopol als 
Form des Kapitals, also nicht als wesensmäßig neue Bestimmung der gegenwärtigen 
Produktionsverhältnisse zu bestimmen ist, ebenso die heutige Erscheinungsweise 
des Staates nicht irgendeiner Übergangsphase, nicht dem Niedergang des Kapitalis- 
mus geschuldet ist, sondern aus dem Kapitalverhältnis selbst erklärt werden kann. 


27) Um noch einem Mißverständnis vorzubeugen: es geht hier nicht um den Nachweis, daß 

sich „im Kapitalismus gar nichts verändert‘ habe. Natürlich setzt sich das Gesetz der 
Durchschnittsprofitrate anders durch, wenn das Kapital sich veränderte Organisations- 
formen schafft. Es geht darum, aufzuzeigen, daß sich diese Veränderungen erst dann 
wirklich erklären lassen, wenn man sich über die Implikationen des Wertgesetzes im kla- 
ren ist; z.B. über die Implikation der Feststellung, daß sich die Kategorie der Durch- 
schnittsprofitrate auf das gesellschaftliche Gesamrtkapital bezieht. 
Untersuchungen über veränderte Durchsetzungsformen der Durchschnittsprofitrate, die 
sich auf die Marxsche Analyse beziehen, müssen sich also zunächst mit der Frage ausein- 
andersetzen, welche Formen des Abweichens des individuellen Profits vom Durch- 
schnittsprofit von Marx schon entwickelt sind, bevor sie eine „neue Qualität“ des Mo- 
nopol konstatieren. Soweit ich sehen kann, ist das von der Theorie des staatsmonopoli- 
stischen Kapitalismus nicht geleistet worden. Andererseits bleiben die Bestimmungsgrün- 
de für diese ‚neue Qualität‘‘ des Monopols recht vage; sie reduzieren sich im wesentli- 
chen für die Aussage, daß der Monopolprofit nicht mehr „allein“ nach dem Wertgesetz 
zu erklären sei, sondern noch das Element „ökonomischer Macht“ (was immer das sei) 
hinzukomme. Konsequenz dieser Position ist allerdings, daß es für die Höhe der indivi- 
duellen Profite im Zyklendurchschnitt keine allgemeinen Bestimmungsgründe mehr ge- 
ben kann. Wenn das so ist, kann man sich in seinen Analysen auch nicht mehr auf das 
Wertgesetz, also nicht auf Marx beziehen. Das muß man ja auch nicht; aber die Konse- 
quenz muß wenigstens klar sein. 
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Zu 2.: 


Dr. Katzenstein hat uns mehrere Definitionen der heutigen Rolle des Staates ange- 
boten: „Der Staat ist ein zentralisiertes Machtinstrument des Gesamtkapitals““; „der 
Staat ist unmittelbar in den Reproduktionsprozeß und den Verwertungsprozeß des 
Kapitals einbezogen worden“ „die staatlichen Eingriffe sind allgemeiner Natur, ... 
auf die Bewegung und Entwicklung der gesellschaftlichen Produktion insgesamt ge- 
richtet‘, der Staat ist „Instrument des Monopolkapitals‘‘; „jede staatliche Einwir- 
kung bedeutet eine Einwirkung zugunsten des Monopolkapitals“; „ganz allgemein 
gefaßt, ist der Staat ein Instrument des Monopolkapitals“; „die staatliche Monopo- 
lisierung muß heute auch auf die Sicherung der Existenz des Systems gerichtet 
sein.‘ In diesen Aussagen spiegelt sich die Schwierigkeit, den Widerspruch auf den 
Begriff zu bringen, daß der Staat auf der einen Seite als Klassenstaat, als Interes- 
senvertreter des Monopolkapitals bestimmt wird; auf der anderen Seite aber un- 
mittelbar erkennbar ist, daß diese Interessen — als Interessen von Einzelkapitalen — 
sich sowohl untereinander unterscheiden als auch von den Anforderungen, die die 
„Sicherung der Existenz des Systems“ an den Staat stellt. Der Staat ist Klassen- 
staat, aber auf der anderen Seite ergreift er auch Maßnahmen, die den Interessen 
einzelner, ja sogar aller Monopole widersprechen; der Staat ist Klassenstaat, 
dennoch funktioniert er auf der Basis der parlamentarischen Demokratie. Will man 
die Frage der Staatsform nicht auf der allzu platten Ebene des organisierten Schwin- 
dels beantworten (und dann wäre zu fragen, warum sich die Monopole soviel Mühe 
geben, wo sie doch die Macht haben), dann muß das Verhältnis zwischen der ob- 
jektiven Funktion des Staates und der Erscheinungsweise seiner Tätigkeit geklärt 
werden. 

Eine weitere Schwierigkeit kommt hinzu. Wenn man, wie Dr. Katzenstein, 
anhand eines konkreten Falles nachweist, daß der Staat eingreifen mußte, hat man 
noch nicht begründet, warum er es überhaupt konnte; aufgrund welcher eigenen 
Eigenschaften, Strukturen, Entscheidungsmechanismen der Staat überhaupt in die 
Lage versetzt ist, für den Reproduktionsprozeß wirksame Maßnahmen zu treffen, 
und wie weit die Wirksamkeit dieser Maßnahmen überhaupt geht. Denn weder kann 
der Staat allmächtig sein — damit wäre die Widersprüchlichkeit der kapitalistischen 
Gesellschaft aufgehoben; noch kann er völlig wirkungslos sein — denn dann wäre 
nicht zu begründen, warum sich in den letzten Jahrzehnten die Wirtschaftspolitik 
zu einem wichtigen Bestandteil der Staatstätigkeit entwickelt hat. 

Es muß also bestimmt werden, wo die strukturellen Grenzen des Staatsein- 
griffs liegen, und wie diese aus dem Gesamtsystem der Reproduktion zu erklären 
sind. Es ist klar, daß ich dies in diesem Refe:at nicht einmal ansatzweise leisten 
kann. Ich möchte aber versuchen darzustellen, aufgrund welcher allgemeinen Über- 


legungen zur Rolle des Staates meines Erachtens diese strukturellen Grenzen zu 
entwickeln wären. 
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II. Ansatzpunkte zur Analyse von Form und Funktionen des 

bürgerlichen Staates 
1. Zur Form des bürgerlichen Staates 
In der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus wird die These vertreten, 
daß der Staat erst heute, unter dem Druck der Systemkonkurrenz, in den Wider- 
spruch geraten sei, sowohl die Interessen der Monopole als auch die des Gesamtsy- 
stems vertreten zu müssen; und daß dieser Widerspruch als Zeichen für die Überlebt- 
heit des Kapitalismus gewertet werden müsse. Dem entspricht die Vorstellung, daß 
in der Phase der Konkurrenzkapitalismus die Ökonomie eigentlich „von selbst‘, 
ohne „Eingriff‘‘ des Staates funktioniert habe; und daß diese Form des Funktionie- 
rens — und damit auch die eher passive Rolle des Staates, zumindest was die ökono- 
mische Reproduktion anging — die dem Kapitalismus „eigentlich‘‘ adäquate sei. 
Dem entspricht implizit die Annahme, daß die bürgerliche Demokratie des 19. Jahr- 
hunderts die Staatsform sei, die die „Herrschaft der Bourgeoisie‘“‘ und damit des 
Kapitals am reinsten zum Ausdruck gebracht habe; die heutige Einbeziehung des 
Staates in den ökonomischen Reproduktionsprozeß wird damit zu einer Verfalls- 
erscheinung des Kapitalismus in seinem Übergang zum Sozialismus. 

Demgegenüber möchte ich die These aufstellen, daß erst die formale Einbe- 
ziehung aller „Staatsbürger“ in den politischen Willensbildungsprozeß, also die 
formale Herstellung der Freiheit und Gleichheit aller die dem entfalteten Kapitalis- 
mus adäquate Staatsform ist. Gerade dies trifft aber für die Demokratien des 19. 
Jahrhunderts überwiegend nicht zu: indem sie das Wahlrecht mit dem Besitz ver- 
knüpften, schlossen sie von vornherein einen großen Teil der Arbeiterschaft aus 
der legalen Interessenartikulation aus und zwangen sie, ihre Interessen außerparla- 
mentarisch, außerhalb der organisierten Formen der Willensbildung zu artikulieren: 
und zwar sogar dann, wenn diese Interessen keineswegs schon systemsprengende, 
sondern durchaus systeminterne waren. 

Um diese These begründen zu können, muß erstens gezeigt werden, warum 
die formale Freiheit und Gleichheit aller als Warenbesitzer notwendige Vorausset- 
zung der Reproduktion des Kapitals ist; warum zweitens diese formale Freiheit 
und Gleichheit durch eine außerhalb der Kapitale organisierte Macht geschützt wer- 
den muß sowohl gegen die, die aus der formalen Freiheit und Gleichheit die reale 
machen wollen, also das Kapitalverkältnis abschaffen wollen, als auch gegen die, die 
sogar die formale Freiheit und Gleichheit abschaffen wollen, damit aber ebenfalls 
das Kapitalverhältnis abschaffen würden; und warum drittens der Widerspruch zwi- 
schen formaler Freiheit und Gleichheit aller Gesellschaftsmitglieder einerseits und 
dem Klassenverhältnis von Kapital und Arbeit andererseits die strukturelle Grenze 
für die Eingriffsmöglichkeiten des Staates in den Reproduktionsprozeß bildet. (28) 

Der Staat als außerökonomische Gewalt und als Klassenstaat muß aus dem 
Kapital begründet werden. Zunächst gilt es festzuhalten, daß der Staat als Staat, als 
Mittel der Herrschaft einer Klasse über die andere, nichts dem Kapitalismus spezifi- 
sches ist. Wenn wir also den kapitalistischen Staat als Klassenstaat bezeichnen, ha- 
ben wir kein Kriterium, das ihn von anderen Formen der Herrschaft von Menschen 


28) Vgl. zum folgenden auch: Sybille von Flatow, Freerk Huisken, Zum Problem der Ablei- 
tung des bürgerlichen Staates, ProKla 7. 


31 


über Menschen unterscheidet. Die Frage ist aber, worin diese Unterscheidung be- 
gründet liegt; wodurch sich der bürgerliche Staat von anderen Herrschaftsformen ab- 
grenzen läßt. 

Um dahinter zu kommen, wie die spezifischen Charakteristika des bürgerli- 
chen Staates sich im Prozeß der Entfaltung des Kapitalismus herausbilden, ist zu- 
nächst zu fragen, wie das Kapital die gesellschaftlichen Beziehungen verwandelt, auf 
deren Grundlage frühere Staatsformen sich etablierten. Indem das Kapital sich der 
Produktion bemächtigt, verwandelt es die unfreie Arbeit in Lohnarbeit, damit die 
sichtbare Aneignung des Mehrprodukts in die unsichtbare Aneignung von Mehrwert. 

Die Trennung der Produzenten von den Produktionsmitteln bringt den dop- 
pelt freien Lohnarbeiter hervor; frei von Produktionsmitteln, aber ebenso frei, sich 
seinen Arbeitsplatz zu wählen und sich als Konsument zu entscheiden. 

Daß die Freiheit des Arbeiters in der Wahl seines Arbeitsplatzes nichts ande- 
res ist als die verkehrte Form der Freiheit des Kapitals, von einer Sphäre in die an- 
dere zu wechseln, die Freiheit des Konsumenten nichts anderes als die Freiheit 
des Kapitals zur Realisierung seiner Produkte, ändert nichts an der Tatsache, daß 
diese Freiheit als im Rahmen der Reproduktion des Kapitals notwendige für das 
Individuum zunächst als subjektive Entscheidungsfreiheit erscheint und auch tat- 
sächlich solche ist. Der Lohnarbeiter ist damit zugleich frei und unfrei: frei als 
Warenbesitzer auf dem Markt, wo er dem Kapitalisten als gleichberechtigter Ver- 
tragspartner gegenübertritt; unfrei in der tatsächlichen Verausgabung seiner Ar- 
beitskraft in der Produktion. 

Die kapitalistische Zirkulation als Ort der Vermittlung des gesellschaftlichen 
Zusammenhangs der Privatarbeiten unterscheidet sich in ihrer Form nicht von der 
einfachen Warenzirkulation; die Gesellschaftlichkeit der Arbeit stelit sich in beiden 
Fällen hinter dem Rücken der Produzenten her: ‚„Sosehr nun das Ganze dieser Be- 
wegung als gesellschaftlicher Prozeß erscheint, und sosehr die einzelnen Momente 
dieser Bewegung vom bewußten Willen und besonderen Zwecken der Individuen 
ausgehe, sosehr erscheint die Totalität des Prozesses als ein objektiver Zusammen- 
hang, der naturwüchsig entsteht, zwar aus dem Aufeinanderwirken der bewußten 
Individuen hervorgeht, aber weder in ihrem Bewußtsein liegt, noch als Ganzes un- 
ter sie subsumiert wird ... Die Zirkulation ... ist auch die erste Form, worin ... das 
gesellschaftliche Verhältnis als etwas von den Individuen Unabhängiges erscheint.“ 
(29) 

Dieser Bezug der Individuen aufeinander in der einfachen Warenzirkulation 
wird im Kapitalismus zum die realen Verhältnisse verdeckenden Schein: „Im Gan- 
zen der vorhandenen (d.h. fertigen) bürgerlichen Gesellschaft erscheint dies Set- 
zen als Preise und ihre Zirkulation etc. als der oberflächliche Prozeß, unter dem 
aber in der Tiefe ganz andere Prozesse vorgehen, in denen diese scheinbare Gleich- 
heit und Freiheit von Individuen verschwindet.“ (30) 

Was als notwendige Bestimmung der einfachen Warenzirkulation bleibt, ist 
die Freiheit der Individuen zu Kauf und Verkauf, die Entscheidungsfreiheit.: Was 


29) Karl Marx, Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1953, S. 111 
30) a.a.O,, S.159 
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neu hinzukommt, ist die Unterscheidung in Klassen von Käufern und Verkäufern; 
damit aber notwendige Reproduktionsbedingungen des Produktionsprozesses, die 
in der einfachen Warenzirkulation ganz außer Betracht bleiben können. Hier ge- 
nügt es, vorauszusetzen, daß entsprechend dem gesellschaftlichen Bedürfnis produ- 
ziert wird; wenn das nicht geschieht, dann zufällig. In der kapitalistischen Waren- 
produktion gibt es angebbare Bedingungen für die Gesamtreproduktion: einerseits 
als Reproduktion der Klassen, andererseits als Reproduktion der Produktionsmit- 
tel; zugleich gibt es aus der Art der Produktion herauswachsende Schranken der 
Entsprechung von Produktion von Konsum in der Schranke der Konsumtionsfä- 
higkeit der Arbeiterklasse. 

Das „Aufeinanderangewiesensein“ „der einfachen Warenbesitzer‘ konstitu- 
ierte sich allein auf dem Markt; sie sind als Lieferanten, nicht als Produzenten auf- 
einander angewiesen. (31) In der kapitalistischen Warenproduktion schlägt diese 
Angewiesenheit durch auf den unmittelbaren Produktionsprozeß: der Arbeiter kann 
mit seiner Ware gar nichts anderes mehr machen als sie an einen Kapitalisten (also 
nicht an ein anderes Individuum, sondern eine andere Klasse von Individuen) ver- 
kaufen, der Kapitalist muß mit seinem Geld nicht nur mit anderen Kapitalisten, 
sondern auch mit Arbeitern austauschen: nur der Austausch der Klassen unterein- 
ander sichert den Prozeß der Gesamtreproduktion. 

Was sich hinter dem Rücken der Produzenten durchsetzt, ist nicht mehr ab- 
strakt der ‚allgemeine gesellschaftliche Zusammenhang“, sondern konkret die Re- 
produktion des Kapitals als Reproduktion der Klassen. 

Der Widerspruch von Produktion und Markt ergibt sich nicht mehr zufällig, 
sondern als notwendig ableitbar; ebenso seine möglichen Formen, die im Krisen- 
zyklus ihre vollendete Gestalt gewinnen. 

Daß das Kapital sich der gesellschaftlichen Reproduktion bemächtigt, heißt 
also zum einen nicht, daß die Charaktermasken des Kapitals, die Kapitalisten, den 
Produktionsprozeß „beherrschen“ — im Gegenteil. Nehmen in vorkapitalistischen 
Gesellschaften noch Naturkatastrophen, Epidemien, Mißernten eine zentrale Stel- 
le in der Unbeherrschbarkeit des Produktionsprozesses ein, so ist der Katastrophen- 
charakter der kapitalistischen Produktionsweise gerade Folge der immer stärkeren 
„Vergesellschaftung‘“ der Produktion; dies gilt sowohl, was die ökonomischen Pro- 
zesse angeht, als auch in bezug auf die Natur, deren „Überwindung“ heute zuneh- 
mend die absoluten Schranken der Manipulierbarkeit von Naturprozessen sichtbar 
werden läßt. 

Zum anderen tendiert der oben skizzierte Widerspruch zwischen formaler 
Freiheit des Arbeiters als Warenbesitzer und realer Unfreiheit als Produzent von 
Mehrwert für das Kapital aus sich heraus zur Auflösung: entweder nach der einen 
Seite hin, in der völligen Unterwerfung der Arbeiter; das bedeutet Auflösung des 
Kapitalverhältnisses, da dies freie (d.h. mobile) Lohn- (d.h. geldbesitzende) -arbei- 
ter (d.h. Nichtbesitzer von Produktionsmitteln) voraussetzt. Wenn die Einzelkapi- 
tale sich Teile der Arbeiterschaft voll unterwerfen können, löst sich tendenziell 


31) Die „eıntache Warenzirkulation“ als Abstraktionsebene der Darstellung im „Kapital“ ist 
ohnehin nicht als Darstellung einer real existenten Produktionsweise zu begreifen; die 
Produktion bleibt hier per definitionem außer Betracht. 
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der Markt auf, damit aber die Bedingung der Reproduktion des Kapitals als Kapi- 
tal. 

Oder nach der anderen Seite hin; als Expropriation der Expropriateure, in 
der Aufhebung des Kapitalverhältnisses durch Beseitigung der Konstitutiven Tren- 
mung von Produzenten und Produktionsmitteln. 

Die Gewalt, mittels derer die Arbeiter davon abgehalten werden sollen, das 
Kapitalverhältnis zu beseitigen, kann also nicht bei den Einzelkapitalen konzen- 
triert sein, da diese dann selbst das Kapitalverhältnis aufheben würden. Die „außer- 
ökonomische Gewalt“, d.h. die der Ökonomie vorausgesetzte Gewalt, muß also 
außerhalb der Kapitale zusammengefaßt sein. 

Wenn wir also vom Begriff des Klassenstaates ausgehend die Transformation 
des Staates zum bürgerlichen Klassenstaat untersuchen, stellt sich der bürgerliche 
Staat dar als Mittel, die spezifische Art und Weise der Reproduktion der Klassen 
in ihrem Verhältnis zueinander zu garantieren. Damit ist der Staat Teil des Kapital- 
verhältnisses, dem Kapital begrifflich untergeordnet als Bedingung seiner Reproduk- 
tion. Die Klassenherrschaft ist dem Kapital historisch vorausgesetzt; sie ist als außer- 
ökonomische Gewalt Produkt des Kapitals deshalb, weil die den Bewegungsgesetzen 
des Kapitals inhärente Freiheit und Gleichheit der Individuen den Widerspruch zwi- 
schen dieser Freiheit und Gleichheit und ihren im Kapital liegenden strukturellen 
Grenzen ständig aufzuheben trachtet. Hinter der Form des gleichen Tausches ver- 
birgt sich die konkrete Ungleichheit der getauschten Waren; hinter Freiheit und 
Gleichheit der Tauschenden die Tauschbeziehungen von Klassen. Diese Widersprü- 
che bleiben bestehen und produzieren immer wieder Konflikte antagonistischer Na- 
tur, die von den Kontrahenten nicht beigelegt werden können. 

Die Form staatlicher Tätigkeit muß sich auf die Freiheit und Gleichheit der 
Individuen beziehen; ihr Inhalt muß sicherstellen, daß das Klassenverhältnis mit 
der Reproduktion der Klassen als Klassen erhalten bleibt. Damit verwandelt sich 
der Staat aus einem Mittel, die Herrschaft einer Klasse über die andere aufrechtzu- 
erhalten, in ein Mittel, die Herrschaft des Kapitals über die Gesellschaft aufrecht- 
zuerhalten. (32) 


32) Von dieser Ableitung des bürgerlichen Staates her wären die Kategorien „Basis“ und 
„Überbau‘ zur Bezeichnung des Verhältnisses von Kapital und Staat gesondert zu un- 
tersuchen. M.E. erfassen diese Kategorien nur die Oberfläche, d.h. die Erscheinungswei- 
se von „Ökonomie“ und „Politik“ als voneinander getrennte, nicht aber ihren notwen- 
digen, spezifischen Zusammenhang. Die Gesamtheit der Reproduktion des Kapitals stellt 
sich an der Oberfläche dar als Gesamtheit der ablaufenden gesellschaftlichen Prozesse: 
das Verhältnis zwischen der Kernstruktur „unserer kapitalistischen Gesellschaft‘ (Kapital 
Bd. 1, 5. 58) und ihrer Erscheinung an der Oberfläche ist also nicht problemlos gleichzu- 
setzen mit den an der Oberfläche erscheinenden Beziehungen von „Basis“ und „Über- 
bau“, „Ökonomie“ und „Politik“. Dies Mißverständnis führt vielmehr dazu, daß die 
Marxsche Analyse als rein „ökonomische“ mißverstanden wird, die als „Volkswirtschafts- 
lehre‘‘ besonderer Art noch in Bezieliung gesetzt werden müsse zu den Ergebnissen ande- 
rer „Gesellschaftswissenschaften“. 
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2. Inhalt und Medien der Staatstätigkeit 


Mit der Bestimmung der Funktion des Staates, die Reproduktion des Kapitals zu 
sichern, sind die Widersprüche, mit denen sich seine Existenz begründen läßt, nicht 
beseitigt; sie tauchen in neuer Form wieder auf in der spezifischen Art und Weise, 
in der der Staat diese Aufgabe wahrnehmen muß und kann. Wenn die Funktion 
des Staates aus dem Kapitalverhältnis heraus bestimmt wird, dann heißt das, daß 
der Staat als Bestandteil dieses Verhältnisses der Bewegung des Kapitals unterwor- 
fen ist, nicht unabhängig von dieser Bewegung agieren kann. Diese Abhängigkeit 
gilt es nun näher zu spezifizieren. 

Es stellt sich also die Frage: wie drückt sich der Widerspruch zwischen forma- 
ler Freiheit und Gleichheit einerseits, Herrschaft einer Klasse über die andere ande- 
rerseits in Form und Inhalt der Staatstätigkeit aus? 

In der Form bezieht sich der Staat auf die Warenbesitzer als Gleiche; die Me- 
dien seines Eingriffs in ihre Beziehungen müssen also solche sein, die diese Gleich- 
heit zum Ausdruck bringen. Solche Medien sind zum einen das Recht als Mittel, 
die formale Gleichheit, die von der Willkür des Kapitals ebenso wie vom Wider- 
stand der Arbeiter ständig bedroht ist, überhaupt aufrechtzuerhalten. Marx stellt 
dies dar am Beispiel der rechtlichen Festlegung der Länge des Arbeitstags. (33) 
Die Definition des Gebrauchswerts der Arbeit, die hier vorgenommen wird, stellt 
die formale Gleichheit von Käufern und Verkäufern dar, indem klargestellt wird, 
wieviel Arbeit, zeitlich gesehen, das Äquivalent zum Preis von einem Arbeitstag 
ist. Das zweite Medium ist das Geld; finanzielle Entscheidungen des Staates be- 
ziehen sich formal nur auf die Individuen als Geldbesitzer, erhöhen oder verrin- 
gern die Menge des Geldes, über die sie verfügen. Damit beschränkt sich der Ein- 
griff des Staates auf die Ebene der Verteilung. Natürlich hat die Verteilung unmit- 
telbar Rückwirkungen auf die Produktion, aber der qualitative /nhalt dieser Rück- 
wirkung ist etwas, was sich dem Willensakt des Staates entzieht, was in die Ent- 
scheidungsfreiheit des bürgerlichen Subjekts gegeben ist und damit der Konkurrenz 
unterworfen ist. Z. B. soll die jetzt ausgegebene Stabilitätsanleihe das Konsumvolu- 
men senken (ob sie es tatsächlich tut, ist eine zweite Frage); der Konsum welcher 
Waren aber eingeschränkt wird, kann der Staat nicht beeinflussen. Subventionen 
für die Industrie, Investitionshilfen etc. sollen die Produktion ankurbeln; was und 
mit welchen technischen Mitteln wie auf diese Weise mehr produziert wird, ent- 
zieht sich dem Entscheidungsbereich des Staates. 

Nun ist aber oben die Sicherung der Reproduktion der Klassen als Aufgabe 
des Staates definiert worden. Zum einen muß also in der Oberflächenerscheinung 
der Klassen als unterschiedslose Geldbesitzer ihre strukturelle Ungleichheit schon 
enthalten sein, damit der Bezug des Staates auf diese Oberflächenerscheinung über- 
haupt die Reproduktion der Klassen sichern kann. Zum anderen müssen Mechanis- 
men wirksam sein, die erlauben, daß der Staat, obwohl er nur mit Geld, also quan- 
titativ, auf den ökonomischen Prozeß einwirken kann, dennoch auf diesem Wege 
qualitative Bedingungen des Reproduktionsprozesses gewährleisten kann: es ist also 


33) vgl. Karl Marx, Das Kapital Bd. I, MEW Bd. 23, S. 294 ff. 
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zu fragen, inwieweit der Staat tatsächlich Einfluß nehmen kann auf die stofflichen 
Zusammenhänge der Produktion, deren strukturelle Vernachlässigung die Krisenhaf- 
te Wiederherstellung der Übereinstimmung von stofflichen und wertmäßigen Pro- 
portionen hervorbringt und auf welchem Wege dies geschieht. 

Als Geldbesitzer unterscheidet sich ein Individuum qualitativ nicht vom an- 
deren; sein Anrecht an Beteiligung am gesellschaftlich produzierten Reichtum 
weicht nur quantitativ ab vom Anrecht anderer Geldbesitzer. Damit erscheinen 
aber auch die Quellen dieses Geldes, nämlich Kapital und Arbeit, als gleichwertig. 
Der eine bezieht sein Einkommen eben aus Kapital, der andere aus Arbeit; jeder 
Hinweis auf die wirkliche Quelle des gesellschaftlichen Reichtums ist ausgelöscht. 
Dennoch besteht auch auf dieser Ebene eine strukturelle Differenz zwischen der 
Reveneuquelie Arbeit und der Revenuequelle Kapital. Im Profit als Revenue ist die 
Reproduktion der Revenueguelle, also des vorhandenen Kapitals, immer schon 
vorausgesetzt; die Arbeitskraft reproduziert sich selbst dagegen immer nur auf 
gleicher Stufenleiter. Das muß auch so sein; „‚die Notwendigkeit, die Produktion zu 
verbessern und ihre Stufenleiter auszudehnen, bloß als Zrhaltungsmittel (Hervorhe- 
bung von mir, M.W.) und bei Strafe des Untergangs“, (34) wird dem Einzelkapital 
durch die Konkurrenz aufgezwungen. Der Arbeiter erhält mit der Produktion des 
Mehrwerts den vorhandenen Wert, indem er ihn auf die neuen Produkte überträgt. 
Auf der Oberfläche, auf der Ebene der Verteilung erscheint dies darin, daß als Zin- 
kommen von Kapital und Arbeit nur der neuproduzierte Wert erscheint; nur dieses 
Neuprodukt — als Nettosozialprodukt der bürgerlichen Ökonomie — ist Gegenstand 
der Verteilung zwischen den Revenuequellenbesitzern, Gegenstand der Konkurrenz 
zwischen den Klassen um ihren Anteil am Neuprodukt, Gegenstand staatlicher 
„Umverteilung“ und Grundlage staatlicher Aufgabenfinanzierung. 

Die Reproduktion des Klassenverhältnisses — als Reproduktion des schon 
existierenden Kapitals im Besitz der Kapitalisten — ist also dem Erscheinen der 
Geldbesitzer auf dem Markt vorausgesetzt. Der Austausch auf dem Markt findet 
statt zwischen Warenbesitzern, deren Waren immer schon gratis angeeignete Ar- 
beitskraft enthalten, und Warenbesitzern, deren Ware weniger Wert hat, als sie 
produzieren kann. Darüberhinaus ist die Bedingung der Reproduktion der Revenue- 
quelle Kapital seine Vermehrung, seine Akkumulation; die Reproduktion der Ar- 
beitskraft ist an keine solche Bedingung geknüpft; bzw. an dieselbe, aber außerhalb 
ihrer selbst liegende. Der Bezug des Staates auf die Reproduktion von Individuen 
beinhaltet also immer schon dieses strukturelles Ungleichgewicht der Geldbesitzer; 
dies Ungleichgewicht bildet zugleich die Grenze der Eingriffsmöglichkeiten des 
Staates zugunsten der einen oder anderen Klasse. 

Von der Notwendigkeit, die Reproduktion der Klassen zu garantieren, lassen 
sich auf dieser allgemeinen Ebene zunächst nur zwei staatliche Funktionen begrün- 
den: zum einen muß der Staat mittels Fixierung von Rechtsnormen verhindern, daß 
sich die in der Konkurrenz angelegte Tendenz zur Zerstörung der Basis des Systems, 
d.h. der Existenz der Klasse freier Lohnarbeiter einerseits, der Bewegungsfreiheit 
des Kapitals andererseits, durchsetzt; der Staat muß also die formal gleiche Einbe- 
ziehung aller in die Konkurrenz garantieren. 


34) Karl Marx, Das Kapital, Bd. III, MEW 25, S. 255 
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Zum zweiten muß er das Medium garantieren, mittels dessen die Tauschpro- 
zesse zwischen den Warenbesitzern stattfinden; er muß also die Anerkennung des 
Geldes als „allgemeines Äquivalent‘‘ gewährleisten. Das Problem von Inflation und 
Währungskrisen liegt ja nicht zuletzt darin, daß die Unsicherheit, ob das eingetausch- 
te Tauschmittel seine Funktion, Tauschmittel zu sein, auch wirklich morgen noch 
erfüllt, tendenziell die Zirkulation einschränkt; damit aber, zurückwirkend, auch die 
Produktion — dieser Effekt ist in der bürgerlichen Ökonomie bekannt als „Flucht 
in die Sachwerte‘“. Nur die Garantie des Geldwerts kann es aber ermöglichen, zwi- 
schen Kauf und Verkauf ausgedehnte Produktionsprozesse zu schieben ohne die 
Gefahr, daß inzwischen stattfindende „Wertrevolutionen“ die Produkte tendenziell 
wertlos machen, damit das Kapital sich aber nicht ver-, sondern entwertet. (35) 

Welche Aufgaben dem Staat darüberhinaus zuwachsen können, ist m.E. nur 
noch konkret-historisch zu bestimmen; was unter jeweils konkreten Bedingungen 
„allgemeine Produktionsvoraussetzungen“ sind, ist nur in Ansehung der jeweiligen 
Situation zu analysieren. 

Dennoch läßt sich einiges über die Formen ausmachen, in denen der Staat 
solche „allgemeinen Produktionsvoraussetzungen“ erfüllen kann, also die „Existenz 
des Systems‘ garantieren kann. 

Als Bedingungen der Gesamtreproduktion des Kapitals haben wir erstens aus- 
reichende quantitative Verwertung des Einzelkapitals, zweitens Einhaltung der Pro- 
portionen stofflicher Natur, die sich aus der Notwendigkeit von Reproduktion und 
Akkumulation ergeben, bestimmt. In der Konkurrenz tendiert das Kapital dazu, alle 
Schranken des Gebrauchswerts zu sprengen; die Krise stellt gewaltsam die Einheit 
von wertmäßiger und stofflicher Proportionierung wieder her und ermöglicht so 
den Wiederaufschwung. Wird der Staat als „Garant der Existenz des Systems‘ be- 
griffen, dann heißt das, daß ihm ähnliche Funktionen wie die der Krise zugespro- 
chen werden; nämlich Herstellung von für die Gesamtreproduktion notwendigen 
Bedingungen stofflicher Natur bei gleichzeitiger Gewährleistung ausreichender Ka- 
pitalverwertung. Der Widerspruch zwischen quantitativen und qualitativen Voraus- 
setzungen der Reproduktion ist also nicht beseitigt, sondern erscheint in neuer 
Form, als widersprüchliche Anforderungen an den Staat. 


3. Grenzen des ‚Staatseingriffs“ (36) 


Die These, der Staat habe die Reproduktion des Gesamtkapitals zu sichern, wirft 
zum ersten die Frage auf, woher denn die Bedingungen dieser Gesamtreproduktion 
„dem Staat“ — in anderer Weise als den Einzelkapitalen — bekannt sein soll. Die 
Staatsbürokratie „weiß“ ja ebensowenig wie die einzelnen Kapitale, welches die 


35) Hier geht es nicht um die Frage, ob der Staat dies wirklich kann, sondern darum, warum 
ihm bestimmte Aufgaben zugewiesen werden. Das impliziert eben nicht, daß die Wider- 
sprüche — z.B. die, die „Inflation“ erzeugen — damit gelöst seien, sondern nennt nur ihre 
spezifische Bewegungsform: „Dies ist überhaupt die Methode, wodurch sich wirkliche 
Widersprüche lösen.‘ (Karl Marx, Das Kapital Bd. I, MEW 22, S. 118 


36) Vgl. zum folgenden; Volker Ronge, Günter Schmieg, Restriktionen politischer Planung. 
Diss. München 1972 
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„objektiv“ erforderlichen systemsichernden Maßnahmen in je konkreten Fällen 
sind. 

Solche „Notwendigkeiten“ erscheinen vielmehr immer erst dann, wenn sie 
nicht erfüllt worden sind, als Krisen; die Aufgabe des Staates besteht dann darin, 
die sichtbar werdende Krise sich nicht weiter verschärfen zu lassen. Auch erschei- 
nen diese Defizite nicht als „gesamtgesellschaftliche‘, sondern als partikulare; sie 
verstoßen gegen das Interesse einer Klasse oder einer Gruppe und werden auch erst 
durch deren Interessenartikulation zur manifesten „Krise“. Ebensowenig ist unmit- 
telbar erkennbar, was nun die — unmittelbare oder fernerliegende — Ursache dieser 
Krise ist; die auftauchenden Defizite weisen nicht auf einen spezifischen Mangel als 
ihrer Quelle hin; und das richtigerweise so, da die lineare Konstruktion von Ursa- 
che — Wirkung — Ketten an der widersprüchlichen Struktur der Krisenursachen vor- 
beigeht. Diese Erscheinungsweise eröffnet damit jeder Interessengruppe die Möglich- 
keit ihrer eigenen Interpretation der Krisenursachen und ihres eigenen Vorschlags 
zur Behebung der Mängel. 

Zweitens impliziert die These, daß der Staat die Gesamtreproduktion sichern 
müsse, daß ihm prinzipiell die dafür notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung 
stehen. Eben dies ist nicht der Fall. Da der Staat seine Ausgaben aus dem Neupro- 
dukt finanzieren muß, unterliegt er einem chronischen Finanzmangel; chronisch so- 
wohl deshalb, weil es keine logischen Grenzen für möglich zı fordernde Staatsauf- 
gaben gibt, chronisch aber auch deshalb, weil für das Einzelkapital die „langfristig“ 
herzustellenden Produktionsvoraussetzungen immer einen Abzug von seinem indivi- 
duell erwirtschafteten Gewinn darstellt. 

Drittens ist bei der Analyse staatlicher Tätigkeit zu berücksichtigen, daß es 
„allgemeine‘“ Produktionsvoraussetzungen nur auf einer sehr hohen Abstraktions- 
stufe überhaupt gibt. Tatsächlich kommt die Herstellung solcher „allgemeiner“ Vor- 
aussetzungen wie Schulen, Straßen etc. notwendigerweise immer konkreten Kapita- 
len, konkreten Teilen der Arbeiterschaft zugute; der Staat baut ja nicht allgemein 
Straßen, sondern immer ganz bestimmte. Insofern ist es sicher richtig, wenn darauf 
hingewiesen wird, daß die konkreten Maßnahmen des Staates heute eher den großen 
Kapitalen zugute kommen; das enthebt allerdings nicht der Notwendigkeit, zu ana- 
lysieren, inwiefern sich in diesen Maßnahmen „allgemeine Notwendigkeiten“ aus- 
drücken und inwiefern gerade nicht. 

Da die Richtung der Gesamtreproduktion nicht bekannt ist, können die staat- 
lichen Maßnahmen also nur reaktiv, a posteriori, im trial-and-error-Verfahren versu- 
chen, bestehende Ungleichgewichte wieder auszugleichen. Diese Ausgleichung 
nimmt notwendig die Form der Gewährung von Vorteilen für einzelne Grujsen 
an; damit entstehen mit jeder Krise Konflikte darüber, auf wessen Kosten sie zu lö- 
sen sei; und zwar nicht nur zwischen Kapital und Arbeit, sondern auch zwischen 
Teilen des Kapitals und innerhalb der Arbeiterschaft. 

Wenn gesagt wird, daß der Staat „im Kapitalverwertungsinteresse‘“ eingreifen 
müsse, wird unterschlagen, daß dies „Kapitalverwertungsinteresse‘“ zunächst nicht 
bekannt ist, sondern nur als in sich widersprüchliches Konglomerat von Einzelinter- 
essen erscheint. Es muß also gezeigt werden können, wie der Staat die Gesamtrepro- 
duktion unter den oben skizzierten Einschränkungen seiner Möglichkeit zu Infor- 
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mation, Finanzierung und Durchsetzung von Maßnahmen sichern kann. 

Ebenso, wie der Unternehmer am Markt vorbei produzieren kann, weil seine 
Informationen nicht ausreichten oder sich die Verkaufsbedingungen änderten, eben- 
so kann der Staat an den notwendigen Reproduktionsbedingungen vorbeiproduzie- 
ren. Ebenso wie sich für das Einzelkapital erst ex post herausstellt, ob auf seine Pro- 
dukte gesellschaftlich notwendige Arbeit verwandt worden ist, ebenso kann auch 
der Staat erst im Nachhinein feststellen, ob seine Maßnahmen den realen Anforde- 
rungen tatsächlich adäquat waren. 

Diese Feststellungen werfen nur mit aller Schärfe wieder die Frage auf, wieso 
das System trotzdem funktioniert; wieso trotz des Fehlens einer über allen Gruppen 
schwebenden Institution, die in alle Konflikte eingreifen, alle Widersprüche lösen 
kann, die Probleme der Gesamtreproduktion heute dennoch offensichtlich relativ 
konfliktfrei, d.h. ohne daß eine revolutionäre Situation in den kapitalistischen In- 
dustrienationen unmittelbar in Sicht wäre, gelöst werden? 

Auf diese Frage gibt es zwei mögliche Antworten. Erstens: die Frage ist 
falsch gestellt. Die Frage danach, warum das System frotz mangelnder staatlicher 
Planung funktioniert, unterstellt ja schon, was erst zu beweisen wäre: daß der Ka- 
pitalismus für sein Funktionieren auf eine ebenso „funktionierende“ staatliche Re- 
gulierung angewiesen sei. Demgegenüber kann die These aufgestellt werden, daß 
die Entwicklung des Kapitalismus seit 1945 nur zu einem sehr geringen Ausmaß 
überhaupt der staatlichen Politik geschuldet ist; ja, daß der Staat insgesamt eine 
wesentlich geringere Rolle in der Reproduktion des Kapitals spielt, als es die Er- 
scheinungsformen seiner Aktionen auf der Oberfläche vermuten lassen. 

Die zweite mögliche Antwort — die der ersten nicht widerspricht — ist die, 
daß gerade die Form des trial-and-error-Verfahrens die dem Kapitalismus adäquate 
Form des Staatseingriffs ist; und daß je mehr von seiten der Staatsbürokratie ver- 
sucht wird, die staatlichen Entscheidungen in eine überschaubare, logisch konsisten- 
te Form zu bringen, je mehr versucht wird, „vorweg“ langfristige Programme aufzu- 
stellen, die staatliche Tätigkeit zu planen, desto mehr diese Staatstätigkeit in Wider- 
spruch geraten muß zu den realen Anforderungen des sich naturwüchsig entwickeln- 
den Produktionsprozesses. 

Es ist schon festgestellt worden, daß das Ineinssetzen von monopolistischem 
Kapitalismus und „sterbendem“ Kapitalismus die Überlegung nach sich ziehen muß, 
daß es „außerhalb‘“ des Kapitals angesiedelte Mechanismen geben muß, die dieses 
Sterben bisher verhindert haben. Wenn man die These vom sterbenden Kapitalismus 
in Zweifel zieht, ist auch die daraus gezogene Schlußfolgerung hinfällig. Solange die 
Revolution nicht stattfindet, muß sich der Kapitalismus weiterentwickeln, und die 
dafür eingesetzten Maßnahmen des Staates sind nur Mittel unter anderen. Das macht 
die Frage nicht überflüssig, warum diese Mittel zu einem bestimmten historischen 
Zeitpunkt entstehen, relativiert aber die alles und damit nichts erklärende Begrün- 
dung dieser Erscheinungen aus dem Niedergang des Kapitalismus. 

Diese These läßt sich am Beispiel der Weltwirtschaftskrise illustrieren. Die her- 
kömmliche Interpretation der Weltwirtschaftskrise sieht diese als Paradefall für die 
Unfähigkeit des Kapitals an, „aus eigener Kraft“ die Krise umzuwandeln in ein Mit- 
tel zum Wiederaufschwung und damit zugleich als Symptom der „allgemeinen Kri- 
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se des Kapitalismus“. Nach den eben entwickelten Überlegungen besteht aber kein 
Anlaß, die Kräfte des Staates nicht als „eigene Kräfte‘“ des Kapitals zu betrachten. 
Somit ist die Form der Lösung der Weltwirtschaftskrise eine Form des Kapitals, 
seine Krisen zu lösen, keineswegs aber schon per se Anzeichen der Auflösung, des 
Niedergangs des Kapitalismus, wenn nicht gezeigt werden kann, daß zugleich mit 
der Entwicklung dieser neuen Formen auch die Voraussetzungen für die Entste- 
hung revolutionärer Situationen sich verbessern. Eben dies wird aber von der Theo- 
rie des staatsmonopolistischen Kapitalismus nicht vertreten. Im Gegenteil: die ge- 
genwärtigen Formen der Krisenregulierung durch den Staat werden als Mittel ge- 
sehen, daß die Entstehung revolutionären Bewußtseins erschwert; nur so rechtfer- 
tigt sich auch die Theorie der antimonopolistischen Demokratie als Übergangsform 
zum Sozialismus. Man kann aber nicht auf der einen Seite behaupten, der Kapitalis- 
mus strebe unaufhaltsam seinem Ende zu (außer als abstrakter Aussage, die dann 
aber immer gilt), auf der anderen Seite aber konstatieren, daß eine revolutionäre 
Situation nicht zu gewärtigen sei. 

Offensichtlich ist es also notwendig, den Verlauf der Geschichte des Kapita- 
lismus seit 1929 anders zu interpretieren. Ansatzpunkt dazu ist die Bestimmung 
der Funktion der Krise 1929-33. 

Für das Kapital ist die Krise zum einen Zusammenbruch der „normalen“ Ver- 
wertung und Realisierung; zugleich aber als Bereinigungskrise Herstellung der Vor- 
aussetzungen für erneuten Aufschwung, erneute Weiterentwicklung der Produktion. 

Zugleich kann die Krise Ansatzpunkt der Entstehung revolutionären Be- 
wußtseins, damit der Überwindung der kapitalistischen Produktionsweise sein. Die 
Krise enthält also immer zwei Momente: die Möglichkeit der Aufwärtsentwicklung 
des Kapitals und die Möglichkeit seiner Beseitigung. Gleichgültig, ob sich in der 
Weltwirtschaftskrise diese Alternative tatsächlich historisch gestellt hat; die Tatsa- 
che, daß die Revolution nicht stattfand, eröffnete dem Kapital die Möglichkeit, 
durch Vernichtung von Kapital und Menschen in einem bisher nicht gekannten 
Ausmaß die Voraussetzungen für eine neue Aufwärtsentwicklung zu schaffen. (37) 
Krise und Weltkrieg, obwohl in ihrem Gefolge der „Einflußbereich“ des Kapitals 
sich einschränkte, führten zunächst nicht zu einem Niedergang des Kapitals, son- 
dern zu einer neuen Blüte des Kapitalismus. Die Rolle des Staates in dieser Entwick- 
lung kann wohl nur als ein, und zudem nicht besonders relevanter Faktor betrach- 
tet werden. Die Notwendigkeit, neue Funktionen des Staates als Ursache für den 
gegenwärtigen Verlauf der kapitalistischen Akkumulation anzunehmen, ergibt sich 
also erst aus der m.E. abgeschmackten These, „ohne“ die staatlichen Maßnahmen 
könne das Kapital nicht weiterbestehen. Auch dies ist allerdings eine Aussage, die 
immer gilt. Wenn man von der Voraussetzung ausgeht, daß das Kapital sich bis 
mindestens 1965 in einer expansiven Phase befunden hat, kann die Frage nur noch 
so gestellt werden, welche Ursachen in den gegenwärtigen Formen der Reproduk- 
tion des Kapitals es für die Herausbildung von ökonomischen Funktionen des Staa- 
tes gibt. Deren Wirksamkeit ist aber dann selbst noch innerhalb einer Analyse des 
Ablaufs des Krisenzyklus heute zu thematisieren, nicht als ein ‚von außen“ zuge- 


37) Vgl. Ernest Mandel, Der Spätkapitalismus, FFM 1972, S. 200 ff. 


40 


fügtes Element. Die Wirksamkeit staatlicher Maßnahmen bestimmt sich dann nicht 
zuletzt von der Phase des Zyklus, in dem sich das Kapital befindet. In der BRD hat 
sich z. B. ohne Zweifel erwiesen, daß staatliche Konjunkturpolitik in der Rezession 
zwar befördernde Wirkung haben kann (obwohl der Weg aus der Krise 1966/67 
wesentlich stärker durch den Export ermöglicht wurde), in der Hochkonjunktur 
aber im wesentlichen auf Seelenmassage bzw. auf Eindämmung von Lohnforderun- 
gen beschränkt ist. 

Damit komme ich zur möglichen zweiten Antwort auf die Frage, warum denn 
„das System“ trotz der Mangelhaftigkeit politischer Steuerung durch den Staat bis- 
her noch relativ krisenfrei funktioniert hat. Subjektiv stellte sich in der Rezession 
1966/67 die Machtlosigkeit des Staates gegenüber der naturwüchsig ablaufenden 
ökonomischen Prozessen für den Staatsapparat als mangelnde Planungskapazität 
dar; was lag näher, als zu versuchen, diese zu erhöhen. Dies zu einer „neuen Phase“ 
zu stilisieren, in der sich die Planmäßigkeit des Kapitalismus erhöht habe, kann al- 
lerdings nur dem einfallen, der schon den guten Willen für die Tat nimmt. Inzwi- 
schen ist auch denen, die organisatorische Vorschläge zur Umstrukturierung des 
Staatsapparats zwecks Erhöhung der Planungsfähigkeit zu entwickeln versuchten, 
klar geworden, daß interne Reorganisationen an den tatsächlichen Beschränkungen 
staatlicher Planung nichts ändern, diese tatsächlichen Beschränkungen aber System- 
bedingung sind. So hat sich auch das ursprünglich für die mittelfristige Finanzpla- 
nung aufgestellte Ziel der Verzahnung von Aufgaben- und Finanzplanung als un- 
durchführbar erwiesen, weil die Aufgabenplanung ihrerseits zum nicht geringen Teil 
mit der Frage der Mittelbeschaffung gekoppelt ist: es haben nicht die Aufgaben Vor- 
rang, die aufgrund eines irgendwie zustandegekommenen politischen Programms 
bestimmt werden, sondern die, mittels derer erst noch das Geld herbeizuschaffen 
ist, mit dem die anderen zu finanzieren wären. Zumindest ist das ganz deutlich an 
der Steuerpolitik abzulesen: nicht die Frage, wie eine irgendwie zu definierende 
Steuergerechtigkeit zu erreichen sei, stellt sich, sondern die, wo man mit den ge- 
ringsten Widerständen das meiste Geld heıkriegt, ohne befürchten zu müssen, daß 
es einem dafür an anderer Stelle wieder verlorengeht. 

So kann man konstatieren, daß das Ziel größerer Unabhängigkeit von den 
täglichen Wechselfällen der wirtschaftlichen Entwicklung, mit dem ursprünglich die 
mittelfristige Finanzplanung konzipiert wurde, weitgehend ad acta gelegt worden 
ist, der illusionäre Charakter dieser Vorstellung erweist sich nicht zuletzt durch 
die gegenwärtig ablaufende Währungskrise. 

Man kann sich die Grenzen staatlicher Planung am besten dadurch verdeut- 
lichen, daß man sie mit der Unternehmensplanung vergleicht. Um planen zu kön- 
nen, müssen die vorhandenen Entscheidungsalternativen in eine logisch konsistente 
Form gebracht werden; d.h. sie müssen in quantitativen Einheiten einer dritten Grö- 
ße ausdrückbar sein. Beim Unternehmen ist das Planungsziel Gewinnmaximierung; 
alle Entscheidungen werden in Gewinn oder Verlust von Geld ausgedrückt. Geld 
als die quantitative Form des Werts ermöglicht es dem Kapitalisten, sich zwischen 
den sich im qualitativ stellenden Alternativen logisch kKonsistent zu entscheiden; er 
beseitigt damit nicht die Widersprüche, gegenüber denen er sich verhalten muß, 


aber der so ablaufende Entscheidungsprozeß ist die Form, in der er sich diesen Wi- 
dersprüchen adäquat verhalten kann. (38) 

Der Staat steht vor einem ähnlichen Problem: er muß einander widersprechen- 
de Interessen in eine Form bringen, in der sie sich logisch konsistent entscheiden 
lassen. Voraussetzung dafür ist zunächst, daß die Interessen als quantitative erschei- 
nen; als Interesse an mehr Lohn, mehr Gewinn etc. 

Auch dann allerdings sind die vom Staat zu lösenden Aufgaben nicht in sich 
kommensurabel: es gibt keinen quantifizierenden Maßstab, nach dem entschieden 
werden könnte, ob es „besser“ ist, eine Schule oder eine Autobahn zu bauen. Und 
auch wenn innerhalb eines Bereichs scheinbar Quantifizierbarkeit und damit Kom- 
mensurabilität von Entscheidungen hergestellt ist (die Fragwürdigkeit der hierfür 
eingesetzten „Kosten-Nutzen-Analysen“ braucht nicht weiter erläutert zu werden), 
sagt die so gefundene Entscheidung noch nichts über ihre politische Durchführbar- 
keit aus; die staatlichen Instanzen müssen sich z.B. nicht nur fragen, welches die 
billigste Form der Organisation von Ausbildung ist, sondern auch, welche sie sich 
politisch „leisten‘“ können. 

Hinzu kommt, daß die Forderung nach staatlicher Planung immer dann auf- 
tritt, wenn der „Selbstlauf‘“ des ökonomischen Prozesses nicht mehr alle Bedürfnis- 
se zu befriedigen scheint. Solange z. B. in der BRD die konjunkturelle Entwicklung 
mehr Lohn und mehr Gewinn ermöglichte, war nicht Planung, sondern laissez faire 
der Schlachtruf. Vom Staat wird also gerade dann Eingreifen verlangt, wenn die 
Interessen der Klassen und Gruppen als widersprüchliche sichtbar werden: es wird 
von ihm verlangt, die Interessen einer Gruppe oder Klasse systematisch denen der 
anderen unterzuordnen. In dem Maße, in dem der Staat dies tut, muß er allerdings 
gegen einen anderen Imperativ verstoßen: nämlich dem, die „Zufriedenheit“ aller 
mit dem System, d.h. den Schein von Freiheit und Gleichheit aufrechtzuerhalten, 
der Voraussetzung für die Reproduktion des Kapitals ist. 

Der Begriff der „Systemsicherung“ als dem auf der Ebene des Einzelkapitals 
angesiedelten Begriff „Gewinnmaximierung‘“ vergleichbaren staatlichen „obersten 
Ziel‘“ verdeckt eher diese Grenzen der Planung, als daß er sie erhellt. 

Er suggeriert den Staat als „Auffangbecken“ für die Widersprüche des kapi- 
talistischen Reproduktionsprozesses, durch dessen Eingreifen das System tatsäch- 
lich „gerettet“ werde, und sitzt damit der Oberflächenerscheinung der Trennung 
von eigengesetzlichem ökonomischen System und „von außen“ eingreifendem Staat 
noch auf. 

Begreift man stattdessen die staatlichen Entscheidungen als integralen Be- 
standteil des Gesamtsystems der Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft, 
dann liegt es nahe, anzunehmen, daß gerade nicht ein in sich kKonsistentes System 
staatlicher Planung gerade nicht „gezielte“ staatliche Eingriffe, sondern der vor- 
findliche, auf den ersten Blick chaotisch erscheinende Prozeß der Entscheidungs- 


e iig zu sagen, daß hiermit weder gemeint ist, daß dies immer „klappt“, noch daß die 
“ntscheidungsprozesse im Unternehmen realiter sich so linear darstellen; auch sagt der 

...ig auf dem Markt natürlich nicht immer etwas über die immanente Rationalität des 
Seiriebsinternen Entscheidungsprozesses aus. 
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nation, ohne gegenseitige Information, z.T. mit bewußter gegenseitiger Behinde- 
rung — genau der ist, auf dem nur einigermaßen sichergestellt werden kann, daß 
genug Raum für die Berücksichtigung widersprüchlicher Interessen gelassen wird. 

Andererseits kommt natürlich der Staat nicht zufällig heute in die Situation, 
seine eigenen Aktivitäten planen zu müssen: je mehr gesellschaftliche Bereiche von 
staatlicher Tätigkeit tangiert werden, desto mehr ist der Staat auf Planung angewie- 
sen, wenn er sich nicht ständig selbst Konterkarieren will. 

Je umfangreicher und komplexer die Aufgaben sind, die dem Staat zugewie- 
sen werden, je mehr sie sich nicht nur abstrakt, sondern konkret auf den Gesamt- 
zusammenhang der Produktion beziehen müssen, desto mehr ist es also erforderlich, 
daß er seine Entscheidungsprozesse gegen partikulare Interessen „abriegelt“. 

Die organisatorische Form, in der diese Abriegelung stattfindet, ist die Büro- 
kratisierung; in der staatlichen Bürokratie schafft sich das Kapital die Instanz, die 
relativ losgelöst von den einander widersprechenden Gruppeninteressen ein „Sy- 
steminteresse‘‘ formulieren soll. Die strukturellen Grenzen eines solchen „bewuß- 
ten Systeminteresses sind schon aufgezeigt worden; dennoch erfordert auch diese 
eingeschränkte Möglichkeit der Artikulation und Durchsetzung von Gesamtzielen 
eine eigenständige Organisation. 

Je mehr nun die staatliche Bürokratie versucht, eine straff organisierte, einen 
„einheitlichen Willen“ zum Ausdruck bringende Entscheidungshierarchie herzu- 
stellen, desto mehr muß sie sich von der Einflußnahme durch außerhalb liegende 
gesellschaftliche Interessen abschließen; denn diese Interessen sind in sich wider- 
sprüchlich und können auch im Widerspruch zu langfristigen „Systemzielen“ stehen. 

Andererseits ist aber der Staat für die Planung und Durchführung eigener Maß- 
nahmen auf Informationen „von außen“ angewiesen. Das System parlamentarischer 
und verbandlicher Interessenartikulation macht es ja überhaupt nur möglich, zu er- 
fahren, wo mögliche Konflikt- und Krisenherde liegen; ohne dieses Wissen ist aber 
kein Krisenmanagement möglich. Je mehr kontroverse Interessen also auf den 
staatlichen Entscheidungsprozeß einwirken, desto wahrscheinlicher ist es, daß die 
beschlossenen Maßnahmen im Sinne einer langfristigen Planung nicht „rational“ 
sind; je weniger aber solche Interessen an der Erarbeitung von Entscheidungen be- 
teiligt sind, desto weniger sind diese Entscheidungen tendenziell durchsetzbar. Mit 
der Einrichtung eines in sich rationalen Planungsverfahrens hindert sich also die 
Bürokratie selbst daran, in der Gesellschaft vorhandene Interessen zu berücksichti- 
gen; sie plant an den von Planung Betroffenen vorbei. Das Anwachsen von Bürger- 
initiativen kann als Reaktion auf solche staatliche Planung begriffen werden; als 
Versuch, die in einem „konsistent“ formulierten Planungsprogramm notwendig 
nicht berücksichtigten Interessen nachträglich einzubringen. 

Wir können also zusammenfassen: auf der einen Seite erfordert die Siche- 
rung der Reproduktion des Kapitals, die Interessen der Individuen an Erhaltung 
ihrer Revenuequellen in den staatlich organisierten Entscheidungsprozeß einzube- 
ziehen. Die mit der Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts vollzogene Einbe- 
ziehung der Interessen der Arbeiter an Reproduktion ihrer Arbeitskraft macht *' 
gerichtig jeden gesellschaftlichen Bereich prinzipiell zum Gegenstand staa®ic! 
Politik. Alle zwischen Arbeit und Kapital auftretenden Konflikte erscheir.» : 
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als durch den Staat entscheidbar; alle ökonomischen Prozesse erscheinen als durch 
den Staat determinierbar. Daß dies nur Schein ist, daß die staatlichen Aktivitäten 
als Bestandteile der Reproduktion des Kapitals selbst abhängig sind von deren na- 
turwüchsigen Verlauf, wurde versucht aufzuzeigen. Dennoch ist die Institutionali- 
sierung dieses politischen Entscheidungsprozesses Basis sowohl für die „Sozial- 
staatsillusion‘“ als auch für die These der Theorie des staatsmonopolistischen K.api- 
talismus durch Einbeziehung des Staates in den Reproduktionsprozeß“ erhalte die 
Arbeiterklasse mehr Möglichkeit, die staatlichen Aktivitäten in ihrem Interesse zu 
beeinflussen. Das stimmt, wenn Beeinflussung der Reproduktionsbedingungen der 
Arbeitskraft gemeint ist; aber dieser Einfluß bleibt innerhalb der Reproduktionsbe- 
dingungen der Klasse als Klasse im Kapitalismus; er bleibt im Rahmen der Repro- 
duktionsbedingungen des Kapitals, wie sie auf der Oberfläche erscheinen. 

Die Grenze zwischen solchen „immanenten Interessen“ und dem Interesse 
an Beseitigung des Ausbeutungssystems selbst ist allerdings immer fließend; nur 
darum ist ja die „außerökonomische‘“ Gewalt des Staates notwendig. Die integrier- 
te „systemimmanente“ Interessenartikulation erfaßt, wie versucht wurde zu zeigen, 
immer nur die Oberflächenerscheinung der real vorhandenen Widersprüche; sie kann 
daher die Konfliktursachen nicht beseitigen. Das führt dazu, daß an der Basis die 
scheinbar integrierten Interessen sich immer wieder geltend machen, der Wider- 
spruch zwischen der Reproduktion des Gesamtsystems als Reproduktion des Kapi- 
tals und den Interessen des Kapitals auf der einen Seite, der Arbeiterklasse auf der 
anderen Seite immer wieder aufbricht. Die anderen Formen, die diese Widersprüche 
unter heutigen Bedingungen der Gesamtreproduktion annehmen, berechtigen m.E. 
noch nicht dazu, vom „Ende des Kapitalismus“ zu sprechen, wenn nicht gezeigt 
werden kann, daß diese Widersprüche nicht nur abstrakt „zur Auflösung drängen“ 
— das tun sie immer — sondern konkret-historisch dieser Auflösungsprozeß wirk- 
lich stattfindet. 


Vorbemerkung 
zum nachfolgenden Aufsatz von Klaus Busch 


Die nachfolgende Auseinandersetzung mit den insbesonderns in Frankreich verbrei- 
teten Theorien zur Unterentwicklung von A. Emmanuel soll die in PROKLA 1/71 
(Neusüß, Blanke, Altvater: Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise) und 
in PROKLA 6/73 (W.Schoeller: Wertiransfer und Unterentwicklung) begonnene 
Diskussion zur theoretischen Klärung und politischen Einschätzung der Unterent- 
wicklung (bzw. der Möglichkeit der Akkumulation der nationalen Kapitale in den 
unterentwickelten Ländern) fortsetzen. Diese Diskussion ging aus von der Modifi- 
kation des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt und versuchte, daraus Thesen zur Ent- 
wicklung des Weltmarkts und der Unterentwicklung abzuleiten. Wir haben uns da- 
bei bemüht, die theoretische Diskussion gerade auf ihre politische Relevanz zurück- 
zuführen, sei es für die Klassenkämpfe in den entwickelten Ländern, sei es für die 
Entwicklung des Kapitals und die Bewegung der Klassen in den unterentwickelten 
Ländern. Diese Intention der bisherigen Diskussion hier noch einmal hervorzuheben 
erscheint uns insofern von Bedeutung, als der nachfolgende Aufsatz zunächst eine 
detaillierte Auseinandersetzung mit den Theorien Emmanuels bringt, ohne daß di- 
rekt deutlich wird, welchen politischen Stellenwert diese Diskussion hat. Die Kritik 
der zentralen theoretischen Aussagen Emmanuels ist allerdings Voraussetzung dafür, 
daß deren politische Implikationen offengelegt und nicht nur als theoretisch falsch, 
sondern auch politisch gefährlich begründet werden können. 

Der politische Stellenwert dieser Kritik ist darin zu sehen, daß Emmanuel 
— so K. Busch — mit seiner Theorie der Unterentwicklung „eine neue Variante des 
sogenannten „Third Worldism‘ vorgelegt (hat), der Vorstellung nämlich, daß der 
Hauptwiderspruch der gegenwärtigen Epoche der zwischen Imperialismus und un- 
terentwickelt gehaltenen Völkern sei“, wobei Emmanuel versucht, über die bisheri- 
gen theoretischen Erklärungsversuche des ‚Third Worldism‘ hinaus, die ökonomi- 
schen Kämpfe der Arbeiter in den entwickelten Ländern als Ursache der Unterent- 
wicklung theoretisch zu begründen, d. h. (materialistisch) die Unterentwicklung auf 
das ungleiche Lohnniveau zwischen entwickelten und unterentwickelten Ländern 
zurückzuführen. Wenn auch — im Gegensatz zu Frankreich — diese Theorien in der 
aktuellen marxistischen Diskussion in Westdeutschland bisher kaum von Bedeutung 
waren, so ist doch ihre Kritik insofern wichtig, als hier versucht wird, Ideologien, 
die insbesonders in der Studentenbewegung der 60er Jahre (etwa der Negierung der 
Arbeiterklasse in den entwickelten Ländern als revolutionäres Subjekt) von Rele- 
vanz waren, die aber auch heute noch in der politisch eher linksliberal einzuschät- 
zenden wissenschaftlichen Diskussion um die Unterentwicklung eine Rolle spielen, 
materialistisch zu fundieren. Auf Basis der in der Kritik Emmanuels entwickelten 
(auf Ricardo zurückgehenden) komparativen Kostentheorie wird im Anhang dann 
die in PROKLA 6/73 vertretene Position zur theoretischen Ableitung der Unterent- 
wicklung (W. Schoeller) in ihren Wirkungen auf den Akkumulationsprozeß der na- 
tionalen Kapitale modifiziert. 
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Ungleicher Tausch — Zur Diskussion über internationale Durchschnitts- 
profitrate, Ungleichen Tausch und Komparative Kostentheorie anhand 
der Thesen von Arghiri Emmanuel (1) 


Klaus Busch 


Die folgenden Ausführungen sollen einerseits über die seit einigen Jahren in Frank- 
reich stattfindende Diskussion über die Probleme des Ungleichen Tausches, der 
internationalen Durchschnittsprofitrate und die herrschende Außenhandelstheorie 
informieren und andererseits eigene Überlegungen zu den genannten Fragestellun- 
gen darlegen. 

Von der französischen Debatte wird im wesentlichen die Arbeit von Arghiri 
Emmanuel und deren Kritik durch Charles Bettelheim vorgesteilt, während die 
Positionen Christian Palloix’ (2) und Samir Amins (3) nur in Anmerkungen wieder- 
gegeben werden. Dieses Verfahren scheint mir deshalb berechtigt zu sein, weil 
das 1969 erstmals erschienene Buch Emmanuels „L’&change inegal“ (,Ungleicher 
Tausch‘) einen Höhepunkt in der französischen Diskussion über Fragen des kapita- 
listischen Weltmarktes darstellt, und die übrigen Beiträge entweder sehr eng an 
Emmanuel angelehnt sind (so die Arbeit von Samir Amin) oder nur geringfügig von 
Emmanuel abweichende Meinungen vertreten (so Christian Palloix) (4). Die Kritik 
Bettelheims an der Werttheorie Emmanuels und dessen Replik werden ebenfalls in 
diesem Aufsatz nur am Rande erwähnt, weil m. E. Emmanuels Interpretation und 
Kritik der Marxschen Werttheorie aufgrund der damit zusammenhängenden metho- 
dologischen Probleme einer von der Fragestellung dieses Artikels gesonderten Ab- 
handlung bedarf. 

Der Aufsatz ist wie folgt gegliedert: 


1) Emmanuel, Arghiri: «L’&change inegal — Essai sur les antagonismes dans les rapports 
economiques internationaux». Preface et remarques theoriques de Charles Bettelheim, 
Paris 1969, 1972 

2) Palioix, Christian: «L’&conomie mondiale capitalistew. Tome 1: le stade concurrentiel, 
Tome II: le stade monopoliste et ’imp£rialisme. Paris 1971 

3) Amin, Samir: «l’accumulation & l’&chelle mondiale». Ifan-Dakar und Paris 1970. Ein Teil 
der Arbeit Amins sowie Auszüge aus den beiden Bänden von Palloix sing in deutscher 
Sprache beim Trikont-Verlag erschienen als: Neuere Beiträge zur Imperialismustheorie, 
Band I, München 1971 ’ 

4) Dieses „Fußnotenverfahren‘“ soll nicht den Eindruck erwecken, als seien die Arbeiten 
von Amin und Palloix bloße Reproduktionen der Thesen Emmanuels. Palloix und Amin 
beschäftigen sich in ihren Werken in großen Teilen mit Problemen, die Emmanuel nicht 
behandelt und auch nicht Gegenstand dieses Aufsatzes sind, z. B. mit Fragen der Inter- 
nationalisierung des Kapitals, der klassischen Debatte über die Rolle des auswärtigen 
Handels, der klassischen imperialismustheorie (Palloix), den internen Problemen peri- 
pherer Gesellschaftsformationen, der Stellung der Entwicklungsländer im Weltwährungs- 
system und ihrer Rolle in den Konjunkturzyklen des kapitalistischen Weltmarkts (Amin), 
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1. L’öchange inegai 

1.1 Leitlinien der Argumentation Emmanuels in „L’&change inegal“ 

1.2 Die Kritik Bettelheims und Emmanuels Replik 

2. Zur internationalen Durchschnittsprofitrate 

2.1 Die Durchsetzungsform der allgemeinen internationalen Profitrate 

2.2 Zur realen Existenz einer internationalen Durchschnittsprofitrate und das 

Emmanuel-Paradoxon 

Modifikation des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt und Ungleicher Tausch 

.1 Zum Problem der brüchigen Durchsetzung des Ungleichen Tausches in den 
Handelsbeziehungen zwischen kapitalistischen Industrieländern und ökono- 
misch schwach entwickelten Ländern 

3.2 Terms-of-trade-Begriffe und Ungleicher Tausch 

4. Zur Komparativen Kostentheorie 

4.1 Das Ricardo-Theorem und die modifizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes auf 

dem Weltmarkt 

4.2 Emmanuels Ricardo-Kritik 

4.3 Unterentwickelte Länder und das Theorem der Komparativen Kosten 

5. Die politischen Konsequenzen der Emmanuel-Modelle 


1. L’Schange inegal 
1.1 Leitlinien der Argumentation Emmanuels in „L’echange inegal“ 


Arghiri Emmanuel beginnt seine Arbeit mit einer Problematisierung der herrschen- 
den Außenhandelstheorie. Seines Erachtens widerspricht das zunehmende Entwick- 
lungsgefälle zwischen den kapitalistischen Industrieländern und den kapitalistischen 
Entwicklungsländern diametral der Theorie der Komparativen Kosten (4a): Diese 
prognostiziert bei Freihandel eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis kom- 
parativer Kostenvorieile, die zur Einkommenssteigerung in allen am Welthandel 
partizipierenden Nationen führen soll. Da das reale Entwicklungsgefälle zwischen 
Industrieländern und Entwicklungsländern dem Komparativen Kostentheorem nur 
allzu deutlich widerspricht, stellt sich Emmanuel in „L’&change inegal“ folgende 
Aufgabe: 


„Es geht heute darum, den Unterschied im Entwicklungsniveau und die Vertiefung des Grabens 
zwischen reichen und armen Nationen trotz der jahrhundertelangen Austauschbeziehungen und 
des Freihandels zu erklären,“ (5) 


Die Singer-Prebisch-These, wonach sich die Austauschverhältnisse der unterent- 
wickelten Länder gegenüber den Industrieländern aufgrund der unterschiedlichen 
Entwicklung der Nachfrageelastizitäten für Industriewaren und Rohstoffe perma- 
nent verschlechtern, akzeptiert Emmanuel nicht als Schlüssel zur Erklärung der 


4a) Die Theorie der Komparativen Kosten wird im vierten Teil dieses Artikels ausführlich 
dargestellt und problematisiert. 

5) Emmanuel, a.a.O., S. 37. Dieses und alle folgenden Zitate aus L’&change inegal sind 
vom Verfasser übersetzt worden. 
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säkular sinkenden terms of trade der unterentwickelten Länder und damit zur 
Erklärung der ungleichmäßigen Wachstumsimpulse, die der Welthandel auf die In- 
dustrieländer und die Entwicklungsländer ausübt. 


„Die Textilindustrie war früher einer der Pfeiler des Reichtums der industrialisierten Länder, 
das Schlachtschiff Englands; seitdem sich die armen Länder auf diesen Industriezweig speziali- 
siert haben, reichen die Preise für Textilien kaum aus, den Textilarbeitern einen Hungerlohn 
und den Textilkapitalen den Durchschnittsprofit zu verschaffen, obwohl mit modernster Tech- 
nologie produziert wird. Soll man etwa annehmen, daß sich durch Zufall die Nachfrageelastizi- 
täten in dem Moment umkehrten, in dem die Textilindustrie ihren Ortswechsel vornahm? Gibt 
es wirklich Waren, die mit einem Fluch behaftet sind, oder gibt es nicht vielmehr — aus be- 
stimmten Gründen, die uns das Dogma von der Faktorimmobilität zu sehen hindert — eine 
Kategorie von Ländern, die — was auch immer sie produzieren und exportieren — permanent 
mehr nationale Arbeit gegen weniger ausländische Arbeit tauschen? Diese Frage ist die wichtig- 
ste unter denen, die wir in unserer Studie zu beantworten haben.“ (6) 


Die entscheidende Ursache für den mangelnden Erklärungswert der Komparativen 
Kostentheorie sieht Emmanuel in der Irrealität einer ihrer wichtigen Prämissen: Der 
internationalen Immobilität der Produktionsfaktoren. Seiner Meinung nach ist heu- 
te die Annahme realistisch, daß der Faktor Arbeit international mobil ist, so daß 
sich zwar eine internationale Durchschnittsprofitrate, nicht aber ein international 
gleiches Lohnniveau herausbildet. Unter diesen Voraussetzungen gibt es imSystem 
Ricardos keine Differenz mehr zwischen nationalen und internationalen Werten, 
nicht die komparativen, sondern die absoluten Kosten entscheiden dann über die 
internationale Arbeitsteilung. Im Marxschen System ist allerdings nach Emmanuel 
unter diesen Prämissen weiterhin zwischen nationalen und internationalen Werten 
zu differenzieren, weil der Wert der Ware Arbeitskraft bei Marx nicht durch das 
physiologische Minimum bestimmt wird, sondern auch durch international differie- 
rende moralische und historische Elemente. Emmanuels Prämissen sind also: 


„Mobilität des Faktors Kapital — Immobilität des Faktors Arbeit, bei gleichzeitiger Ablehnung 
der ricardianischen Hypothese von der physiologischen Bestimmung des Werts der Arbeitskraft. 
Ausreichende Mobilität des ersten Faktors, damit sich die internationale Ausgleichung der 
Profite realiter vollzieht und das Produktionspreistheorem gültig bleibt, ausreichende Immobili- 
tät des zweiten Faktors, damit die nationalen Lohnunterschiede, die auf das sozialhistorische 
mmung des Werts der Ware Arbeitskräft. zurückzuführen ‚sind, nicht aufge- 


en und eine Modifikation dieses Theorems notwendig wird. Kurz, wir haben 
uns das äls Aufgabe vorgenommen, wäs Ohlin den Vertretern der Arbeitswertlehre mit Recht 
vorwarf, nicht gelöst zu haben: die Theorie der internationalen Werte in die allgemeine Wert- 
lehre zu integrieren.‘ (7) 


Für Emmanuel geht es darum, die Theorie der Komparativen Kosten durch das 
Gesetz der Produktionspreisbildung auf dem Weltmarkt zu ersetzen, wobei diese 
Durchsetzungsform einer internationalen Durchschnittsprofitrate auf der Basis des 
ungleichen Lohnniveaus zwischen Zentren und Peripheriegesellschaften ungleiche 
Tauschbeziehungen zwischen beiden Regionalblöcken impliziert. 


6) Emmanuel, a. a. V,S.50 
7) Emmanuel, a. a. O.,S. 53 
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Emmanuel entwickelt im folgenden seine problematische und von Bettelheim 
richtig kritisierte Werttheorie und stellt dann — nachdem er auf ganzen drei Seiten 
die zentrale Hypothese seines „L’&change inegal“, nämlich die Existenz einer inter- 
nationalen Profitrate empirisch zu belegen versuchte — seine Modelle des Unglei- 
chen Tausches vor: 


Modell I (International gleiche Mehrwertraten, international ungleiche orga- 
nische Zusammensetzung des Kapitals) (8): 


Um zu seinen entscheidenden Modellen des Ungleichen Tausches hinzuführen, ab- 
strahiert Emmanuel zunächst von den ungleichen Mehrwertraten zwischen der 
Gruppe der entwickelten kapitalistischen Länder und der Gruppe der unterent- 
wickelten Länder; er diskutiert folgendes Schema: 
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(Das System A repräsentiert die Gruppe der entwickelten Nationen, wobei die 
Werte in der Tabelle aggregierte Werte von n Branchen in A darstellen; das 
System B repräsentiert die Gruppe der weniger entwickelten Nationen, die Werte 
"sind ebenfalls aggregierte Größen) 

In der Ausgangssituation erzielt der Block der entwickelten Nationen (A) eine 
Profitrate von 25 %, der Block der weniger entwickelten Nationen (B) realisiert 
demgegenüber eine Profitrate von 50 %. Der Wert der Waren beträgt je 170. Durch 
die Herausbildung einer internationalen Durchschnittsprofitrate auf der Basis inter- 
nationaler Produktionspreise verändern sich allerdings die Tauschrelationen zwi- 
schen A und B: die internationale Durchschnittsprofitrate beträgt 33 1/3 % und 
transformiert den Wert der Waren von A in einen Produktionspreis von 190, umge- 
kehrt den Wert der Waren von B in einen Produktionspreis von 150. Die Folge der 
Herausbildung einer internationalen Durchschnittsprofitrate sind also Mehrwert- 
transfers von B nach A, die in der ungleichen Tauschrelation 170A : 170B größer 
als 150A : 190B ihren Ausdruck finden. 


8) Emmanuel, a. a. O.,S. 108 
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Modell ü (International ungleiche Mehrwertraten, international ungleiche or- 
ganische Zusammensetzung des Kapitals): 


„Wenn wir annehmen, daß die Löhne in A zehnmal höher stehen als die Löhne in B, daß aber 
wegen der doppelt so großen Arbeitsintensität in A die Arbeitskosten in A nur fünfmal höher 
als inB sind — dies ist ein sehr niedrig angesetzter Parameter — ändert sich unser Schema wie 


folgt:“ (9) 
ic SEHEN 
= = u Ba Ei 170 | 150 33 13 80 | 230 
B ES rs Ey En 170 40 | 110 
| 360 | 100 | | 120 | 120] 340 |220 120 | 340 


Weil im Vergleich zum Modell I im Modell II nicht nur ungleiche organische Zusam- 
mensetzungen des Kapitals, sondern auch ungleiche Mehrwertraten vorausgesetzt 
werden, verschärfen sich die ungleichen Tauschbeziehungen zuungunsten vonB. 
Der Transformationsprozeß der Werte in internationale Produktionspreise führt 
jetzt zur Ungleichung 170A : 170B größer als 110A :230B, also zu bedeutend 
höheren Mehrwerttransfers von A nach B als die Relation 170A : 170B größer als 
150A : 190B impliziert. 

Emmanuel modifiziert sein Modell schließlich noch ein weiteres Mal, indem er 


das konstante Kapital, das in A und B vorgeschossen wird, angleicht: 
EIFSESKECIE 
210 
130 


A |240 | 50|)100 | 20 
B |240 | 50 | 20 | 100 


[0 [100 [120 [10 


EDEN 


„Hier tauschen sich die Waren, in denen je 170 Arbeitsstunden vergegenständlicht sind, in der 
Proportion 210B = 130A, obwohl sich nichts außer den Löhnen von Land zu Land unterschei- 
det. Daraus wird deutlich, daß die Ungleichheit der Löhne als solche, wenn alle anderen Fakto- 
ren gleich sind, den ungleichen Tausch verursacht.‘ (10) 


9) Emmanuel, a. a. O,,S. 109 
10) Emmanuel, a. a. O,S.11l 
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Dieses dritte Modell dient Emmanuel allerdings nur zur Illustration des reinen Ein- 
flußes der differierenden Lohnniveaus auf den Ungleichen Tausch zwıirchen A 
und B. Seiner eigentlichen Definition des Ungleichen Tausches entspricht die Un- 
gleichung 150 : 190 größer als 110 : 230, denn beim Austausch 150 : 190 werden 
nach Ansicht Emmanuels die beiden Produktionsfaktoren in A und B gleich ent- 
lohnt, während beim Austausch 110 : 230 nur der Faktor Kapital, nicht aber der 
Faktor Arbeit, gleich entlohnt wird: 


„Außerhalb aller Preisänderungen, die aus der unvollkommenen Konkurrenz auf den Waren- 
märkten resultieren, handelt es sich beim ungleichen Tausch um ein Verhältnis von Gleichge- 
wichtspreisen, die sich über die Ausgleichung der Profite zwischen Regionen mit ‚institutionell‘ 
ungleichen Mehrwertraten herausbilden. Der Ausdruck ‚institutionell‘ soll bedeuten, daß diese 
Raten — aus welchen Gründen auch immer — der Ausgleichsbewegung über die Konkurrenz auf 
den Faktormärkten entzogen sind und sich unabhängig von den relativen Preisen bilden.“ (11) 


Prämisse dieses Modells des Ungleichen Tausches ist definitionsgemäß, daß die 
Löhne und nicht die Preise, die unabhängige Variable des Systems bilden; Emma- 
nuel hält diese Prämisse intuitiv und empirisch für richtig: 


„Die Ausgleichung der Profite, die im Schema vorausgesetzt wird, kann zwei mögliche Konse- 
quenzen haben: entweder schlägt sich die Preisdifferenz im Lohnniveau nieder, weil sie sich 
nicht auf die Profite auswirken kann, oder die Differenz der Löhne schlägt sich im Preisniveau 
nieder, weil sie sich nicht auf die Profite auswirken kann. Auf der Grundlage des Schemas 
autorisiert uns nichts, dig eine oder die andere Möglichkeit auszuschließen. Wir werden deshalb 
außerhalb des Schemas und seiner theoretischen Analyse die Begründungen unserer Option für 
das zweite Abhängigkeitsverhältniss zu suchen haben. Diese Begründungen können allerdings 
nur intuitive und empirische sein.“ (12) 


In dem Kapital „Grenzen und Reichweite des ungleichen Tausches“ (13) führt 
Emmanuel die Diskussion seiner Modelle des Ungleichen Tausches weiter; er behan- 
delt hier vor allem die Frage, ob es einen Ungleichen Tausch im weiteren Sinne und 
einen Ungleichen Tausch im engeren Sinne gibt. Dem Ungleichen Tausch im weite- 
ren Sinne entspricht hier das eben vorgestellte Modell I — mit gleicher Mehrwertrate 
und ungleicher organischer Zusammensetzung des Kapitals — also der Tauschrela- 
tion 150A : 190B statt 170A :170B. Unter Ungleichem Tausch im engeren Sinne ist 
dementsprechend Emmanuels Modell des Ungleichen Tausches ‚‚au sens propre‘ zu 
verstehen, also auf der Basis ungleicher Lohnniveaus und ungleicher organischer 
Zusammensetzung des Kapitals, d.h. die Tauschrelation 110 : 230 statt 150 : 190. 

Emmanuel lehnt diese Unterscheidung ab, denn s. E. handelt es sich beim 
Ungleichen Tausch im weiteren Sinne um die Durchsetzung des Wertgesetzes selber, 
um ein Phänomen, das nicht, nur im auswärtigen Handel, sondern auch bei der 
Durchsetzung einer nationalen Durchschnittsprofitrate zu beobachten sei. Weiterhin 
lasse sich der Ungleiche Tausch im weiteren Sinne auch nicht in einem Sinken der 
„net barter terms of trade“ oder der „commodity terms of trade“ nachweisen, ja, 
nicht einmal in einem Sinken der „single factoral terms of trade“; nur in den 


11) Emmanuel, a. a. O.,S. 111 
12) Emmanuel, a. a. O.,S.111£. 
13) Emmanuel, a. a. O., S. 189 ff. 
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„double factoral terms of trade“ drücke sich der Ungleiche Tausch im weiteren 
Sinne in fallenden Werten aus (13a). Demgegenüber schlägt sich das Phänomen des 
Ungleichen Tausches im engeren Sinne unmittelbar in einer Verschlechterung aller 
terms-of-trade-Indices nieder. 


„Daß sich Produktionspreise herausbilden, ist in der Tat mit dem Wertgesetz vereinbar; deshalb 
betrachten wir nicht die Differenz in der organischen Zusammensetzung des Kapitals als konsti- 
tutives Moment per se des Ungleichen Tausches. Wir bezweifeln aber sehr, ob auch die Lohndif- 
ferenzen, die geographisch festgemacht werden können, gleichermaßen niit dem Wertgesetz 
vereinbar sind. Eine der wesentlichen Bedingungen der Wirkungsweise dieses Gesetzes ist die 
Existenz eines einzigen Marktes und eines einzigen Preises für jede Ware (abgesehen natürlich 
von den Transportkosten). Da die Arbeitskraft im Kapitalismus eine Ware wie jede andere ist, 
muß sie bei vollkommener Konkurrenz überall denselben Preis haben, Wenn sie verschiedene 
Preise hat, ist die Konkurrenz nicht vollkommen, ist das Wertgesetz verletzt. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß vor allem der politische Faktor, der Trennung der Welt in Nationalstaaten, 
für die Unvollkommenheit der Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt verantwortlich ist.‘ (14) 


Aus den drei grundlegenden Prämissen seines „L’Echange inggal“: 

a) Der Existenz einer internationalen Durchschnittsprofitrate auf der Basis inter- 
nationaler Produktionspreise, 

b) der internationalen Immobilität der Ware Arbeitskraft und dementsprechend 
den ungleichen nationalen Lohnniveaus und 

c) der Annahme, daß der Lohn in Bezug auf den Preis die unabhängige Variable 
sei, 

leitet sich auch Emmanuels Entwicklungstheorie ab. 

Die Nationen, in denen es der Arbeiterklasse gelungen ist, durch den organi- 
sierten Kampf das Lohnniveau erheblich zu heben, sind in der Lage, die Kapital- 
akkumulation beschleunigt voranzutreiben, weil die hohen Löhne 
a) zu einer Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals, d.h. zu 

einer Entwicklung der Produktivkräfte führen, 

b) die Realisierungsbasis für die erweiterte Reproduktion des Kapitals bilden und 

c) einen permanenten Ungleichen Tausch in den internationalen Handelsbezie- 
hungen zugunsten des entwickelten Landes institutionalisieren. 

Die Arbeiterklasse einer Nation kann sich also nicht ein hohes Lohnniveau erkämp- 

fen, weil die Produktivkräfte des Landes weit entwickelt sind; umgekehrt: Weil die 

Arbeiterklasse sich ein hches Lohnniveau erkämpft hat, entwickeln sich die Produk- 

tivkräfte der betreffenden Nation. 


„Entwicklung stellt sich daher im Gegenteil nicht als Ursache, sondern als Folge hoher Löhne 
dar... 

Die Länder mit hohem Lohnniveau industrialisieren sich letzten Endes, auch wenn sie im 
Notfall ihre hohen Löhne durch Zollmauern schützen, wie es in den Vereinigten Staaten ge- 
schah.. Während wir viele Beispiele finden, wo die ökonomischen Möglichkeiten nicht zu einer 
Steigerung der Löhne führen — wenigstens nicht, bevor der institutionelle Faktor (gemeint sind 
die Gewerkschaften, K. B.) ins Spiel kommt (England, Japan) oder ein spezifischer, hemmender 


13a) Die Bedeutung dieser terms-of-trade-Begriffe wird im Teil 3.2 dieser Arbeit expäiziert. 
14) Emmanuel, a. a. O., S. 197 £. ; 
15) Entfällt 
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institutioneller Faktor beseitigt wird (Löhne der Schwarzen in Südafrika, in gewissem Maße 
selbst die Löhne der Schwarzen in den USA), — haben wir kein einziges Beispiel, wo die hohen 
Löhne nicht zu einer ökonomischen Entwicklung geführt haben, wo institutionalisierte Löhne 
sich im Verhältnis zur effektiven oder virtuellen ökonomischen Entwicklung als zu hoch erwie- 
sen ind in Relation zum schwachen Entwicklungsniveau heruntergeschraubt werden 
mußten.“ (16) 


Da die hohen Löhne zur Entfaltung der Produktivkräfte führen, dahohe Löhne und 
ein hches Niveau der organischen Zusammensetzung des Kapitals die Bereicherung 
des Landes über den internationalen Handel induzieren, da die Bereicherung auf 
dem Weltmarkt allen Produktionsfaktoren zugute kommt, also auch das Lohmni- 
veau wieder steigt, handelt es sich beim Ungleichen Tausch um einen kummulativen 
Prozeß zugunsten bzw. zuungunsten eines Landes: 


„Reichtum ruft Reichtum hervor... Armut produziert Armut“ (17) 


Vor diesem Hintergrund beurteilt Emmanuel die Entwicklungsmöglichkeiten der 
unterentwickelten Länder im Rahmen des kapitalistischen Weltmarktes äußerst 
skeptisch. Aufgrund des institutionell hohen Lohnniveaus in den kapitalistischen 
Industrieländern wird das Entwicklungsgefälle zwischen Industrieländern und Ent- 
wicklungsländern bestehen bleiben und sich allenfalls der Form nach ändern: Wenn 
Indien morgen eine Eisen- und Stahlindustrie aufbaut, kann England ohne weiteres 
zur Textilproduktion zurückfinden, denn nach Emmanuel bleibt auch im Tausch 
von englischem Tuch gegen indischen Stahl der Ungleiche Tausch zugunsten Eng- 
lands erhalten: 


„Indem England dann Gewebe und Garne gegen Stahl, indische Webstühle und Spindeln 
tauscht, wird es dieselben Surplusprofite realisieren wie heute beim umgekehrten Handel. Was 
auch immer es produziert und verkauft, es muß den Vorteil realisieren, der aus dem Ungleichen 
Tausch resultiert und der der Differenz im Lohnniveau entspricht.“ (18) 


Emmanuel lehnt dementsprechend alle Pläne ab, die den Entwicklungsländern eine 
Exportindustrialisierung über eine Diversifizierung des Exportangebotes vorschla- 
gen, er sieht in einer konsequenten Autarkiepolitik bei gleichzeitiger Binnenindu- 
strialisierung auf breiter Basis die einzige Chance der unterentwickelten Länder. 

Da die Ausbeutung der unterentwickelten Länder durch die entwickelten 
Länder zentral auf der Institutionalisierung des ökonomischen Kampfes in den 
Industrieländern basiert, hält Emmanuel die internationale Solidarität der Arbeiter- 
klasse für ein marxistisches Hirngespinst. Er zitiert mit Genuß Engels und Lenin, um 
die Arbeiterklasse der kapitalistischen Industrieländer des Opportunismus zu über- 
führen. Was bei Lenin für eine kleine Schicht der Arbeiterklasse galt, hängt Emma- 
nuel der gesamten Arbeiterklasse der entwickelten Länder an: Als ArbeiteraristoKra- 


16) Emmanuel, a. a. O.,S. 161 
17) Emmanuel, a. a. O., S. 168 
18) Emmanuel, a. a. O., S. 183 
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tie kollaboriert sie mit der Kapitalistenklasse bei der Ausbeutung der unterentwickel- 
ten Länder: 


„Unter diesen Umständen existiert eine reale gemeinsame Front, wenn nicht gar Solidarität der 
Arbeiterklasse und der Kapitalistenklasse der entwickelten Länder gegenüber den armen Natio- 
nen, verbunden mit einem syndikalistischen Kampf um die Teilung der Beute.“ (19) 


Historisch siedelt Emmanuel den Ursprung des Opportunismus der Arbeiterklasse in 
den Zentren des Kapitals in der Phase des klassischen Imperialismus an: 


„Von diesem Moment an übernahm die Arbeiterklasse die Initiative, bewußt oder unbewußt; es 
sind ihre Forderungen, die Motor des ökonomischen Antagonismus im Weltmaßstab werden. 
Die internationale Solidarität der Arbeiterklasse wird ein ‚contre-sens historique‘.“ (20) 


Im letzten Kapitel seines Buches geht Emmanuel noch einmal ausführlich auf die 
Komparative Kostentheorie ein. Hier versucht er den Nachweis zu führen, daß 
Ricardos Begründung der internationalen Arbeitsteilung auf problematischen Prä- 
missen basiert. Da ich Emmanuels Kritik der Komparativen Kostentheorie am Ende 
dieses Aufsatzes einer breiten Würdigung unterziehe, werde ich seine wesentlichen 
Argumentationsstränge erst dort vorstellen. 


1.2 Die Kritik Bettelheims und die Replik Emmanuels 


Charles Bettelheim würdigt in seinen theoretischen Bemerkungen zum „L’Echange 
inegal‘ die Auseinandersetzung Emmanuels mit der klassischen Außenhandelstheo- 
rie. Seine Kritik bezieht sich einerseits auf die problematische Werttheorie Emma- 
nuels und andererseits auf dessen politische Folgerungen aus seinem ‚‚L’Echange ine- 
gal““. 

Bettelheim weist m. E. mit Recht darauf hin, daß Emmanuel das Verhältnis 
des Ersten Bandes des „Kapital“ zum Dritten Band falsch bestimmt, wenn er be- 
“ hauptet, im Ersten Band stelle Marx die Gesetze der einfachen Warenproduktion 
mit dem einzigen Produktionsfaktor Arbeit dar, während der Dritte Band die Ge- 
setzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktionsweise mit mehreren Produktions- 
faktoren entwickele. Aus diesem falschen methodischen Verständnis der Marxschen 
Kritik der Politischen Ökonomie folgt auch Emmanuels problematische Werttheo- 
rie,. Für ihn bilden sich die Produktionspreise nicht aus einer Transformation der 
Werte, sondern setzen sich aus der Summe der Vergütungen der verschiedenen, am 
Produktionsprozeß beteiligten Produktionsfaktoren zusammen. Am deutlichsten 
hat Emmanuel seine, von der Marxschen abweichende Werttheorie in seiner Replik 
auf Bettelheim expliziert; dort begründet er diese Abweichung im wesentlichen 
damit, daß auf der Basis der Marxschen Theorie das Transformationsproblem keiner 


19) Emmanuel, a. a. O., S. 210 
20) Emmanuel, a. a. O., S. 218 
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Lösung zugängig sei. Emmanuels „Revisionismus“ gipfelt in der These, daß die 
Ausbeutung nicht als Moment des kapitalistischen Produktionsprozesses zu fassen 
sei, sondern erst mit dem Aneignungsprozeß beginne: 


„Die Ausbeutung ist nicht Moment des Produktions-, sondern des Aneignungsprozesses.‘ (21) 


In seinem Vorwort zu „L’echange inegal“ (nach der Replik Emmanuels geschrie- 
ben) ordnet Bettelheim deshalb Emmanuels theoretische Position auf der Ebene der 
„Pprecritique‘“ an; Emmanuel falle mit seiner Werttheorie hinter die Kritik der Politi- 
schen Ökonomie zurück (22). 

Vor dem Hintergrund der problematischen Werttheorie Emmanuels kritisiert 
Charles Bettelheim auch dessen Anwendung des Ausbeutungsbegriffes auf die Bezie- 
hungen zwischen armen und reichen Ländern. Beim Ungleichen Tausch in der von 
Emmanuel analysierten Weise handle es sich um ein Oberflächenphänomen, um die 
Erscheinungsform der spezifischen Struktur der kapitalistischen Produktionsweise 
im Weltmaßstab, die durch die Überlagerung verschiedener, ungleich entwickelter 
Gesellschaftsformationen charakterisiert sei. Für die Austauschbeziehungen zwi- 
schen den verschiedenen Gesellschaftsformationen — den Gesellschaftsformationen, 
in denen die kapitalistische Produktionsweise vorherrscht einerseits und andererseits 
denjenigen, in denen die kapitalistische Produktionsweise nicht direkt dominiert — 
gelte zwar die von Emmanuel in seinem Modell des Ungleichen Tausches entwickel- 
te Preisbildungs-Regel, diese impliziere aber keine Ausbeutungsbeziehungen, da es 
sich hierbei lediglich um eine Umverteilung des Mehrwertes zwischen der Kapita- 
listenklasse der reichen und der Kapitalistenklasse der armen Länder handle: 


„Der Begriff der Ausbeutung drückt ein Produktionsverhältnis aus: eine Produktion von Mehr- 
arbeit und die Aneignung dieser Mehrarbeit durch eine Gesellschaftsklasse; darum spiegelt er 
notwendigerweise Klassenverhältnisse wider (und ein Verhältnis zwischen ‚Ländern‘ ist kein 
Klassenverhältnis und kann es auch gar nicht sein); darum kann ein einfacher Transfer von 
Mehrwert der Kapitalisten (oder anderer Ausbeuter) der armen Länder zu den Kapitalisten der 
reichen Länder korrekterweise nicht als Ausbeutung bezeichnet werden, da lediglich Arbeiter 
ausgebeutet werden können, aber nicht andere Ausbeuter.“ (23) 


Die Herrschaft des Imperialismus basiert nach Bettelheim auf einer doppelten Aus- 
beutung: Einerseits auf der Ausbeutung der Arbeiterklasse der imperialistischen 
Länder selber, andererseits auf der Ausbeutung der Arbeiterklasse der unterent- 
wickelt gehaltenen Länder. Die Ausbeutung der Arbeiterklasse der weniger °nt- 
wickelten Länder vollziehe sich entweder direkt — durch Auslandsdirektinvesi:i0- 
nen — oder indirekt durch Mehrwerttransfers in Form von Zinsen, Preisen etc. ser 
Begriff Ausbeutung der armen Länder durch die reichen sei zudem noch problema- 
tisch, weil er impliziere, daß die Arbeiterklasse der Zentren die der Peripheriegesell- 
schaften ausbeute: 


21) Emmanuel, a. a. O., S. 387 
22) Emmanuel, a. a. O.,S. 13 
23} Emmanuel, a. a. O.,S. 326 
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„in dieser Hinsicht darf man sich nicht darüber hinwegtäuschen, daß die These von A. Emma- 
nuel über die ‚Ausbeutung‘ der armen Länder durch die reichen, so wie er sie formuliert hat, 
dazu führt, Klassenverhältnisse als einfache ‚Verhältnisse zwischen Ländern‘ zu betrachten, d.h. 
den wahren Antagonismus Arbeiter/Ausbeuter durch den fiktiven Antagonismus ‚reiche Natio- 
nen/arme Nationen‘ zu ersetzen.“ (24) 


Bettelheim lehnt auch die These Emmanuels ab, daß die Hauptstütze des Imperialis- 
mus die Ausbeutung der armen Länder sei. Die Ausbeutungsrate sei in den imperia- 
listischen Ländern weitaus höher als in den beherrschten Ländern und auch der 
Mehrwerttransfer durch den Ungleichen Tausch sei für den Imperialismus nicht so 
lebenswichtig, wie die relative Mehrwertproduktion in den kapitalistischen Metro- 
polen. 


„Daher hat die Arbeiterklasse der Industrieländer vom revolutionären Kampf der Völker der 
unterdrückten Länder absolut nichts zu ‚befürchten‘, ganz im Gegenteil. Mit den Siegen in 
diesem Kampf wird eine der Grundlagen der imperialistischen Heıtschaft unterminiert, sie 
schaffen daher immer günstigere Bedingungen für C:zn Kampf des Proletariats aller Län- 
der.“ (25) 


2. Zur internationalen Durchschnittsprofitrate 


Emmanuel ist der Auffassung, daß die Kapitalbewegungen zwischen den National- 
staaten heute bereits ein derartiges Ausmaß angenommen haben, daß es ohne weite- 
res erlaubt ist, 
a) die Existenz einer realen Durchschnittsprofitrate auf dem kapitalistischen 
Weltmarkt anzunehmen, 
b) von der Existenz internationaler Produktionspreise auszugehen. 
Diese Position ist m. E. in doppelter Weise problematisch: Einerseits ist die Durch- 
setzungsform der intemationalen Durchschnittsprofitrate aufgrund der modifizier- 
ten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt nicht in internationalen 
Produktionspreisen zu suchen, andererseits haben die internationalen Kapitalströme 
zwischen den Nationalstaaten, insbesondere zwischen den kapitalistischen Industrie- 
ländern und den Entwicklungsländern, noch lange nicht ein Ausmaß angenommen, 
das die Annahme einer realen internationalen Durchschnittsprofitrate rechtfertigen 
würde. 


24) Emmanuel, a. a. O.,S. 
25) Emmanuel, a. a. O.,S. 
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2.1 Die Durchsetzungsform der allgemeinen internationalen Profitrate 


Viele marxistische Autoren (z. B. Grossmann (26)) und auch Emmanuel stellen sich 
die Durchsetzungsweise der internationalen Profitrate analog derjenigen der natio- 
nalen Durchschnittsprofitrate vor: Wie sich im nationalen Rahmen Branchen mit 
unterschiedlicher organischer Zusammensetzung des Kapitals und unterschiedlichen 
Mehrwertraten gegenüberstehen, gibt es auf dem Weltmarkt ein Entwicklungsgefälle 
zwischen den Nationalstaaten, das sich ausdrückt in einem unterschiedlichen Grad 
der organischen Zusammensetzung des Kapitals und einer Ungleichheit der nationa- 
len Lohnniveaus. Die dabei entstehenden unterschiedlichen Branchenprofitraten 
bzw. nationalen Profitraten werden durch einen permanenten Kapitalfluß in die 
Branchen/Nationen mit höherer Profitrate zum Ausgleich gebracht. Die nationa- 
len/internationalen Produktionspreise sind dabei die Form, in der sich die Existenz 
einer nationalen/internationalen Profitrate ausdrückt. 

Dieser Analogieschluß von der nationalen auf die internationale Ebene muß 


allerdings zu falschen Ergebnissen führen, denn Emmanuel u. a. übersehen dabei, 
daß die ungleichmäßige und ungleichzeitige Entwicklung auf der Basis nationalstaat- 
lich eingebundener Kapitale zu einer Modifikation des Wertgesetzes auf dem Welt- 
markt und damit auch zu einer Modifikation der Durchsetzungsform einer allgemei- 
nen internationalen Profitrate führt. 

Auf dem Weltmarkt stehen sich aufgrund der ungleichmäßigen und ungleich- 
zeitigen Entwicklung Warenkapitale gegenüber, die eine weit gefächerte Skala natio- 
naler Produktivitäts- und Intensitätsgrade der Arbeit repräsentieren. Wären die der- 
art unterschiedlich entwickelten Kapitale nicht nationalstaatlich verfaßt, würden 
sich die am weitest entwickelten Kapitale zunächst Surplusprofite aneignen und im 
Verlaufe des sich weiter entwickelnden Konkurrenzkampfes die schwächsten Kapi- 
tale nach und nach vertilgen, denn nur wenige Kapitale Könnten bei einem extre- 
men Entwicklungsgefälle die Produktivkraft der Arbeit in dem Maße entfalten, daß 
sie den von den entwickelten Kapitalen angeführten Zentralisations- und Konzentra- 
tionsprozeß zu unterlaufen in der Lage wären. Auf einem Weltmarkt ohne national- 
staatliche Schranken würde der internationale Kapitalfluß auch sehr schnell zu in- 
ternationalen Produktionspreisen und damit zu einer internationalen Durchschnitts- 
profitrate führen. Da aber die sich auf dem Weltmarkt gegenüberstehenden Kapitale 
immer noch eine nationale Uniform tragen, die insbesondere in den verschiedenen 
nationalen Währungen zu Tage tritt, verläuft der internationale Konkurrenzkampf 
nicht so naturwüchsig, wie oben beschrieben, sondern: 

Die fortgeschrittenen nationalen Kapitale werden über Außenhandelsüber- 
schüsse je nach internationalem Währungssystem Aufwertungen ihrer nationalen 
Währungen und/oder nationale Inflationsprozesse induzieren, während die schwach 
entwickelten nationalen Kapitale über ihre Handelsbilanzdefizite — je nach interna- 
tionalem Währungssystem — Abwertungen und/oder Deflationsprozesse in Gang set- 


26) Grossmann, Henryk: Das Akkumulations- und Zusammenbruchsgesetz des kapitalisti- 
schen Systems, Frankfurt a. M., S. 431 
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zen würden (27). Welche Bewegungsform auch immer dieser weltmarktsinduzierte 
Prozeß annehmen würde, das Ergebnis wäre folgendes: 


a) Das entwickelte nationale Kapital ist von nun an gezwungen, seine Arbeit 
entsprechend ihres Durchschnittsgrades an Produktivität und Intensität in der 
Stufenleiter der universellen Arbeit zu verwerten, d.h. seine Arbeit würde auf 
dem Weltmarkt mehr Wert repräsentieren als im nationalen Rahmen. Entspre- 
chend umgekehrtes gilt für die am schwächsten entwickelten nationalen Ka- 
pitale. 

b) Obwohl auf diese Weise ein Ungleicher Tausch auf dem Weltmarkt institutio- 
nalisiert wird — denn die gleiche Anzahl Arbeitsquanta der entwickelten 
Nation stellt jetzt mehr Wert dar als die der weniger entwickelten Nation — 
wird die Weiterexistenz des Akkumulationsprozesses des weniger ent- 
wickelten nationalen Kapitals nur so überhaupt garantiert: Seine Konkurrenz- 
fähigkeit wird nämlich durch die Abwertung seiner Währung gegenüber den 
entwickelten Nationen gestärkt. 

ec) Die Weltmarktsbranchen der entwickelteren nationalen Kapitale werden 
durch die Währungsmechanismen im Durchschnitt ihrer Surplusprofite be- 
raubt, während die Weltmarktsbranchen der weniger entwickelten nationalen 
Kapitale nach der Abwertung ihre Profitrate anheben können. 

Die Entwicklung der nationalen Durchschnittsprofitrate des Gesamtkapitals der je- 

weiligen Nationen ist schwieriger zu beurteilen. Da die Exportbranchen der ent- 

wickelteren Nation ihre Surplusprofite auf dem Weltmarkt im Durchschnitt verlie- 
ren und die inländischen Branchen ctieser Nation einem verstärkten Konkurrenz- 
kampf ausländischer Kapitale ausgesetzt sind, wird die Gesamtprofitrate dieses Lan- 
des zunächst sinken. Andererseits wirken sich der sinkende Wert einiger Elemente 
des konstanten Kapitals und die sinkenden Reproduktionskosten der Ware Arbeits- 
kraft mittelfristig profitratensteigernd aus. Insgesamt kann man aber wohl davon 
ausgehen, daß die Verschlechterung der Realisierungsbedingungen im In- und Aus- 
land stärker zu Buche schlägt als die Verwohlfeinerung einiger Elemente des kon- 
stanten Kapitals und die sinkenden Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft, so 
daß die Profitrate des nationalen Gesamtkapitals durch die Aufwertung leicht fallen 
müßte. Umgekehrtes gilt für die Gesamtprofitrate des weniger entwickelten nationa- 
len Kapitals (28). 


27) Die Durchsetzungsformen des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt werden hier nicht noch 
einmal wiederholt. VgL dazu: Busch/Schöller/Seelow: Weltmarkt und Weltwährungs- 
krise, Bremen 1971; Neusüß/Blanke/Altvater: Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwäh- 
rungskrise, in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 1, 1971; Neusüß, Christel: Imperialis- 
mus und Weltmarktbewegung des Kapitals, Erlangen 1972, Kohlmey, Gunther: Karl 
Marx’ Theorie von den internationalen Werten, in: Probleme der Politischen Ökonomie, 
Band 5, Berlin 1962 

28) Die von Christel Neusüß vertretene Auffassung, daß das Gesamtkapital des entwickelte- 
ren Landes nach der Aufwertung seiner Währung eine höhere Profitrate erzielen kann, 
halte ich für falsch, da es kaum denkbar ist, daß die durch sinkende Importpreise bewirk- 
te Verwohlfeilerung einiger Elemente des konstanten Kapitals und die sinkenden Repro- 
duktionskosten der Ware Arbeitkraft (damit steigende Mehrwertrate) ein stärkeres Ge- 


Welche Auswirkungen haben nun diese Prozesse als Ausdruck der modifizier- 
ten Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt auf die Durchsetzungsform 
einer potentiellen internationalen Profitrate? Zunächst sollte unmittelbar einleuch- 
ten, daß das Problem der Herausbildung der internationalen Profitrate nicht in der 
Weise betrachtet werden kann, wie die Bildung einer nationalen Durchschnittspro- 
fitrate. Während innerhalb einer Nation die Branchen mit höherer organischer Zu- 
sammensetzung (niedrige Profitrate) mit den Branchen mit niedrigerer organischer 
Zusammensetzung (höhere Profitrate) in keinem unmittelbaren Konkurtrenzverhält- 
nis stehen, treffen das entwickeltere nationale Kapital (höhere organische Zusam- 
mensetzung des Kapitals/niedrigere Profitrate) und das weniger entwickelte nationa- 
le Kapital (niedrigere organische Zusammensetzung des Kapitals/höhere Profitrate) 
in aller Regel in unmittelbaren, branchenspezifischen Konkurrenzkämpfen auf dem 
Weltmarkt aufeinander. Bezogen auf die Profitratenkonkurrenz folgt daraus, daß 
die verschiedenen nationalen Kapitale eher mit den verschieden entwickelten Kapi- 
talen innerhalb einer nationalen Branche vergleichbar sind als mit unterschiedlichen 
Anlagesphären innerhalb eines nationalen Gesamtkapitals. 

Die höher entwickelten nationalen Kapitale können also zunächst — anders 
als die höher entwickelten Branchen innerhalb einer Nation gegenüber Branchen mit 
niedriger organischer Zusammensetzung des Kapitals — durch den internationalen 
Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt gegenüber den weniger entwickelten nationa- 
len Kapitalen Surplusprofite durchsetzen und somit ihre im Vergleich zu den weni- 
ger entwickelten Kapitalen niedrigere Gesamtprofitrate steigern, ohne daß ein inter- 
nationaler Fluß an Geldkapital stattgefunden haben muß. Wie wir oben gesehen 
haben, bewirkt aber gerade die modifizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes auf 
dem Weltmarkt, daß die entwickelten nationalen Kapitale diese Surplusprofitposi- 
tion langfristig nicht halten können. Die einzige Möglichkeit zur Sicherung ihrer 
Surplusprofite, die den Weltmarktbranchen der entwickelteren Nationen vor diesem 
Hintergrund bleibt, besteht in Auslandsdirektinvestitionen in den Ländern mit we- 
niger entwickeltem Kapital. Mit Hilfe dieser Auslandsdirektinvestitionen können die 
Kapitale des entwickelten Landes nicht nur den für sie nachteiligen Wechselkurs- 
mechanismus unterlaufen, sie können evtl. auch in den Vorteil niedrigerer Lohn- 
kosten bei gleicher Qualifikation der Ware Arbeitskraft kommen. 

Derartige Kapitalströme aus dem entwickelten Land in die weniger entwickel- 
ten Länder ermöglichen dem entwickelten Land in dieser Weise die Stabilisierung 
seiner Surplusprofite und bewirken durch Profittransfers der Töchter an die Stamm- 
konzerne eine Steigerung der nationalen Gesamtprofitrate des entwickelteren Lan- 
des. Umgekehrt bewirkt ein solcher Prozeß das Sinken der nationalen Durch- 
schnittsprofitrate im weniger entwickelten Land, da dem Kapital dieser Nation 
damit einerseits der Wechselkursschutz genommen ist und andererseits die überle- 


wicht auf die nationale Profitrate ausüben als die durch die Aufwertung erzwungene 
Verschlechterung der Realisierungsbedingungen der Exportbranchen (deren Surpluspro- 
fite im Durchschnitt verloren gehen) und der Inlandsbranchen (denen jetzt internationale 
Konkurrenten mit gesunkenen „Angebotspreisen‘“ gegenüberstehen). Neusüß, a. a. O., 
5.145 ff. 
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gene Konkurrenzkraft ausländischer Tochtergesellschaften die inländischen Kapitale 
in unterdurchschnittliche Profitmargen drängt. Die nationale Profitrate der ent- 
wickelteren Nation und der weniger entwickelten Nation können über derartige 
Transaktionen in Annäherung gebracht werden, wobei die Stärke dieser Ausglei- 
chung bzw. Angleichung von dem Grad der internationalen Kapitalströme abhängt. 
Klar ist aber, daß diese Durchsetzungsform einer internationalen Profitrate auf 
keinen Fall mit dem Prozeß der Herausbildung einer nationalen Durchschnittspro- 
fitrate verglichen werden kann. Während nämlich der Kapitalstrom zwischen den 
Branchen einer Nation nationale Produktionspreise zum Resultat hat, bewirkt der 
internationale Kapitalstrom innerhalb einer Weltmarktbranche ausschließlich eine 
Verschiebung im internationalen Wertbildungsprozeß bei einer Ware. Die Anglei- 
chung der nationalen Profitraten verläuft also nicht über eine internationale Umver- 
teilung des Mehrwertes im Medium internationaler Produktionspreise, sondern über 
den Profitratendifferenzierungsprozeß, den die Intrabranchenkonkurrenz bei der 
Konstituierung des Schwankungszentrums der Marktpreise immer bewirkt (29); da- 
bei eignen sich die Kapitale mit an sich niedriger nationaler Durchschnittsprofitrate 
Surplusprofite an, während die Kapitale mit an sich höherer nationaler Durch- 
schnittsprofitrate unterdurchschnittliche Profite realisieren. 

Wenn es richtig ist, daß sich eine potentielle internationale Durchschnittspro- 
fitrate unter den Bedingungen der nationalstaatlich eingebundenen Kapitale nicht in 
Form internationaler Produktionspreise, sondern über den branchenspezifischen 
Profitratendifferenzierungsprozeß auf Weltebene durchsetzt, muß bereits auf dieser 
abstrakten Ebene die Reichweite des Emmanuel’schen Modells des Ungleichen Tau- 
sches angezweifelt werden. Denn: Internationale Produktionspreise nach dem 
Emmanuel-Modell implizieren weitaus kontinuierlichere und quantitativ umfangrei- 
chere Werttransfers aus den weniger entwickelten Nationen in die entwickelten 
Länder, als das Modell der weltbranchenspezifischen Profitratendifferenzierung. 
Auf der Ebene der Welthandelsbeziehungen impliziert das II. Modell über die modi- 
fizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt eine Kontinuierliche 


29) Inden Mehrwerttheorien führt Marx über die unterschiedliche Auswirkung der Inter- und 
der Intrabranchenkonkurrenz auf die Profitrate folgendes aus: 
„Ricardo nun braucht zu seiner Aufstellung der Renttheorie zwei Sätze, die nicht nur. 
nicht dieselbe, sondern die entgegengesetzte Wirkung der Konkurrenz ausdrücken. Der 
erste ist, daß die Produkte derselben Sphäre sich zu einem und demselben Marktwert 
verkaufen, daß die Konkurrenz also verschiedene Profitraten, Abweichungen von der 
allgemeinen Profitrate, erzwingt. Der zweite ist, daß die Profitrate für jede Kapitalanlage 
dieselbe sein muß oder, daß die Konkurrenz eine allgemeine Profitrate schafft. Das erste 
Gesetz gilt für die verschiedenen selbständigen Kopitalien, die in derselben Produktions- 
sphäre angelegt sind. Das zweite gilt für die Kapitalien, soweit sie in verschiedenen 
Produktionssphären ongelegt sind. Durch die erste Aktion schafft die Konkurrenz den 
Marktwert, d. h. denselben Wert für Waren derselben Produktionssphäre, obgleich dieser 
identische Wert differente Profite erzeugen muß, also denselben Wert, trotz oder viel. 
mehr durch differente Profitraten. Durch die zweite Aktion (...) schafft die Konkur- 
renz den Kostpreis, d. h. dieselbe Profitrate in den verschiedenen Produktionssphären, 
obgleich diese identische Profitrate der Ungleichheit der Werte widerspricht, also nur 
durch von den Werten unterschiedene prices erzwungen werden kann.“ (MEW 26.2, 
S.198) 
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Ausgleichung zwischen Surplusprofiten und unterdurchschnittlichen Profiten der 
am Welthandel partizipierenden nationalen Kapitale, also keine permanenten Wert- 
transfers zugunsten der entwickelten Nationen; auf der Ebene der Auslandsdirekt- 
investitionen der Kapitale der entwickelten Nation in den weniger entwickelten 
Nationen läßt es das Modell offen, ob die angeeigneten Surplusprofite bei Direktin- 
vestitionen in die Zentren des Kapitals transferiert werden, also ein Werttransfer 
stattfindet oder die Surplusprofite zur erweiterten Reproduktion der Tochtergesell- 
schaften in den weniger entwickelten Ländern verwendet werden. 

Daß allerdings gerade auch das II. Modell einer internationalen Profitrate ei- 
nen Ungleichen Tausch zwischen entwickelten und weniger entwickelten Ländern 
impliziert — wenn auch in wesentlich anderer Form als im Modell Emmanuels — 
wird weiter unten ausgeführt werden. 


2.2 Zur realen Existenz einer internationalen Durchschnittsprofitrate und das 
Emmanuel-Paredoxon 


In welcher Form auch immer eine internationale Durchschnittsprofitrate sich 
durchsetzt, Voraussetzung bleiben internationale Kapitalbewegungen in der Form 
von Auslandsdirektinvestitionen. Die Frage ist nun, ob die internationalen Investi- 
tionen heute bereits ein Ausmaß angenommen haben, daß die Annahme einer inter- 
nationalen Durchschnittsprofitrate rechtfertigt; die Frage stellt sich weiter, ob die 
Auslandsdirektinvestitionen in den heute unterentwickelten Ländern die Annahme 
eines Profitratenausgleichs zwischen dem Block der entwickelten Länder und dem 
Block der Entwicklungsländer ermöglicht. 

Die Zahlen zur internationalen Kapitalbewegung und deren regionaler Struktur 
sind bekannt (30). Aus ihnen geht hervor, daß die Auslandsdirektinvestitionen seit 
dem Il. Weltkrieg eine in der Geschichte vorher nicht bekannte Reichweite erlangt 
haben. Es ist jedoch auch zu sehen, daß sich die internationalen Kapitalbeziehungen 
innerhalb des Blockes der entwickelten Länder weitaus schneller entwickelten als 
zwischen den kapitalistischen Industrieländern und den Entwicklungsländern, daß 
folglich die Direktinvestitionen in den unterentwickelten Ländern an relativem Ge- 
wicht verlieren. Die Daten rechtfertigen damit zwar die Annahme, daß sich die 
realen Bedingungen eines nationalen Profitratenausgleichs zwischen der USA, der 
EWG und Japan nach und nach konstituieren, nicht aber in dem Maße zwischen den 
unterentwickelten Ländern und den kapitalistischen Industrieländern. Daß auch 
zwischen den USA, der EWG und Japan die Kapitalströme noch nicht die reale 
Angleichung der nationalen Profitraten bewirkt haben, wird besonders deutlich, 
wenn man das Verhältnis von inländischen Investitionen und Auslandsdirektinvesti- 
tionen betrachtet. 


30) Vgl. z.B. Franz Heidhuis: Zur Theorie der internationalen Kapitalbewegungen, Tübin- 
gen 1969 
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„Im Durchschnitt der Jahre 1960-1965 machten die amerikanischen Auslandsinvestitionen 
3,5 % der inländischen Anlageinvestitionen aus. 1966 erreichten sie 3,8 % gegenüber 4 % in 
Großbritannien, 1,8 % in Kanada, 1,4 % in der BRD, 9 % in der Schweiz und 11,7 % in Schwe- 
den.“ (31) 


Wie erklärt sich nun der relative Rückgang der Auslandsdirektinvestitionen in den 
unterentwickelten Ländern und wie ist dieser Rückgang mit Emmanuels Thesen zu 
vereinbaren? Bevor diese Frage beantwortet werden soll, muß zunächst auf eine 
logische Inkonsequenz der Emmanuelschen Position hingewiesen werden, auf das 
sog. Emmanuel-Paradoxon. 

Wenn es richtig ist, daß zur Konstituierung eines Profitratenausgleiches zwi- 
schen den Industrieländern und den Entwicklungsländern erhebliche Auslandsdi- 
rektinvestitionen in den unterentwickelten Ländern getätigt werden müssen, dann 
wäre bei realer Existenz einer internationalen Durchschnittsprofitrate das Problem 
der Unterentwicklung im Weltmaßstab ein historisches geworden. Der aufgrund 
höherer Profitraten induzierte permanente Kapitalfluß in die unterentwickelten 
Länder würde hier einen gewaltigen Akkumulationsprozeß einleiten und somit die 
welthistorische Mission der kapitalistischen Produktionsweise erfüllen, nämlich: die 
Produktivkräfte im Weltmaßstab zu entfalten. 


Emmanuel kann nicht einerseits die Existenz einer internationalen Durch- 
schnittsprofitrate behaupten und andererseits das Problem der Unterentwicklung in 
der Dritten Welt aus eben der Existenz dieser internationalen Durchschnittsprofit- 
rate ableiten (32). 


31) Hellmann, Rainer: Weltunternehmen guy amerikanisch? , Baden-Baden 1970, S. 17 

32) Eine ähnliche logische Inkonsequenz i$t bei Christian Palloix zu finden: Palloix unter- 
scheidet zwischen Konkurrenzkapitalismus und monopolistischem Kapitalismus, wobei 
unter dem Aspekt des Weltmarktes als unterscheidende Kriterien dieser beiden Stadien 
des Kapitalismus das Ausmaß des Kapitalexportes und die Durchsetzungsform des inter- 
nationalen Wertgesetzes betrachtet werden. Im Konkurrenzkapitalismus basieren die in- 
ternationalen Werte auf einem Vergleich nationaler Werte, während erst im monopolisti- 
schen Kapitalismus durch die Internationalisierung des Kapitals von vornherein inierna- 
tionale Werte produziert werden. Trotz dieser Annahme über den unterschiedlichen Grad 
der Internationalisierung des Kapitals in den beiden Etappen des Kapitalismus nimmt 
Palloix allerdings bereits für den Konkurrenzkapitalismus die Existenz einer internationa- 
len Profitrate an. Diese Auffassung ist bei ihm sogar die wesentliche Voraussetzung für 
die Transformation des Ungleichen Tausches im weiteren Sinne (gleiche m’, ungleiche ce: 
v) in den Ungleichen Tausch im engeren Sinne (ungleiche M’, ungleiche c : v), dena erst 
der Ungleiche Tausch i. w.$. führt zu den ungleichen Lohnniveaus zwischen den ent- 
wickelten und den unterentwickelten Ländern und produziert auf diese Weise aus sich 
heraus den Ungleichen Tausch i. e. S. Palloix kritisiert mit dieser Argumentation Emma- 
nuel, der s. E. den Übergang vom ersten zum zweiten Modell des Ungleichen Tausches 
willkürlich setzt. Der richtige Kern an dieser Kritik ist darin zu sehen, daß Emmanuel die 
Entwicklung des international ungleichen Lohnniveaus nicht aus dem divergierenden 
Entfaltungsprozeß der Produktivkräfte in den kapitalistischen Zentren und den ihnen 
unterworfenen Peripheriegesellschaften ableitet. Falsch ist jedoch an Palloix’ Position die 
Annahme einer realen internationalen Durchschnittsprofitrate bei gleichzeitig unterent- 
wickelten internationalen Kapitalbewegungen. (Palloix, Tome I, a. a. O., S. 117 ff.) 
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Der Arbeiteraufstand 1920 in seiner inneren 
Struktur und in seinem Verhältnis zu den Klassen- 
kämpfen in den verschiedenen Regionen des Reiches 
ca. 280 S. 


Das 1. Kapitel untersucht, welche Maßnahmen von den Arbeitern ergriffen werden, nachdem 
Militär und Polizei 1920, nach dem Kapp-Putsch aus dem gesamten Ruhrgebiet vertrieben 
waren: 

- Organisation der Arbeiterwehren; Entwaffnung der Bourgeoisie; Kontrolle des Nachrich- 
tenverkehrs; Spitzelabwehr; Abwehr der gegnerischen Propaganda (einschließlich anti- 
semitischer Zersetzungsversuche); zur politischen Moral der Aufstandsbewegung (Alkohol- 
verbot, Maßnahmen gegen Plünderungen); Probleme der Nahrungsmittelversorgung ange- 
sichts der Blockade des Ruhrgebiets durch die Reichsregierung; Versuche zur Abwendung 
einer Hungerkatastrophe und ihr Scheitern; Probleme der Versorgung mit Zahlungsmitteln. 


Verhältnis der Vollzugsräte zu den Kommunalverwaltungen; Maßnahmen in Einzelbe- 
reichen der Verwaltung (Wohnungswesen, Kriegsbeschädigtenfürsorge, Schul- und Erzie- 
hungswesen) und gegenüber dem Gefängniswesen und der Justiz; Verhältnis der Vollzugs- 
räte zu den Belegschaften der Betriebe; drei grundsätzliche Stellungnahmen zu der Frage, 
ob das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit schon während des Aufstands verändert 
werden solle; einzelne konkrete Fälle von Eingriffen in das Lohnverhältnis; Widerstand 
‘der Kapitalisten; Widerstand des Kleinbürgertums; Entwicklung des politischen Lebens 
(starke Veränderungen im Pressewesen, dagegen Passivität der Arbeiterorganisationen). 


Zustandekommen der kleinsten Einheiten der Roten Armee; Aufbau der Kampfleitungen; 
Versuche höherer Zentralisierung; das Prinzip der Freiwilligkeit und dessen Konsequen- 
zen; Fragen der politischen Führung; zur Zusammensetzung der Roten Armee (junge 
Arbeiter, Frauen und Mädchen); Ausrüstung; Probleine der Versorgung mit Transport- 
mitteln, Verpflegung, Löhnung; Verhältnis zwischen Roter Armee und Vollzugsräten; 

die Rote Armee in feindlichem Milieu (im bäuerlichen Münsterland). 


In den Kapiteln 2 und 3 wird das Geschehen in Berlin (2) und in den verschiedenen Regionen 
des Reiches (3) in den Blick genommen. 


Das 4. Kapitel zeigt, daß im selben Moment, wo in Berlin und in allen Regionen des Reiches 
das Militär im wesentlichen wieder Herr der Lage ist, die Aufstandsbe; egung im Ruhrgebiet 
ihren Höhepunkt überschreitet: die Festung Wesel, in die sich Militär und Polizei nach ihrer 
Vertreibung aus dem Ruhrgebiet zurückgezögen haben, kann von der Roten Armee nicht 
erobert werden: die Aufstandsbewegung muß sich mit ihrer Isolierung auseinandersetzen; es 
kommt zu Verhandlungen mit der Reichsregierung (Bielefelder Konferenz). 


Nun zum Problem des relativen Rückganges der Auslandsdirektinvestitionen 
der kapitalistischen Industrieländer in den unterentwickelten Ländern. Wie ist die- 
ses Phänomen mit dem Phänomen höherer nationaler Profitraten aufgrund niedriger 
organischer Zusammensetzung des Kapitals in den unterentwickelten Ländern ver- 
einbar? Die in der marxistischen Literatur vertretene These der kolonialen Extra- 
profite (33) bei Auslandsdirektinvestitionen in den unterentwickelten Ländern 
übersieht m. E. zweierlei: 

Erstens produzieren die entwickelten Kapitale bei Auslandsdirektinvestitio- 
nen in den unterentwickelten Ländern in der Regel mit der gleichen technischen 
Zusammensetzung des Kapitals wie in den Mutterländern. Dies vor allem aus zwei 
Gründen: Einerseits setzen sich die ausländischen Kapitale bei dieser Vorgehens- 
weise aufgrund ihrer höheren Technologie gegenüber potentiellen inländischen Kon- 
kurrenten (in der verarbeitenden Industrie, vor allem in der Konsumgüterindustrie) 
in die Position des Surplusprofitproduzenten; andererseits zwingt die innerimperiali- 
stische Konkurrenz die Kapitale der entwickelten Länder zur Akkumulation auf 
höchster technologischer Stufenleiter. Konkurrieren in Brasilien z.B. Ford, Fiat, 
Renault, VW und Chrysler auf dem Automobilmarkt, dann ist jeder zur Anwendung 
der Spitzentechnologie aufgrund des innerimperialistischen Konkurrenzkampfes ge- 
zwungen. Die organische Zusammensetzung des Kapitals wird bei dem niedrigen 
Lohnniveau in den Peripheriegesellschaften aufgrund dieser Überlegungen also noch 
höher liegen als in den entwickelteren Ländern. 

Zweitens ist es äußerst problematisch, von dem niedrigeren Lohnniveau in 
den unterentwickelten Ländern auf ein dort erzielbares höheres Niveau der Mehr- 
wertabpressung zu schließen. Dabei wird übersehen, daß das niedrigere Lohnniveau 
mit einem niedrigeren Grad an Qualifikation der Ware Arbeitskraft gepaart ist, so 
daß auch bei gleichwertigen technischen Anlagen die Produktivität und Intensität 
der Arbeit nicht gleichzusetzen ist mit derjenigen der Zentren. Marx hat diese 
Zusammenhänge mehrmals angedeutet, vor allem im 20. Kapitel des I. Bandes des 
„Kapital“, wo es heißt: 


„Aber auch abgesehen von dieser relativen Verschiedenheit des Geldwertes in verschiedenen 
Ländern, wird man häufig finden, daß der Tages-, Wochen-, etc.-Lohn bei der ersteren Nation 
höher ist als bei der zweiten (weniger entwickelten Nation — K.B.}, während der relative Ar- 
beitspreis, d. h. der Arbeitspreis im Verhältnis sowohl zum Mehrwert, wie zum Wert des Pro- 
duktes bei der zweiten Nation höher steht als bei der ersten.“ (34) 


Marx illustriert diese These mit Berichten englischer Fabrikinspektoren, die ange- 
ben, daß 


„in England die Löhne der Sache nach niedriger für die Fabrikanten sind als auf dem Kontinent, 
obwohl sie für den Arbeiter höher sein mögen“, 


33) Vgl. dazu: Baran, Paul A.: Politische Ökonomie des Wirtschaftlichen Wachstums, 
Neuwied 1966; Jalee, Pierre: Die Dritte Welt in der Weltwirtschaft, Frankfurt a. M, 1969 
Mandel, Ernest: Der Spätkapitalismus, Frankfurt a. M. 1972 

34) Maıx, Karl: Das Kapital, Band 1, MEW 23, S. 584 
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und er fügt hinzu: 


„Man weiß, daß in Osteuropa sowohl wie in Asien englische Kompanien Eisenbahnen in Bau 
genommen haben und dabei neben einheimischen auch eine gewisse Zahl englischer Arbeiter 
verwenden. Durch praktische Notwendigkeit gezwungen, so den nationalen Unterschieden in 
der Intensität der Arbeit Rechnung zu tragen, hat ihnen das keinen Schaden gebracht. Ihre 
Erfahrung lehrt, daß, wenn auch die Höhe des Lohnes mehr oder weniger der mittleren Arbeits- 
intensität entspricht, der relative Arbeitspreis (im Verhältnis zum Produkt) sich im allgemeinen 
im entgegengesetzten Sinn bewegt.“ (35) 


Diese Ausführungen von Marx werden durch heutige Berichte über Auslandsdirekt- 
investitionen in der Dritten Welt bestätigt. So stellte etwa die Arbeitsgemeinschaft 
Entwicklungsländer bei ihren Untersuchungen des „Investitionsklimas“ in Indien 
fest: 


„Von den Entwicklungsländern, und gerade von Indien, wird als Vorteil für ausländische Privat- 
investitionen immer wieder das niedrige Lohnniveau ins Feld geführt, das die Produktion in 
diesem Lande bei entsprechend arbeitsintensiver Auslegung besonders reizvoli mache. Die Dele- 
gation hat im Verlaufe ihrer Besprechungen den Eindruck gewonnen, daß gegenüber derartig 
generalisierenden Feststellungen erhebliche Skepsis angebracht ist. Es führt zu Mißverständ- 
nissen, wenn die abso:ute Lohnhöhe nicht zugleich im Zusammenhang mit der Produktivität 
sowie mit den sonstigen Arbeits- und Sozialkosten gesehen wird. 

im Großen und Ganzen kann man bei der Kalkulation davon ausgehen, daß zur Zeit die 
Nominallöhne in Indien für einfache Kräfte ungefähr 1/5 der in der BRD zu zahlenden Summen 
ausmachen. Unter Berücksichtigung der Produktivität und anderer Kostenfaktoren kann man 
— als ungefähren Ansatzpunkt für den großen Durchschnitt — das Verhältnis der Arbeitskosten 
in Indien zu den in der Bundesrepublik mit etwa 0,7 bis 0,8 annehmen.“ (36) 


Diese konkreten Untersuchungsergebnisse und die oben angestellten theoretischen 
Überlegungen vermitteln, wie problematisch es ist, wenn Emmanuel in seinem Sche- 
ma davon ausgeht, daß das Lohnniveau in den kapitalistischen Industrieländern um 
das Zehnfache höher liege als in den Entwicklungsländern, aber unter Berücksichti- 
gung der geringen Arbeitsintensität in den Entwicklungsländern das Fünffache be- 
trage, die Mehrwertrate in den Entwicklungsländern also 500 % und in den Indu- 
strieländern nur 20 % ausmache (37). Sein Unverständnis dieser Zusammenhänge 
wird auch deutlich, wenn er sich darüber wundert (38), daß Marx in seinen wenigen 
Schemata, in denen er die Profitraten weniger entwickelter Länder mit denen höher 
entwickelter Länder vergleicht, immer von einer weitaus höheren Mehrwertrate in 
den Industrieländern ausgeht, so daß die Profitrate in den Entwicklungsländern nur 
aufgrund der niedrigeren organischen Zusammensetzung des Kapitals höher steht als 
in den entwickelten Ländern. 

Nach diesen Überlegungen über die organische Zusammensetzung des Kapitals 
bei Auslandsdirektinvestitionen in den Entwicklungsländern sowie über die Zusam- 
menhänge von Lohnniveau, Qualifikation, Arbeitsintensität, Arbeitsproduktivität 


35) Marx, Karl, a. a. O.,S. 586 f. 

36) Arbeitsgemeinschaft Entwicklungsländer: Investieren in Indien — Eine Untersuchung 
über das Investitionsklima, o. O., 1965, S. 30 f. 

37) Emmanuel, a. a. O.,S. 109 j 

38) Emmanuel, a. a. O., S. 137, Fußnote 65 
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und Mehrwertrate sollte es nicht mehr unverständlich erscheinen, wenn empirische 
Vergleiche über die Renditen bei Auslandsdirektinvestitionen der USA und Großbri- 
tanniens in den kapitalistischen Industrieländern und in den Entwicklungsländern 
für die verarbeitende Industrie im Zeitraum 1951-1970 nur minimale Unterschie- 
de, und zwar sogar zugunsten der Industrieländer, aufweisen (39). Nur in der ex- 
traktiven Industrie sind die Profitraten bei Auslandsdirektinvestitionen in den Ent- 
wicklungsländern weitaus höher als bei Auslandsdirektinvestitionen in den kapitali- 


39) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: Wochenbericht 22/72, Berlin 1972, 
S. 199-202. In diesem Bericht ist folgende Tabelle enthalten: 


Renditen direkt investierten Kapitals in Entwicklungs- und Industrieländern 
(Jährliche Durchschnittswerte): 


EWL IL 
US-Unternehmen in% 
Bergbau und Hüttenwesen 
1951-70 16,8 11,2 
1951-60 13,5 11,1 
1961-70 18,9 11,2 
Ölwirtschaft 
1951-70 27,7 3,8 
1951-60 29,3 6,5 
1961-70 26,9 2,8 
Verarbeitende Industrie 
1951-70 11,2 11,7 
1951-60 11,6 13,9 
1961-70 11,0 11,0 
Sonstige Wirtschaftszweige 
1951--70 10,2 11,6 
1951-60 11,1 11,8 
1961-70 9,6 11,5 
Britische Unternehmen 
Alle Wirtschaftszweige ohne 
Olwirtschaft 
1961-69 10,4 10,0 
Deutsche Unternehmen 
Alle Wirtschaftszweige 
1965-67 6,3 _ 


40) Wachstum der US-Direktinvestitionen einzelner Branchen in Lateinamerika: 


1950-60 1960-67. (in %) 
Bergbau und Verhüttung 14,5 2,3 
Erdöl 42,1 6,4 
Verarbeitende Industrie 21,3 64,8 
Öffentliche Dienste 4,5 -7,5 
Handel 12,5 19,2 
Sonstige 3,2 14,7 


Nach Angaben von Alejandro in: Charles P. Kindleberger: „The International Corpora- 
tion“, Boston 1970, S. 323 
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stischen Industrieländern, weil hier besondere Einflüsse (bessere natürliche Bedin- 
gungen in den Entwicklurgsländern, Preispolitik der Erdölunternehmen ausschlag- 
gebend sind. Bei diesen Vergleichen sollte auch nicht vergessen werden, daß sich 
sogar für die USA seit Beginn der 60er Jahre eine Umstrukturierung der Auslands- 
direktinvestitionen in den Entwicklungsländern zugunsten der Investitionen in der 
verarbeitenden Industrie feststellen läßt (40). 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen über die Profitraten bei Auslandsdirekt- 
investitionen ist es verständlich, daß bei dem absolut und relativ forcierteren Akku- 
mulationsprozeß in den Industrieländern und der damit verbundenen Intensivierung 
der Handelsbeziehungen innerhalb dieses Blocks auch die Auslandsdirektinvestitio- 
nen zwischen den USA, Japan und Westeuropa relativ schneller wachsen als die in 
den Entwicklungsländern getätigten Investitionen. 


3. Modifikation des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt und Ungleicher Tausch 

3.1 Zum Problem der brüchigen Durchsetzung des Ungleichen Tausches in den 
Handelsbeziehungen zwischen kapitalistischen Industrieländern und ökono- 
misch schwach entwickelten Ländern 


Aus den Ausführungen über Form und Existenz einer internationalen Durch- 
schnittsprofitrate und A. Emmanuels Modell des Ungleichen Tausches sollte deut- 
lich geworden sein, daß zwar die Emmanuelsche Interpretation des Ungleichen 
Tausches zurückzuweisen ist, nicht aber die Existenz des Ungleichen Tausches über- 
haupt. Die ungleichmäßige und ungleichzeitige Entwicklung nationaler Kapitafe 
führt nämlich, wie oben dargelegt, zu einer modifizierten Wirkungsweise des Wert- 
gesetzes auf dem Weltmarkt mit der Wirkung, daß sich die Arbeit der entwickelte- 
ren Nation auf dem Weltmarkt, vermittelt über den Wechselkurs, in höheren Werten 
darstellen muß als die Arbeit der weniger entwickelten Nation, somit in den Han- 
delsbeziehungen zwischen den kapitalistischen Nationen unterschiedlichen Entwick- 
lungsgrades immer ein Ungleicher Tausch verankert ist (41). 

Betrachtet man den realen Prozeß, der zur Durchsetzung dieser Form des 
Ungleichen Tausches führt, dann tauchen bei den Handelsbeziehungen innerhalb des 
Blockes der kapitalistischen Industrieländer (USA. EWG, Japan) insofern keine 
Schwierigkeiten auf, als die kapitalistischen Industrieländer untereinander bei einem 
breiten Sortiment gleicher oder ähnlicher Gebrauchswerte konkurrieren. Auf dieser 
Basis vermitteln sich die unterschiedlichen Niveaus an nationaler Produktivität und 
Intensität der Arbeit ohne weiteres in Handelsbilanzungleichgewichten und dement- 
sprechend Wechselkursänderungen mit dem Resultat, daß nach der Aufwertung die 
entwickeltere Nation ihre Arbeit höher verwerten muß als vorher. Umgekehrtes gilt 
für die weniger entwickelten Nationen. 


41) Ich verzichte auch hier auf die Wiederholung der obligatorischen Marx-Zitate. Angaben 
sind zu finden bei: 
Busch/Schöller/Seelow, a. a. ©., S. 31 ff. 
Kohlmey, Gunther: a. a. O.,S. 66 ff. 
Neusüß, Christel, a. a. O., S. 137 ff. 
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Nicht so einfach läßt sich der reale Prozeß zur Durchsetzung des Ungleichen 
Tausches in den Handelsbeziehungen zwischen den kapitalistischen Industrieländern 
und den unterentwickelten Ländern analysieren. 

Palloix behauptet, daß sich zwischen den Industrieländern und den Entwick- 
lungsländern ein Ungleicher Tausch auf der Basis differierender Produktivitäts- und 
Intensitätsniveaus der Arbeit nicht durchsetzen könne, da aufgrund der spezifischen 
Arbeitsteilung zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern unterschiedliche 
Gebrauchswerte getauscht würden, deren voneinander abweichende Produktions- 
bedingungen sich in den Tauschbeziehungen nicht niederschlagen könnten (42). 

Emmanuel stellt sogar die These auf, daß bei einem derartigen Konzept des 
Ungleichen Tausches die unterentwickelten Länder die Industrieländer ausbeuten 
müßten, denn die Rohstoffproduktion in der Dritten Welt vollziehe sich aufgrund 
der enormen Fruchtbarkeit der Böden und des Reichtums der Minen auf einem 
vergleichsweise höheren Produktionsniveau als die Fertigwarenyroduktion in den 
kapitalistischen Industrieländern (43). 

Eine weitere Schwierigkeit ergibt sich daraus, daß zahlreiche Waren der unter- 
entwickelten Länder durch Rohstoffsubstituierungsprozesse, sinkende Materialin- 
tensität des Produktionsprozesses in den Zentren und aus sonstigen Gründen niedri- 
ger Einkommenselastizität der Nachfrage bei teilweise starren Angebotsstrukturen 
in den unterentwickelten Ländern sich häufig Überproduktionssituationen auf dem 
Weltmarkt gegenübersehen (44). 

Die mit der Überproduktion einhergehenden Preisstürze führen bei der wenig 
ausdifferenzierten Exportstruktur der Entwicklungsländer oft zu Handelsbilanzde- 
fiziten und in deren Gefolge Abwertungen, obwohl sich das nationale Produktivi- 
täts- und Intensitätsniveau der Arbeit des betreffenden Landes nicht verändert 
hat (45). 

Zu diesen aufgeworfenen Schwierigkeiten ist folgendes zu sagen: 

Zu Palloix: 

Die Feststellung, daß die unterentwickelten Länder und die Industrieländer nur 
unterschiedliche Gebrauchswerte gegenseitig tauschen, ist in der von Palloix be- 
haupteten absoluten Form nicht richtig: 


42)  Palloix, Christian: Tome I, a.a.0., S. 135 

43) Emmanuel, a. a. O.,S.397f. 

44) Vgl. dazu Theess, Werner: Kapitalistische Rohstoffmärkte — Internationale Rohstoffab- 
kommen, in: Probleme der kapitalistischen Weltwirtschaft, Nr. 8, Berlin 1967; Kohlmey, 
Gunther: Zum Problem der Weltmarktpreise, besonders der Schere zwischen den Preisen 
für Primärerzeugnisse und Fertigwaren, in: Gegenwartsprobleme der internationalen Han- 
delsbeziehungen, Probleme der kapitalistischen Weltwirtschaft, Nr. 6, Berlin 1964, 
Ss. 74-104 

45) Im Unterschied zur „normalen“ Form des Ungleichen Tausches würde diese Form Un- 
gleicher Tauschbeziehungen Werttransfers implizieren, wenn der Preis der Rohstoffe 
unter den Wert der am günstigsten produzierenden Kapitale in den Entwicklungsländern 
fiele. 
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Exporte und Importe der unterentwickelten Länder in/aus Industrieländer(n) 1964. 
fin Mrd. Dollar, laufende Preise) 


Exporte der EWL Importe der EWL 


in die IL aus den IL 

SITC O0+1 7,40 3,50 
SITC 2 +4 5,93 1,24 
SITC 3 7,83 0,39 
SITC 5-8 3,19 17,12 

SITC = Standard International Trade Classification 

O+1 = Nahrungsmittel, Getränke und Tabak 

2+4 = Agrarische Rohstoffe und Bergbauprodukte 

3 = Brennstoffe 

5-8 = Fertigwaren 


Wie die Tabelle (46) zeigt, importieren und exportieren die Entwicklungsländer in 
die Industrieländer/aus den Industrieländern, wenn auch in unterschiedlichem Aus- 
maß, Waren aller Klassifizierungen. Es ist allerdings zur Lösung unseres Problems, 
nämlich die reale Durchsetzungsform des Ungleichen Tausches zwischen Entwick- 
lungsländern und Industrieländern zu ermitteln, auch nicht notwendig, daß die 
beiden Blöcke in etwa das gleiche Warensortiment im- bzw. exportieren; entschei- 
dend ist nur, ob die importierten oder exportierten Waren in einem Konkurrenzver- 
hältnis stehen. So betrachtet, stehen sowohl die Fertigwarenexporte, wie auch ein 
großer Teil der Mineralienexporte der Entwicklungsländer mit Waren aus den Indu- 
strieländern in einem Vergleichsverhältnis. 

Man sollte jedoch bei aller Relativierung das von Palloix aufgeworfene Pro- 
blem nicht verleugnen, denn für einige Entwicklungsländer, deren Exporte sich 
überwiegend aus tropischen Waren zusammensetzen, z. B. Kaffee bei Brasilien und 
Kolumbien, Tee bei Ceylon, Kakao bei Ghana, bleibt die Frage der Vergleichbarkeit 
voll bestehen. M.E. läßt sich für diese Nationen der Rangpunkt in der Stufenleiter 
der universellen Arbeit allein in Relation zu anderen Entwicklungsländern ermit- 
teln, die dieselbe Warengruppe für den Weltmarkt produzieren. Inwieweit zwischen 
diesem Entwicklungsland und den Industrieländern ungleiche Tauschbeziei gen 
existieren, hängt dann ab einerseits von dem soeben bestimmten Rangpunk? .: 
Nation im Vergleich zum Rangpunkt derjenigen Nation, mit denen sie in Austäusch- 
beziehungen steht, andererseits von dem weltgesellschaftlichen Bedürfnis, das für das 
betreffende Hauptexportgut dieses Landes vorhanden ist. Stößt diese Ware auf eine 
relativ stagnierende Nachfrage auf dem Weltmarkt, so wird diese Nation evtl. aufgrund 


46) Zusammengestellt aus Angaben von Hans Sieber: Die realen Austauschverhältnisse zwi- 
schen Entwicklungsländern und Industriestaaten, Zürich 1968, S. 79 ff. 
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sinkender Weltmarktbedürfnisse in eine ungleiche Tauschposition gedrängt, obwohl 
ihre Produktionsbedingungen im Vergleich zu ihren Konkurrenten sehr günstig sein 
mögen. 


Zu Emmanuel: 

Die pauschale Feststellung Emmanuels, die unterentwickelten Länder verfügten 
über einen derartigen Vorsprung an „natürlicher“ Produktivität, daß sich in den 
Tauschbeziehungen zu den Industrieländern auf der Basis des hier diskutierten Mo- 
dells des Ungleichen Tausches die unterentwickelten Länder begünstigt werden 
müßten, hält wahrscheinlich keiner empirischen Überprüfung stand. Natürliche Pro- 
duktivitätsvorsprünge lassen sich nämlich durch hochwertige Produktionstechnolo- 
gien kompensieren. Deutlich wird dies etwa an der Entwicklung der Produktivkraft 
der Arbeit in der Landwirtschaft der Industrieländer und der unterentwickelten 
Länder. Hier konnten die kapitalistischen Länder insbesondere seit dem II. Welt- 
krieg gigantische Produktivitätsfortschritte erzielen, Produktivitätsfortschritte, die 
sogar die der verarbeitenden Industrie (so z. B. in den USA, Italien und der BRD) 
übertrafen, während in den unterentwickelten Ländern die Entwicklung der land- 
wirtschaftlichen Produktivität bereits seit Beginn des 20. Jahrhunderts stagniert 
oder sogar rückläufig ist (47). 

Im übrigen wird an dieser Stelle deutlich, daß Emmanuel das Problem des 
weltgesellschaftlichen Bedürfnisses nach den Waren der unterentwickelten Länder 
für die Beurteilung ungleicher Tauschbeziehungen völlig vernachlässigt. Auch bei 
gleicher Entwicklung der Arbeitsproduktivität in den unterentwickelten Ländern 
und den kapitalistischen Industrieländern könnte sich nämlich auf der Basis der 
relativ stagnierenden Nachfrage nach Rohstoffen ein Ungleicher Tausch zuungun- 
sten der unterentwickelten Länder durchsetzen. Der für Emmanuel typische Rigo- 
rismus führt ihn dazu, bei der Beurteilung des Ungleichen Tausches sowohl das 
Problem der ungleichmäßigen und ungleichzeitigen Entwicklung der Produktivkraft, 
wie auch das der sich ungleichmäßig entwickelnden weltgesellschaftlichen Bedürf- 
nisse vom Tisch zu fegen. Dabei bleibt dann freilich ein Erklärungsmodell übrig, das 
an einer doppelt falschen Prämisse über die internationale Durchschnittsprofitrate 
leidet. 

Insgesamt sollte aus diesen Ausführungen über den Ungleichen Tausch deut- 
lich geworden sein, daß dieses Problem bei den Tauschbeziehungen zwischen den 
Industrieländern und den unterentwickelten Ländern weitaus komplexer zu beurtei- 
len ist, als bei den Tauschbeziehungen innerhalb des Blockes der entwickelteren 
Länder. Aufgrund der historisch gewachsenen spezifischen Exportstruktur der Drit- 


47) Zur Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktivität in den unterentwickelten Län- 
dern vgl. Paul Bairoch: L’evolution de la productivite agricole, Tabellen 4 und 5, 
abgedruckt bei Palloix, Tome I, a. a. O., S. 214. Diverse Angaben über die Entwicklung 
in den Industriestaaten finden sich in Robert Katzenstein: Technischer Fortschritt, Kapi- 
talbewegung und Kapitalfixierung, Berlin 1971 
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ten Welt ist hier die Durchsetzungsform des Ungleichen Tausches brüchiger und sein 
Inhalt zwieschlächtig. 

Wie sich dieses vielschichtige Problem des Ungleichen Tausches in den gängi- 
gen terms-of-trade-Indizes widerspiegelt, soll im folgenden Abschnitt diskutiert wer- 
den. 


3.2  Terms-of-trade-Begriffe und Ungleicher Tausch 
3.2.1 Net-barter-terms-of-trade und commodity-terms-of-trade (48) 


Bei den nbtot und den ctot handelt es sich um reine Preis-Indizes, die das Verhältnis 
des Importgüterpreisindexes (Im P, : Im P,) zum Exportgüterpreisindex (Ex Pj : 
Ex P,) (so die nbtot), oder umgekehrt (so die ctot), ausdrücken. 

Spiegelt sich die Verbesserung des Rangpunktes in der Stufenleiter der univer- 
sellen Arbeit in der Wechselkursänderung wider, werden die ctot sich verbessern, da 
der Exportpreisindex steigen und der Importpreisindex sinken wird. 

In der Übergangsphase zur Aufwertung der Währung des betreffenden Landes 
ist es allerdings möglich, daß die ctot sinken. Dieser Fall tritt ein, wenn das Land 
seine Produktivitätszuwächse in sinkenden Preisen weitergibt. Da es sich bei den 
ctot und den nbtot um reine Preis-Indizes handelt, würde sich die steigende Export- 
menge bei sinkenden Preisen und damit ein sichtlich angestiegener Exportwert 
(Preis x Menge) nicht im Index widerspiegeln. 

Die Verschlechterung der Nachfragebedingungen der Exportwaren würde sich 
immer dann in sinkenden tot ausdrücken, wenn derartige Situationen zu Preisver- 
lusten führen, bloße Absatzeinbußen würden nicht in einer Indexveränderung zuta- 
ge treten. 

Überlagern sich Strukturveränderungen in der Produktion der Export- bzw. 
Importwaren mit Strukturveränderungen des weltgesellschaftlichen Bedürfnisses 
nach diesen Außenhandelswaren, drücken die ctot oder die nbtot nur die Resultate 
dieser Prozesse aus, soweit sie sich in Preisbewegungen niedergeschlagen haben. Sind 
z. B. verschlechterte Produktionsbedingungen mit einer Übernachfrage bei den Ex- 
portwaren gekoppelt, steigen die ctot wahrscheinlich enorm an. 

Insgesamt muß man bei der Interpretation von ctot-Bewegungen in Bezug auf 
die Tausch-Position eines Landes äußerst vorsichtig (von der Index-Problematik 
generell einmal ganz abgesehen) sein. So können z.B. sinkende ctot Vorzeichen 
einer Aufwertung und damit einer Verbesserung der Tauschposition eines Landes 
sein, und umgekehrt umgekehrt. 


48) Zur Entwicklung und Darstellung der verschiedenen terms-of-trade-Indizes vgl. insbeson- 
dere Taussig, F. W.: Theorie der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, Leipzig 1929; 
Viner, Jacob: Studies in the theory of international trade. New York 1937: Sieber, Hans: 
Die realen Austauschverhältnisse zwischen Entwicklungsländern und Industriestaaten, 
Zürich 1968 
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3.2.2. Factoral-terms-of-trade 


Die ftot berücksichtigen bei der Verschiebung der Außenhandelspreise die ihnen 
evtl. zugrundeliegenden Verschiebungen der Produktivität in der Exportwarenindu- 
strie des Inlandes (single-factoral-terms-of-trade) und der Exportwarenindustrie des 
Auslandes (double-factoral-terms-of-trade). Die Indizes haben folgende Form: 


single-factoral-terms-of-trade: Ex P, 
ExP, : ExF, 
Im P| Ex F 1 
ImP, 


Die ctot werden mit einem Index der Produktionskosten pro Exportgütereinheit Ex 
Fo : Ex F} multipliziert. Sinken also etwa die ctot, weil die Exportwaren produk- 
tiver hergestellt werden können und damit die Exportpreise sinken, dann steigt der 
Wert des Produktionskostenindexes Ex F9 : Ex Fj je Exportwareneinheit, so daß 
der single-factoral-terms-of-trade-Index im Vergleich zu dem ctot-Index einen höhe- 
ren Wert bekommt. 


double-factoral-terms-of-trade: ExP, ImF, 
ExP, R Im F, 
ImP, Ex FR, 
ImP, Ex F, 


Diese berücksichtigen neben der Produktionskostenveränderungen der inländischen 
Exportindustrie auch die der ausländischen Exportindustrie. 

Im Gegensatz zu den ctot und den nbtot drücken die double-ftot die Verände- 
rung der Tauschposition eines Landes sehr gut aus, da jede Veränderung der Preis- 
Indizes in Beziehung zu den Produktivitätsveränderungen in der Exportwarenindu- 
strie des In- und Auslandes gesetzt wird. 

Der Index reflektiert sowohl die Surplusprofitposition eines Landes vor einer 
potentiellen Aufwertung, indem nämlich der Exportpreisindex gleich bleibt oder 
nur leicht sinkt, während der Produktivitätsindex ansteigt und so zur Wertsteige- 
rung des Gesamt-Indexes führt, als auch Veränderungen der Austauschverhältnisse 
durch Währungsveränderungen. 


Ebenso bildet der Index die Verschiebung der Tauschrelation ab, die durch 
Veränderungen der Nachfragekonstellation zustande gekommen sein mögen (ein 
Problem, das, wie wir gesehen haben, für die Entwicklungsländer besonders wichtig 
ist): Sinkt die Weltnachfrage nach den Exportgütern eines Landes und bleibt die 
Produktionsstruktur in der Exportgüterindustrie dieselbe, dann fällt der Wert des 
Gesamtindexes und drückt auf diese Weise die ungleiche Tauschposition des betref- 
fenden Landes aus. 
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Die double-ftot sind leider aus Informationsgründen schwer zu erfassen, so 
daß bei der empirischen Ermittlung des Ungleichen Tausches doch auf die weniger 
verläßlichen ctot oder nbtot zurückgegriffen werden muß. 


4. Zur Komparativen Kosientheorie 


Bettelheim hebt als wesentliche Leistung der Arbeit Emmanuels dessen Kritik der 
ricardianischen Außenhandelstheorie hervor. Diese Kritik ist im wesentlichen auf 
zwei Ebenen angesiedelt: 

Erstens weist Emmanuel die Bedeutung der Komparativen Kostentheorie für 
die Theorie der internationalen Werte zurück, weil er von einer internationalen 
Durchschnittsprofitrate im Medium internationaler Produktionspreise ausgeht; 
zweitens bezweifelt Emmanuel, daß eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis 
komparativer Kostenvorteile allen am Welthandel beteiligten Ländern relative Vor- 
teile gewährt, bzw. alle Handelsnationen zusammen durch die Spezialisierung Ar- 
beitszeit einsparen, bzw. Vorteile gewinnen. 

Ich werde im folgenden zu zeigen versuchen, daß die Aussagen des Kompara- 
tiven Kostentheorems im Kern mit den Ergebnissen der modifizierten Wirkungswei- 
se des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt übereinstimmen und damit die Kritik 
Emmanuels und Bettelheims an der ricardianischen Außenhandelstheorie stark zu 
relativieren sind. 


4.1 Das Ricardo-Theorem und die modifizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes auf 
dem Weltmarkt (49) 


Ricardo begründet seine Theorie an einem Zwei-Länder-Zwei-Waren-Modell: Eng- 
land und Portugal produzieren je zwei Waren, Tuch und Wein. England benötigt zur 
Produktion von Tuch in einem Jahr die Arbeit von 100 und für Wein die Arbeit von 
120 Menschen. Portugal wendet für die Produktion beider Waren weniger Arbeit 
auf: für Tuch die Arbeit von 90 und für Wein die Arbeit von 80 Menschen. Obwohl 
Portugal sowohl Wein als auch Tuch billiger herstellt als England, wird sich Portugal 
nach Aufnahme der Handelsbeziehungen mit England auf Wein spezialisieren und 
Tuch aus England beziehen, weil der Produktivitätsvorsprung Portugals bei Wein 
komparativ größer ist als bei Tuch (120/80 größer als 100/90); umgekehrt lohnt 
sich für England die Spezialisierung auf die Tuchproduktion, da der Produktivitäts- 
rückstand gegenüber Portugal hier komparativ am geringsten ist (90/100 größer als 
80/120). 

Die Frage, die sich hier sofort stellt, ist die: Wie können die portugiesischen 
Tuch-Kapitalisten gezwungen werden, ihre Produktion einzustellen und in die Wein- 
„auktion abzuwandern, wo sie doch den englischen Tuchproduzenten weit über- 
sd und in der Konkurrenz mit ihnen sich Surplusprofite aneignen könnten? 


' ‚cardo, David: Grundsätze der Volkswirtschaft und der Besteuerung, Leipzig 1837 
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Die Schwierigk ei en der relativen Wertdifferenzen in absolute 
Wertdifferenzen löst Ricardo durch die Einführung des Edelmetallautomatismus: 


„Gold und Silber werden, da sie zum allgemeinen U ia) mittel ausgewählt worden sind, durch 
den Mitbewerb im Handel unter die verschiedenen Länder der Welt in soichen Verhältnissen 
verteilt, daß sie sich dem natürlichen Verkehre anpassen, weicher auch stattfinden würde, wenn 
es keine solchen Metalle gäbe und der Handel zwischen den Ländern ein reiner Tauschhandel 
wäre. 

Darum kann nach Portugal kein Tuch eingelührt werden, wenn es daselbst nicht für mehr Gold 
verkauft wird, als es in dem Lande kostet, woher es eingeführt wird; und nach England kann 


; 
kein Wein eingeführt werden, wenn er daselbst nicht für r mehr Gold verkauft wird, als er in 
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Portugal kostet.“ (50) 


Der Edelmet ewi 

„Geschicklich keit im Gewerl KW wesen“ (51) und damit Exportüberschüssen der 
der. des Geldes über Edelmetallimporte verringert wird, während in den 
weniger produktiven Nati ie vonstatten geht, Die Edel- 
metallumverteilu en Inflations-, bzw. Defla 
a koroparativen Kostenstruk- 
tur zwischen 


„50 kommt es, daß jedem Land sein Gold verhältnismäßig in dem Maße zugeteilt wird, als es 
zur Führung eines vorteil 


haften Tauschhandeis nötig ist.“ (52) 


Aus den angeführten Risardozitaten wird deutlich, daß Ricardo die Formen, in 
denen sich das internationale Wertgesetz im Goldstandard-Währungssystem durch- 
gesetzt hat, durchaus richtig beschreibt. Allerdings begreift er diese Mechanismen 
als rein monetäre, denn eine Theorie internationaler Werte hat er nicht entwickelt, 
für ihn gelten nur nationale Werte: 


„Keinerlei Ausdehnung des auswärtigen Handels wird unmittelbar den Betrag der Tauschwerte 
in einem Lande erhöhen, obgleich er kräftig dazu beiträgt, die Masse der Güter und darum auch 
die Summe der Genüsse zu vermehren. Da der Tauschwert aller auswärtigen Güter nach der 
Menge von Erzeugnissen unseres Bodens und unserer Arbeit bemessen wird, welche man im 
Tausche dafür gibt, so w rden wir auch keinen größeren Tauschwert haben, wenn wir, in Folge 
der Auffindung neuer M ir die hingegebene bestimmte Menge eigener Güter im Tausche 
die doppelte Menge auswärtiger bekämen.“ (33) 


„Die nämliche Regel, welche den gegenseitigen 
regelt, besiimmi keineswegs auch den ge 
zwei oder mehreren Ländern ausgetauscht w 


Tauschwert der Güter in dem eigenen Lande 
igen Tauschwerti der Waren, welche zwischen 
“(541 

54} 


Da Ricardo die Transformation der 


; tiven Wertdifferen- 
zen) in die internationalen Werte (und 


Wertdi theore- 


50) Ricardo,a.a. O.,,S.126 
51) Ricardo,a.a.0.,8.133 
52) Ricardo,a.2.0.,5.130 
53) Ricardo,a.a.O.,S.115 
54) Ricardo,a.a. O.,S.122 


tisch nicht entwickelt, erscheinen bei ihm die Edelmetallbewegungen zwischen den 
Nationen als deus ex machina, der die Handelswelt nach dem komparativen Kosten- 
prinzip ordnet. Diese mechanische Vorstellung über die internationalen Geldprozes- 
se (z. B. Wechselkursänderungen) läßt sich bis heute in der herrschenden Außenhan- 
delstheorie nachweisen. So löst z.B. Klaus Rose in seiner „Theorie der Außenwirt- 
schaft“ (55) die Transformation der relativen Realkostenvorteile in absolute Preis- 
vorteile, indem er den passenden Wechselkurs herbeizaubert, ohne allerdings die 
Zusammenhänge zwischen den „monetären“ Prozessen und der „reinen“ Theorie 
explizieren zu können. 

Aufgrund seiner falschen Auffassung der internationalen Werte kann Ricardo 
die Tauschbeziehung zwischen Portugal und England auch nicht als ungleiche 
Tauschbeziehungen begreifen. Obwohl er selber schreibt: 


„so würde also England das Erzeugnis der Arbeit von 100 Menschen für ein Erzeugnis der 
Arbeit von 80 hingeben,“ (56) 


kann er den darin enthaltenen Ungleichen Tausch nicht als solchen erkennen, denn 
der Wert der Importwaren eines Landes ist ja seiner Auffassung nach gleich dem 
Wert der Exportwaren, so daß also der Wein, von England importiert, für es den 
Wert hat, den die Arbeit von 100 Menschen produziert. 

Trotz Ricardos falscher Theorie der internationalen Werte, muß aber gegen- 
über Emmanuels Kritik betont werden, daß die modifizierte Wirkungsweise des 
Wertgesetzes auf dem Weltmarkt nicht nur absolute Vor- und Nachteile in Gestalt 
des Ungleichen Tausches impliziert, sondern ebenso die im Komparativen Kosten- 
theorem behaupteten relativen Vor- und Nachteile in den internationalen Handels- 
beziehungen. Diese Zusammenhänge sollen im folgenden in einem Zwei-Länder- 
Zwei-Waren-Modell veranschaulicht werden: 


Land A B 
Ware 
100 X 75 nAT 100 nAT 
100 Y 50 nAT 125 nAT 
Voraussetzung: 


1 nationaler Arbeitstag (nAT) = 1 nationale Währungseinheit (nWE) = 
1 universeller Arbeitstag (uAT) + 1 internationale Währungseinheit (iWE). 


Obwohl A weitaus produktiver arbeitet als B, lohnt sich für A die Spezialisie- 
rung auf die Ware Y, weil hier der komparative Kostenvorteil größer ist als bei der 
Ware X. Für B lohnt sich die Spezialisierung auf die Ware X, denn hier ist der 
komparative Kostennachteil geringer als bei Y. 

Diese potentielle Spezialisierungsstruktur vermittelt sich über folgende Prozes- 
se: Nach Aufnahme des auswärtigen Handels erzielt A zunächst Handelsbilanzüber- 


55) Rose, Klaus: Theorie der Außenwirtschaft, Berlin 1970, S. 225 ff. 
56) Ricardo, a. a. O.,S.124 
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schüsse, denn es ist B bei beiden Waren weit überlegen. B ist zu einer Abwertung 
seiner Währung um 50 % gezwungen, wodurch die Konkurrenzpositionen zwischen 
A und B verschoben werden, und zwar: 


Land A B 
Ware 
100 X 75 iWE So iWE 
100 Y 50 iWE 62,5 iWE 
InATvonA = InWE = 1 uAT=1 iWE 
1nATvonB = 1nWE = 1/2uAT = 1/2iWE 


A ist B jetzt nur noch bei Y überlegen, während BA bei X in der Preiskonkurrenz 
überholt hat. Zwingt diese Konkurrenzstruktur nun die Länder A und B sich auf Y 
bzw. X zu spezialisieren, dann nimmt die Gebrauchswertproduktion folgendes Bild 
an: 


Land A B 
Ware 
X (100) 225 (100) 
Y oe 250 (100) on (100) 
Summe der nAT 125 225 


A produzierte vor der Spezialisierung mit 50 nAT 100 Einheiten Y und kann 
deshalb nach der Aufnahme der internationalen Arbeitsteilung unter der Prämisse 
gleichbleibender Produktivitätsverhältnisse mit 125 nAT 250 Einheiten Y herstel- 
len, also 50 Einheiten mehr als vorher A und B zusammen. 

B produzierte vor der Spezialisierung mit 100 nAT 100 Einheiten X, kann deshalb 
nach der Institutionalisierung der internationalen Arbeitsteilung unter der Prämisse 
gleichbleibender Produktivitätsbedingungen mit 225 nAT 225 Einheiten X herstel- 
len, also 25 Einheiten mehr als vorher A und B zusammen. 

Nehmen wir an, daß die internationalen Werte für X und Y das arithmetische 
Mittel der internationalen Ausgangspreise von A und B betragen (beide haben in der 
0-Situation je die Hälfte der Gesamtmenge produziert), dann kann A seine 150 
zusätzlichen Einheiten Y zu einem internationalen Preis von 56,25 internationalen 
Währungseinheiten je 100 Einheiten Y an B verkaufen, also zu insgesamt 84,375 
internationalen Währungseinheiten; während B seine 125 zusätzlichen Einheiten X 
zu einem internationalen Preis von ‘62,5 internationalen Währungseinheiten je 100 
Einheiten X verkauft, also zu insgesamt 88,1 internationalen Währungseinheiten. 

Das Handelssystem ist also in etwa ausgeglichen, denn A und B verfügen über 
eiwa dieselben Exportwerte: 84 internationale Währungseinheiten und 88 interna- 
tionale Währungseinheiten. Insgesamt haben wir jetzt folgendes Resultat: 


l. Es hat sıch eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis der komparativen 
Kostenstruktur herausgebildet. 
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mensetzung des Kapitals“ (57) im einzelnen wie folgt: 


Salaires &gaux. Taux de plus-value 100% 


Pays m/se | K v m | V T p L 
Vin |ı00 | 68 | 8 126 17 | 80 

Portugal Drap 1400 | 22 | 22 | 44 | 17%) 68 | 90 
soo ı 85 | 85 1170 85 | 170 
ii zz 

Vin |100 | 98 | 98 | 196 22 |120 

Angleterre | Dyap [a00 | ı2 | ı2 | 24 | 22%] 88 !100 
500 |110 [110 120 | | 110 |220 


Vor der Spezialisierung nimmt die Verteilung der Arbeit des Gesamtsystems folgen- 
des Bild an: 


Vin Drap Arbeitsstdn. 
total 
Portugal 126 44 170 
England 196 24 220 
Summe 390 


Nach der Spezialisierung erhalten wir nach Emmanuel das Schema: 


Vin Drap Arbeitsstdn. 
total 
Portugal 2x 126 252 
England 2x24 48 
Summe 300 


Emmanuel folgert: 


„Während der totale Kapitaleinsatz sich nicht ändert, spart das Gesamtsystem 90 Arbeitsstun- 
den ein. Alles steht damit zum besten.“ (58) 


Voraussetzungen seines Beispiels sind, daß beide Länder mit unterschiedlicher Pro- 
duktivität die gleiche Warenmenge Wein und Tuch produziert haben, daß also jedes 
Land nach der Spezialisierung die doppelte Menge produzieren muß. Sich als Konse- 


57} Emmanuel, a. a. O., S. 260 ff. 
58) Emmanuel, a. a. O.,S. 262 
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quenz der Spezialisierung ergebende Produktivitätsfortschritte scheidet Emmanuel 
aus, womit sich dann allerdings die Frage ergibt, woher Portugal die zusätzlichen 82 
Arbeitseinheiten nehmen soll, die es nach der Spezialisierung braucht, um bei kon- 
stanten Produktionskosten die doppelte Menge Wein produzieren zu können? Da 
Portugal diese zusätzlichen Arbeitsstunden nicht herbeizaubern kann, hat das Pro- 
blem nur zwei Lösungen: Entweder kommt es nicht zu einer vollständigen Spezia- 
lisierung, so daß England neben dem Tuch weiterhin eine gewisse Menge Wein 
produziert, und zwar die Menge, die es von Portugal aufgrund dessen Arbeitskräfte- 
mangels nicht erhalten kann; oder aber die Prämisse der konstanten Produktions- 
kosten muß aufgegeben werden, so daß Portugal die fehlenden Arbeitsstunden 
durch Produktivitätsfortschritte, die als Ergebnis der Spezialisierung möglich wer- 
den, wettmacht. Doch folgen wir Emmanuels Argumentation weiter: 


„Nehmen wir aber an, daß die Löhne in Portugal um ein Drittel steigen, ohne irgendeine 
Änderung der objektiven Produktionsbedingungen in Portugal und ohne eine Änderung weder 
der Löhne noch der Produktionsbedingungen in England. Die Transformationstabelle nimmt 
dann folgendes Bild an:““ (59) 


Salaires inegaux 


42 126 1113| 95 1/3 
29 1/3 111/3% | 45173 | 74273 
113 1/3 56. 2/3 | 170 
ee nf ae a 7 ae 
22 120 
22% 88 100 
11 2 
o_|20 | 


Durch die Verschiebungen in der Mehrwertrate haben sich die komparativen 
Kostenvorteile verschoben: England spezialisiert sich jetzt auf Wein, Portugal auf 
Tuch, so daß wir, Emmanuel zufolge, nach der Spezialisierung folgendes Bild 
haben: 


Vin Drap Arbeitsstdn. 
total 
Portugal 2x44 88 
England 2x 196 392 
Summe 480 


59) Emmanuel, a.a, O.,S. 262f. 
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Emmanuel triumphiert: 


„480 Stunden lebendiger Arbeit statt 390 vor der Spezialisierung. Während das gesamte einge- 
setzte Kapital sich nicht geändert hat, verliert also das System durch die Aufnahme des auswär- 
tigen Handels 90 Stunden lebendiger Arbeit.“ (60) 


Aber, so muß man wie soeben fragen, woher nimmt jetzt England die 172 zusätzli- 
chen Arbeitsstunden, die es braucht, um die doppelte Menge Wein zu produzieren: 
Da es diese Arbeitszeit nicht zur Verfügung hat, kommt wieder dieselbe alternative 
Lösung in Frage wie oben: 

Entweder gibt es keine vollständige Spezialisierung, so daß Portugal neben 
Tuch auch noch Wein produziert, oder die Produktivitätsfortschritte durch Speziali- 
sierung kompensieren die fehlende Arbeitszeit. 

Ein Beweis für die Nachteile, die sich aufgrund einer Spezialisierung auf der 
Basis der Komparativen Kostentheorie bei Aufgabe bestimmter Prämissen ergeben 
können, hat Emmanuel damit also nicht liefern können. Ebensowenig gelingt ihm 
dies bei der angeblich zweiten Prämisse der Komparativen Kostentheorie, nämlich 
der Gleichheit der organischen Zusammensetzung der Arbeit, ohne die es im Ge- 
samtsystem keine Spezialisierungsvorteile gibt; seine Argumentation weist dieselben 
Fehler auf, wie bei der angeblichen Prämisse „Gleichheit der organischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals“. 

Richtig ist dagegen Emmanuels, in starker Anlehnung an Graham formulierte 
Kritik an der der Theorie Ricardos immanenten Voraussetzung konstanter Kosten- 
verläufe. Tauschen nämlich zwei Länder auf der Basis des Komparativen Kosten- 
theorems Waren mit inversen Kostenverläufen, d.h. wachsenden Produktivitätsfort- 
schritten bei der einen Ware und wachsenden Produktivitätsrückgängen bei der 
anderen Ware, dann erzielt das Land mit steigenden Kosten keine relativen Vorteile 
aus der Spezialisierung und ebensowenig gewinnt das Gesamtsystem aus der interna- 
tionalen Arbeitsteilung (61). 


60) Emmanuel, a.a. O., S. 263 

61) Palloix entwickelt in seinem ersten Band eine differenziertere Einschätzung der Kompa- 
rativen Kostentheorie als Emmanuel, Er kritisiert Emmanuels Position, die s. E. über- 
sieht, daß die Arbeitsteilung auf der Basis der Komparativen Kostentheorie für den 
Konkurrenzkapitalismus ein Mittel zur Lösung seiner inneren Widersprüche gewesen sei. 
Den entwickelten kapitalistischen Ländern gelingt es nach Palloix durch die internationa- 
le Arbeitsteilung einerseits die weniger produktiven Branchen in die Peripherieländer 
abzustoßen, andererseits auf dieser Basis einen Ungleichen Tausch (internationale Durch- 
schnittsprofitrate) zu ihren Gunsten zu institutionalisieren. Ergebnis dieser Arbeitstei- 
lung ist eine größere ökonomische Dynamik in den kapitalistischen Zentren und eine 
Unterentwicklung der Produktivkräfte in der Peripherie. 

Abgesehen von der auch hier wieder zu findenden falschen Prämisse (Existenz 
einer internationalen Durchschnittsprofitrate, von der Marx im 3. Band des Kapitals 
angeblich ausgegangen sei) ist Palloix’ Kritik an Ricardo insofern zuzustimmen, als Ricar- 
do von konstanten Produktivitätsniveaus ausgegangen ist und damit das Problem der 
Ungleichmäßigen Entwicklung der Produktivkräfte in den arbeitsteiligen Weltmarkts- 
branchen übersehen hat. Nur verkennt Palloix, daß sich diese ungleichmäßige Entwick- 
lung der Produktivkräfte durchaus nicht immer gegen die weniger entwickelten nationa- 
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4.3 Komparative Kostentheorie und die Spezialisierungsstruktur der unterent- 
"wiekelten Länder 


Obwohl wir die pauschale Kritik Arghiri Emmanuels an der Komparativen Kosten- 
theorie zurückweisen mußten, deutet bereits das Graham-Paradoxon an, daß man 
auf der Basis der „reinen“ Gesetzmäßigkeiten bestimmter Theoreme keine vor- 
schnellen Rezepte für eine Weltarbeitsteilung unterbreiten sollte (62) 

Die Arbeitsteilung zwischen unterentwickelten Ländern und kapitalistischen 
Industrieländern legt ein beredtes Zeugnis darüber ab, wie trotz alle Postulate der 
„reinen“ Theorie sich eine Arbeitsteilung mit ungleich verteilten Akkumulations- 
impulsen institutionalisieren Kann. 

Die Ursachen dieser wachsenden Ungleichheit sind m.E. in dem bereits oben 
erwähnten spezifischen Nachfragestrukturen auf dem Weltmarkt, gekoppelt mit der 
teilweise im kapitalistischen Sinne dysfunktionalen Produktionsstruktur und der 
äußerst starren Spezialisierungsstruktur in den unterentwickelten Ländern zu su- 
chen. Wenn sich das weltgesellschaftliche Bedürfnis nach Rohstoffen und Fertig- 
waren ungleichmäßig zugunsten der Fertigwaren entwickelt und die rohstoffprodu- 
zierenden Länder gleichzeitig durch Kolonialismus und Imperialismus im wesentli- 
chen auf die Exportproduktion eines oder weniger Rohstoffe zugeschnitten worden 
sind, dann verfehlt der die weniger entwickelten nationalen Kapitale schützende 
Wechselkursmechanismus seine Wirkung und die auf der Basis komparativer Kosten- 
vorteile potentiell existierenden relativen Vorteile können aufgrund von ungünsti- 
gen Nachfragestrukturen nicht nutzbar gemacht werden. Gepaart mit dem ohnehin 
im Handel zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern institutionalisierten 
Ungleichen Tausch müssen dann kummulative Unterentwicklungsprozesse Platz 
greifen. 

Vor dem Hintergrund der für die unterentwickelten Länder nachteiligen Ar- 
beitsteilung in der Rohstoff-Fertigwaren-Variante schlagen heute einige Ökono- 
men (63) auf der Basis des Ohlin-Heckscher-Samuelson-Theorems (64) eine interna- 
tionale Arbeitsteilung vor, bei der die unterentwickelten Länder arbeitsintensive 
Fertigungen übernehmen sollen, da dort der Produktionsfaktor Arbeit relativ billi- 


len Kapitale wenden muß; z. B. richtet sich dieses „Gesetz“ der kapitalistischen Produk- 
tionsweise heute in der Konkurrenz zwischen den USA, der EWG und Japan gegen das 
höher entwickelte Land. Daß in den Beziehungen zwischen den Industrieländern und den 
Entwicklungsländern die ungleichmäßige Entwicklung zugunsten der entwickelten 
Länder verlaufen ist, liegt nicht an der Arbeitsteilung auf der Basis der Komparativen 
Kostentheorie an sich, sondern hat spezifische Ursachen, die im folgenden Abschnitt 
kurz zusammengefaßt werden. 

62) Vgl z.B. Jaeger, Dieter: Handelspolitik als Entwicklungspolitik, Bielefeld 1968 

63) Fels, G.: Spezialisierungsmuster in der Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwick- 
lungsländern, und Donges, J.P.: Die Entwicklungsländer als Anbieter industrieller 
Erzeugnisse, in: Die Weltwirtschaft, Nr. 1, Kiel 1971 

64) Ohlin, Bertil: Interregional and international trade, Cambridge 1952; Samuelson, P. A.: 

“ Der Ausgleich der Faktorpreise durch den internationalen Handel, ders.: Der internatio- 

nale Faktor-Preis-Ausgleich — noch einmal, in: Klaus Rose: Theorie der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen, Berlin 1966 
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ger sei als der Faktor Kapital, während den kapitalistischen Industrieländern die 
Spezialisierung auf kapitalintensive Fertigungen zugewiesen wird aufgrund des bei 
ihnen relativ billigeren Faktors Kapital. 

Auch dieses, wiederum einseitige Arbeitsteilungsmodell, birgt m. E. aufgrund 
seiner problematischen Prämissen keinerlei Gewähr für eine Lösung des Problems 
der Unterentwicklung. Voraussetzung des Ohlin-Heckscher-Samuelson-Theorems ist 
nämlich, daß bei jedem Faktor-Preis-Verhältnis die Faktorintensitäten jeder Waren- 
produktion, auf die sich die Nationen jeweils spezialisieren, in allen Nationen gleich 
sind und gleich bleiben, was bedeuten würde, daß etwa Lederwaren in allen Welt- 
marktsländern relativ arbeitsintensiv und Autos in allen Weltmarktsländern relativ 
kapitalintensiv gefertigt werden. Genau diese Ausgangsbedingung ist durch die empi- 
rischen Forschungen der Stanford-Gruppe (Arrow, Chenery, Solow, Minhas) mit 
Hilfe der CES-Funktion falsifiziert worden (65). Die amerikanischen Ökonomen 
haben festgestellt, daß eine Ware zu einem Zeitpunkt in verschiedenen Nationen mit 
durchaus unterschiedlicher Faktorintensität produziert werden kann, die Möglich- 
keit des Umschlages der Faktorintensität also nicht auszuschließen ist. Daraus folgt, 
daß sowohl das Faktor-Proportionen-Theorem, als auch das Faktor-Preisausgleichs- 
Theorem Ohlins und Samuelsons auf einer empirisch falsifizierten Prämisse basie- 
ren. 

Für die Arbeitsteilung zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern 
heißt das konkret, daß die unterentwickelten Länder, die sich auf arbeitsintensive 
Fertigungen spezialisieren, nicht sichergehen können, daß 
a) dieselbe Ware in den Industrieländern nicht kapitalintensiv und damit auch 

bei Berücksichtigung der Wechselkursrelation von den Industrieländern billi- 

ger für den Weltmarkt produziert wird, 
b) diese Möglichkeit des Umschlags der Faktorintensität nicht in der Zukunft 

(technischer Fortschritt, Verschiebung der sogenannten Faktor-Preis-Relation 

in verschiedenen Nationen) eintreten kann. 


Daneben bieibt auch bei dieser neuen Form der Weltarbeitsteilung für die unterent- 
wickelten Länder die Gefahr der Produktion über das weltgesellschaftliche Bedürf- 
nis hinaus bestehen: Es ist denkbar, daß die Einkommenselastizität der Nachfrage 
sich auch bei einer Arbeitsteilung zwischen arbeitsintensiven und kapitalintensiven 
Fertigungen ebenso zuungunsten der Entwicklungsländer entwickelt wie bei der 
Arbeitsteilung zwischen Rohstoffen und Fertigwaren. 


65) Arrow, K.J./Chenery, H.B./Minhas, B.S./Solow, R.M.: Capital Labor Substitution and 
Economic Efficiency, in: The Review of Economics and Statistics, Band 43, Cambridge 
Mass. 1961; Minhas, B. S.: An international Comparison of Factor Costs and Factar Use, 
Amsterdam 1963 
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5. Die politischen Konsequenzen der Modelle Emmanuels 


Emmanuel hat mit seinem „L’&change inegal“ eine neue Variante des sogenannten 
„third-worldism“ vorgelegt, der Vorstellung nämlich, daß der Hauptwiderspruch der 
gegenwärtigen Epoche der zwischen Imperialismus und unterentwickelt gehaltenen 
Völkern sei, die Haupttriebkräfte der Weltrevolution dementsprechend in den anti- 
imperialistischen Kämpfen der ökonomisch schwach entwickelten Länder zu sehen 
seien. 

Während frühere Formen des „third-worldsm“ ihre Logik entweder aus der im 
„Sumpf“ des Reformismus versackenden Arbeiterbewegung der kapitalistischen 
Metropolen herleiteten (so Baran/Sweezy (66)), oder aus der besonderen ökono- 
mischen Bedeutung der unterentwickelten Länder für die Reproduktion des Kapi- 
tals der Zentren (Jalde (67)), stellt Emmanuels „L’Echange inegal“ insofern eine 
weitaus rigorosere Form des „third worldism“ dar, als er die ökonomischen Kämpfe 
der Arbeiterklasse der kapitalistischen Industrieländer für die Ausbeutung der unter- 
entwickelten Länder direkt verantwortlich macht. Das ungleiche Lohnniveau zwi- 
schen den kapitalistischen Zentren und den Peripheriegesellschaften ist die Basis des 
Modells des Ungleichen Tausches von Emmanuel und seiner Theorie der Unterent- 
wicklung. 

Nun hat Bettelheim in seiner Kritik bereits begründet, daß die Arbeiterklasse 
der kapitalistischen Industrieländer nicht die Arbeiterklasse der Entwicklungsländer 
ausbeuten kann, nicht ein Volk das andere, sondern nur die Kapitalistenklasse einer 
Nation die Arbeiterklasse mehrerer Nationen exploitieren kann; doch bleibt auch 
nach dieser Kritik richtig, daß auf der Basis der Modelle Emmanuels die Lohn- 
kämpfe der Arbeiterklasse der kapitalistischen Zentren Mehrwerttransfers aus den 
unterentwickelten Ländern in die kapitalistischen Industrieländer induzieren kön- 
nen. Die Arbeiterklasse beutet dann zwar die unterentwickelten Länder nicht ge- 
meinsam mit ihrer eigenen Kapitalistenklasse aus, aber ihre ökonomischen Kämpfe 
führen dennoch zur Verschärfung der Mehrwertübertragungen in die kapitalistischen 
Industrieländer. 

Endgültig werden deshalb m.E. die politischen Konsequenzen Emmanuels 
erst dadurch falsifiziert, daß man ihm die Inkonsistenz seiner Modelle belegt. 

Der Nachweis, daß die modifizierte Wirkungsweise des Wertgesetzes auf dem 
Weltmarkt zu einer Modifikation auch der Durchsetzungsform der internationalen 
allgemeinen Profitrate führt, ist eine solche vollständige Falsifikation der Modelle 
Emmanuels. Es geht also nicht so sehr um die Frage, inwieweit die internationale 
Durchschnittsprofitrate heute real existiert, sondern welche Durchsetzungsform die 
allgemeine Profitrate auf dem Weltmarkt annimmt. Wenn es richtig ist, daß nicht 
internationale Produktionspreise, sondern der Profitratendifferenzierungsprozeß in- 
nerhalb der verschiedenen Weltmarktbranchen die Bewegungsform der Annäherung 
der verschiedenen nationalen Profitraten darstellt, müssen die Modelle Emmanuels 
und die daraus gefolgerten politischen Konsequenzen bereits auf einer sehr abstrak- 


66) Baran, Paul A./Sweezy, Paul M.: Monopolkapital, Frankfurt a. M. 1967 
67) Jalce,Pierre: Das neueste Stadium des Imperialismus, München 1971 
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ten Ebene als falsch zurückgewiesen werden. 

Die Form des Ungleichen Tausches, die die modifizierte Wirkungsweise des 
Wertgesetzes auf dem Weltmarkt tatsächlich institutionalisiert, läßt die Frage nach 
dem Opportunismus der Arbeiterklasse der kapitalistischen Industrieländer gar 
nicht erst aktuell werden: Bei diesem Ungleichen Tausch nimmt die Arbeiterklasse 
weder Ausbeuterfunktionen wahr, noch induzieren ihre ökonomischen Kämpfe eine 
Verschärfung des Ungleichen Tausches zuungunsten der ökonomisch schwach ent- 
wickelten Länder. 


Anhang: 

Einige kurze Bemerkungen zu Wolfgang Schöller: „Werttransfer und Unterentwick- 
lung“ in Probleme des Klassenkampfs Nr. 6 (auf der Basis der in „Ungleicher 
Tausch‘ entwickelten Überlegungen) 


Bevor ich auf die Frage eingehe, in welchen Punkten ich aufgrund meiner oben 
dargestellten Überlegungen zur internationalen Durchschnittsprofitrate, zum unglei- 
chen Tausch und zur komparativen Kostentheorie zu anderen Ergebnissen komme 
als W.Schöller in seiner Mandel-Kritik in Prokla 6/1973, möchte ich auf einen 
zentralen Aspekt in seiner Vorbemerkung zum Aufsatz von Cardoso 
(Prokla 6/1973) eingehen. 

W.Schöller behauptet, daß die angeblichen Stagnationstendenzen des Kapi- 
tals in den Industrienationen insofern eine Chance für den Akkumulationsprozeß 
von Industriekapital in den unterentwickelten Ländern bieten, als die Überakkumu- 
lation von Kapital in den Industrieländern umfassendere Kapitalexporte in die Drit- 
te Welt einleiten könnte als bisher. 

Abgesehen davon, daß die These von den Stagnationstendenzen „seit Mitte 
der 60er Jahre‘ problematisch ist, darf bei der Behauptung über den Zusammen- 
hang von Überakkumulation von Kapital und Kapitalexporten in die unterent- 
wickelten Länder nicht übersehen werden, daß größere Überakkumulationskrisen 
(etwa die 1929 ff.) gerade nicht zu einer Steigerung des Kapitalexportes, sondern 
im Gegenteil zu einem absoluten und relativen Rückgang der internationalen Geld- 
kapitalbeziehungen führen. 

Wenn sich in den wichtigsten kapitalistischen Industrieländern Stagnations- 
tendenzen ausbreiten, ist die notwendige Folge eine Desintegration des kapitalisti- 
schen Weltmarkts. Der Rückgang des Welthandels ergibt sich nicht nur aus dem 
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geringeren Akkumulationstempo in den wesentlichen Weltmarktsländern, er wird 

auch dadurch beschleunigt, daß die Versuche zur Externalisierung der Krise die 

Industrieländer in einen Abwertungs- und Protektionismuswettlauf treiben. 

Mit dem Niedergang des Welthandels verbunden wäre notwendigerweise auch 
ein Rückgang der internationalen Kapitalbeziehungen, denn die schrumpfenden 
Devisenbestände zwingen die Industrieländer zur Restriktion des Kapitalexports. 

Die Desintegration des kapitalistischen Weltmarkts, sowohl auf der Ebene der 
Warenkapital- wie auch auf der der Geldkapitalbewegungen, wird somit die Konse- 
quenz stagnativer Tendenzen in den kapitalistischen Industrieländern sein. (Die 
Erfahrungen aus der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre bestätigen die hier vertre- 
tene Auffassung.) Für die unterentwickelten Länder werden nicht wachsende, son- 
dern schrumpfende Kapitalimporte aus den kapitalistischen Industrieländern Resul- 
tat dieses Desintegrationsprozesses sein. Die Auswirkungen auf den Akkumulations- 
prozeß von Industriekapital in der Dritten Welt sind deshalb eher darin zu sehen, 
daß das nationale Kapital dieser Länder in die Bereiche hineinakkumuliert, die 
vorher durch Importe aus den Industrieländern abgedeckt wurden; sich also eher 
eine Industrialisierung über Importsubstitution durchsetzt als eine Industrialisierung 
über wachsende Kapitalexporte aus den kapitalistischen Industrieländern. (So voll- 
zog in Lateinamerika in den 30er Jahren eine starke „Nationalisierung“ des Akku- 
mulationsprozesses durch Importsubstitution.) 

Nun zu den in „Werttransfer und Unterentwicklung“ entwickelten Thesen: 

1. Wie aus Teil3 meines Emmanuel-Aufsatzes implizit deutlich geworden ist, 
teile ich nicht die von W. Schöller vorgestellte Unterscheidung zwischen am 
nationalen bzw. am internationalen Markt orientierten Produktionsprozeß des 
Kapitals, die Kriterium für die Frage „nationaler“ oder „internationaler“ 
Wertbildungsprozeß und damit für die Beurteilung der Werttransferproblema- 
tik sein soll. 

Die gesellschaftlichen Beziehungen der Produzenten werden in der 
bürgerlichen Gesellschaft durch das Wertgesetz vermittelt. Ob die von den 
Privatproduzenten aufgewendete Arbeit gesellschaftlich anerkannt wird und 
damit Wert bildet, hängt von zwei Bedingungen ab: 

a) muß die privat aufgewendete Arbeit gesellschaftlich no‘wendige Arbeit 
in dem Sinne sein, daß sie unter den gesellschaftlich normalen Produk- 
tionsbedingungen und mit dem gesellschaftlich normalen Grad an Inten- 
sität verausgabt wurde: 

6b) muß die gesamte Arbeit, die eine Anlagesphäre aufwendet, geselischaft- 
lich notwendig in dem Sinne sein, daß sie nicht mehr oder v.eniger 
Gebrauchswerte produziert als die Gesellschaft erheischt. 

Die Bestimmung gesellschaftlich notwendiger Arbeit ist damit zeitlich und 

räumlich variablen Bedingungen unterworfen. Je nach gesellschaftlichem Be- 

zug, in den die Arbeit eines Privatproduzenten gestellt ist, variiert deren wert- 
bildende Qualität: „Zur Bemessung gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit, 
die Maß der Wertgröße einer Ware ist, muß jeweils betrachtet werden, ob die 

Privatproduzenten lokal, regional, national oder international in Austausch 

treten und insofern der Durchschnittsgrad an Intensität und Produktivität der 
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Arbeit und die gesellschaftlichen Bedürfnisse lokal, regional, national oder 

intemational bestimmt sind’“ (Busch/Schöller/Seelow: Weltmarkt und Welt- 

währungskrise, Bremen 1971, S. 24) Sobald eine Ware die nationalen Grenzen 
verläßt und auf dem Weltmarkt oder dessen Teilmärkten verkauft werden soll, 

gilt für sie ein anderes Maß gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit als im 

nationalen Rahmen, ist sie anderen gesellschaftlichen Bezügen und damit an- 

deren Wertbildungsverhältnissen unterworfen, gleichgültig, ob sich ihr Produ- 
zent oder die entsprechende Anlagesphäre überwiegend am nationalen oder 
internationalen Markt orientiert. 

Zu behaupten, der Wertbildungsprozeß habe eine nationale Basis, weil 
70% der Waren auf dem Binnenmarkt abgesetzt werden und nur 30 % auf 
dem Weltmarkt, oder er habe eine internationale Basis, weil die Relationen 
umgekehrt sind, hieße das Wertgesetz mechanistisch interpretieren. 

Der Grad der nationalen oder der internationalen Integration spielt nur 

insofern eine Rolle, als mit ihm der Bestimmungsrahmen gesellschaftlich not- 
wendiger Arbeitszeit variiert, also etwa durch zunehmende internationale In- 
tegration das Nebeneinander von nationalen und internationalen Märkten ten- 
denziell überwunden wird und damit das Nebeneinander national und inter- 
national Konstituierter gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit aufgehoben 
wird. 
Unzureichend scheinen mir auch die von W.Schöller im dritten Teil seines 
Aufsatzes entwickelten Überlegungen über die Auswirkungen des ungleichen 
Tausches auf den Akkumulationsprozeß in den verschieden entwickelten Na- 
tionen zu sein. W. Schöller betrachtet ausschließlich die Auswirkungen der 
durch die internationalen Austauschverhältnisse tangierten Werte der Import- 
waren des jeweiligen Blocks (Industrieländer und Dritte Welt) auf die Pro- 
fitrate und zieht daraus Schlußfolgerungen für den Akkumulationsprozeß 
des Kapitals. Diese Vorgehensweise ist problematisch, weil eine Reihe anderer 
wichtiger Momente des Wertgesetzes auf dem Weltmarkt in ihrer Konsequenz 
für den jeweiligen Akkumulationsprozeß des Kapitals nicht reflektiert wer- 
den. 

a) Die über die Wechselkuisrelationen Konstituierten ungleichen- Tausch- 
verhältnisse tangieren die Profitrate nicht nur über die veränderten 
Werte der Importwaren, sondern auch über die veränderten Wertrelatio- 
nen bei den Exportwaren. Während sich die Importwaren für das ent- 
wickeltere Land „verbilligen“, „verteuern“ sie sich für das weniger pro- 
duktive Land, wie W. Schöller richtig darstellt umgekehrtes gilt aber für 
die Exportwaren der jeweiligen Nation, so daß die Auswirkungen auf 
die Profitrate zumindest gegenläufig sind. (Näheres über den Zusam- 
menhang von Wirkungsweise des Wertgesetzes auf den Weltmarkt und 
den verschiedenen nationalen Profitraten findet sich in Teil2 des 
Emmanuel-A rtikels.) 

b) Der internationale Handel konstituiert nicht nur ungleiche Tauschbezie- 
hungen, sondern auch eine internationale Arbeitsteilung auf der Basis 
komparativer Kostenstrukturen, also absolute und relative Vor- und 
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Nachteile. ‚In diesem Falle exploitiert das reichere das ärmere, selbst 

wenn letzteres durch den Austausch gewinnt.“ (MEW 26.3, S. 101) 

Die Auswirkungen auf den Akkumulationsprozeß von Kapital in den verschie- 
den entwickelten Ländern sind damit nicht von vornherein fixiert, denn zwar 
gewinnt das reichere Land durch den ungleichen Tausch, aber sowohl das 
reichere als auch das ärmere Land erzielen aus dem internationalen Handel 
Vorteile 1. durch die mit der Spezialisierung verbundenen Produktivitätsfort- 
schritte und 2. dadurch, daß beide Nationen für die importierten Waren weni- 
ger nationale Arbeit in Gestalt der Exportwaren aufwenden als im Autarkie- 
zustand bei Eigenproduktion der Importwaren. 

In der Regel realisieren die entwickelten Länder aus der Gesamtstruktur 
des internationalen Handels (ungleicher Tausch und doppelte relative Vortei- 
le) größere Akkumulationsimpulse als die weniger entwickelten Nationen. 
Dies muß aber nicht der Fall sein, wenn die ökonomisch schwächeren Länder 
vergleichsweise größere relative Vorteile aus dem internationalen Handel zie-. 
hen als die produktiveren Nationen. 

Aus welchen Gründen im besonderen Fall der Tauschbeziehungen zwi- 
schen kapitalistischen Industrieländern und Dritter Welt die relativen Vorteile 
für die unterentwickelten Länder kaum zur Geltung kommen können, habe 
ich in Teil 4 des Emmanuel-Aufsatzes ausgeführt. Wichtig ist aber, daß dieser 
Spezialfall vor dem Hintergrund der allgemeinen Gesetzmäßigkeiten darge- 
stellt wird, die den internationalen Handel regieren, denn zum einen ist es 
unsere Aufgabe, die Abweichung aus dem Gesetz und nicht umgekehrt das 
Gesetz aus der Abweichung abzuleiten, zum anderen kommt man zu falschen 
Einschätzungen der Perspektiven der internationalen Arbeitsteilung zwischen 
Industrienationen und unterentwickelten Ländern, wenn man nur den unglei- 
chen Tausch, nicht aber die relativen Vor- und Nachteile in Rechnung stellt. 

Insgesamt wird aus diesen Ausführungen deutlich, daß W. Schöller in 
seiner Darstellung der Auswirkungen des ungleichen Tausches auf den Akku- 
mulationsprozeß des Kapitals die Schutzmechanismen, die das Wertgesetz auf 
dem Weltmarkt auch produziert, vernachlässigt. 


Klaus Busch 
Mai 1973 


Das vietnamesische Lehrstück des kleinbürgerlichen Anti-Imperialismust) 


Rüdeger Baron 


Nachdem durch das Waffenstillstandsabkommen vom 27. Januar 1973 jetzt der 
grobe Rahmen für den Ausgang des III. Indochinakrieges gesetzt zu sein scheint, 
wird es endgültig Zeit für die in den Jahren des Vietnamkrieges entstandene Neue 
Linke in den kapitalistischen Metropolen, ihr idealistisches Verhältnis zu dem 
Befreiungskampf der Völker Indochinas zu überprüfen; es muß endlich möglich 
sein, auch die Politik der Kommunisten in Indochina der Kritik zu unterwerfen, was 
insbesondere deshalb geboten zu sein scheint, weil inzwischen unübersehbar 
geworden ist, was der Vietnam-Protest nie wahr haben wollte und wogegen sich die 
Sektierer aller Schattierungen bis heute noch mit der Phrase vom großen Sieg des 
vietnamesischen Volkes hinwegzutäuschen versuchen: Auch nach dem jetzt 
erfolgten fast vollständigen Abzug der Amerikaner aus Vietnam bestehen kaum 
Aussichten für eine Machtübernahme der Befreiungsfront! 


I 
Was die USA seit den frühen Fünfzigerjahren für Indochina anstreben, scheint jetzt 
in Vietnam auf absehbare Zeit gesichert: 

„Zielsetzung: Ein Hinüberwechseln der Länder Südostasiens in das kommu- 
nistische Lager zu verhindern und ihnen dabei zu helfen, den Willen und die 
Fähigkeit zu entwickeln, der inneren und äußeren kommunistischen Bedrohung 
Widerstand entgegenzusetzen und zur Stärkung der Freien Welt beizutragen.“ (1) 

Washington hat mit dem Waffenstillstandsabkommen seine Vorstellungen von 
einem „ehrenhaften‘“ Rückzug aus Vietnam voll durchsetzen Können, während die 
vietnamesische Seite Schritt für Schritt vor den amerikanischen Forderungen 
zurückweichen mußte. Dies wird deutlich, wenn man sich die erstaunlich exakte 
Übereinstimmung des Waffenstillstandsabkommens mit den bereits im Januar 1969 
veröffentlichten Vorstellungen Henry Kissingers zur Lösung des Vietnamproblems 
vor Augen führt (2). 

Schon damals hatte es Kissinger als Fehler bezeichnet, Saigon und die 
Provisorische Revolutionsregierung zu den bis Januar 1969 verzögerten Verhand- 
lungen in Paris hinzuzuziehen: Einerseits müsse es zunächst darum gehen, 
mit der kommunistischen Seite Übereinstimmung über die umfassenderen Ziele und 


+) Damit soll an den Aufsatz B. Rabehls in: Probleme des Klassenkampfs 6 angeknüpft 
werden; allerdings weniger in der Absicht, sich von den dort vertretenen Ansichten 
abzusetzen, als vielmehr in dem Bemühen, die dort angerissenen Fragen zuzuspitzen und 
weiter zu klären. 

1) Konzeption des Nationalen Sicherheitsrats zur Südostasienpolitik der USA 1952, 
Dokument Nr. 2, The Pentagon Papers, New York (Bantam) 1971, S. 27. 

2) Henry A. Kissinger, The Viet Nam Negotiations, in: Foreign Affairs, Januar 1969, S. 211 
ff. — Ein halbes Jahr nach Erscheinen dieses Aufsatzes wurde Kissinger — der 1967 
bereits schon einmal in einer geheimen Vietnam-Mission tätig geworden war — Nixons 
Sicherheitsberater. 
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Vorstellungen für die Zukunft des südostasiatischen Raumes zu erzielen (3) — 
andererseits müsse so lange wie möglich die Frage des Status der Provisorischen 
Revolutionsregierung offengelassen werden (4). 

Genau dieser Strategie entsprachen die im August 1969 begonnenen streng 
vertraulichen Gespräche zwischen Kissinger und Le Duc Tho (5). Vertragsschließen- 
de waren im Januar 1973 die Regierungen in Washington und Hanoi; Saigon und die 
Revolutionsregierung haben sich dem Abkommen nur indirekt angeschlossen. 
Nirgends in dem Abkommen (6) wird der Status der südvietnamesischen Regierun- 
gen angesprochen, weshalb noch vor Unterzeichnung Thieu und Washington 
erklären konnten, daß auch weiterhin für sie das Saigoner Regime die einzige 
rechtmäßige Regierung Südvietnams bleibt. — In Kissingers Worten: 

„Biner souveränen Regierung ist es freigestellt, mit jeder beliebigen Gruppe 
Gespräche zu führen, die eine relevante einheimische Machtbasis besitzt, ohne dieser 
dadurch eigene Souveränität zu verleihen; dasselbe passiert alle Nasen lang bei 
Verhandlungen mit Gewerkschaften oder sogar im Rahmen der Arbeit der 
Pelizei.‘“ (7) 

Alle Fragen eine südvietnamesische Koalitionsregierung oder üderhaupt die 
politische Zukunft des Südens betreffend sollten von dem Übereinkommen 
zwischen Washington und Hanoi ausgeklammert und den Auseinandersetzungen 
zwischen den südvietnamesischen Parteien überlassen bleiben, weil diese am ehesten 
mit den für den Außenstehenden völlig undurchsichtigen lokalen Machtverhält- 
nissen vertraut seien. Allenfalls könnte eine gemischte Kommission gebildet werden, 
die sich mit der Wiederherstellung einer einheitlichen politischen Gewalt mittels 
allgemeiner Wahlen befaßt. 

Nichts anderes ist der Substanz nach in dem Abkommen von Paris vereinbart 
worden, aber auch ebenso vage sind die diesbezüglichen Vorkehrungen geblieben: 
Die vierseitige gemeinsame Militärkommission ist inzwischen — nach Abzug der 
letzten US-Soldaten — aufgelöst worden. Die nach Art. 17 des Abkommens 
gebildete gemeinsame Militärkommission hat sich Ende April zwar noch einmal über 
den Austausch von Zivilgefangenen einigen können; zur Realisierung des Waffen- 
stillstands hat sie bisher jedoch keinen Beitrag geleistet (38). Der nach Art. 12 
vorgesehene dreiseitige „Nationale Rat der Nationalen Versöhnung und Eintracht“ 


3) Vgl. ebda. S. 229. 

4) Vgl. ebda. S. 224 £. 

5) Die Außenministerin der Revolutionsregierung bestätigte in einem Spiegel-Interview, 
daß ihre Vertreter mit keinem der bevollmächtigten amerikanischen Unterhändler in 
Kontakt gekommen war, Spiegel 22.5.1972, S. 90 f. — Die von Hanoi gegebene 
Begründung für den Ausschluß der Vertreter Saigons von den Geheimverhandlungen — 
nämlich, daß „die Thieu-Regierung nicht die legale Regierung Südvietnams sei‘‘ — müßte 
analog auch für die Revolutionsregierung gelten. Vgl. Süddeutsche Zeitung, 16. 11. 1972. 

5) Text in SZ 27./28.1. 1973, 8.49 £. 

Ti Kissinger, a.a. 0.8. 232 £. 

: Aufgrund des ungeklärten Status der NLF-Regierung hat es für die Vietkong-Vertreter 
von Anfang an keine realistischen Arbeitsmöglichkeiten gegeben. Die NLF-Vertreter 
werden wie Gefangene gehalten und sind häufig tätlichen Angriffen ausgesetzt. Vgl. etwa 
32 26.2.1973. 


90 


ist bisher gar nicht zustandegekommen; die sehr spät begonnenen Verhandlungen 
zwischen Saigon und NLF in Paris, die bis Ende April zum Abschluß eines 
„Abkommens über die inneren Angelegenheiten Südvietnams‘“ und zur Einleitung 
allgemeiner Wahlen führen soliten, haben sich in der Gegenüberstellung der 
gegensätzlichen Standpunkte festgefahren (9). 

Schließlich sprach sich Kissinger von Anfang an gegen ein formales Waffen- 
stillstandsabkommen aus, das notwendigerweise das Territorium der gegnerischen 
Parteien klar abstecken und damit politische Entscheidungen vorwegnehmen würde; 
stattdessen sollte man auf eine stillschweigende de facto Einstellung der Kampf- 
handlungen hinarbeiten (10). 

Tatsächlich hat sich auch diese amerikanische Position durchgesetzt: Indem 
sich die Pariser Verhandlungspartner für unfähig erklärten, das von den beiden 
Parteien jeweils besetzte Gebiet wenigstens grob abzustecken, blieb der Waffenstill- 
stand eine Farce. Jede Möglichkeit der Option der südvietnamesischen Bevölkerung 
für die eine oder andere Seite wurde ausgeschlossen, und die Herstellung freier 
politischer Betätigungsmöglichkeiten völlig dem Belieben des jeweiligen Macht- 
habers unterworfen (11). Die Kämpfe um den territorialen Besitzstand ent- 
brannten heftiger denn je. Das Waffenstillstandsabkommen wird von keiner Seite 
ernst genommen. Auch die Internationale Kontroll- und Überwachungskommission 
ist völlig hilflos und wirkungslos gehalten worden, genau wie nach dem Genfer 
Abkommen von 1954 (12). Nachdem in letzter Zeit immer häufiger Hubschrauber 
der ICCS beschossen und zum Absturz gebracht wurden, drohen Kanada und 
Indonesien jetzt mit dem Auszug bis Ende Juni. 

Die Übereinkunft von Paris erweist sich damit lediglich als Instrument des 
„ehrenvollen‘“ Rückzugs der USA und der anderen Großmächte aus dem Krieg und 
zur Isolierung des Konflikts auf das Gebiet Südvietnams; der Befreiung von 
imperialistischer Unterdrückung und Ausbeutung ist das vietnamesische Volk damit 
keinen Schritt nähergekommen. 

Hd 
Wie konnte sich die kommunistische Seite mit einer derartig nichtssagenden 
Entlassung der USA aus der Verantwortung einverstanden erklären? 

Noch im Mai 1969 hatte die Provisorische Revolutionsregierung in Paris in 
ihrer 10-Punkte-Erklärung eine Koppelung jeder Waffenstillstandsverainbarung mit 
bestimmten unverzichtbaren politischen Regelungen gefordert: Bis zum voll- 
ständigen Abzug der USA und zur endgültigen Entscheidung über die Regierungs- 


9) Vgl. SZ 26. 4. 1973. Während Saigon auf der Diskussion des nordvietnamesischen 
Truppenabzugs als erstem Tagesordnungspunkt beharrt, halten die PRR-Vertreter die 
Herstellung demokratischer Freiheitsrechte in Südvietnam für vorrangig. 

10) Vgl. Kissinger, a. a. 0.8. 226 £. 

11) Seit Mai finden im Saigoner Machtbereich bereits Wahlen zu Gemeinde- und Dorfverwal- 
tungsräten statt; wie bisher ist der Vietkong nicht zugelassen! Vgl. SZ 9. 5. 1973. 

12) Die mindeste Schlußfolgerung aus den Erfahrungen seit 1954 wäre die gewesen, der ICCS 
den technischen Apparat der UNO zur Verfügung zu stellen. Vgl. John $. Hannon Jr., 
The International Control Commission Experience and the Role of an Impr 
International Supervisory Body in the Vietnamese Settlement, in: Virginia Joum! 
International Law, vol. 9 (1968), S. 20 ff. 
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bildung mittels allgemeiner Wahlen sollte eine Koalitionsregierung bestehend aus 
Vertretern aller politischen Gruppen die Regierungsgewalt wahrnehmen; die 
führenden Köpfe der Saigoner Marionettenregierung sollten davon jedoch ausge- 
schlossen sein (13). Das sollte sicherstellen, daß auf keinen Fall die Saigoner 
Marionetten die Hebel der Staatsmacht in der Hand behielten, um die Kommu- 
nisten zur Durchsetzung der vertraglichen Vereinbarungen auf den Weg der 
Gewaltanwendung verweisen zu können, wie es nach 1954 mit den vorgesehenen 
Wahlen geschehen war. 

Die Verhandlungsposition des 10-Punkte Programms konnte sich auf die 
Erfolge der Tet-Offensive 1968 stützen, wo die vietnamesische Befreiungsbe- 
wegung bewiesen hatte, daß die übergroße Mehrheit der Bevölkerung Südvietnams 
aktiv hinter ihr stand; gleichzeitig hatte die überraschende Eroberung tausender 
südvietnamesischer Ortschaften, Provinzhauptstädte, und der ehemaligen Haupt- 
stadt Hue die noch im Dezember 1967 von General Westmoreland in Washington 
genährten Hoffnungen auf einen amerikanischen militärischen Sieg zusammen- 
brechen lassen. Die Folge war die Einschränkung der Bombardierungen der DRV, 
der Verzicht Johnsons auf die Präsidentschaftskandidatur und die Einleitung der 
Verhandlungen in Paris. 

Hier lag allerdings der einzige schwache Punkt der Konzeption Kissingers: Wie 
konnten die USA die in Südvietnam kämpfenden Parteien sich selbst überlassen, 
wenn sich das korrupte Saigoner Regime und dessen Streitkräfte als völlig unfähig 
erwiesen hatten, dem Ansturm der Befreiungsbewegung ohne amerikanische 
militärische Unterstützung zu widerstehen? 

An diesem Punkt schien die amerikanische Position hoffnungslos, weil der 
Kern des Problems nicht materieller oder militärischer Natur war, sondern 
politischer. Daß sie dieses Defizit bei aller Anstrengung nicht ausgleichen konnte, 
schien die Johnson-Administration endlich eingesehen zu haben; dementsprechend 
signalisierte auch die vietnamesische Seite durch allmähliche Reduzierung der 
Angriffshandlungen und Rückzug einiger nordvietnamesischer Divisionen hinter die 
Entmilitarisierte Zone noch im Verlauf des Jahres 1968, daß sie zur allmählichen 
Herstellung eines de facto Waffenstillstands als Vorbedingung für eine politische 
Kompromißlösung bereit war (14). Die Johnson-Regierung zögerte ernsthafte 
Verhandlungen jedoch noch hinaus; und Nixon machte gleich nach seinem 
Amtsantritt deutlich, daß er sich zu keinem Kompromiß bereitfinden wollte, indem 
er die freigewordene Bomberkapazität nur umso gezielter gegen den Süden des 
Landes richten ließ (15). 

Auch Kissinger sah die Situation 1968/69 nicht so negativ. Der Verlauf der 


13) Punkt 5 der 10-Punkte-Erklärung; Text in: Richard A. Falk (Hisg.), The Vietnam War 
and International Law, Bd. 3, Princeton 1972. S. 897 ff. 

14) Zahlreiche Beobachter sprechen von einem stillschweigenden Übereinkommen zwischen 
NLF und USA. Vgl. die eingehende Analyse von J.L.S.Girling, Nixon’s „Algeria‘‘-Doc- 
trine and Disengagement in Indochina, in: Pacific Affairs, 4/44 (Winter 1971-72) S. 527 
ff. 

15) Vgl. ebda. und das Interview mit dem von Nixon abgelösten Verhandlungsführer in Paris 
Harriman, in: New York Times Magazine 24.8. 1969. 
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Tet-Offensive hatte seiner Meinung nach vor allem bewiesen, daß die Kommunisten 
aufgrund ihrer materiellen Schwäche nicht in der Lage waren, ihre politischen 
Erfolge auf Dauer abzusichern. Darüberhinaus ließe die zunehmende Abhängigkeit 
von ausländischer materieller Unterstützung insbesondere aus China und der 
Sowjetunion den politischen Vorteil der Befreiungsbewegung zusammen- 
schrumpfen. Und schließlich könnten die USA diesem Prozeß auch durch eine 
entschiedenere Strategie nachhelfen: 

„Wir sollten eine Strategie verfolgen, die die Verluste reduziert und sich auf 
den Schutz der Bevölkerung konzentriert. Wir sollten mit der Stärkung der 
vietnamesischen Armee fortfahren, um den schrittweisen Rückzug eines Teils der 
amerikanischen Streitkräfte zu ermöglichen, und wir sollten Saigon drängen, seine 
Basis zu erweitern, um es für die politische Auseinandersetzung mit den 
Kommunisten zu stärken, die es früher oder später angehen muß.“ (16) 

Dies ist die von Nixon eingeleitete Strategie der „Vietnamisierung“ des 
Krieges. Einerseits besteht sie in der erzwungenen „Urbanisierung‘“ Südvietnams, 
wie sie von dem ebenfalls einflußreichen Vietnamberater S. P. Huntington bereits 
im Sommer 1968 als „endlich gefundene Lösung des Problems der Befreiungs- 
kriege“ propagiert wurde (17). Durch intensive Bombardierung des Landes wird die 
Bevölkerung in die Städte getrieben, wo sie in Flüchtlingslagern unter strengster 
Bewachung von jeglichem Kontakt mit der Befreiungsbewegung abgeschnitten 
wird (18). — Andererseits wird mit einem ungeheuren Aufwand an Material und 
finanziellen Anreizen die Armee und der eng mit ihr verknüpfte Verwaltungsapparat 
Saigons aufgemöbelt und an die selbständige Bedienung des Materialkrieges gegen 
den Vietkong gewöhnt. 

Durch den brutalen Bombeneinsatz wurden die amerikanischen Boden- 
truppen allmählich überflüssig. Im Mai 1969 kündigte Nixon die erste Reduktion 
der damals 540 000 Mann zählenden amerikanischen Truppen in Vietnam an. 
Parallel dazu verfügt er die Ausweitung des Krieges auf Kambodscha im Mai 1970 
und - als die NLF immer noch an ihren Forderungen vom Mai 1969 festhält (19) — 
den Einmarsch südvietnamesischer Truppen nach Laos und die massivsten Bombar- 
dierungen des „Ho Chi Minh-Pfades“ in der Geschichte des Kıieges. Obwohl die 
Laos-Operation für die Saigoner Armee ein Desaster wird, bleibt ein Versuch der 
Befreiungsbewegung aus, diese Schwäche der Imperialisten innerhalb Südvietnams 
auszunutzen. — Die Rechnung Washingtons geht auf. 

In dem 7--Punkte-Plan der Provisorischen Regierung vom 1.7. 1971 wird der 
Waffenstillstand und die Herausgabe der amerikanischen Kriegsgefangenen nur noch 
von der Zusicherung eines Abzugstermins für die US-Truppen und von der 
Einstellung dieser Vietnamisierungsstrategie, d.h. der weiteren ‚Stärkung des 


16) Kissinger, op. cit. S. 233 f. 

17) Vietnam: The Bases of Accomodation, in: Foreign Affairs, Juli 1968, S. 642 ff. 

18) Vgl. Committee of Concerned Asian Scholars, The Indochina Story, New York (Bantam) 
1970, insbes. Kap. 11. Dazu auch Raphael Littauer/Norman Uphotf (Hrsg.), The Air War 
in Indochina, Air War Study Group, Cornell University, Boston 1972. 

19) 8-Punkte-Erklärung der PRReg. vom Sept. 1970, in: Falk, a. a. O. S. 900 ff. 
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Thieu-Regimes abhängig gemacht; in Saigon soll eine neue Administration unter 
Beteiligung aller nichtkommunistischen Gruppen gebildet werden, die mit der 
Revolutionsregierung in Verhandlungen über die Schaffung einer dreiseitigen 
Koalitionsregierung bis zur Durchführung allgemeiner Wahlen eintreten soll (20). 

Mit der gleichzeitigen Ankunft Le Duc Thos in Paris und der Ablösung des 
amerikanischen Verhandlungsführers durch den ehemaligen stellvertretenden Bot- 
schafter in Saigon, Porter, treten die Verhandlungen in Paris erstmals in ein 
ernsthaftes Stadium. Der internationale Kontext für die Verhandlungen hat sich 
jedoch inzwischen ebenfalls entscheidend gewandelt: Am 18. Juli 1971 werden die 
Vorbereitungen für eine Reise Nixons nach Peking bekanntgegeben (21). 

In den folgenden 13 Monaten wird Hanoi von Washington mit einem präzise 
terminierten Wechsel von vertraulicher Verhandlungsführung und sich steigenden 
Terrorangriffen unter Druck gesetzt. Als die Geheimgespräche zwischen Tho und 
Kissinger ab Ende Juli 1971 nicht zu dem von den USA geforderten Ergebnis 
führen, steigert die US-Luftwaffe ihre „reaktiven Schutzangriffe“ gegen die DRV 
bis Weihnachten zu seit 1968 nicht gekannter Stärke. Nach Beendigung dieser 
Bombardierungen kommt man am 27. Januar 1972 wieder in Paris zusammen, wo 
Porter einen bereits in den Geheimverhandlungen erörterten 8—-Punkte—Plan der 
USA vorlegt, der bis auf 2 Stellen mit den Vorstellungen Hanois übereinstimmt: im 
Grunde geht es nur noch um die Frage der weiteren amerikanischen Unterstützung 
des Thieu-Regimes. Weil die DRV/NLF an der Forderung nach Aufgabe Thieus 
festhält, kommt es Anfang Februar erneut zum Abbruch der Verhandlungen in 
Paris. Danach beginnt ein amerikanischer Luftwaffen- und Marineaufmarsch bis 
dahin ungekannten Ausmaßes; die auf Südvieinam und die DRV abgeworfene 
Bombenlast wird innerhalb weniger Tage verzehnfacht! — Der gleichzeitige 
herzliche Empfang, der Nixon in Peking bereitet wird (?1.—28. Febr.), kann von 
Hanci nicht anders denn als Einverständnis begriffen werden. 

Die Früjahrsoffensive des Vietkong, die dann am 31. März begann, muß als 
verzweifelter Versuch gelten, eine längst verlorene Position doch noch zurückzuge- 
winnen. Es zeigte sich deutlich, daß die neue amerikanische Strategie tatsächlich 
darin erfolgreich war, das politische Defizit wettzumachen: Unter dem furcht- 
barsten Bombenhagel der Geschichte wurde für die große Masse des vietnamesischen 
Volkes schließlich die Frage nach den politischen Herrschaftsverhältnissen irrele- 
vant; anstatt den Guerilla „wie das Wasser den Fisch“ zu umgeben, floh die 
Bevölkerung das Kampfgeschehen zu Zehntausenden, um nur das nackte Leben zu 


20) Text in: Internat. Herald Tribune, 2. 7. 1971,8. 2. 

21) Gleichzeitig wird bekannt, daß Peking die Einberufung einer neuen Indochinakonferenz 
befürwortet, was Hanoi bis dahin abgelehnt hatte. Vgl. SZ 16.7.1971. — Schon die 
Kambodscha-Invasion erfolgte in einer Atmosphäre demonstrativer Zurückhaltung der 
kommunistischen Großmächte: In geheimen Verhandlungen bemühte sich die chine- 
sische Regierung zwei Monate lang vergeblich um ein Arrangement mit dem Militär- 
regime in Pnom Penh, um erst danach die Exilregierung Prinz Sihanouks anzuerkennen. 
Die SU weigert sich sogar bis heute, das Lon Nol-Regime zugunsten von Sihanouks 
Exilregierung fallenzulassen. Vgl. Girlins, a. a. OÖ. S. 532, und zu Sihanouks Vorwürfen 
gegen die osteuropäischen Staaten SZ 24.4. 1973. 
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retten (22). Die Hälfte der Bevölkerung Südvietnams ist von ihren Wohnsitzen auf 
dem Lande geflüchtet und drängt sich in den wenigstens vor Flächenbombarde- 
ments und Artilleriefeuer sicheren Städten zusammen (23). Wenn die NLF auch 
80% des Landes kontrolliert, so leben in diesem Gebiet doch nur noch 20 % der 
Bevölkerung. Die Insassen der Flüchtlingslager und der Slums haben gar keine 
Möglichkeit mehr, aktiv am Kampf teilzunehmen (24). Anders als 1968 verhalite 
diesmal der Aufruf der NLF zur allgemeinen Erhebung ungehört (25). 

Die Erfolge der Öffensive erreichten auch bei weitem nicht mehr das Ausmaß 
vom Frühjahr 1968. Nur dann hätte sich die Macht- und Verhandiungsposition der 
Vietnamesen gegenüber den USA verbessert, wenn die Befreiungsstreitkräfte 
größere Bevölkerungszentren hätten auf die Dauer halten können; genau das aber 
verhinderten die Bomben- und Napalmangriffe der amerikanischen Luftwaffe, die 
alles in Schutt und Asche legten, wo immer die Befreiungsarmee sich festsetzte (An 
Loc, Quang Tri). 

Zwar mußten die USA — um das zu erreichen — noch einmal ihre 
Bodentruppen in den Kampf schicken und ihre See- und Luftstreitkräfte weiter auf 
einen neuen Rekordumfang verstärken, aber die Einschränkung ihres Truppenab- 
baus in Südvietnam oder etwa dessen Umkehrung konnten sie vermeiden (26). 
Darüberhinaus zeigten die massivsten Luftangriffe der Geschichte des Krieges gegen 
den Kern der nordvietnamesischen Ökonomie, insbesondere Deichanlagen und 
Kraftwerke (Laser-Bomben), daß die Regierung in Washington vor keiner Brutalität 
mehr zurückschreckte, um Vietnam in die Knie zu zwingen. Als die Geheimge- 
spräche zwischen Tho und Kissinger Anfang Mai jedoch immer noch keinen 
Sinneswandel bei den Nordvietnamesen erkennen lassen, verfügt Nixon die lange 
geplante, aber bisher nie gewagte Verminung der nordvietnamesischen Häfen ab 
9. Mai 1972 (27). 

Die Vorbereitungen für Nixons Reise nach Moskau Ende Mai laufen jedoch 


22) Auf dem Höhepunkt der Kämpte berichtete die SZ vom 4.5.1972: „Allein im Raume 
Quang Tri und Hue sind über 200 000 Flüchtlinge auf den Straßen, unter ihnen nach in 
Saigon vorliegenden Berichten bereits etwa ein Drittel der Bevölkerung Hues. Auch die 
Bevölkerung der Städte Kontum und Pleiku im Zentralen Hochland verläßt, soweit sie 
kann, die Städte.“ 

23) Die Bevölkerungszahl Saigons beispielsweise hat sich vervierfacht. Lebten 1960 noch 
85 % der Bevölkerung auf dem Lande, so sind es jetzt nur noch 50 % Vgl. Air War... S. 
62 ff. 

24) Allein 1972 wurden durch die Kämpfe 2 Mio. neue Flüchtlinge geschaffen! Die Zahi der 
umgekommenen Zivilisten schätzt der Kennedy-Senatsausschuß für Flüchtlingsfragen auf 
65 000. Vgl. SZ 6.12.1972. — In seinem Bericht vom Juli 1971 stellte derselbe 
Ausschuß für die Zeit seit 1965 bereits ca. 6 Mio. Flüchtlinge fest. 

25) Vgl. SZ 26.1.1972. — Die Früjahrsoffensive 1972 scheint ganz überwiegend von 
regulären nordvietnamesischen Truppen geführt worden zu sein. Vgl. den Bericht der SZ 
vom 10. 4. 1972, der sich allerdings auf amerikanische Militärs beruft. 

26) Die US-Truppen stellten Ende Juli ihre aktiven Kampfeinsätze wieder völlig ein. — Im 
Mai erreichte ihre Zahl 100 000, bis 1. September sarık sie weiter auf unter 39 000. 

27) Gleichzeitig steigerten die Amerikaner den Bombenkrieg gegen die DRV auf bis zu 
1 190 Einsätze in 24 Stunden; in der Woche vom 20. bis 26. Juni gingen auf Indochina 
insgesamt 218 700 Tonnen Bomben nieder. SZ 26. 6. 72. 


ungestört weiter, und auch aus Peking kommt nur papierener Protest. Hier wurde 
schlaglichtartig die Widersprüchlichkeit der sowjetischen ebenso wie der chinesi- 
schen Vietnampolitik erhellt: Der Waffen- und Militärhilfe der Kommunistischen 
Staaten, ohne die Vietnam sich längst den barbarischen Angriffen der USA hätte 
beugen müssen, entsprach je länger der Krieg dauerte desto weniger das politisch-di- 
plomatische Verhalten der Regierungen in Peking und Moskau. 

So wenig diese Zusammenhänge hier abschließend beurteilt werden Können, 
so sehr drängt sich doch der Eindruck auf, daß die sowjetische wie die chinesische 
Führung das Ziel der Befreiung der indochinesischen Völker von der Herrschaft des 
Imperialismus — aus welchen Gründen auch immer — ihren Interessen an guten 
Beziehungen zu den USA, günstigen Kreditbedingungen für Weizenkäufe und 
Industriegüterirnporte, Entspannung und Abrüstung in Europa, internationaler 
Anerkennung Chinas und Ausbau seiner Handelsbeziehungen zu kapitalistischen 
Ländern insbesondere Japan untergeordnet haben (28). 

Nach einem weiteren Zwischenspiel begann schließlich: Mitte August eine 
neue geheime Konsultationstätigkeit mit den Regierungen der Großmächte, die 
schließlich in die neue Gesprächsrunde Kissinger — Tho zwischen Ende September 
und Anfang Oktober einmündete; hier scheint sich Hanoi endlich dazu bereitge- 
funden zu haben, seine Forderung nach Aufgabe des Thieu-Regimes fallenzulassen. 

Anfang November war Hanoi dann zum Abschluß eines Abkommens bereit, 
das lediglich die Modalitäten des amerikanischen Abzugs regelte, aber auf die 
Errichtung einer Interimsstaatsgewalt bis zur Schaffung einer gewählten Regierung 
verzichtet: D.h. das Saigoner Regime mit Thieu an der Spitze bleibt intakt, womit 
die politische Zukunft des Landes präjudiziert ist (29). 

Offensichtlich brachte Thieu selbst dagegen noch so erhebliche Bedenken vor, 
daß Washington die Unterzeichnung noch einmal hinausschob. In den folgenden 
drei Monaten wurde Südvietnam zum letzten Mal mit den modernsten Waffen 
vollgestopft, und gleichzeitig wurden der Gegenseite noch. weitere Zugeständnisse 
abgerungen. Zwar lassen sich aus einem Vergleich der im Oktober veröffentlichten 
Vertragsbedingungen (30) mit dem endgültigen Vertragstext keine Gründe dafür 
finden, warum die USA zu Weihnachten 1972 noch einmal die furchtbarsten 
Flächenbombardements des Krieges auf Hanoi und andere Städte der DRV 


28) Außenminister Rogers berichtete bezüglich möglicher Reaktionen der Großmächte auf 

die Verminung am 16.5. vor einem Kongreßausscnuß, daß Washington zu der Ansicht 
gekommen war, „daß der UdSSR mehr an guten Beziehungen zu den USA gelegen sei als 
an einer Freihaltung der nordvietnamesischen Häfen von Minen.“ SZ 12. 9. 1972. 
Vgl. dazu den Bericht von Victor Louis in den Londoner ‚Evening News“ über das 
Drängen Podgornys in Hanoi auf ein Einlenken der vietnamesischen Regierung. SZ 
19.6.1972. — Genauso sind auch nur die Zitate aus dem nordvietnamesischen 
Armee-Organ „Quan Doi‘“ zu verstehen, die sich gegen die „perfiden diplomatischen 
Manöver“ der USA richten, als zur gleichen Zeit Kissinger in Peking verhandelte! SZ 
22. 6. 1972. — Ähnliche Andeutungen machte Kissinger laut SZ vom 26. 6. 1972. 

29) Der Verbleib der nordvietnamesischen Truppen im Süden ist kaum als Zugeständnis zu 
werten; dieser Punkt der früheren Ausführungen Kissingers ist offensichtlich deshalb 
fallengelassen worden, weil der Abzug ohnehin kaum zu kontrollieren wäre. 

30) Vgl. SZ 27. 10.1972. 
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niedergehen ließen; die präventive Alarmbereitschaft Hanois (31) ab 5. 12. deutet 
aber darauf hin, daß es zumindest um weitere mündliche Zugeständnisse in den 
Verhandlungen ging. Auf jeden Fall muß die Zerstörung der letzten größeren 
Industrieanlagen der DRV die Möglichkeiten Hanois, etwa eine neue Offensive im 
Süden zu unterstützen, weiter reduziert haben, und allen Seiten wurde noch einmal 
in aller Brutalität deutlich gemacht, daß Washington auch in Zukunft jederzeit 
ungeachtet der „Weltmeinung‘“ bereit ist, zu allen verfügbaren Terrormaßnahmen zu 
greifen, falls die Entwicklung in Vietnam zu einer entscheidenden Machtverschie- 
bung zu seinen Ungunsten führen sollte (32). 


IT 

Der „ehrenvolle“ Rückzug der USA aus Südvietnam läßt ein Land zurück, dessen 
Verwüstungen es zu großen Teilen für die Reproduktion des menschlichen Lebens 
unbrauchbar machen (33), und ein Volk, das weitgehend aufgrund nackter 
Existenzbedrohung unfähig ist, an den Auseinandersetzungen um seine politische 
Zukunft noch aktiv teilzunehmen. Das Ringen um die gesellschaftlich-politischen 
Verhältnisse in Südvietnam ist dem Kampf zwischen der Saigoner Armee und den 
Befreiungsstreitkräften, bzw. nordvietnamesischen Truppen allein überlassen. Dieser 
Kampf findet aber da seine Grenze, wo das Thieu-Regime in seiner Existenz 
ernsthaft gefährdet ist. 

Davon aber erscheint die Lage in Südvietnam inzwischen weit entfernt. 
Bereits nach dem Abkommen bleibt das Saigoner Marionettenregime in der Rolle 
der international anerkannten (34) und in den Städten und Ballungszentren 
vorherrschenden Regierung. 

Das Regime hat es nicht nötig, seine terroristische Unterdrückung jeder 
oppositionellen politischen Tätigkeit in seinem Machtbereich zu lockern (35). So 
wie Diem nach 1954 arbeitete Thieu in den letzten Jahren systematisch an der 
Zerschlagung jeder möglichen Dritten Kraft in Südvietnam (36) und zog mit Hilfe 


31) Vgl.SZ 6.12.1972. 

32) Vgl. die laufenden Drohungen führender amerikanischer Regierungsvertreter mit neuen 
Bombenangriffen,; zuletzt Verteidungsminister Richardson, SZ 3.4.1973, u. SZ 
24.4.1973. 

33) Vgl. insbes. die Arbeiten der Biologen Westing und Pfeiffer in: „Science“ und „Scientific 
American“. 

34) Die US-Regierung konnte jüngst eine Reihe von Staatsbesuchen des südvietnamesischen 
Militärdiktators bei verschiedenen westeuropäischen und südostasiatischen Regierungen 
durchsetzen. — Dagegen hielt es Washington nicht für nötig, eine Note bezüglich der 
angeblichen Waffenstillstandsverletzungen der DRV an die Signatarmächte des Pariser 
Abkommens auch der PRR zukommen zu lassen, ohne daß diesbezüglich von irgendeiner 
Seite ein Protest bekanntgeworden wäre. Vgl. SZ 26.4. 1973. 

35) Erst Mitte Mai wurden von einem Tag auf den anderen 25 politische Parteien und 
Gruppierungen veıboten; seitdem existiert legal nur noch die erst im Februar 1973 
gegründete Regimepartei — der dritte derartige Versuch Thieus. Vgl. SZ 18. 5. 1973, 

36) Für den Fall einer wider Erwarten doch noch eintretenden Schwäche des Thieu-Regimes 
stünde allenfalls der seit seiner Rückkehr 1968 nach Saigon ungemein vorsichtig 
taktierende General Minh zur Verfügung, der sowohl von den verschiedenen buddhisti- 
schen Gruppierungen als auch der NLF akzeptiert würde. 
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amerikanischer Dollars eine Schicht vor: Kriegsgewinnlern an sich heran, für die das 
Bündnis mit den politischen Machthabern nicht Folge ist, sondern Voraussetzung 
für ökonomischen Einfluß und persönliche Bereicherung (37). Und auch in Zukunft 
werden die nötigen Bestechungsgelder reichlich fließen (38). 

Unter diesen Umständen kann Saigon bereits für August dieses Jahres 
„international kontrollierte allgemeine Wahlen“ ins Auge fassen und für den Abzug 
der nordvietnamesischen Truppen eine entsprechende Reduzierung der eigenen über 
1 Millionen Mann umfassenden Armee anbieten, wonach dann auch die „kriegsbe- 
dingten Beschränkungen“ der demokratischen Freiheitsrechte aufgehoben werden 
können (39). 

Die Revolutionsregierung dagegen ist weniger an baldigen Wahlen interes- 
siert (40) als an der vorrangigen Durchsetzung freier politischer Betätigungsmöglich- 
keiten, die sich Saigon aber nur mit Waffengewalt abzwingen lassen würde. Auf 
einen entsprechenden neuen Versuch der gewaltsamen Machteroberung wird sich 
Nordvietnam jedoch in absehbarer Zeit kaum einlassen — noch viel weniger als nach 
1954, als es 6 Jahre lang zögerte, gegen Diems flagrante Verletzungen des Genfer 
Abkommens wieder zu den Waffen zu greifen. Vielmehr deutet alles darauf hin, daß 
Hanoi bis auf weiteres dem Wiederaufbau des Landes den Vorrang geben muß vor 
der Weiterverfolgung der Befreiung des Südens (41). 

Die amerikanischen Behauptungen über verstärkte Aktivität nordvietnamesi- 
scher Truppen in Laos und Kambodscha entbehren ebenfalls jeglicher Grund- 
lage (42). Sie scheinen vielmehr dazu bestimmt, eine fadenscheinige Rechtferti- 
gung abzugeben für den weiteren Einsatz amerikanischer Bomber gegen diese beiden 
Länder und die Einstellung der Entminung der nordvietnamesischen Häfen und der 
Wiederaufbauhilfeverhandlungen mit der DRV. Dahinter wird erneut Nixons Politik 
des Terrors und der Erpressung sichtbar, mit der er jetzt über Hanoi auch noch das 


37) Zu den korrupten Praktiken Thieus vgl. vor allem Peter King, The Political Balance in 
Saigon, in: Pacific Affairs 3/44 (Herbst 1971) S. 401 ff. 

38) Der US-Kongreß bewilligte Anfang Mai bereits Wiederaufbauhilfe für Südvietnam, Laos 
und Kambodscha in Höhe von 632 Mio. Dollar, wogegen die vertraglich zugesicherte 
Wiederaufbauhiffe für die DRV noch nicht einmal beantragt wurde. 

39) Vgl. den in Paris vorgelegten Zehnpunkteplan Saigons nach SZ 26. 4. 1973. — In Saigon 
ist bereits wieder die Rede von einem neuen Anlauf zur Errichtung der berüchtigten 
Wehrdörfer. 

40) Zunächst soll lediglich zu einer verfassunggebenden Versammlung gewählt werden. Vgl. 
SZ 17.5.1973. 

41) Vgl. SZ 17. 5. 1973, die sich auf amerikanische Geheimdienstberichte bezieht. - Schon 
der Rückzug der neu errichteten Raketenabschußrampen bei Kiie San auf amerikanische 
Proteste hin deutete in diese Richtung. Die Behauptung der US-Regierung über neue 
massive Infiltrationen nordvietnamesischer Truppen und Waffen wurden inoffiziell von 
Washingtoner Regierungskreisen zurückgenommen und als „Schüsse vor den Bug“ 
bezeichnet; tatsächlich ist inzwischen von der Rückverlegung mindestens einer nordviet- 
namesischen Division hinter die Demarkationslinie die Rede. (Vgl. SZ 2. 5. 1973). Selbst 
Saigom glaubt nicht mehr an die immer wieder vorausgesagtc neue Offensive des 
Vietkong. (Vgl. SZ 24.4.1973). 

42) vgl. die inoffiziellen Verlautbarungen aus amerikanischen Militärkreisen nach SZ 
18.4.1973 u. 21.4.1973. 
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Einlenken der Khmer Rouge in Kambodscha erzwingen will (43). Nach anfäng- 
lichem Sträuben ließ sich Hanoi Mitte Mai tatsächlich wieder auf Geheimverhand- 
lungen zwischen Kissinger und Le Duc Tho ein. 


IV 

Diese Hinweise darauf, daß sich Moskau, Peking und Hanoi einstweilen mit der 
Herrschaft der USA in Südvietnam abgefunden haben, sind deutlich genug. 
Dennoch weiterhin auf einen entscheidenden Fortschritt des Kampfes und einen 
„endgültigen Sieg des vietnamesischen Volkes“ zu hoffen, hieße auch, den 
amerikanischen Imperialismus gründlich zu unterschätzen; man kann sicher sein, 
daß sich Washington alle Garantien etwa gegen weitere sowjetische und chinesische 
Waffenlieferungen an die DRV hat geben lassen (44) und daß auch die vereinbarte 
Wiederaufbauhilfe nicht eher nach Hanoi fließen wird, als die USA sich vergewissert 
haben, daß sie nicht zur Unterstützung eines neuen Befreiungsversuchs Südvietnams 
verwendet wird. 

Zweifellos blieb den Vietnamesen in der gegenwärtigen Lage gar keine andere 
Wahl, als dem vorliegenden Abkommen zuzustimmen. Dennoch drängt sich die 
Frage auf, warum der Krieg bis an einen Punkt fortgeführt wurde, wo das 
vietinamesische Volk wahrscheinlich auf Jahrzehnte hinaus seinen Unterdrückern 
hilflos ausgeliefert ist und für ein Abkommen, das bereits vier Jahre früher zu 
erhalten war. 

Bei der bestehenden Quellenlage ist zur Beantwortung solcher und ähnlicher 
Fragen größte Vorsicht geboten. So viel kann aber auch heute bereits als sicher 
gelten: Die Charakterisierung des Vietnamkrieges als eines Volksbefreiungskrieges 
wurde in dem Maße problematisch, in dem die kommunistische Seite auf die von 
den USA 1964/65 begonnene Militarisierung des Krieges mit einer verzögerten, aber 
qualitativ entsprechenden Militarisierung einging; in dem die Hauptlast des Kampfes 
sich mehr und mehr von dem sich „wie der Fisch im Wasser“ bewegenden 
Guerillaverband der NLF verlagerte auf die regulären Truppen der DRV, die immer 
schwereres Kriegsgerät einsetzten und auch immer stärker von den Lieferungen aus 
der Sowjetunion und China abhängig wurden. 

Die Vorstellung vom Guerillero, dem mit allen konventionellen Waffen nicht 
beizukommen ist, erwies sich spätestens ab 1968 als zu kurz gegriffen. In dem 
Maße, wie die Bambusfalle sich gegenüber Splitterbomben, Napalm und Defoliation 
als unwirksam erwies und durch Artillerie, Panzer und Flugabwehrraketen ersetzt 
werden mußte, in demselben Maße ging auch der Befreiungskampf der vietnamesi- 


43) Vgl. Prinz Sihanouks Warnung an die USA und die DRV kurz nach Wiederbeginn 
zweiseitiger Geheimverhandlungen in Paris, nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg 
über die Zukunft Kambodschas zu verhandeln. „Wir sträuben uns gegen eine Konferenz 
zwischen fremden Staaten, die unser Land zum Gesprächsgegenstand hat.“ SZ 
30.4.1973. 

44) Sowjetische Waffenlieferungen an Hanoi waren u.a. Thema der Gespräche Kissingers 
Anfang Mai in Moskau. — Daß man sich in diesem Punkt leicht einigen konnte, darf 
vermutet werden, nachdem das ZK der KPdSU kurz vorher offiziell die imperialistische 
Aggression in Vietnam für beendet erklärte! Vgl. ebda. 
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schen Bauern über in einen von militärischen und politischen Experten zentral 
geleiteten konventionellen Krieg. So wenig die zivile Bevölkerung bei den 
Artillerieduellen und Panzerschlachten der Jahre seit 1968 eine Rolle spielte, so 
sehr drängt sich die Frage auf, wieweit die jahrelange Fortsetzung eines solchen 
Krieges von der Bevölkerung Südvietnams noch nachvollzogen und mit ihren 
Bedürfnissen vermittelt werden konnte (45). 

Solche Fragen, die sich aus dem Wandel des Charakters des Krieges ergeben, 
hätten längst eine Revision der These über den Vietnamkrieg verlangt, die bis heute 
der internationalen Vietnamsolidarität aller Schattierungen zugrundeliegt: 

„Das vietnamesische Volk erteilt uns täglich eine unübersehbare Lektion an 
Opfermut, Ausdauer und revolutionärer Menschlichkeit im Kampfe gegen den 
weltweiten Vertreter der Unterdrückung und Repression. Es beweist uns ununter- 
brochen, wie der nationale Befreiungskampf eines Volkes — sei es noch so klein — 
einen erfolgreichen Kampf auch gegen die größte imperialistische Weltmacht führen 
kann.“ (46) 

Diese Auffassung, die mit ihrem ungebrochenen Optimismus in den letzten 
Jahren mehr und mehr den Blick auf die tatsächlichen Geschehnisse in Vietnam 
verschleierte und demoralisierende Illusionen über die Realität des Imperialismus zu 
verbreiten half (47), erwies sich als so zählebig, gerade weil sie als Begriff der 
traumatischen Vietnamerfahrung der Studentenbewegung eine der Haupttriebkräfte 
des Wiedererstehens einer neuen Linken in den westlichen Ländern gewesen ist. 

Was bis heute in Gestalt der Parole vom „Sieg‘“ des vietnamesischen Volkes 
durch die Reden und Schriften der linken Gruppen und Sekten geistert, ist 
tatsächlich ein Mythos des Guerilleros (48), der zwar einer verzweifelten Intelligenz 
ursprünglich das Gefühl der Ohnmacht und Hilflosigkeit nahm und sie in die Lage 
versetzte, sich gegen die als unmenschlich erkannten Verhältnisse zur Wehr zu 
setzen (49). Indem es aber unter den Bedingungen einer immer noch im 


45) Um diese Problematik müssen sich auch die Auseinandersetzungen in der Führung der 
vietnamesischen Arbeiterpartei 1968-69 gedreht haben, als es um die Frage ging, ob 
nach der Tet-Offensive die Militarisierung des Kampfes weiter intensiviert oder zur 
Guerillataktik zurückgekehrt werden sollte. Vgl. Girling, a. a. O. S. 530. 

46) Gaston Salvatore/Rudi Dutschke, Einleitung zu Che Guevara, Brief an das Exekutivsekre- 
tariat von Ospaal, Berlin (Oberbaumpresse) 1967, S. 3. 

47)  Bezeichnend dafür ist etwa Paul M. Sweezy und Harry Magdoffs Editorial, U. S. Defeat 
in Vietnam — The Importance of Calling a Defeat a Defeat, in: Monthly Review 10/24 
(März 1973) S. 1 ff., die dort bereits grundlegende Zweifel an ihrer bis dahin vertretenen 
These eingestehen müssen. 

48) Vgl. dazu Günter Maschke, Kritik des Guerillero — Zur Theorie des Volkskrieges, 
Frankfurt (S. Fischer) 1973. 

49) „Indem es uns gelang, die latente und manifeste Irrationalität des Systems, den Terror in 
den Institutionen und die Brutalität der Polizei in der Auseinandersetzung zu entlarven, 
versuchten wir — ähnlich wie der Vietkong — die Verwundbarkeit des Systems 
nachzuweisen. Gelungene Nachweise... halfen mit, die autoritäre Struktur des 
bürgerlichen Charakters in uns tendenziell zu zerstören, Momente der Ich-Stärke, der 
Überzeugung, das System als Ganzes in Zukunft doch stürzen zu können.“ Rudi 
Dutschke, Vom Antisemitismus zum Antikommunismus, in: Bergmann/Dutschke/ 
Lefevre/Rabehl, Rebellion der Studenten, Reinbek (Rowohlt) 1968, S. 75 £. 
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wesentlichen unentwickelten Klassenbewegung der Arbeiter kaum gelang, über den 
nur symbolischen Protest hinaus den „Klassenkampf im eigenen Lande“ durch 
Strategien sozialistischer Praxis Konkret zu füllen, mußte die „Spannung zwischen 
dem abstrakt-moralischen Protest und der Unmöglichkeit, durch diesen Protest den 
Krieg gegen das vietnamesische Volk durch die Amerikaner zu beenden“ (50) 
schließlich zu ihrer einseitigen Aufhebung führen in der Vorstellung, daß die 
entscheidenden Schlachten gegen den Imperialismus fern in der „beiten Welt“ 
geschlagen werden. 

Dieses Denken, das u.a. die allgemein konstatierbare, bestürzende Verdrängung 
der Schwierigkeiten sozialistischer Politik erst möglich machte, hält das Eingeständ- 
nis einstweiliger Niederlagen im antiimperialistischen Kampf nicht aus. Erst die 
selbstkritische Auseinandersetzung darüber jedoch kann die Flucht in bequeme 
Auswege verstellen und die Kritik der von den kommunistischen Staaten verkörper- 
ten traditionellen Antworten auf diese Probleme erzwingen, die so lange insbeson- 
dere mit dem Hinweis auf den vermeintlich unversöhnlichen antiimperialistischen 
Stand dieser Staaten in Vietnam abgebogen werden konnte (51). 


50) Ebda.S. 76. 

51) Zur Funktion dieser vorgeblichen gegenseitigen Ausschließlichkeit der beiden Lager für 
das Bewußtsein der westeuropäischen Linken vgl. Rossana Rossanda, Die sozialistischen 
Länder: Ein Dilemma der westeuropäischen Linken, in: Kursbuch 30. 
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Faschismus als gesellschaftliche Realität und als unrealistischer Kampf- 
begriff 


Niels Kadritzke 


L. Einleitung 

Dieser Versuch, wichtige neuere Publikationen zur Analyse des Nationalsozialismus 
zu erörtern und einige Konsequenzen für die aktuelle marxistische Diskussion über 
den historischen Faschismus darzustellen, wurde angeregt durch die ebenso schnell 
wachsende wie zunehmend unreflektierte Bedeutung, die der Begriff des Faschis- 
mus in der politischen Diskussion der organisierten und unorganisierten Linken in 
jüngster Zeit gewonnen hat. 

Der folgende Aufsatz versucht deshalb zweierlei: Zum einen soll gezeigt 
werden, daß es für die marxistische Faschismus-Analyse immer noch äußerst 
lohnend ist, solche zeitgenössischen Einschätzungen des deutschen Faschismus 
aufzuarbeiten, welche vor und nach 1933 im Rahmen der deutschen Arbeiterbewe- 
gung bzw. deren Widerstands-Zirkeln gezwungen und in der Lage waren, unmittel- 
bare und konkrete Anschauung des Faschismus in theoretischer Analyse umzu- 
setzen. Die Arbeiten der KPO und von A.Sohn-Rethel sind mit einer ersten 
rezensionsartigen Darstellung für die weitere Faschismüs-Diskussion noch längst 
nicht ausgeschöpft; diese soll aber erweisen, daß Ansätze dieser Art sehr wohl 
geeignet sind, die marxistische Diskussion über den Faschismus auch auf ihrem 
aktuellen Niveau theoretischer Auseinandersetzung voranzubringen. Der Stand 
dieser Diskussion ist immer noch durch die empfindliche Lücke gekennzeichnet, die 
zwischen Theoriebildung (oft lediglich auf der Ebene kategorialer Konstruktionen) 
und mosaikartiger empirischer Geschichtsforschung klafft. Dieser Mangel kenn- 
zeichnet auch in spezifischer Weise die Faschismus-Forschung in der DDR, die zwar, 
weil an den Quellen sitzend, in bemerkenswert hohem Maße empirisch gesättigt, in 
ebenso hohem Maße aber noch immer der Faschismus-Definition des VII. Welt- 
kongresses verpflichtet ist. Dies hat zur Folge, daß die Entwicklung der Faschis- 
mus-Diskussion von Komintern und KPD vor 1935 mit all ihren verhängnisvollen 
Konsequenzen für den antifaschistischen Kampf der Arbeiterklasse noch nicht 
umfassend kritisch aufgearbeitet worden ist. Auch bleiben die empirischen For- 
schungsresultate merkwürdig folgenlos für die nach wie vor recht pedantische Begriffs- 
diskussion, die sich überwiegend mit der Vorstellung vom Faschismus als einer 
direkten Agentur des Monopolkapitals zufrieden gibt. 

Zum zweiten soll gezeigt werden, welche Mängel und zum Teil verhängnis- 
vollen Fehler in der aktuellen, vor allem von den studentischen Zirkeln geprägten 
Faschismus-Diskussion zu Tage treten, wenn man deren Ergebnisse mit den 
zeitgenössischen Analysen des wirklichen Faschismus in Deutschland vergleicht. 
Aus diesen Fehlern und Mängeln ergeben sich abschließend einige Kritische 
Folgerungen, die sowohl den Anspruch dieser studentischen Zirkel, als auch die 


103 


weitere Orientierung einer Realanalyse der gesellschaftlichen und politischen 
Bedingungen betreffen, auf die sich sozialistische Gruppen in der BRD auf 
absehbare Zeit in ihrer politischen Praxis einzustellen haben. 


H. Die Faschismus-Analyse der KPO 

Die Faschismus-Analyse der KPO ist für die aktuelle Diskussion unter doppelten 
Gesichtspunkt von Bedeutung. Zum ersten ist der theoretische Ansatz, der im 
allgemeinen der Person A. Thalheimers zugeschrieben wird, für die Geschichte der 
Arbeiterbewegung wichtig, weil sowohl die analytischen Bestimmungen des sozialen 
Ursprungs der faschistischen Bewegung und ihrer Funktion für die bürgerliche 
Gesellschaft als auch die Einschätzung der Konsequenzen einer faschistischen 
Diktatur für die Arbeiterklasse, wie sie im Rahmen der Diskussion der KPO 
herausgearbeitet wurden, weit realitätsgerechter ausgefallen sind als die ent- 
sprechenden Einschätzungen der dominierenden Arbeiterparteien in der Endphase 
der Weimarer Republik. 

Zum zweiten erscheint in der marxistischen Faschismus-Diskussion von heute 
die damals entwickelte Analyse der faschistischen Diktatur und ihrer Entstehungs- 
bedingungen als ermstzunehmender Ausgangspunkt für eine umfassende materia- 
listische Theorie, die den komplexen Zusammenhang zwischen Kapitalismus und 
Faschismus einerseits, zwischen Faschismus und Arbeiterbewegung andererseits zu 
klären! imstande ist. 

Für die weitere Erörterung ist es wichtig, beide angeführten Aspekte deutlich 
auseinanderzuhalten, weil die Rezeption der KPO-Analysen anhand der bislang 
veröffentlichten Aufsätze (1) unter einer unzulässigen Vermischung der Bewertungs- 
kriterien:gelitten hat. Insbesondere kann die theoretische Diskussion der Weimarer 
KPO nicht der Forderung einer im kontemplativ wissenschaftlichen Sinne voll abge- 
sicherten Begriffsbildung und einer empirisch lückenlosen Tatsachenerfassung ausge- 
setzt werden. Die Perspektive und Erkenntnismöglichkeit eines Zeitgenossen der 
faschistischen Bewegung wie auch die aktive politische Rolle der KPO in der damali- 
gen Zeit erlaubte, ja erforderte geradezu eine agitatorisch zugespitzte analytische 
Schärfe in der Beschreibung des Kampffeldes wie der Gegner der Arbeiterklasse, aus 
der sich klare politische Handlungsanweisungen für den Kampf gegen die faschistische 
Gefahr ableiten ließen. 


1) Bis vor kurzem war die einzige allgemein zugängliche Arbeit der KPO die von Thalheimer 
schon 1928 für die Komintern-Diskussion verfaßte Skizze „Der Faschismus“, die An- 
fang 1930 in „Gegen den Strom“ veröffentlicht und dann in der Anfsatz-Sammlung: 
Faschismus und Kapitalismus, hrsg. v. W. Abendroth, Frankfurt a. M. 1967, erneut doku- 
mentiert wurde. Eine breitere Auswahl der KPO-Aufsätze über den Faschismus erschien 
jetzt, ebenfalls bei der EVA, unter dem Titel: Der Faschismus in Deutschland, Analysen 
der KPO-Opposition aus den Jahren 1928-1933, eingeleitet und herausgegeben von der 
Gruppe Arbeiterpolitik. 


104 


Faschismus und Arbeiterbewegung — Zur historischen Bedeutung der Faschismus- 
analyse der KPO 
Dieser politischen Notwendigkeit ist die KPO in hohem Maße gerecht geworden. 
Dies ist umso bemerkenswerter, als sich ihre Faschismus-Einschätzung in scharfer 
ideologischer Auseinandersetzung mit der offiziellen KPD entwickelte, in der diese 
nicht davor zurückschreckte, mit bewußten Verdrehungen die theoretische und 
praktische Position der KPO zu diskreditieren. So hat noch 1934 E. Varga dem 
„Renegaten“ Thalheimer vorgeworfen, er stelle den Faschismus als die „Herrschaft 
einer Clique“ dar, die „auf das Kleinbürgertum und Lumpenproletariat gestützt — 
gegen die Bourgeoisie regiere!“ (2) Dieses Beispiel einer mit bewußten Verdrehun- 
gen arbeitenden Polemik zeigt an, wie stark die Führung der Komintern noch nach 
der Etablierung der faschistischen Diktatur in Deutschland daran interessiert sein 
mußte, Kenntnisse über die wirkliche Faschismus-Einschätzung der KPO zu 
unterdrücken und damit zu verhindern, daß ihre Anhänger die antifaschistische 
Konzeption dieser verstoßenen Gruppe mit der Politik der Komintern und der 
offiziellen KPD vergleichen konnten. 

Denn es waren gerade die in der KPD organisierten Kommunisten, die die 
KPO für ihre antifaschistische Strategie gewinnen wollte, als die Diktatur des 
„Dritten Reiches“ noch zu verhindern war. Als unabdingbare Voraussetzung für ei- 
ne erfolgreiche Abwehr des Faschismus galt der KPO allerdings die Aktionseinheit 
der kommunistischen mit den reformistisch orientierten Arbeitern. Deshalb hatte 
die Faschismus-Analyse der KPO innerhalb der Arbeiterbewegung eine doppelte 
Erkenntnis zu vermitteln. Zum einen die Erkenntnis, daß die reformistischen und 
kommunistischen Organisationen gleichermaßen durch die faschistische Diktatur 
bedroht waren und daß der geschlossene Kampf der Arbeiterklasse die einzige 
Möglichkeit war, der faschistischen Bedrohung erfolgreich entgegenzutreten (3). 
Zum zweiten die Erkenntnis, daß die Führung der Sozialdemokratie und die 
Führung der KPD bei der „Lähmung der Aktionskraft der Arbeiterklasse‘ (4) 
objektiv zusammenwirkten, indem sie auf je verschiedene Weise unfähig waren, die 
faschistische Gefahr richtig einzuschätzen und eine der Gefährdung der Arbeiter- 
klasse angemessene Abwehrkonzeption zu entwickeln, noch erst recht politisch 
durchzusetzen. 


2) E. Varga, Die große Krise und ihre politischen ‘Folgen — Wirtschaft und Politik 
1928-1934, Moskau-Leningrad 1934, neu abg..druckt in: ders., Die Krise des Kapitalis- 
mus und ihre politischen Folgen, Frankfurt a. M. 1969, hısg. von E. Altvater, dort: 
8.363, Anmerkung 23. Entsprechende Beispiele aus der Zeit vor 1933 lassen sich mas- 
senhaft belegen. Vgl. dazu: Der Faschismus in Deutschland, insb. S. 72, 80, 85, 88, 104, 
108, 117, 189. Besonders instruktiv der Aufsatz: Eine verlorene Hauptschlacht, 
S. 119 ff., weil hier ein abgebrochener Arbeitskampf in seiner Bedeutung für den weite- 
ren Faschisierungsprozeß interpretiert wird (im folgenden beziehen sich alle Seitenanga- 
ben ohne Titel auf diesen Sammelband). 

3) Als Beispiel für eine die Bedrohung beider Arbeiterparteien ausdrückende Nazi-Parole sei 
auf die Reichstagswahl-Propaganda nach dem Reichstagsbrand verwiesen, die in der For- 
derung gipfelte: „‚Zerstampft den Kommunismus! Zerschmettert die Sozialdemokratie!“, 
dokumentiert in: Krummacher/Wucher (Hrsg.), Die Weimarer Republik, Ihre Geschichte 
in Texten, Bildern und Dokumenten, Wiesbaden 1965, S. 397. 

4) S.106 


Im Sinne der ersigenannten Aufgabe konnte die Analyse der KPO erweisen, 
daß der einheitlich gegen ‚den Marxismus“ gerichteten Ideologie der faschistischen 
Bewegung in der politischen Wirklichkeit die terroristische Bedrohung beider Flügel 
der Arbeiterbewegung durch die faschistische Diktatur entsprach. Die theoretische 
Begründung dieser Einschätzung konnte deutlich machen, daß die Auffassung der 
offiziellen KPD und der Komintern, die den Faschismus vor allem oder sogar 
ausschließlich als Antwort auf die tatsächliche oder mögliche revolutionäre 
Offensive des Proletariats darstellten, nicht oder nur sehr verdreht aus den 
ökonomischen und sozialen Veränderungen der damaligen Krisenzeit des kapitalis- 
tischen Systems zu begründen war. Die praktisch-politischen Folgen einer solchen 
Konzeption, die sich durch die faschistische Bewegung lediglich die eigene 
revolutionäre Potenz bestätigen ließ, anstatt sich die defensive Situation der ganzen 
Arbeiterklasse vor Augen führen zu lassen, waren von allergrößter Bedeutung. Wer 
nämlich nicht sehen wollte, daß die faschistische Diktatur sich sowohl gegen das 
teformistische Hindernis auf dem Wege zur Wiederherstellung profitabler Verwer- 
tungsbedingungen der Kapitale als auch gegen die revolutionäre Gefahr richtete, die 
in der Risiko-Phase des Umschlags in die faschistische Diktatur akut zu werden 
drohte, konnte die Notwendigkeit einer Einheitsfront der Arbeiterklasse im Kampf 
gegen den Faschismus aus den empirisch vorhandenen Interessen von Sozialdemo- 
kraten und Kommunisten gar nicht zwingend begründen (5). 

Nun darf bei der Kritik an der Führung beider in der Arbeiterklasse 
verankerten Parteien der Weimarer Republik die Schärfe der Formulierungen, die 
sich gegen die KPD-Führung richten, nicht falsch gedeutet werden. Während 
nämlich der „Bankrott des Reformismus‘ für die KPO theoretisch wie — mit den 
Wirkungen der Weltwirtschaftskrise auf die Sozialpolitik der bürgerlichen Republik 
— auch praktisch schon längst erwiesen ist und dieser objektive Sachverhalt den 
Anhängern der SPD nur noch deutlich vor Augen geführt werden muß, steht die 
KPO als kritische Instanz innerhalb des revolutionären Teils der Arbeiterklasse in 
unmittelbarer Auseinandersetzung mit der Führung der KPD. Die Schärfe ihrer 
Kritik folgt in diesem Fall gerade aus der Annahme, daß sie die subjektive 
Verfassung des Proletariats nur direkt beeinflussen kann, wenn sie die Basis der 
kommunistischen Arbeiter gegen ihre realitätsblinde Führung zu mobilisieren 
imstande ist. Die Schärfe ihrer Kritik an der KPD-Führung erweist damit lediglich 
das revolutionäre Selbstverständnis der KPO und nicht etwa ihre Absicht, den 
sozialdemokratischen Anteil am Faschisierungs-Prozeß der Weimarer Republik zu 
verkleinern. 

Der SPD-Führung attestiert die KPO Unfähigkeit, überhaupt einen politischen 
Zusammenhang zwischen Kapitalismus und Faschismus wahrzunehmen. In dieser 
theoretischen. Hilflosigkeit, die aus der reformistischen Scheu vor den revolutionie- 
renden Folgen eines konsequenten anti-faschistischen Abwehrkampfes der Arbeiter- 


Vgl 3.62 ff., 67, 82, 101 ff., 206 f. Daß die KPO zur Kennzeichnung der sozialdemokra- 
tischen Arbeiter den Begriff der Arbeiteraristokratie recht unkritisch verwendet, kann 
hier nicht weiter problematisiert werden (als Beispiel: $. 62). 
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klasse erklärt wird (6), verharmlose die SPD nicht nur die faschistische Gefahr, 
sondern verfalle mit ihrer Koalitions- bzw. Tolerierungspolitik auch noch der 
Illusion, die faschistische Diktatur könne im Bündnis mit den politischen Kräften 
der Bourgeoisie aufgehalten werden {7). 

Die KPD-Führung wird im Verein mit der Komintern dafür verantwortlich 
gemacht, daß die ökonomische und politische Krise des kapitalistischen Systems 
nicht zu einer revolutionären Mobilisierung der Arbeiterklasse geführt hat, sondern 
mithilfe einer extrem konterrevolutionären Massenbewegung im Sinne des Kapitals 
gelöst zu werden droht. Die KPO inacht hierfür die sogenannte ultralinke Politik der 
Komintern seit dem VI. Weltkongreß von 19283 verantwortlich, deren Kardinal- 
fehler in der Annahme gesehen wird, die ökonomische Krise des Kapitalismus gehe 
gleichsam naturgesetzlich mit der Diktatur des Proletariats schwanger, indem sie 
ganz automatisch die revolutionäre Offensive des Proletariats aus sich erzeuge (8). 
Diese illusionäre politische Linie habe die KPD sowohl daran gehindert, die von 
ihrer eigenen Partei enttäuschten sozialdemokratischen Arbeiter wirksam zu 
beeinflussen (9), als auch die faschistische Bewegung in ihrer entscheidenen 
Wachstumsphase richtig einzuschätzen (10). 

Als propagandistisches Vehikel für beide verhängnisvollen Fehler kritisiert die 
KPO die Sozialfaschismus-Theorie, deren klassenanalytisch absurden begrifflichen 
Kern sie auch noch und gerade dann mit überzeugenden Argumenten zurückweist, 
als die agitatorischen „Überspitzungen“ dieser angeblichen Theorie von der KPD 
wieder abgerundet worden sind (11). 

Für Thalheimer und die KPO ist die faschistische Diktatur nämlich gerade 
diejenige Form politischer Herrschaft, die für den Fall zum Zuge kommt, daß die 
nicht-terroristische Sicherung massenhafter Loyalität für die parlamentarische Demo- 
kratie auch mit Hilfe der reformistischen Arbeiterorganisationen nicht mehr gelingt, 


6) Vgl. H. Brandler, in: Arbeiterpolitik vom 1. 1. 1931, S. 2: „Die SPD fürchtet... die 
revolutionäre Massenaktion mehr wie den Sieg des Faschismus.“ Vgl. auch 8. 157, 
S.184. 

n 8.88 

8) „Die 3. Periode sollte nicht nur die ökonomische Erschütterung des Kapitalismus bedeu- 
ten, sondern ebenso den politischen Zusammenbruch der kapitalistischen Gesell- 
schaft... Im Laufe des Jahres 1929 wurde die ‚unmittelbar revolutionäre Situation‘, die 
heranreife, zum geflügelten Wort. Mit dieser Auffassung gaben aber die Theoretiker der 
3. Periode die marxistische Erkenntnis von dem dialektischen Zusammenhang zwischen 
Ökonomie und Politik zugunsten einer mechanistischen, ökonomistischen Betrachtungs- 
weise auf.“ (S. 164); vgl. auch S. 68, S. 127. 

9) In dieser Hinsicht wird die RGO-Politik der KPD als besonders verhängnisvoll einge- 
schätzt, vgl. S. 122 £. 

10) V.a.8.55ff.,S. 161 ff. 

11) So insb. S. 171 ff. Studentische Positionen von heute, die die Sozialfaschismus-Theorie 
für eine aktuelle Anwendung auf die SPD zu retten versuchen, stützen sich dabei zumeist 
auf die Schrift von H. Remmele: Schritt halten! (Nachdruck des KAB Hamburg, ur- 
sprünglich erschienen in Heft 5/6 der „Internationale“ des Jahrgangs 1930). Für die Kri- 
tik der KPO an der Sozialfaschismus-Theorie ist zu beachten, daß sie sich auch au” 
„gemäßigte‘“ Versionen (die, wie Remmele, den Merker-Kurs der RGO-Politik kritisie: or 
bezieht und diese überzeugend widerlegen kann. 
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weil deren Politik des Klassenfriedens mit den Auswirkungen der Weltwirtschafts- 
krise ihre ökonomische Grundlage eingebüßt hat (12). Deshalb sind sozialdemokra- 
tische und faschistische Bewegung geradezu einander ausschließende Instrumente 
für ganz entgegengesetzte Methoden bürgerlicher Herrschaft (13). Eine begriffliche 
Gleichschaltung von Reformismus und Faschismus verhüllt mit ihrer unterschied- 
lichen Funktion für die politische Sicherung der bürgerlichen Gesellschaft gerade ihr 
jeweils spezifisches Charakteristikum. Die Rolle der reformistischen Arbeiterorgani- 
sationen bei der Vorbereitung der faschistischen Diktatur bestehe nicht etwa, wie 
die KPD propagie:::. darin, „daß sie sich selber in Elemente der faschistischen 
Partei verwandeln‘, sondern darin, daß sie zum einen den Parlamentarismus und 
sich selber diskreditieren und dadurch die Entstehung einer faschistischen Partei 
begünstigen (14) und daß die SPD zum zweiten selbst „die Rolle der Exekutivge- 
walt steigerte, den Widerstand der Arbeiterklasse gegen sie lähmte und die Macht- 
mittel der bürgerlichen Republik ständig in den Dienst des Schutzes der kapitalisti- 
schen Ausbeutung stellte“ (14a). 

Die desorientierende Wirkung der Sozialfaschismus-Theorie auf die Anhänger 
der KPD ergibt sich für die KPO in zwei Richtungen: Zum einen werde die 
wirkliche faschistische Bewegung durch den vorzeitigen und wertlosen Ausverkauf 
des Faschismus-Begriffs verharmlost, wenn dieser, wie im agitatorischen Gebrauch 
der KPD, jeden antirevolutionären Faktor, in seiner sozialfaschistischen Version 
also die Sozialdemokratie, kennzeichnen soll (15). Als Kehrseite dieser vom 


12) Vgl. dazu die Darlegungen im 2. Teil dieses Kapitels über die KFO 

13) „Wer sieht heute nicht in Deutschland, daß die Sozialdemokratie nicht vor der faschisti- 
schen Machtergreifung und Machtausübung steht, sondern das Ergebnis ihrer Koalitions- 
politik einerseits die Stärkung des wirklichen Faschismus, ardererseits ihre eigene fort- 
schreitende Schwächung und Ohnmacht ist, so daß es nur eine Frage kurzer Zeit ist, daß 
der Mohr, der seinen Dienst getan hat, einen Fußtritt von der Bourgeoisie bekommt. 
Wer, der nicht blind ist, sieht nicht, daß, wie die Waagschale des Faschismus steigt, die 
der Sozialdemokratie sinkt? Daß die Macht des Faschismus durch die Koalitionspolitik 
der Sozialdemokratie keineswegs der kindlichen und einfältigen Vorstellung entspricht, 
daß hier zwei gleiche Kräfte bewußt und planmäßig zusammenarbeiten, sondern daß hier 
zwei entgegengesetzte Methoden der bürgerlichen Herrschaftsmacht (nur das ist der ge- 
meinsame Boden) gegeneinander arbeiten... “— A.Th. (Thalheimer): Der „Sozialfa- 
schismus“ in Not, Gegen den Strom, 3. Jg. 1930, S. 28; vgl. auch: Der Faschismus in 
Deutschland, S. 62, S. 158. 

14) S.56£. 

14a) S. 154 

15) In der Resolution über die Lage und Rolle der SPD (angenommen auf der V. Reichskon- 
ferenz Ende 1932) wird die SPD als die „führende Partei der bürgerlich-demokratischen 
Konterrevolution“ in der Kriegs- und Nachkriegszeit dargestellt (S. 152 f.) und auch die 
terroristische Qualität ihrer Maßnahmen gegen revolutionäre Arbeiter und die KPD be- 
nannt, um sodann hervorzuheben, daß diese Form konterrevolutionärer Gewalt keines- 
wegs schon Faschismus sei. Denn die SPD „konnte nicht wagen, die Arbeiterorganisatio- 
nen als solche zu unterdrücken. Faschismus ist Gewalt gegen die Arbeiterklasse. Aber 
nicht jede Gewalt gegen die Arbeiterklasse ist faschistisch. Auch die bürgerlich-demokra- 
tische Republik ist, wie die Tatsachen zeigen, der brutalsten und zügellosesten Gewalt 
gegen die Arbeiterklasse fähig. Der Faschismus (aber)... zerschlägt die vom bürgerlichen 
Staat unabhängigen Arbeiterorganisationen ($. 154, vgl. auch S. 57 £.). 


108 


schärfsten Gegner ablenkenden Begriffsverwendung kritisiert die KPO zu einem 
Zeitpunkt, da der Vormarsch der NSDAP nicht mehr zu übersehen ist, die extrem 
fatalistische Wahrnehmung der faschistischen Gefahr, insofern die KPD die 
faschistische Diktatur kurzerhand zum unvermeidlichen Durchgangsstadium auf 
dem Wege zur Diktatur des Proletariats erklärt (16). 

Zum zweiten mußte die Sozialfaschismus-Theorie bewirken, daß die Aus- 
gangsbedingungen für die von der KPO verfochtene antifaschistische Strategie zum 
Zeitpunkt ihrer dringlichsten Notwendigkeit schon nicht mehr gegeben waren, weil 
ihre stigmatisierende Absicht und Wirkung den sozialdemokratischen Arbeitern so- 
wohl die Lösung von ihrer Parteiführung als auch die Hinwendung zur kommunisti- 
schen Partei erschwerten. 

Ohne den Hintergrund dieser Auseinandersetzungen der KPO mit konkurrie- 
renden politischen Positionen sind die inhaltlichen Besonderheiten ihrer Faschis- 
mus-Theorie nicht hinreichend zu verstehen. Im Hinblick auf die sozialdemo- 
kratischen Arbeiter mußte sie der Anschauung der SPD-Führung entgegentreten, die 
faschistische Bewegung bringe authentische kleinbürgerliche Inter..sen zum Aus- 
druck und sei deshalb für das Großkapital letztlich nicht regierungsfanig, ein Erfolg 
des Faschismus sei überhaupt nur in ökonomisch rückständigen Ländern mit breiten 
kleinbürgerlichen und bäuerlichen Schichten denkbar. Diese falsche Auffassung galt 
es in erster Linie dadurch zu bekämpfen, daß die KPO den Unterschied zwischen 
sozialer Funktion und sozialer Basis des Faschismus sowie den Zusammenhang 
zwischen der ökonomischen Krise der kapitalistischen Gesellschaft und der 
politischen Krise der Republik deutlich herausarbeitete. Den kommunistischen 
Arbeitern mußte sie dagegen zu zeigen versuchen, daß es sich bei der faschistischen 
Bewegung nicht einfach um eine künstliche Schöpfung „des Kapitals“ handelte, die 
nur im Rahmen entsprechender Aufträge politisch agierte, scndern um ein 
originäres Produkt der ökonomischen Krise mit eigenständigen Machtansprüchen. 
Sie mußte ihnen gegenüber sodann darauf bestehen, daß die bürgerliche Herrschaft 
mit dem Sprung in die faschistische Diktatur einen qualitativen Formwechsel 
vollzieht, der in seiner Bedeutung für die Arbeiterbewegung gar nicht überschätzt 
werden kann, weil er ihre legale Existenz schlagartig zu liquidieren und die 
Arbeiterklasse damit in den Zustand einer artikulations- und aktionsunfähigen 
Klasse zurückzuwerfen droht (17). Zu diesem Zweck mußte. die KPO den 
kommunistischen Arbeitern die Eigendynamik der faschistischen Bewegung und 
ihren Drang zur politischen Macht im Staate ebenso deutlich vor Augen führen wie 
das Schicksal der Arbeiterbewegung unter der faschistischen Diktatur mit ihrer zum 
Prinzip erhobenen Terror (17a). Für die Arbeiterklasse in ihrer Gesamtheit versucht 
die KPO schließlich aufzuzeigen, daß die Erfolgsaussichten der faschistischen 
Bewegung nur im Zusammenhang mit dem tatsächlichen Zustand der Arbeiterbe- 


16) Vgl. S.57 

17) 8, 70, 157 £., 175 f.; vgl. dazu auch die entsprechende Darstellung bei D. Gu£rin, Faschis- 
mus und Kapitalismus (Auszug aus: Fascisme et Grand Capital, Paris 1936), in: Theorien 
über den Faschismus, hrsg. v. E. Nolte, Köln-Berlin 1970, S. 265 ff., insb. S. 267. 

17a) Vgl. die Hinweise auf das Schicksal der italienischen Arbeiterbewegung, insb. S. 200 f., 
S. 218 
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wegung beurteilt werden konnten. 

Damit ist die KPO — im Gegensatz zu KPD und Komintern — der Gefahr 
entgangen, daß ihr Klassenstandpunkt, der die Ausgangs- und Bewertungsbasis 
für die Analyse des Faschismus darstellt, in der verzeırten Form subjektiven 
Wunschdenkens in diese Analyse eingeht und die objektive Richtigkeit ihrer 
interpretation des gesellschaftlichen und politischen Kräfteverhältnisses beeinträch- 
tigt (18). Für die Arbeiterbewegung konnten die Erfolgsaussichten des faschisti- 
schen Gegners nur dann korrekt ausgemacht werden, wenn sie die Stärken und 
Schwächen ihrer eigenen Organisationen in Rechnung stellte, weil diese die 
Ausgangsbedingungen und die Entwicklungsmöglichkeiten von Kanitaloffensive und 
Faschisierung ganz entscheiden bestimmten. 

Für die KPO war der Zustand der Arbeiterbewegung dadurch gekennzeichnet, 
daß das Vertrauen der nichtkommunistischen Arbeiter zum Reformismus zwar 
erschüttert, ihre Zustimmung zu den Grundsätzen und Zielen des Kommunismus 
aber nicht im selben Maße entwickelt worden war. Die akute Schwäche der 
Arbeiterbewegung geht also auf ihre Unfähigkeit zur Aktionseinheit und die 
fortdauernde Orientierungslosigkeit ihrer führenden Kräfte gleichermaßen zu- 
rück (19). Damit erklärt die KPO die Diskrepanz zwischen der ökonomischen Krise 
des Kapitalismus als objektiver und dem ohnmächtigen Zustand der proletarischen 
Organisationen als subjektiver Seite der geschichtlichen Situation zur ausschlagge- 
benden Bedingung der faschistischen Diktatur, weil allein diese Diskrepanz die 
konterrevolutionäre und nicht revolutionären Auflösung der politischen Krise 
ermöglichte (20). 

Die von der KPO herausgearbeitete theoretische Einschätzung des Faschismus 
und seiner Erfolgsbedingungen ist nicht zur materiellen Gewalt geworden, die eine 


18) Entsprechend wird der KPD vorgeworfen, daß in ihrer Faschismus-Einschätzung „die 
eigene Phantasie, eigene Wünsche und Hoffnungen in bezug auf die wirkliche Lage das 
Instrument der Untersuchung, die dialektische Methode, ersetzen“ (S. 163). 

19) Vgl S. 114, 121. Die Gründe für die Fortdauer dieser Spaltung, soweit sie auf das Konto 
der KPD verrechnet werden müssen, werden in den Darstellungen des antifaschistischen 
Kampfes in der DDR-Geschichtsschreibung zu gering veranschlagt. Wo diese Seite einer 
kritischen Darstellung des damaligen Zustandes der Arbeiterbewegung einfach abge- 
schnitten wird, müssen die wirklichen Vorgänge großenteils unverständlich erscheinen, 
etwa die vollständige Folgenlosigkeit des KPD-Aufrufs zum Generalstreik nach dem 
Preußenstreich vom 20. Juli 1932. Die negative Reaktion der reformistischen Arbeiter 
auf diesen Aufruf ist ohne die im August 1931 erfolgte Beteiligung der KPD an einem 
Volksbegehren der NSDAP zur Absetzung der Braun-Regierung gar nicht zu verstehen. 
Angesichts der nur ein Jahr zuvor erfolgten Unterstützung der Nazis gegen die sozialde- 
mokratische preußische Regierung mußte dieser Aufruf zur Rettung derselben Regierung 
durch die Aktion der Arbeiterklasse unter Führung der KPD als bestenfalls unaufrichtig 
erscheinen. 

20) Die Kritik von E. Mandel (in seiner Einleitung zu: Leo Trotzki, Schriften über Deutsch- 
land, Band 1, hrsg. v. H, Dahmer, Frankfurt a. M. 1971, S. 35) an Thalheimer ist deshalb 
völlig verfehlt, wenn er diesem vorwirft, er habe verhängnisvollerweise die objektive 
Unreife des französischen Proletariats von 1850 mit der nur subjektiven Unreife der 
deutschen Arbeiterklasse nach dem I. Weltkrieg verwechselt. Der Belehrung, daß diese 
subjektive Unreife im Widerspruch zur objektiven Möglichkeit proletarischer Herrschaft 
gestanden habe, bedarf gerade die KPO der Weimarer Zeit keineswegs, 
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faschistische Diktatur in Deutschland hätte verhiniucin können. Denn empirisch 
gesehen war die KPO eben nicht die Partei des Proletariats, als deren ideeller 
Stellvertreter sie sich in ihren theoretischen Äußerungen zum Teil darstellte. 
Vielmehr kam die KPO im nationalen Maßstab selten über die Rolle eines 
teilnehmenden, über die eigenen Aktionsmöglichkeiten zunehmend verzweifelnden 
Beobachters des Faschisierungsprozesses hinaus. Aus der historischen Distanz 
beeindruckt sie entsprechend mehr durch die Stärken ihrer Analyse und ihrer Kritik 
an den großen Arbeiterparteien als durch die sehr begrenzten Resultate ihrer 
praktisch-politischen Bemühungen (21). 

Für die Geschichte der Arbeiterbewegung wirft die beeindruckende Über- 
legenheit der theoretischen Arbeit der KPO die Frage auf, auf Grund weicher 
historischen Entwicklungen und aktuellen Konstellationen die praktische Fähigkeit, 
das Proletariat wirklich zu organisieren und die theoretische Fähigkeit, seine 
Kampfbedingungen richtig zu analysieren, in dieser entscheidenden Epoche der 
deutschen Arbeiterbewegung in so eklatanter Weise auscinandergetreten sind. 
Deshalb bedarf auch für die aktuelle politische Diskussion diese Diskrepanz einer 
umfassenden und in die Entstehungsbedingungen der deutschen KP zurückreichen- 
den Erklärung (22). 


Faschismus und Kapitalismus — Zur Aktualität der KPO-Analyse für die marxisti- 
sche Faschismustheorie 

Eine ganze Anzahl von Autoren, die theoretisch wie empirisch die marxistische 
Faschismus-Analyse weiterzuentwickeln versuchen, beziehen sich heute auf Thal- 
heimers Konzeption als einen Ausgangspunkt ihrer Überlegungen oder knüpfen 
unausgesprochen an diese an (23). 

Die zeitgenössische KPO-Analyse des Faschismus haben diese Autoren in 
ihrem ganzen Umfang allerdings genausowenig aufgearbeitet wie diejenigen, die 
Thalheimers Ansatz aus unterschiedlichen Gründen kritisieren. Im Zentrum der 
marxistisch orientierten Kritik steht dabei zumeist der Vorwurf, Thalheimer 
übertrage einfach die Bonapartismus-Analyse, wie Marx sie in den Frankreich- 
Schriften entwickelt hat (24) auf den Faschismus, versuche also ohne eine 


21) Vgl. dazu: K. H. Tjaden, Struktur und Funktion der KPD-O, ‚osition (KPO), Meisen- 
heim/Glan 1964, insb. S. 302 ff. 

22) Vgl. dazu die Ansätze bei S. Heilmann/B. Rabehl, Die Legende von der „Bolschewisie- 
rung“ der KPD, in: Sozialistische Politik, Heft 9 und 10 (1970/71), sowie B. Rabehl, 
KPD und Kommunistische Internationale — der Einfluß der Kominztern auf Thecrie und 
Taktik der KPD zwischen 1920 und 1929, Vortrags-Manuskript (vervielfältigt), Heidel- 
berg, Nov. 1972. 

23) J. Agnoli, Zur Faschismus-Diskussion (II), Berliner Zeitschrift für Politologie, 9. Jg., 
Nr. 4 (1968); B. Blanke, Thesen zur Faschismus-Diskussion, Sozialistische Politik Nr. 3 
(1969), S.52 ff.; W. Abendroth, Das Problem der sozialen Funktion und der sozialen 
Voraussetzungen des Faschismus, in: Das Argument Nr. 58 (1970); R. Kühni, Probleme 
der Interpretation des deutschen Faschismus, ebd. 

24) So explizit E. Mandel, a. a. O., S. 35; ähnlich, aber vorsichtige. formulieren R. Griepen- 
burg/K. H. Tjaden, Faschismus und Bonapartismus, in: Das Argument Nr. 41 (1966), 
S. 472; besonders unsinnig überzogen R. Opitz, Über Faschismus-Theorien und ikıe Kon- 
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Klassenanalyse seiner eigenen Zeit auszukommen und verzichte insbesondere 
darauf, die ökonomischen Grundlagen des von ihm beschriebenen Faschisierungs- 
prozesses zu untersuchen. 

Der Vorwurf der unzulässigen Parallelisierung, von dem alle diese kritischen 
Einwände ausgehen, kann zunächst nur vor dem Hintergrund der oben geschilderten 
politischen Zusammenhägen angemessen beurteilt werden. Sowohl die Sozial- 
faschismus-These als auch die auf dern VI. Weltkongreß der Komintern geprägte 
Faschismus-Auffassung verdeckten im Urteil der KPO die qualitativ neuen 
Gefahren, die der Arbeiterbewegung durch den Faschismus drohten. Deshalb mußte 
die KPO vor der prinzipiellen Möglichkeit einer terroristischen Diktatur warnen, die 
nicht der direkten Befehlsgewalt der Bourgeoisie untersteht und zu diesem Zweck 
an das historische Beispiel der bonapartistischen Diktatur erinnern. Mit der 
Berufung auf die „Autorität“ von Marx konnte Thalheimer, von dem der Anstoß zu 
diesem Vergleich ausging, zeigen, daß die hermetische Gleichsetzung von sozialer 
Herrschaft und politischer Direktionsgewalt der Bourgeoisie die gesellschaftliche 
und politische Wirklichkeit verzerrt darstellen und damit ihre Erklärung gerade 
verhindern kann. Von der historischen Möglichkeit einer Verselbständigung der 
politischen Gewalt auf die drohende Wirklichkeit einer terroristischen Diktatur in 
Deutschland zu schließen, erforderte jedoch mehr, als die Frankreich-Schriften von 
Marx in Erinnerung zu rufen. Daß Thalheimer beide Aufgaben in gewisser Weise 
miteinander verschränkt hat, erklärt zu einem guten Teil die Mißverständnisse, die 
seine Schriften auch heute noch auslösen. 

Dabei gilt für die Faschismus-Diskussion ganz allgemein, daß eine Parallele zu 
den Frankreich-Schriften, für sich genommen, als illustrierendes Hilfsmittel über- 
haupt kein methodisches Problem darstellt. Nur wenn die Parallele als solche schon 
eine Erklärung zu geben beansprucht, wird das Verfahren methodisch unhaltbar. 
Die entscheidende Frage für die Fruchtbarkeit der KPO-Analyse lautet also: sind die 
Klassenverhältnisse, die nach Thalheimer die faschistische Bewegung, und sind die 
politischen Verhältnisse, die die Gefahr einer faschistischen Diktatur hervorbringen, 
lediglich eine durchgepauste Beschreibung der Klassenverhältnisse im Frankreich 
des 19. Jahrhunderts, oder versucht er aufgrund einer Analyse der durch die 
ökonomische Entwicklung bestimmten Klassenverhältnisse der Weimarer Republik 


sequenzen, ir: Blätter für deutsche und internationale Politik, 15. Jg. 1970, S. 1267 £f., 
insb. S. 1280. In diesem Punkt treffen sich die genannten Autoren mit bürgerlichen 
Kritikern (z.B. P. Lange, E. Nolte, W. Schieder, W. Weingartner). Dem kleinsten gemein- 
samen Nenner dieser Thalheimer-Kritik liegt allerdings ein gemeinsamer entscheidender 
Mangel zugrunde. Ganz offensichtlich beziehen sie sich nur auf den frühen Thalheimer- 
Aufsatz „Über den Faschismus“ (vgl. Anm. 1), der schon seines frühen Entstehungsda- 
tums wegen nur als Skizze der Faschismus-Problematik gelten und sich daher auch gar 
nicht ausführlich mit den deutschen Verhältnissen beschäftigen kann. So plausibel der 
Vorwurf der zu einfachen Parallelisierung erscheinen kann, wenn man ihn nur auf diesen 
Aufsatz bezieht, so deutlich schützt sich Thalheimer gerade in diesem ersten Entwurf 
gegen eine vorschnelle Bewertung, wenn er einleitend schreibt, es sei gar nicht seine 
Absicht, schon „fertig zugeschnittene Formein“ für eine Analyse des Faschismus zu 
liefern, „vielmehr wolle er lediglich auf Gesichtspunkte für eine endgültige Formulie- 
rung‘ hinweisen. VgL: Der Faschismus in Deutschland, $. 28, 
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eine für deren Endphase zutreffendes politisches Kräfteverhältnis zu beschreiben, 
das eine dem Bonapartismus lediglich verwandte Form der verselbständigten 
politischen Diktatur hervorbringt? Eine Antwort auf diese Frage kann nur aus der 
Untersuchung der KPO-Schriften in ihrem gesamten Umfang gewonnen werden, die 
bei der Darstellung der ökonomischen Entwicklung zu beginnen hat. 

Der Vorwurf an die Faschismus-Analyse der KPO, sie hänge ökonomisch 
sozusagen in der Luft, vergißt zunächst zu berücksichtigen, daß Thalheimer, 
Brandler und andere Mitglieder der KPO sich schon im Rahmen der frühen 
Faschismus-Diskussion auf KPD- und Komintern-Ebene (1922/23) bemüht haben, 
den Faschismus als Produkt der ökonomischen Entwicklung der Nachkriegsepoche 
des Imperialismus zu analysieren und seine Bedeutung für die Perspektive der 
Klassenkämpfe in Deutschland zu bestimmen (25). Insgesamt kann gesagt werden, 
daß die KPO und Thalheimer die Kontinuität dieser sehr wohl ökonomisch 
fundierten Diskussion der frühen Komintern, deren Höhepunkt — auch der Qualität 
der Analyse nach — im Juni 1923 erreicht war, sehr viel eher repräsentiert und 
weitergeführt haben als die nachfolgenden Theoretiker der KPD, deren schwanken- 
der und von einer kontinuierlichen theoretischen und empirischen Analyse abgelös- 
ter, im Grunde also opportunistischen Faschismus-Einschätzung sie — wie oben 
dargestellt — entschieden entgegengetreten ist (26). 

Thalheimer konnte sich somit in seinen einleitenden Beiträgen zur Faschis- 
mus-Diskussion der KPO auf ein theoretisches Verständnis in den Köpfen seiner 
Leser beziehen, dessen ökonomische Dimension sich am Inhalt der theoretischen 
Zeitschrift und der Tagespublikationen der KPO breit dokumentieren läßt. Vor 
allem aber belegt der Inhalt der in „Gegen den Strom“ publizierten Beiträge zur 
Faschismus-Diskussion in ausreichendem Maße, daß die ökonomische Entwicklung, 
d.h. insbesondere die Wirkungen der Weltwirtschaftskrise, den Ausgangspunkt der 
Analyse und Darstellung des Faschisierungsprozesses in Deutschland darstellt. Dies 
ist in doppelter Hinsicht der Fall. Zum einen, weil die ökonomische Krise das 
soziale Potential für eine faschistische Bewegung vor allem in den Mittelschichten 
aktualisiert (27), zum zweiten weil sie den objektiven Zwang für eine Offensive des 
Kapitals gegen die Arbeiterklasse setzt, deren schon 1930 über die Grenzen der 
Weimarer Verfassung hinweggehende politische Dynamik die sich ständig verschär- 


25) Vgl. insb. den Beitrag Thalheimers: Zwischen Jena und Leipzig, in: Die Internationale, 
6.38.1923, S.33 ff. Zur Zuschreibung dieses anonym erschienenen Aufsatzes vgl. 
Tjaden, a. a. O., S. 272. 

26) Die politische Unfähigkeit, den Faschismus richtig einzuschätzen, wird in der KPO-Lite- 
ratur vor allem auf die Verselbständigung der Partei-Bürokratie gegenüber der eigenen 
Basis und auf ihre Unselbständigkeit gegenüber Komintern und KPdSU zurückgeführt, 
Daß diese Tendenzen sich gegen die Mitgliedschaft durchsetzen konnten, wird durch die 
enorme Fluktuation der Mitglieder begünstigt, d. h. dadurch, „daß ein großer Teil der 
Mitglieder erst kurze Zeit in der Partei, politisch ungeschult und unerfahren ist, die 
Entwicklung der KPD, der kommunistischen Politik und Taktik nicht kennt und vor 
allem ahnungslos hinsichtlich der Geschichte der ultralinken Politik und ihrer Fehler 
ist“ (S. 162). 

27) Vogl. insb. die Aufsatz-Reihe von K. Schreiner, Faschistische Parolen und Schlagworte, in: 

Gegen den Strom, 3. Jg., Nr. 3 ff. 
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fenden Reproduktionsschwierigkeiten der deutschen Kapitale auf die politische 
Ebene übertrug (28). 

Die besonders tiefgehenden Wirkungen der Weltwirtschaftskrise für Deutsch- 
land werden dabei zutreffend aus den besonders ungünstigen ökonomischen 
Ausgangsbedingungen auf dem Weltmarkt erklärt, die das politische Ergebnis des 
I. Weltkrieges darstellen. Denn die im Vergleich mit den wichtigsten Weltmarktkon- 
kurrenten durch die Friedensbedingungen reduzierte stoffliche Produktionsgrund- 
lage der deutschen Kapitale, die Teilung der Profite mit den internationalen 
Finanziers der „‚geborgten“ nationalen Konjunktur der Stabilisierungsperiode, der 
extreme Exportzwang infolge verkleinerten Binnenmarktes und umfangreicher 
Reparationsverpflichtungen, dem die deutsche Wirtschaft bei sinkenden Weltmarkt- 
preisen und zunehmender Tendenz zu zollpolitischen Beschränkungen des Welt- 
handels immer weniger nachkommen kann; all diese Faktoren verschärfen vor allem 
für die deutsche Schwerindustrie den Widerspruch zwischen aufgebauten Produk- 
tionskapazitäten, die die Konkurrenzfähigkeit deutscher Waren durch verbilligte 
Massenproduktion heben sollten, und ständig abnehmenden Absatzmöglich- 
keiten (29). 

Dieser extremen Bedrohung der Reproduktionsfähigkeit der deutschen 
Schwerindustrie konnte nur eine ebenso extreme Gegenstrategie begegnen. Die 
Kosten dieser — nach Ansicht der KPO zunächst noch auf verstärkten Export 
setzenden — Gegenstrategie samt den Kosten für die Erhaltung des politischen 
Bündnisses mit den deutschen Großagrariern (mithilfe staatlicher Subventionen) 
versuchten did politischen Exponenten der Bourgeoisie seit dem Ende der Großen 
Koalition auf Arbeiterklasse, Kleinbauern und städtische Mittelschichten abzuwäl- 
zen. Hier liegt in der Analyse der KPO der Schnittpunkt beider Wirkungen der 
Weltwirtschaftskrise, an dem sich seine politischen Konsequenzen als Faschisie- 
rungsprozeß in Bewegung setzen. Während sich die sozialen Auswirkungen auf das 
Lebensniveau der breiten Massen ständig verschärfen und vor allem die Mittel- 
schichten der faschistischen Bewegung in die Arme treiben, muß die politische 
Offensive gegen die Arbeiterklasse an einem bestimmten Punkt den Rahmen der 
bürgerlichen Demokratie sprengen, insofern deren Funktionieren an die „willige 
Gefolgschaft des Kleinbürgertums und mindestens der ausschlaggebenden Teile der 
Arbeiterklasse“ gebunden ist (30). Dieser Punkt ist erreicht, „wo die demokra- 
tischen Rechte der Arbeiterklasse .... von der Bourgeoisie zurückgenommen werden 
müssen, weil die wirtschaftliche Ausbeutung der Arbeiterklasse so gesteigert werden 
muß, daß sie mit der Aufrechterhaltung der demokratischen Rechte für die 
Arbeiterklasse nicht mehr verträglich ist.‘ (31) 

Der Angriff auf das erreichte Lebensniveau der Arbeiter erfolgt dabei an allen 
Fronten: auf das Lohnniveau, das bei Massenarbeitslosigkeit besonders leicht zu 
reduzieren ist, in Form von Steuererhöhungen, neuen Agrarzöllen, Kürzung von 


28) Eine Stelle für viele: S. 147 

29) S.52 ff.,S.61f.,S.83,$.92 ff.,S.128 
30) 8.53 

31) S.82£. 
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Arbeitslosen- und Krankenversicherung, bei den Gemeindefinanzen mit den 
entsprechenden Folgen für die kommunale Wohlfahrtsfürsorge etc. (32). Als Träger 
einer die sozialpolitischen Errungenschaften wie die demokratischen Rechte der 
Arbeiterbewegung liquidierenden Politik kommt aber nur eine Bewegung in Frage, 
die selbst über eine so beträchtliche Massenbasis verfügt, daß sie zur terroristischen 
Ausschaltung der Arbeiterklasse und zur Beseitigung der bürgerlichen Demokratie 
nicht nur bereit, sondern auch in der Lage ist. Die klarste begriffliche Fassung, 
welche die Faschismus-Diskussion der KPO hervorgebracht hat, legt den ökono- 
mischen Antrieb dieser politischen Dynamik zur faschistischen Diktatur eindeutig 
fest, wenn sie definiert: „Der Faschismus ist nicht die Herrschaftsform des 
Monopolkapitals überhaupt. Er ist aber die Herrschaftsform des Monopolkapitals, 
wenn dieses ... in der Epoche seines Niederganges gezwungen ist, mit der Politik 
politischer und wirtschaftlicher Konzessionen an größere Teile der Arbeiterklasse 
Schluß zu machen.“ (33) 

Mit dieser schlüssigen Formel des Zusammenhangs von ökonomischer und 
politischer Krisen-Entwicklung ist nicht etwa belegt, daß die ökonomischen 
Einschätzungen derKPO immer richtig und widerspruchsfrei ausgefallen sind (34). 
Insbesondere scheinen die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise vor dem Zu- 
sammenbruch der internationalen Kreditbeziehungen im Sommer 1931 noch nicht 
in ihrer vollen Tragweite erkannt worden zu sein. Dies hat zur Folge, daß die schon. 
früh konstatierte Kapital-Offensive tendentiell moralisierend als Summe individuel- 
ler Unternehmer-Willkür dargestellt wird und nicht als politische Antwort auf den 
Zwang der krisenhaften Entwicklung auf Weltmarktebene (35). Entscheidend bleibt 
aber, daß in der politischen Analyse der KPO und in ihrer antifaschistischen 
Agitation der Zusammenhang zwischen den sozialen Wirkungen der ökonomischen 
Krise und den wachsenden Chancen einer faschistischen Diktatur durchgehend klar 
benannt wird (36). 

Eine genaue Übersicht über die Analyse des Faschisierungsprozesses in 
Deutschland, wie sie von der KPO geleistet wurde, entkräftet nicht nur den 
Vorwurf, ihr fehle das ökonomische Fundament, sondern auch die Unterstellung, 
ihre der Marxschen Bonapartismus-Analyse entlehnten erklärenden Kategorien 
seien, da historisch unausgefüllt, dem Faschismus-Problem lediglich von außen 
angedient. Der Vorwurf einer unzulässigen Übertragung der Marxschen Analyse 
wäre nämlich nur dann aufrechtzuerhalten, wenn Thalheimer und die KPO (1.) den 
unterschiedlichen ökonomischen Entwicklungsstand vernachlässigt hätten, auf dem 
die historische Gesellschaftsverfassung des bonapartistischen Frankreich bzw. der 


32) VglS.128 

33) Vgl. Peregrinus, Zur Kritik des Gen. Moeller, Gegen den Strom, 3. Jg. 1930, S. 377 

34) Vgl. Tjaden, a. a. 0.,S.153£. 

35) So wird (S. 52) der „Druck des Trustkapitals“ als selbständig treibendes Moment angege- 
ben, das durch die Konjunktur lediglich verschärft wird, und noch 1930 (S. 102) spricht 
Thalheimer vom Bedürfnis der Bourgeoisie, ihre wirtschaftliche Stärke weiter zu befesti- 
gen; vgl. auch S. 147. . 

36) Vgl. S. 190 und als Beispiele aus der „Arbeiterpolitik“: 14. 12. 1929, S. 2;1.1.1931, 
S. 2, 
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Weimarer Republik jeweils gründet, und (2.) die von Marx zunächst nur 
übernommene Erklärungsformel für die faschistische Diktatur — das nicht-mehr- 
Fähigsein der Bourgeoisie und das gleichzeitige Noch-nicht-Fähigsein der Arbeiter- 
klasse zu selbständiger politischer Herrschaft — nicht in einem für das Ende der 
Weimarer Zeit spezifischen Begründungszusammenhang entwickelt hätten. Beide 
Unterstellungen treffen nicht zu. Schon in Thalheimers erster Äußerung über die 
Ursachen und die Bedeutung des Faschismus (37) stellt er den ganz und gar unter- 
schiedlichen Entwicklungsgrad der kapitalistischen Wirtschaft entscheidend in 
Rechnung, was auch durchgängig in den ökonomischen Analysen der KPO' von 
1930-1933 zu belegen ist (38). Und die Unfähigkeit der Arbeiterklasse zur selb- 
ständigen Klassendiktatur ist für die KPO im vorfaschistischen Deutschland nicht 
aus den — wie im Frankreich des 19. Jahrhunderts fehlenden -—- materiellen Voraus- 
setzungen für den Übergang zum Sozialismus erklärbar (39), sondern vielmehr aus 
den besonderen und ausführlich analysierten subjektiven Schwächen der deutschen 
Arbeiterbewegung. 

Während, wie sich gezeigt hat, die Kritik in dieser Hinsicht eindeutig auf den 
mangelnden Überblick über die gesamte Faschismus-Diskussion der KPO zurückzu- 
führen ist, lassen sich die Einwände gegen eine zentrale Kategorie dieser Diskussion, 
welche die These von der tendentiellen Verselbständigung der Exekutivgewalt 
begründet, nicht ohne weiteres aus Kenntnislücken erklären. Ohne daß dieses 
Thema erschöpfend behandelt werden kann, sei hier kurz auf einige Punkte 
hingewiesen, an denen sich die Verselbständigungs-These mit den Fragestellungen in 
der aktuellen wissenschaftlichen und politischen Diskussion berührt (40). 

Diejenigen Autoren, die in enger Anlehnung an die Definition der Komintern 
die faschistische Diktatur als direkte Kapitalsherrschaft begreifen, haben im 
allgemeinen Schwierigkeiten, zu erklären, warum die deutsche Bourgeoisie der 
faschistischen Bewegung nicht schon in einem früheren Stadium der Wirtschafts- 
krise in ihre staatlichen Machtpositionen verholfen hat. Die Tatsache, daß die 
faschistische Diktatur, wie nachgewiesen werden kann, im Willensbildungsprozeß 
der bestimmenden Kreise dieser Bourgeoisie nicht allseits befürwortete und als 
politische Sicherung ihrer sozialen Herrschaft erst zuallerletzt „riskiert“ worden ist, 
findet demgegenüber in der zeitgenössischen Analyse der KPO eine durchaus 
plausible Erklärung. 

Aus den Arbeiten der KPO lassen sich nämlich zwei notwendige, aber jeweils 


37) Zwischen Jena und Leipzig, a. a. O. 

38) Indem er feststellt: „Im Gegensatz zu dem Frankreich von 1848 besteht das Illusionäre 
der deutschen Räterepublik von 1918/19 nicht in den ungenügenden wirtschaftlichen 
Voraussetzungen. Während in dem Frankreich von 1848 die Entwicklung der großen 
Industrie bei weitem noch nicht für den Übergang zum Sozialismus ausreichte, waren in 
dem Deutschland vom November 1918 die materiellen Voraussetzungen für den Sozialis- 
mus vollständig vorhanden.“ (a. a. O., S. 35) 

39) Entfällt 

40) Die wichtigsten Positionen im.dieser Kontroverse haben E. Czichon und T. Mason unter 
dem Feldzeichen des „Primats der Ökonomie“ bzw. des „Primats der Politik“ bezogen. 
VgL insb. ihre Beiträge in den Argument-Heften 41 und 47. 
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für sich nicht hinreichende Voraussetzungen für den Umschlag in die faschistische 
Diktatur herausarbeiten: 

1. die schrittweise Abnutzung der vor-faschistischen Herrschaftsreserven in der 
politischen Krise am Ende der Weimarer Republik, 

2. die zunehmende Unterstützung der faschistischen Bewegung durch die politisch 
maßgeblichen Kreise der Bourgeoisie. 

Für den ersten Vorgang unterstellt die KPO der Bourgeoisie in ihrer 
politischen Zusammenfassung eine durchaus ohnmächtige Willensqualität, d. h. sie 
unterscheidet zwischen subjektivem Wollen und objektiven Resultaten der poli- 
tischen Handlungen bürgerlicher Politiker. Demnach ist es falsch, der Bourgeoisie als 
handelnder Klasse einen aktiven Verschleiß der demokratischen Verfassung und 
eine bewußte Diskreditierung der sogenannten Präsidialkabinette zu unterstellen. 
Diese sich zwangsläufig aber ungesteuert entwickelnde „Krise der demokratischen 
Herrschaft“ verstärkt ihrerseits laufend sowohl die Gefolgschaft der Faschisten als 
auch die Überzeugung wachsender Teile der Bourgeoisie, die faschistische Diktatur 
sei letztlich der einzige für sie gangbare Asuweg aus der Krise. In diesem Sinne lehnt 
die KPO es auch ab, von einer Art freiwilligen Machtabgabe der Bourgenisie zu 
sprechen. Es komme nicht darauf an, was die Bourgeoisie wolle, „sondern was sie 
unter bestimmten Bedingungen muß, d.h. wozu ihre eigenen Zwecke und die 
Konsequenzen ihrer Handlungen, die sie unternimmt, um diese Zwecke durchzu- 
setzen, sie kraft ihrer inneren Logik führen.“ (41) In dem Maße, in dem die 
politische Sicherung bürgerlicher Herrschaft schwieriger wird, entwickelt sich 
demnach die Möglichkeit, daß die objektive politische Entwicklung sich von der 
bewußten Willensartikulation der herrschenden Klasse abhebt und Alternativen 
herausbildet, die auch der politischen Repräsentanz der Bourgeoisie nur noch die 
Wahl des jeweils „kleineren Übels“ belassen, das gleichwohl als Übel erscheinen 
kann. 

Im Laufe einer solchen Entwicklung zerschlagen sich alle schlau sein 
wollenden Überlegungen der bürgerlichen Politiker und Kapital-Strategen, wie die 
faschistische Bewegung zur Einschüchterung der Arbeiterklasse eingesetzt werden 
kann, ohne ihre wesentliche staatliche Machtpositionen auszuliefern (42). Dennoch 
bedart natürlich die Auslieferung der politischen Macht an die faschistische Parteifün- 
rung als letzter Akt einer weder strategisch geplanten noch kontrollierbaren Gesamt- 
entwicklung auch in den Augen der KPO der bewußten Zustimmung der politisch 
ausschlaggebenden Teile der Bourgeoisie. Die Zustimmung zu einer politischen 


41) S. 84, vgl. auch S. 69, 105. Diese Auffassung entspricht dem von Wolfgang F. Haug in 
der Veranstaltung der studentischen Initiativgruppe am Friedrich-Meinecke-Institut der 
FU Berlin (Nolte-Hearing) im Januar 1973 vorgebrachten Postulat, sich bei der Erklärung 
des deutschen Faschismus mehr auf „den Kapitalismus“ als auf „die Kapitalisten“ zu 
beziehen. 

42) Vgl die Darstellung für den italienischen Faschismus, S. 84. Die entsprechenden Ver- 
suche, einen Reichskanzler Hitler mit einem Kreis konservativer Berufspolitiker zu um- 
stellen, erscheint im Januar 1933 nur noch als müder Reflex solcher Bemühungen, die 
faschistische ‘Diktatur ihrerseits durch Repräsentanten der Bouzgeoisie unter politischer 
Kontrolle zu halten. 
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Herrschaftsform, die mit den demokratischen Rechten für die Arbeiterklasse diese 
allgemein für alle Klassen aufhebt (43) und mit den Organisationen der Arbeiter 
auch die offizielle politische Repräsentanz der herrschenden Klasse verbietet, setzt 
allerdings in den Reihen der Bourgeoisie die verbreitete Überzeugung voraus, daß 
die Führer der faschistischen Bewegung entegen ihres offiziellen Programms und der 
Erwartungen ihrer Anhänger als politische Machthaber die sozialen Machtverhält- 
nisse im Interesse des Kapitals garantieren. 

Die KPO geht somit davon aus, daß die faschistische Bewegung der Chance 
ihrer politischen Diktatur um so näher kommt, je eindeutiger und entschiedener sie 
das Klasseninteresse der großen Bourgeoisie zu vertreten verspricht. Den Wider- 
spruch zwischen kleinbürgerlichem Parteianhang und großbürgerlicherseits von ihr 
erwarteter sozialer Funktion kann die NSDAP nur dadurch auflösen, daß sie zum 
terroristischen Garanten der kapitalistischen Produktionsverhältnisse wird, d. h. mit 
ihrem Machtantritt die Verwertungsbedingungen des Kapitals auch auf Kosten des 
eigenen Massenanhangs schlagartig verbessert. Die Entwicklung, welche die poli- 
tische Funktion der faschistischen Bewegung auf ihren einzigen im Kapitalismus 
lebensfähigen Sinn zurückführt, tritt in der Analyse der KPO im November 1932 in 
ihr entscheidendes Stadium, also gerade nach den Wahlen, in denen die NSDAP 
trotz merklich radikalisierten Auftretens (auch für die „Interessen der Werktäti- 
gen“, etwa im BVG-Streik) einen beträchtlichen Teil ihres Wähleranhangs einbüßte. 
Die Faschismus-Analyse der KPO bewährt sich auch jetzt — gerade im Vergleich mit 
Kommentaren aus SPD und KPD zum Ausgang der November-Wahlen — weil sie die 
Chancen einer faschistischen Diktatur durch diese reduzierte Basis der NSDAP 
keineswegs entscheidend beeinträchtigt sieht. Denn gerade die Tatsache, daß die 
Partei des Faschismus ihre politische Aufgabe als Träger der Diktatur schließlich 
erst jenseits des Höhepunktes ihrer Fähigkeit, die kleinbürgerlichen Massen zu 
mobilisieren, übertragen bekommt, zeigt an, daß ihre soziale Funktion die 
wirklichenoder vermeintlichen Interessen ihrer sozialen Basis vollständig negiert. 

Aus alledem ergibt sich eindeutig, daß es gerade der gesellschaftlich allein 
mögliche soziale Inhalt der faschistischen Diktatur ist, der ihre politischen Dienste 
für das Großkapital zunehmend interessant macht. Autoren, die die Faschismus- 
Einschätzung der KPO in die Nähe von bürgerlichen Konzeptionen zu rücken 
versuchen, die die faschistische Diktatur als Herrschaft des Kleinbürgertums, ihre 
Klassenpolitik demnach als Resultat der „Verschmelzung verschiedener sozialer 
Inhalte‘ darstellen (45), verfälschen diese — bewußt oder unbewußt — in ihrem 
klassenanalytischen Kem. 

In besonders windschiefer Weise versucht R. Opitz Thalheimers Ansatz 
ausgerechnet als Variante der Totalitatismus-Doktrin darzustellen. Die perfide 
Arroganz, die zu einem sölchen Unternehmen gehört, wird allerdings von seiner 
Ignoranz der wirklichen Einsichten der KPO über den Faschismus noch übertroffen, 
die sich schon an der grotesk verkürzten Darstellung der angeblich von Thalheimer 


43) S.103 
44) S.184 ff. 
45) SoR. Opitz, a. a. 0.,S.1282 
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„gleichgesetzten“ Attribute von Bonapartismus und Faschismus ablesen läßt (46). 
In seinem Eifer, Thalheimer einen „verhältnismäßig hohen Grad von Schwach- 
sinn“ (47) nachzuweisen, konstruiert Opitz — über Thalheimers Parallelen weit 
hinausgehend — eine Entsprechung zwischen dem „sozialen Inhalt‘ der bonapar- 
tistischen Machtergreifung, als den er fälschlicherweise das Klasseninteresse der 
französischen Parzellenbauern unterstellt — während diese doch nur die soziale 
Basis der bonapartistischen Wählerschaft stellen und Napoleon II gerade nicht ihre 
wirklichen, also gleichzeitigen Interessen, sondern nur ihren „Aberglauben‘“, ihr 
„Vorurteil“ und ihre „Vergangenheit“ repräsentiert (48) — und dem „objektiven 
Interesse‘ einer Klasse, das die faschistische Partei vertritt. Aus der Tatsache, daß 
Thalheimer nichts über ein solches „objektives Klasseninteresse‘“ der faschistischen 
Parteigänger aussagt, macht ihm Opitz auch noch den Vorwurf, seine Theorie sei ein 
einziges Windei, eben weil sie kein dem Interesse der Parzellenbauern paralleles 
Interesse einer bestimmten Klasse an der faschistischen Diktatur herausgefunden 
habe. Hätte Opitz die KPO-Schriften wirklich studiert, wäre er alsbald darauf 
gestoßen, daß gerade die Kapitalherrschaft als sozialer Inhalt der faschistischen 
Diktatur nachgewiesen wird, ihre Erscheinungsform aber — ganz im Sinne einer 
Opitzschen Forderung (49) — nur aus dem Widerspruch zwischen sozialer Funktion 
und sozialer Basis zu verstehen ist. 

In der Terminologie der KPO stempelt aber diese Form der verselbständigten 
politischen Diktatur die faschistisch praktizierte Klassenherrschaft zu einer lediglich 
indirekten Diktatur des Kapitals. Diese indirekte Form folgt notwendig aus der 
Tatsache, daß die Herrschaftsinteressen des Großkapitals in der ökonomischen und 
politischen Krise der 30er Jahre in Deutschland nur noch mit Hilfe von politischen 
Mitteln realisiert werden können, die den politischen Exponenten der Kapitalinte- 
tessen weder direkt zur Verfügung stehen, noch nach Belieben von ihnen erzeugt 
werden können. 

Die Angewiesenheit des Großkapitals auf die politischen Mittel und Methoden 
einer zwar finanziell unterstützten, aber selbständig entstandenen und organisierten 
politischen Bewegung, die deshalb keineswegs wie ihre Marionette funktioniert, 
übersehen jene Autoren, die die indirekte Form der Kapital-Diktatur, wie sie von 
der KPO behauptet wird, der Verselbständigungs-These als entscheidenden Fehler 
anrechnen (50). So argumentiert J. Schmierer in unkritischer Übernahme der 


46) Opitz’ Kritik ist lediglich Exkurs in einer an sich gut begründeten Kritik an G. Schäfers 
Ansatz einer Faschismus-Analyse in demselben Heft. Eine ähnliche, aber vorsichtiger 
formulierte Polemik entwickelt Opitz in seinem Aufsatz: Fragen der Faschismus-Diskus- 
sion, in: Argument 58, S. 280 ff., insb. S. 289. 

47) Opitz, Über Faschismus-Theorien und ihre Konsequenzen, a. a. O., S. 1280 

48) Vgl. MEW 8,8.199 

49) Opitz,a.a. O.,S. 1269 

50) Auch diese Kritik wird aus unterschiedlicher politischer Richtung vorgebracht. Während 
sie in der DDR-Forschung auf Grund ihres Gegensatzes zur Komintern-Auffassung über 
den Faschismus gang und gäbe ist, wird sie eigenartigerweise auch von einem Hauptver- 
treter des garantiert „marxistisch-leninistischen“ Antirevisionismus vertreten, der darin 
in recht unkritischer Weise an die antifaschistische Konzeption der Komintern anknüpft. 
deren bündnispolitische Konsequenzen er wiederum ablehnt. Vgl. J. Schmierer, Thesen 


119 


Definition des VII. Weltkongresses der Komintern, die faschistische Diktatur sei in 
Wirklichkeit „direkte Herrschaft des Finanzkapitals““ und meint, Thalheimer 
verwechsle lediglich ‚die Beseitigung der öffentlichen Vermittlungsinstanzen der 
Meinungsbildung innerhalb der Bourgeoisie mit der Beseitigung des direkten 
Einflusses der Monopolbourgeoisie auf Staat und Regierung.“ (51) So richtig dabei 
Schmierers Folgerung ist, die Beseitigung dieser Vermittlungsinstanzen schwäche 
nicht notwendig den Einfluß der Bourgeoisie, so falsch ist es, zu behaupten, mit 
ihrer Beseitigung in der faschistischen Diktatur habe die Bourgeoisie „die politische 
Macht direkt in die Hände genommen“ (51). Dies hat die Bourgeoisie gar nicht 
nötig, um ihre Interessen bei den ökonomisch relevanten politischen Entscheidun- 
gen durchzusetzen. Denn die Durchsetzungsfähigkeit ihrer Interessen folgt in erster 
Linie aus den durch die faschistische Diktatur bereinigten gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen, die der Kapitalseite den unschätzbaren Vorteil bieten, die 
Produktionsbedingungen ohne Auseinandersetzung mit einem organisierten Klassen- 
gegner diktieren zu können. Genau darauf weist gerade die KPO hin, wenn sie von 
der indirekten, aber offenen Diktatur des Kapitals spricht (52), die sich ihre 
Offenheit nur angesichts der politischen Unterdrückung der Arbeiterklasse leisten 
kann. Deshalb ist es analytisch falsch und politisch unergiebig das vermittelte 
Verhältnis von politischer Gewalt und herrschendem Klasseninteresse in der 
faschistischen Diktatur als direkte politische Herrschaft des Kapitals zu beschreiben. 
Eine solche Kennzeichnung drückt einen ähnlichen Fehler aus, wie die Beschrän- 
kung der Untersuchung der Beziehungen zwischen Großkapital und faschistischer 
Partei vor 1933 auf die kriminologische Suche nach den konkreten Figuren einer 
„Kapital-Verschwörung“. Denn auch für den Klassencharakter einer diktatorisch 
gesicherten Herrschaft kommt es weniger darauf an, die positiven Einflüsse der 
verschiedenen sozialen Kräfte und Gruppen ihren personellen Trägern nach exakt 
zu verzeichnen, als vielmehr darauf, ihre politischen Entscheidungsinhalte aus den 
sozialen Kräfteverhältnissen, d.h. aus der Artikulations- und Aktionsfähigkeit der 
verschiedenen Klassenkräfte zu bestimmen. 

Für die Bourgeoisie ist die politische Sicherung ihrer sozialen Herrschaft nicht 
mehr als ungeteiltes und zugleich unmittelbares staatliches Gewaltmonopol denk- 
bar, seit die politische Arbeiterbewegung das bürgerlich-demokratische Prinzip der 
Herrschaft durch Mehrheit für ihre eigenen — reformistischen oder revolutionären 
Intentionen — beansprucht. Das Problem, bürgerliche Herrschaft politisch abzu- 
sichern, stellt sich seitdem als Frage nach der Fähigkeit, die Loyalität der nicht 
produktionsmittelbesitzenden Massen auf gewaltsame oder nicht-gewaltsame Weise 
sicherzustellen (53). Wie auch die KPO feststellte, gelang dies in der Weimarer 


zur Faschismusfrage, in: Neues Rotes Forum Nr. 3, 1972, S. 7 £f., insb. S. 14 £. Es ist 
nachgerade überflüssig zu betonen, daß auch dieser Autor die Faschismus-Analyse der 
KPO höchst unzureichend kennt (vgl. Anmerkung 24). 

51) Schmierer, a. a. 0.8.15 

52) 8.102 

53) Vgl. den von Agnoli dargestellten Zusammenhang zwischen repressiven und terroristi- 
schen Methoden der Staatsgewalt in der bürgerlichen Gesellschaft: ‚Wenn die Massen die 
Freiheit nicht wollen, braucht die Gewalt nicht angewandt zu werden, Aber sie bleibt 
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Republik bis zum Ende der sogenannten Stabilisierung mit Hilfe der Sozialdemo- 
Kratie (54). 

Jede der möglichen Methoden politischer Absicherung verursacht aber der 
Bourgeoisie spezifische Kosten. Gerade die „demokratische“ Form bürgerlicher 
Herrschaft war nicht unbeschränkte Herrschaft der Kapitalinteressen, weil sie 
bestimmte ökonomische und politische Zugeständnisse auf der Linie der Forderun- 
gen des Reformismus notwendig voraussetze, um ihre integrative Wirkung erzielen 
zu können, Die faschistische Form politischer Sicherung bürgerlicher Herrschaft 
erfordert demgegenüber Zugeständnisse an den neuen Garantien ihres sozialen 
Inhalts, die auf der Linie der Programmatik der NSDAP liegen. Da diese NSDAP im 
Gegensatz zur reformistischen Arbeiterbewegung der Weimarer Republik als ihr 
politisches Ziel die Eroberung der staatlichen Macht verfolgt hat, liegt der 
politische Preis der faschistischen Diktatur für die Bourgeoisie im Verzicht auf 
staatliche Positionen, die eine direkte Anweisung und Kontrolle der politischen 
Direktionsgewalt institutionell garantierte. In dem Maße, in dem die faschistische 
Form der Hertschaftssicherung als einzige historisch realisierbare Möglichkeit 
bürgerlicher Hertschaftssicherung überhaupt verblieben ist, konnte sich die Bour- 
geoisie keine großen Gedanken mehr über die Minimierung der politischen Kosten 
für diese bestimmte Form ihrer Herrschaft machen (55). Das ist der Kem der 
Verselbständigungs-These, aus der sich zwei Probleme entwickeln lassen, die die 
Faschismus-Theorie und die Kontroversen im marxistischen Lager immer wieder 
beschäftigt haben: 

1. Die Frage nach dem, was W. F. Haug den „Überschuß des Faschismus über seinen 
objektiven Herıschaftsauftrag hinaus‘ (56) genannt hat, und dessen unzweifelhafte 
Fxistenz T. Mason zu der äußerst mißverständlichen und — wie zu zeigen sein wird 
— unzutreffenden Formulierung eines „Primats der Politik“ in der faschistischen 
Diktatur geführt hat (57). So läßt sich am Beispiel des Anti-Semitismus der 
NS-Bewegung, der in seiner ideologischen Ablenkungsfunktion noch vollständig 
dem Interesse der Bourgeoisie an der faschistischen Bindung der sich proletarisieren- 
den Kleinbürgermassen entsprach, nach 1933 und insbesondere im II. Weltkrieg 
zeigen, wie sich aus einer ideologischen Eigenheit eigengesetzliche Wirkungen 
entfalten, die auch dann nicht einfach zurechtgestutzt werden können, wenn sie 
tatsächliche ökonomische Interessen tangieren (58). An Beispielen dieser Art, die zu 


aktuell, Die Staatsgewalt muß jederzeit die Fähigkeit bewahren, konkret zu werden,“ 
J. Agnoli, Die bürgerliche Gesellschaft und ihr Staat, in: Das Argument Nr. 41 (1966), 
5.460. 

54) Vgl. S. 137 £f., sowie S. 152 ff. 

55) Daß dieser Preis deshalb nicht zu hoch ist, zeigt Thalheimer anhand des politischen 
Gewinnes für die Bourgeoisie: trotz der Steigerung des relativen Anteils der Kosten des 
faschistischen Staatsapparates komme für diese ein Plus heraus, „wenn der Fonds, aus 
dem diese Kosten bezahlt werden, der der Arbeiterklasse ausgepreßte Mehrwert noch 
stärker gesteigert wird. Das ist aber eben der Zweck der Übung“ (S. 84). 

56) W.F. Haug, Der hilflose Antifaschismus, Frankfurt a. M. 1967, 5. 39 

57) So der Titel seines Aufsatzes , in: Das Argument 41, S. 473 ff, 

58) Als Beispiele können herangezogen werden: die außenwirtschaftlichen Rückwirkungen 
des Antisemitismus etwa in Form eines Handelsboykotts amerikanischer Firmen, das 
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bestreiten die marxistische Theorie nur lächerlich machen könnte (59), läßt sich 
zeigen, daß bestimmte Attribute der faschistischen Diktatur als Muttermale ihrer 
Entstehung aus einer spezifischen sozialen Bewegung nicht einfach auszulöschen 
sind, ohne die Sicherungsfunktion des Faschismus insgesamt durch die Beeinträchti- 
gung eines anderen, notwendigen Momentes ihrer Erscheinungsform zu beeinträch- 
tigen. Damit ist zugleich gesagt, daß solche Attribute keinesfalls gegen die 
Hauptlinie des ökonomischen Gesamtinteresses der Bourgeoisie gerichtet sein 
können. 

2.Die Frage nach der praktischen Möglichkeit der Bourgeoisie, die faschistische 
Diktatur sozusagen nach erfüllter Mission wieder abzuschaffen. In dieser Hinsicht 
hält es die KPO für eine der bestimmen, nicht antastbaren Eigenschaften der 
faschistischen Diktatur als Instrument der Kapitalherrschaft, daß man dieses eben 
nicht „mir nichts dir nichts zum alten Eisen werfen‘ kann, weshalb es völlig falsch 
sei anzunehmen, „daß die Bourgeoisie die Nazis eines Tages ebenso heimschicken 
werde, wie einst die Sozialdemokraten“ (60). 

Die Gründe für die Behauptungsfähigkeit der faschistischen Diktatur liegen für 
die KPO darin, daß der Faschisierungsprozeß selbst die Alternativen der faschis- 
tischen Diktatur Stück für Stück aufgezehrt und mit der Terrorherrschaft gegen die 
Arbeiterklasse auch die einzige politische Kraft liquidiert hat, die die faschistische 
Diktatur von innen her zu Fall zu bringen imstande ist (61). Indem also der 
Faschismus im Vergleich zu politischen Bedingungen, die der Arbeiterbewegung 
eine Entfaltung ihrer reformistischen und revolutionären Energien ermöglichte, 
eindeutig zum kleineren Übel für die Bourgeoisie geworden ist, hat diese selbst die 
Brücken hinter sich abgebrochen, die eine friedliche Rückkehr zu ihrer demokra- 
tischen Herrschaftsalternative ermöglicht: Hier ist — nach der Analyse der KPO — 
die Grenze für alle oppositionellen Bestrebungen gegen die faschistische Diktatur 
aus der Reihe der Bourgeoisie als unüberwindbares Hindernis gesetzt (62). 


MI. Faschismus und Weltwirtschaftskrise — Der Beitrag Sohn-Rethels zur Analyse 
der ökonomischen Voraussetzungen und der ökonomischen Funktion des Fa- 
schismus 

Insgesamt gesehen hat die Faschismus-Analyse der KPO im Gegensatz zu anderen 

im Rahmen der Arbeiterbewegung entwickelten Einschätzungen zu erstaunlich 

realitätsgerechten Prognosen des Faschisierungsprozesses in Deutschland ge- 


zur Außenwirtschafiskrise von 1935/36 beigetragen hat und die ökonomischen Aspekte 
der rassistischen Vernichtungspolitik gegenüber den Juden. 

Opitz, a. a. O., 8. 1274, gerät leider in die Nähe einer solchen Position. 

Gegen den Strom, 7. 3g. 1934, Nr. 3, S. 1 

2. 205,8. 208 

erdem will die Bourgeoisie nach Ansicht der KPO in ihrer Masse die Nazis auch gar 
ti aus der Regierung entlassen, zumal sich die faschistische Partei zunehmend „mit 
ürckratisch-militärischen Maschinerie, auf der die Erhaltung der kapitalistischen 
Ausbeutung beruht‘, verbindet. Vgl. Gegen den Strom ‚1934, Nr. 3, S. 1. 


führt (63). 

Als zeitgenössische Analyse konnte sie allerdings nicht alle ökonomischen 
Zusammenhänge übersehen, die den Faschisierungsprozeß in Deutschland aus 
heutiger Sicht erklären helfen. Die ‚„unvermeidliche Vernachlässigung der gleichzei- 
tigen Veränderungen der ökonomischen Lage“, die F. Engels schon als notwendige 
Fehlerquelle der Frankreich-Schriften nannte (64), hat verhindert, daß die KPO die 
aus der Weltwirtschaftskrise hervorgehende allgemeine Tendenz zu nationaler 
Autarkie-Politik als Grundzug gerade der faschistischen Wirtschaftspolitik im voraus 
ausmachen konnte (65) und daß ihr die unterschiedlichen Wirkungen der Weltwirt- 
schaftskrise auf die verschiedenen Kapitalfraktionen als Erklärung für deren 
unterschiedlich ausgeprägtes Interesse an einer faschistischen Krisenlösung in den 
Blick gerieten. 

Solche Lücken aufweisen, heißt in keiner Weise, die theoretische und 
praktische Leistung der KPO in der damaligen Zeit in Frage zu stellen. Für die 
Klärung des Zusammenhangs von Kapitalismus und Faschismus am Ende der 
Weimarer Republik sind mit dem Hinweis auf solche Lücken jedoch wichtige 
Probleme angesprochen, die einer klaren theoretischen Formulierung bedürfen, um 
am empirischen Material näher geklärt werden zu können. In diesem Zusammen- 
hang wird hier nur auf zwei Punkte verwiesen, die in der oben erwähnten 
Kontroverse zwischen Mason und den DDR-Historikern explizit und unter der 
Oberfläche der explizierten Auseinandersetzung eine entscheidende Rolle spielen 
(vgl. Anmerkung 40). 

Zum ersten bedarf die Wirkung der Weltwirtschaftskrise auf die Reproduk- 
tionsfähigkeit der Kapitale einer auf der Ebene der Weltmarktbeziehungen ansetzen- 
den Erklärung (66), aus der die objektive Tendenz zur faschistischen Krisenlösung 
hervorgeht, ohne die unterschiedlichen ökonomischen Interessen und Ausgangsbe- 
dingungen der verschiedenen Kapitalfraktionen zu verdecken. Mit anderen Worten 
ist damit die Aufgabe gestellt, die politische Durchsetzungsfähigkeit einer bestimm- 
ten Kapitalfraktion auf ihre besonderen ökonomischen Schwierigkeiten, ihre politi- 
sche Stärke also gerade auf ihre ökonomische Schwäche zurückzuführen, und damit 
den ohnehin problematischen Pleonasmus zu überwinden, diese Fraktion sei eben 
die der „reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen 
Elemente“ des kapitalistischen Systems gewesen (67). 

63) Besonders eindrucksvoll ist in dieser Hinsicht die klare Einsicht, daß sich die faschistische 
Terrorherrschaft in Deutschland viel schneller entwickeln wird als in Italien; vgl. 
Ss. 212 ff. 

64) VgL MEW 22,S.510 

65) Trotz Feststellung der besonderen Schwäche der deutschen Kapitale auf dem Weltmarkt 
wird z.B. eine Export-Offensive (S. 93) bzw. die Wirkungen einer Konjunkturbelebung 
von der Weltmarktebene her als Rettung für die faschistische Wirtschaftspolitik (S. 200, 
208) für möglich gehalten. 

66) Vgl Neusüß, Blanke, Altvater: Kapitalistischer Weltmarkt und Weltwährungskrise, ia: 


ProKla, Nr. 1 (1971), insb. S. 111 ff. 
67) So die bekannte Charakterisierung, die vom XII. Plenum des EKK11933 formuliert, 


seitdem die offizielle Definition der Komintern gewesen ist; zit. nach: Der VIE Weit- 
kongreß der Kommunistischen Internationale, Referat von G.Dimitroff, Fi 


furt a. M. 1971, 8.75. 
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Zum zweiten bleibt genauer zu erklären, welche Funktionen die politisch 
maßgeblichen Instanzen der faschistischen Diktatur für den ökonomischen Repro- 
duktionsprozeß wahrgenommen haben und wie sich diese Funktionen, etwa im 
Verlauf zunehmender Kriegsorientierung der deutschen Wirtschaft, entwickelt bzw. 
verändert haben. Mit anderen Worten bezeichnet dies die Frage nach dem 
Verhältnis von Ökonomie und Politik in der faschistischen Diktatur, ohne ein 
schematisches Primat „der Ökonomie‘ oder „der Politik“ zu konstruieren und 
damit gerade eine analytische Erklärung ihres Zusammenhangs schuldig zu bleiben. 

Für beide Fragestellungen ergeben sich wertvolle empirische Aufweise und 
richtungsgebende theoretische Überlegungen aus den Arbeiten von A. Sohn-Rethel, 
die demnächst veröffentlicht werden. 

Es muß als einer der folgenreichsten Zufälle für die Faschismus-Forschung 
gelten, daß ein marxistisch geschulter Wissenschaftler in den entscheidenden Jahren 
der Faschisierung quasi ungestört (68) Einblick in wichtige interne Vorgänge und 
politische Überlegungen verschiedener Kapitalfraktionen erlangte und damit be- 
fähigt worden ist, die ökonomischen Interessenlage, die die politische Tendenz zur 
faschistischen Diktatur vorantrieb, theoretisch zu erfassen und anschaulich darzu- 
stellen (69). 

Schon Sohn-Rethels ım September 1932 verfaßter Aufsatz über „Die soziale 
Rekonsolidierung des Kapitalismus“ (70) ist für die Erklärung des Faschisierungs- 


68) Unter welchen Umständen ihm dies möglich wurde, schildert Sohn-Rethel, in seinem 
„Kommentar nach 38 Jahren‘ zu seinem Aufsatz „Die soziale Rekonsolidierung des 
Kapitalismus“, in: Kursbuch , Berlin 1970, S. 23 ff. 

69) Solche Einblicke sind offiziellen Vertretern der Arbeiterbewegung naturgemäß versagt 
geblieben, ein Umstand, der die empirischen Beweisschwierigkeiten marxistischer Fa- 
schismus-Analyse beträchtlich vergrößert hat. Diese forschungsstrategisch ungünstigen 
Ausgangsbedingungen für die politischen Gegner der Bourgeoisie hat einer ihrer scham- 
losesten Apologeten in einer vertraulichen, „nur zur persönlichen Information‘ bestimm- 
ten Abhandlung alien Versuchen, den Zusammenhang von Kapitalinteresse und NSDAP 
auf der Ebene konkreter Abmachungen aufzudecken, so unverblümt wie hämisch entge- 
gengehalten: „Oft genug ist ohne jedes Beibringen von Unterlagen bereits die Behaup- 
tung irgendeiner unzulässigen (!) politischen Handlung der Schwerindustrie einem Beweis 
gleichgestellt worden. Dabei hätte es nahegelegen, sich klarzumachen, daß wirklich ver- 
trauliche Dinge, wie sie gerade die Befassung mit wichtigen politischen Fragen darstellt, 
nur in vertrautestem Kreise behandelt zu werden pflegen, ohne Hinzuziehung von Ge- 
währsmännern industriefeindlicher Kreise und Zeitungen oder gar der kommunistischen 
Presse... Dinge, die man nicht einmai über einen ganz kleinen Kreis eigener Berufsge- 
nossen hinaus bekannt werden ließ, hat man bestimmt nicht Außenstehenden anver- 
traut.“ So A. Heinrichsbauer, Schwerindustrie und Politik, Essen 1948, S.15f. Der 
Autor plaudert hier gewissermaßen aus der Schule seiner eigenen Erfahrungen, war er 
doch als Herausgeber des „Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsdienstes‘“ selbst zu Beginn 
der 30er Jahre einer der Mittelsmänner zwischen Ruhrindustrie und faschistischer Partei. 
Dies belegen: F. W. Haligarten, Hitler, Reichswehr und Industrie, Frankfurt a. M. 1962, 
S.119, Anm. 27; H. A. Winkler, Unternehmesverbände zwischen Ständeideologie und 
Nationalsozialismus, in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 17. Jg. 1969, S. 346. 

70, Erneut veröffentlicht in: Kursbuch 21, Berlin 1970, S. 17-23. Gekürzt und ohne Anga- 
be des Verfassers ist Sohn-Rethels Aufsatz schon im Band 4 der Geschichte der deut- 
schen Arbeiterbewegung, Berlin (DDR) 1966 abgedruckt worden und zwar im Anhang 
als Dokument Nr. 108 (S. 593 ff). 
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prozesses in mehrfacher Hinsicht aufschlußreich. Die Bedeutung dieser damals für 
die „Deutschen Führerbriefe“, einer vertraulichen Korrespondenz großkapitalisti- 
scher Kreise, veröffentlichten Analyse liegt — jenseits ihrer inhaltlichen Aussage — 
in der Tatsache, daß sie unwidersprochen als authentische Darstellung der 
politischen Überlegungen im Sinne der profaschistischen Perspektive des Großka- ' 
pitals auftreten konnte. Vor allem bestätigt Sohn-Rethel, als Dolmetscher der 
Kapitalinteressen verkleidet, die entsprechende Einschätzung des Zusammenhangs 
von Kapitalismus, Reformismus und Faschismus, wie sie von der KPO in derselben 
Zeit entwickelt worden ist: Die politischen Konsequenzen der ökonomischen Krise 
faßt er in der Notwendigkeit zusammen, den „Grenzträger“ der bürgerlichen 
Herrschaft auszuwechseln, was besagt, „daß der Nationalsozialismus die Sozialde- 
mokratie in der Aufgabe abzulösen hätte, den Massenstützpunkt für die Herrschaft 
des Bürgertums in Deutschland darzubieten“. (71) Die Konsolidierungsfunktion des 
Reformismus ist für Sohn-Rethel, in frappierender Parallele zur Analyse der KPO, 
ans Ende ihrer Möglichkeiten gelangt, weil die Wirtschaftskrise jene sozialpoliti- 
schen Errungenschaften „zwangsläufig zermalmt hat“, in die die Sozialdemokratie 
die Revolution von 1918 umgemünzt hatte (72). Wenn Sohn-Rethel annimmt, daß 
deshalb die Spaltung der Arbeiterschaft tendentiell schon aufgehoben und eine 
revolutionäre Bedrohung der bürgerlichen Gesellschaft gegeben sei, verrät er 
allerdings eine ökonomistisch verkürzte Wahrnehmung der Situation, die gerade den 
politischen Zustand der Arbeiterbewegung ausblendet, den die KPO als Haupt- 
hindernis für einen erfolgreichen antifaschistischen Kampf zu beklagen hatte (73). 

Während die Bedeutung dieser Schrift von 1932 vor allem in ihrem damaligen 
politischen Stellenwert liegt, bringen die in der Londoner Emigrationszeit verfaßten 
Aufzeichnungen und theoretischen Abhandlungen über den Faschismus (74) wich- 
tige Informationen aus den inneren Zirkeln der faschistischen Diktatur zutage und 


71) a.a.0.,S.18 

72) a.a.O.,S. 21. Vgl. die Nähe der Formulierung zur Einschätzung der KPO, insb. S. 175, 
oder auch: Gegen den Strom, 7. Jg. 1933, Nr. 7, S. 30: „Sie (die Theoretiker der KPD 
und KI) übersehen eines der entscheidenden Merkmale des Faschismus vollkommen: 
nämlich, daß die Errichtung der faschistischen Diktatur nichts anderes bedeutet, als daß 
die Herrschaft des Kapitalismus eine neue Massenbasis erhält.“ 

73) Vgl auch Sohn-Rethels Kommentar im Kursbuch 21, der von derselben Naivität gegen- 
über den politischen Problemen der Arbeiterbewegung zeugt, wenn er meint, die KPD 
hätte 1932 die proletarische Diktatur als praktische Alternative „auf die Tagesordnung 
setzen‘ müssen; a. a. O., S. 33. Eine ähnlich gravierende politische Fehleinschätzung un- 
terläuft Sohn-Rethel hinsichtlich der SPD, wenn er als Merkmale einer auch strukturellen 
Verwandschaft mit der faschistischen Bewegung die soziale Zusammensetzung der sozial- 
demokratischen Anhängerschaft mit der faschistischen gleichsetzt und bei beiden eine 
„ebenso schwärmerisch-gläubige wie kurzfristige Gefolgstreue‘“ hervorhebt (Kurs- 
buch 21, S. 18). Diese Charakterisierung verfehlt genau das Problem der sozialdemokra- 
tischen Bindungskraft für die Arbeitermassen, die gerade das Gegenteil kurzfristiger so- 
zialdemokratischer Gefolgstreue bezeugt. 

74) Eine Veröffentlichung dieser zwar etwas disparaten, aber in vieler Hinsicht äußerst wich- 

tigen Arbeiten wird vom Suhrkamp-Verlag vorbereitet. 
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explizieren vor allem einen der ganz wenigen überzeugenden Versuche (75), 

1. eine konsistent materialistische Erklärung für die faschistische Diktatur nicht nur 
ihrem Zustandekommen nach, sondern auch in ihrer durch die bestimmte Form der 
Krisenlösung in Gang gesetzten ökonomischen Eigengesetzlichkeit zu liefern und 
2.zu entwickeln, wie das Regime diese sich logisch aufreihende Kette zwangs- 
läufiger und doch ständig das ganze System politisch in die Enge treibender 
ökonomischer „Fehlentscheidungen“ nur noch in einer Konzeption militärischer 
Expansion aufzulösen versuchen kann (76). 

Sonn-Rethels Ansatz ist hier nur in seinen Grundzügen darzustellen, ohne die 
vielfältigen Anregungen aufzunehmen, die aus seinem ausgebreiteten Material zu 
gewinnen sind. Die Darstellung muß sich dabei zunächst auf die beiden Punkte 
konzentrieren, die oben als richtunggebend für die weitere Faschismus-Analyse 
angegeben wurden (77). 

i. Sohn-Rethel erklärt die politisch unterschiedliche Orientierung der Fraktionen 
des deutschen Großkapitals (78) aus ihrer unterschiedlichen Stellung auf dem 
Weltmarkt. Nach der im Grunde fremdfinanzierten Produktionskonjunktur der 
sogenannten Stabilisierungsphase wurde der Schuldendienst für die internationalen 
Anleihen an deutsche Kapitalisten real zum ersten Male zu einem Zeitpunkt fällig, 
da die krisenhafte Entwicklung der Weltwirtschaft die Absatzmöglichkeiten für die 
deutsche Industrieproduktion global beschränkte. Allerdings wurden die deutschen 
Kapitale von dieser Entwicklung je nach ihrer internationalen Konkurrenzfähigkeit 
verschieden betroffen. Die Schwerindustrie, der es schon seit 1928 immer weniger 
gelungen war, Zinsen und Abschreibungen für ihre Investitionen zu verdienen, 
erstickte an den fixen Kosten ihrer im Verfolg der gigantischen Fehlrationalisie- 
rungen aufgebauten Kapazitäten (79) und wurde alsbald zur treibenden Kraft einer 
absatzpolitischen Offensive, welche die ungünstigen Weltmarktbedingungen nach 


75) Als zeitgenössische Analyse ist der Arbeit Sohn-Rethels von ihrer systematischen 
ökonomischen Begründung her nur noch die Arbeit von P. Sering vergleichbar, die als 
Artikel-Serie in der Zeitschrift für Sozialismus, Jg. 1935 (Prag) erschienen ist und auf die 
Sohn-Rethel teilweise kritisch Bezug nimmt. 

16) Vgl den Hinweis der KPÖ auf die „kriegerischen Tendenzen“, die sich im Faschismus 
äußern (S. 127). 

77) Wenn die Grundzüge dieser Analyse einen ökonomistischen Eindruck auslösen, so liegt 
dies nicht an meiner knappen Darstellungsweise, sondern an der politischen Perspektive 
ihrer Entstehungszeit. Denn nach 1933 mußte man zu Recht davon ausgehen, daß die 
Entwicklung in Deutschland auf absehbare Zeit durch die konterrevolutionäre Krisen- 
lösung bestimmt wurde, die ja 1933 gerade die Arbeiterbewegung zerschlagen und damit 
den entscheidenden politischen Faktor gegen diese Krisenlösung eliminiert hatte. 

78) In der Charakterisierung dieser Fraktionen und ihrer politischen Strategien bestätigt die 
Darstellung Sohn-Rethels im übrigen die Kritik K. Gossweilers an Kuczynskis zu schema- 
tischer Darstellung der Differenzen zwischen den Kapitalfraktionen. Vgl. Gossweiler, 
Großbanken, Industriemonopole, Staat, Berlin (DDR) 1971, S. 11 f. Denn auch er geht 
von einer stark fluktuierenden Grenze zwischen beiden Gruppen und einem zum Teil 
„wilden Schwanken“ der Schwerindustrie zwischen alternativen politischen Strategien 
aus. 

79) Vgl. die Schilderung der betriebstechnischen Probleme der Vestag, in: Kursbuch 21, 
S. 27 £f. 
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der Strategie einer sei es ausgehandelten, sei es erzwungenen Binnenmarkterweite- 
rung zu verändern trachtete (80). Die Fraktion der international eher konkurrenz- 
fähigen und daher exportorientierten Industrie dagegen, zu der vor allem die 
Chemie- und Elektro-Branche sowie wesentliche Teile der verarbeitenden Industrie 
gehörten, waren nicht nur auf eine konziliante Außenwirtschaftspolitik, sondern 
auch auf eine allgemeine Verständigungspolitik ohne chauvinistische Übertrei- 
bungen und politische Expansionspläne angewiesen. Diese Fraktion, die 
Sohn-Rethel als die „eigentliche Stütze des Weimarer Regimes‘ einschließlich der 
Brüning-Regierungen kennzeichnet, verlor die politische Initiative völlig aus der 
Hand, als 1931 das internationale Kreditsystem und Investitionsgeschäft zusammen- 
brach und damit eine vom Weltmarkt ausgehende rasche Konjunkturbelebung 
vollends undenkbar wurde. „So stark ihre innerdeutsche Stellung in den vorauf- 
gegangenen Jahren ökonomisch und politisch gewesen war, als sie für die 
Beschäftigungskonjunktur der Gesamtwirtschaft in jeder Hinsicht die Führung 
innegehabt hatten, so sehr fielen sie nun wirtschaftspolitisch gegenüber der 
Schwerindustrie und der Landwirtschaft zurück, weil in der Richtung ihres 
Geschäftsinteresses in der nötigen Kürze der Zeit an keine Wiederingangsetzung der 
Konjunktur zu denken war.“ (81) Während eine weltmarktorientierte Produktions- 
strategie dieser Fraktion jetzt nur noch ihr kollektives Dauerinteresse auf weite 
Sicht darstellen konnte, waren einzelne Unternehmen zunehmend selbst auf eine 
augenblickliche Ankurbelung der Konjunktur angewiesen, die ihrerseits eine 
binnenwirtschaftliche Bereinigung der entscheidenden Kostenfaktoren sowie staat- 
liche Aufträge im großen Maßstab voraussetzte. 

Die Initiative und Stoßkraft dieser politischen Orientierung lag nach 
Sohn-Rethel eindeutig bei der „Harzburger Koaliton der strukturellen Defizitiäre 
sowohl der Industrie wie der Landwirtschaft wie der vermögenslosen Bürgerimassen, 
die vorher ihre Existenz im Schlepptau der kapitalaktiven Spitzenindustrien 
gefunden hatten und die jetzt in ihrem Defizit schmorten, weil gewissermaßen der 
Schlepplokomotive selbst der Dampf ausgegangen war“ (82). Die Einigung auf das 
faschistische Krisenlösungskonzept der politisch treibenden Kräfte der Schwer- 
industrie wird dabei durch einen doppelten Zwang erklärt: zum einen durch die 
zunehmenden ökonomischen Schwierigkeiten auch in den Reihen der anderen 
Kapitalfraktionen und zum anderen aus dem sich verdichtenden politischen 
Gesamtinteresse der Bourgeoisie: „Die gesündere, am ökonomischen Konkuirenz- 
kampf noch interessierten Teile konnten die defizitären nicht in die Liquidation 
gehen lassen, weil dieses Defizit so groß war, daß seine Aufrechnung aus Gründen 
der Kapitalverflechtung und aus den politischen Gefahren der Arbeitslosigkeit etc. 
für sie untragbar war, die Gesamtherrschaft der Klasse aufs Spiel gesetzt 


80) Die Pläne werden im einzelnen mit genauer Detailkenntnis dargestellt (S. 10 d. Ms.), 
wobei Sohn-Rethel die Planungen des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages (MWT) aus 
eigener Anschauung besonders gut einschätzen konnte. 

81) S.11d.Ms. (Hervorh. d. Verf.) 

82) S.12d.Ms. 
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hätte.‘ (83) Zwar fehlt in dieser Darstellung die Erörterung der Möglichkeiten einer 
dem Schleicher-Kabinett zugeschriebenen „links-keynesianischen“ Krisenlösungs- 
Strategie, wie sie von G. Gereke in seinen Erinnerungen belegt und als realistisches 
Alternativ- Konzept für die damalige Situation verteidigt worden ist (84). Jedoch 
entwickelt Sohn-Rethel ein entscheidendes Argument gegen diese wirtschafts- 
poltische Alternative implizit wiederum auf der Ebene des Weltmarktes. Danach 
fehlten den deutschen Kapitalisten die für den konjunkturellen-take-off einer von 
eigenen Akkumulationsreserven entblößten Wirtschaft unbedingt notwendigen 
Auslandskredite, ohne die jede Binnenkonjunkturbelebung nur über die „staatliche 
Zwangsfiktion“ von wirklichem Kapital, d.h. also über Kreditinflation denkbar 
gewesen wäre. Weil aber die englische und amerikanische wirtschaftliche Wieder- 
belebung nach 1932 sich lediglich als „imperiale Binnenkonjunkturen“ entwickel- 
ten und gerade keine Investitionskredite in die übrige Welt ausstrahlten (85) 
verstärkte sich von der Weltmarktseite her der Zwang zur Autarkie-Orientierung. 
Die „Binnenkonjunktur faschistischer Observanz‘“ wird damit zum Unterfall der 
„obersten Tatsache, daß die einseitig in den Händen der drei großen Demokratien 
monopolisierten Weltreserve an Investitionskapital ihre ökonomische Funktion seit 
1931 nicht im Weltmaßstabe mehr erfüllt.“ (85) 

Das Fehlen dieser (Geld-)Kapitalreserven zu Investitionszwecken bedingt also 
weitgehend die Notwendigkeit dessen, was Sohn-Rethel als eigentliches ökonomi- 
sches Prinzip des Faschismus entwickelt: die „Rückkehr zu den Methoden der 
absoluten Mehrwertproduktion“, d.h. zur drastischen Steigerung der Akkumula- 
tion der Kapitale bei gleichzeitiger drastischer Senkung der Konsumtion der 
Massen (86). 


83) S.1 des gesonderten Aufsatzes: Einige Voraussetzungen zum Verständnis der deutschen 
Entwicklung, Ms., Februar 1938. 

84) VgL G:Gereke, Ich war königlich-preußischer Landrat, Berlin (DDR) 1970, insb. 
8.189 ff. 

85) S.13d.Ms. 

86) Einige Voraussetzungen zum Verständnis der deutschen Entwicklung, S. 2, vgl. auch 
8.13. d.Ms. Wenn Schn-Rethel hier mißverständlich von einer „Rückkehr zu den 
Methoden der absoluten Mehrwertproduktion“ spricht, ist ihm allerdings mit Marx ent- 
gegenzuhalten, daß diese Methode (also die Verlängerung des Arbeitstages über den 
Punkt hinaus, wo der Arbeiter nur ein Äquivalent für den Wert seiner Arbeitskraft 
produziert hätte) „die allgemeine Grundlage des kapitalistischen Svstems und den Aus- 
gangspunkt der Produktion des relativen Mehrwerts (bildet). (K. Marx, Das Kapital, Ber- 
lin 1962, MEW 23, S. 532). Was Sohn-Rethel mit diesem Ausdruck als Tendenz be- 
schreibt, ist vielmehr die forcierte Erhöhung der Mehrwertrate mittels Verlängerung der 
Arbeitszeit, Intensifikation der Arbeit und Senkung des Preises der Ware Arbeitskraft 
unter ihren Wert, ohne daß die Produktivkraft der Arbeit über die Einführung neuer 
Maschinerie nennenswert gesteigert wird. Die gesteigerte Mehrwertmasse bezieht sich 
daher auf ein geringes vorgeschossenes Gesamtkapital, sei es, daß die c-Bestandteile durch 
Krise und Stagnation entwertet oder vernichtet sind, sei es, daß die v-Bestandteile durch 
die Senkung des Preises der Ware Arbeitskraft extrem niedrig gehalten werden. Das 
Resultat dieses Prozesses ist — grob umrissen — die Steigerung der Profitrate, ohne daß 
über eine Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals langfristig diese 
wieder gesenkt wird. Die Folgen für den Reproduktions- und Wachstumsprozeß des 
Kapitals sollen im folgenden entwickeit werden; erst aus diesem allgemeineren Zusam- 


Diese Methode der Profitproduktion äußert sich darin, daß die Arbeitszeit 
allein im Zeitraum von 1932-1936 um 15 % gesteigert wird, während zugleich der 
Preis der Ware Arbeitskraft (durchschnittlich) um 33 % gesenkt wird (errechnet auf 
Basis des Reallohns). Hinzu kommt eine Erhöhung der Mehrwertrate durch die 
Intensifikation der Arbeit: Die Arbeitsgeschwindigkeit wird im o.a. Zeitraum um 
durchschnittlich 20-25 % gesteigert (87). Diese verschärfte Ausbeutung, ohne daß 
mittels Anlage neuer Technologie im unmittelbaren Produktionsprozeß die Produk- 
tivkraft der Arbeit gesteigert wird, bedarf, wie schon die KPO-Analyse gezeigt hat, 
terroristischer Methoden der politischen Diktatur und insbesondere der Unter- 
drückung der Arbeiterbewegung samt ihrer Organisationen des ökonomischen 
Kampfes. 

Damit die gesteigerte Produktion von Mehrwert aber auch realisiert werden 
kann, ohne in letzter Instanz auf die ja gerade gedrosselte Konsumtionskraft der 
arbeitenden Massen angewiesen zu sein, bedarf diese Produktion einer stofflichen 
Qualität, die für ihren Absatz letztlich nicht auf eine Steigerung der konsumtiven 
Kaufkraft angewiesen ist. „Das Mehrprodukt muß vielmehr durch seinen Verkauf 
(an den Staat) aus dem Markt herausfallen oder darf durch seinen Verkauf auf dem 
Markt höchstens an die Stelle von konsumbezogenen Waren treten, die inzwischen 
ausfallen‘ (88). Würde sich die Produktionssteigerung also nicht auf militärische 
und Güter der Importsubstitution beschränken, käme das System nach Sohn-Rethel 
„ökonomisch zu Bruch“: die Kreditinflation würde durch die monetäre Inflation 
vertilgt und der Kapitalismus in Deutschland fiele zwangsläufig auf einen Stand 
zurück, „in dem er keinen Profit mehr bilden kann, richtiger auf einen Stand, der 
um so viel tiefer unter diesem Nullpunkt liegt, als die Kostenlage der Produktion 
sich inzwischen von der internationalen Konkurrenzfähigkeit entfernt hat.“ (88) 

Die stoffliche Seite der eingeschlagenen Konjunkturpolitik schafft damit 
geradezu zwangsläufig die Voraussetzungen zur gewaltsamen Expansion nach 
außen. „Der Umbruch in das faschistische System der absoluten Mehrwertproduk- 
tion fällt daher zusammen mit dem Übergang vom ökonomischen Konkurrenz- 
kampf, dessen Anforderungen die Bourgeoisie ... nicht mehr gewachsen ist, zum 
Konkurrenzkampf mit militärischen Mitteln.“ (89) 

Damit ist zwar die Entwicklungsrichtung der faschistischen Diktatur genau so 
gekennzeichnet, wie sie den Attributen der Faschismus-Definition der Komintern 
entspricht (nämlich: terroristisch, chauvinistisch und imperialistisch), dennoch 
widerspricht der so gewonnene Faschismus-Begriff Sohn-Rethels dieser Definition 
ganz entschieden, was die Charakterisierung seiner Ausgangsbasis betrifft: „Der 
Faschismus ist nicht etwa, wie oft behauptet worden ist, die obere Vollendung des 


menhang ist das spezifische Verhältnis von Ökonomie und Politik in dieser Periode zu 
erfassen! 

87) Einige Voraussetzungen zum Verständnis der deutschen Entwicklung, S. 2, vgl. die ent- 
sprechenden Angaben bei E. Mandel, a. a. O., S. 38 f. sowie in dem Weltwirtschaftskrise 
und Faschismus behandelnden Abschnitt eines Initialpapiers von E. Altvater zum Semi- 
nar: Probleme der empirischen Analyse der Akkumulationszyklen in Westdeutschland, 
Ms. (1972), S. 33 ff. 

88) kinige Voraussetzungen... .,S.2 

89) S.13d.Ms. 
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Finanzkapitalismus, er ist im Gegenteil, in der vorigen Krise, bei dem (durch 
Kriegsverlust, Enteignung des Auslandskapitals und Reparationen) schwächsten 
Kettenglied des Weltkapitalismus und innerhalb seiner wiederum von den ökono- 
misch schwächsten Teilen der Bourgeoisie herbeigeführt worden.‘ (90) Aus dieser 
Bestimmung ergeben sich für Sohn-Rethel der KPO-Theorie entsprechende Konse- 
quenzen für die Verselbständigung der politischen Herrschaft. Die faschistische 
Diktatur verdankt ihre Möglichkeit dem Moment der ökonomischen Schwäche in 
der kapitalistischer Reproduktion, weil sie allein unter allen verfügbaren Alterna- 
tiven politischer Herrschaft das kompensatorische politische Moment absoluter 
Durchsetzungsfähigkeit gegenüber der Arbeiterklasse aufzuweisen hat. Die Zwangs- 
läufigkeit aber, mit der damit die nationale Bourgeoisie auf die faschistische 
Diktatur in Deutschland angewiesen ist, nimmt sie nach 1933 zum Teil als Zwang 
der faschistischen Diktatur, d.h. als Primat der Politik über ihre ökonomischen 
Interessen wahr. Sohn-Rethel kann diese verzerrte bürgerliche Wahrnehmung, die 
ihren realen Anhaltspunkt in der tatsächlichen Verselbständigung der Form der 
politischen Diktatur, nicht aber in der Unterdrückung der vorhandenen Kapitalinte- 
ressen hat, in ihrer scheinhaften Qualität aufzeigen und auf ihre materiellen 
Ursachen zurückführen. 

Damit erklärt Sohn-Rethel auch die politische Opposition in bürgerlichen 
Kreisen aus der illusionären Wahrnehmung der ökonomischen Situation, in der diese 
sich jeweils entwickelt. Im Herbst 1935, als die außenwirtschaftliche Krise aufgrund 
von Exportschwäche und gleichzeitig gesteigerter Rohstoffeinfuhr für Rüstungs- 
zwecke sich zu einer Ernährungskrise auswuchs, stand noch Sohn-Rethel, „so 
ziemlich das ganze ehemalige Brüning-Lager in geschlossener Vergeßlichkeit hinter 
Gördelers Denkschrift, welche die Rückkehr zu weltmarktgerechter Rentabilitäts- 
wirtschaft forderte.‘ (91) In’ allen Diskussionen unter Großindustriellen und 
Militärs verstummte jedoch die Diskussion vor der Frage, wie das faschistische 
Regime zu liquidieren und was an seine Stelle zu setzen sei, denn: „die Verkettung 
führte in zwingendem Kreis allemal darauf hin, daß die Opposition genau das wieder 
einsetzen müßte, was sie abgesetzt hatte.‘“(91) Die Irreversibilität der ökono- 
mischen Zwangsläufigkeit und nicht etwa die machtmäßige Unterlegenheit gegen- 
über der faschistischen Partei beraubt also jede Art von „oppositionellen Reflexen‘“ 
derBourgeoisie gegen die faschistische Diktatur ihrer objektiven Erfolgsmöglichkeiten. 

Einen ähnlichen Vorgang beschreibt Sohn-Rethel in der zweiten akuten 
ökonomischen Krise des faschistischen Systems, als seine Produktionsexpansion an 
die Grenzen des vorhandenen Materials und der Arbeitskraft stößt (92) und der 
Zwang entsteht, diese „Schranken der Sachen‘ gewaltsam zu durchbrechen und 


90) Einige Voraussetzungen...,S.1 

91) Einige Voraussetzungen...,S.3 

92) Daß diese laufende Produktionsexpansion nicht identisch war mit Produktivitätssteige- 
rung, ist eines der Charakteristika der „autarken‘ Konjunktur, die der faschistischen 
Wirtschaft kapitalistische Profitbildung bei gleichzeitiger volkswirtschaftlicher Verlustbil- 
dung ermöglichte: „Da man den Wertmaßstab des ökonomischen Verlustprozesses, die 
intervalutarische Bilanzfunktion der Währung, ausgeschaltet hatte, wird der Verlust zur 
Schranke erst beim Mangel an Sachen.“ (Einige Voraussetzungen... , $. 5) 
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dem gesamtwirtschaftlich defizitiären Produktionsfortgang neue, also fremde 
Material-, Kapazitäts- und Arbeiterreserven zu erschließen (93). Die bürgerliche 
Gruppe (einschließlich eines Teils der Reichswehr-Führung) die 1938 aus Angst vor 
dem strategischen Risiko oder wegen des ungenügenden Rüstungsstandes gegen den 
ökonomisch fällig gewordenen Krieg opponierte, konnte wiederum keinen 
realistischen Ausweg aufzeigen, weil ihre politische Alternative ökonomisch die 
Rückkehr zur Mehrwertproduktion nach den Gesetzen und Standards des Welt- 
markts erfordert hätte, denen die deutsche Wirtschaft unter faschistischer Diktatur 
immer weniger gerecht zu werden imstande war. Dies hätte konkret eine totale 
Umstellung der stofflichen Produktion und vor allem eine lange Durststrecke echter 
ökonomischer Produktivitätssteigerung bei anhaltend geringen Exportchancen 
bedeutet, und darüberhinaus eine Absage an alle langfristigen expansionistischen 
Zielvorstellungen erzwungen, für deren Realisierung sich die Wirtschaft gerade auf 
Rüstungsproduktion umgestellt hatte (94). 

Mit der Darstellung solcher sich selbst erledigender bürgerlicher Oppositions- 
pläne ist das Verhältnis von Ökonomie und Politik in der faschistischen Diktatur 
lebendig veranschaulicht. Jenseits der einseitig personalisierenden Frage nach den 
Entscheidungsträgern, die ein Primat der Ökonomie oder der Politik getragen haben 
könnten, geht es Sohn-Rethel darum, die ökonomischen Zwangsgesetze darzustel- 
len, die mit der faschistischen Krisenlösung 1933 in Gang gesetzt worden sind. 

Daß diese Zwangsgesetze durch die terroristische Diktatur des Dritten Reiches 
zur Exekution gelangten, liegt damit in der Natur der eingeschlagenen ökonomi- 
schen Krisenlösungsstrategie schon mitbegründet. Ohne von einem Primat der Poli- 
tik auszugehen kann Sohn-Rethel daher in seiner Analyse der außergewöhnlichen 
Machtfülle der faschistischen Partei in vollem Maße gerecht werden. Für ihn ist die 
Partei zwar „der Knecht der Bourgeoisie, aber nur. in dem Verhältnis, daß sie über 
ihrer Bourgeoisie im Sattel sitzt und diese mit Sporen und Kandare ihre eigene Bahn 
reitet.‘“(94) Dabei fällt die notwendig zum Krieg tendierende Politik der faschi- 
stischen Diktatur auch noch jeweils phasenweise mit direkten kurzfristigen öko- 
nomischen Interessen einzelner Kapitalfraktionen zusammen (95). Die Durch- 
führung dieser Politik, welche einerseits die gesamtwirtschaftliche Aporie durch eine 
erfolgreiche militärische Expansion auf dem einzig möglichen Wege auflösen will, 
andererseits durch die Vorbereitung des Krieges die bestehenden ökonomischen 
Schwierigkeiten ständig verschärft, verselbständigt das „Machtelement der bürger- 
lichen Klassenherrschaft‘“ noch weiter, indem die Bourgeoisie „einen Hebel ihrer 
Kommandogewalt nach dem anderen an die terroristische Parteigewalt abtreten“ 


93) a.2.0.,8.5 

94) a.2.0,5.6 

95) a.a.O., S.3. Die Schilderung scharfer Interessenkämpfe zwischen den verschiedenen 
Fraktionen des Kapitals aus Anlaß der beiden ersten Vierjahrespläne entspricht dabei in 
großen Zügen der Darstellung in der DDR-Forschung, vgl. E. Czichon, Der Primat der 
Industrie im Kartell der nationalsozialistischen Macht, in: Das Argument 47, insb. 
5.182 ff. 
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muß, um ihre eigenen ökonomischen Überlebenschancen zu wahren (96). 

Dieser Prozeß zunehmender Funktionsbedeutung „der Politik‘ tendiert mit 
ständig verstärkter Indienstnahme der wirtschaftlichen Kapazitäten für die Vorbe- 
reitung des Krieges zu einem Punkt, an dem ihre Beziehung zur Ökonomie auf den 
Kopf gestellt, insofern als „‚Primat der Plitik“ erscheinen kann. Sohn-Rethel kann 
aber genau diese Erscheinung historisch erklärend auf ihre ökonomischen Ausgangs- 
bedingungen zurückbinden und damit den falschen Schein eines politischen Primats 
auflösen. Das im wirklichen, historisch entwickelten Zusammenhang gar nicht 
suspendierbare Grundverhältnis zwischen Ökonomie und Politik bestätigt 
Sohn-Rethel auch für die faschistische Diktatur mit einer Formel, die im Rahmen 
der marxistischen Diskussion den erreichten Stand der theoretischen Überlegungen 
zur Faschismus-Analyse mit dem erreichten Stand empirischer Erforschung der 
NS-Diktatur am weitestgehenden zu integrieren vermag. Diese Formel besagt, „daß 
die Zwangsgewalt, die die faschistische Diktatur im Staat des Monopolkapitals 
ausübt, gleich ist der Gewalt der Zwangslage, die das Monopolkapital zur Schaffung 
dieses Staates gebracht hat.‘ (97) 

Die Kriegskonzeption als solche erscheint im Rahmen dieser Analyse weder 
als „irrational‘“ (wie bei Mason letztlich unterstellt) noch als glatter Ausdruck der 
Summe konkreter ökonomischer Interessen des Gesamtkapitals bzw. ihrer stärksten 
Fraktionen (wie in der DDR-Literatur vorherrschend), sondern liegt unverrückbar 
auf der Linie und in der Logik des einmal eingeschlagenen Auswegs aus der Krise. 

Daß der einzige nicht kriegerisch-expansive Ausweg für den deutschen Kapita- 
lismus — den Sohn-Rethel aber 1938 nur noch auf der theoretischen Ebene formu- 
lieren kann, während er praktisch schon längst keine Möglichkeit mehr darstellt — 
nämlich die Renormalisierung der kapitalistischen Produktionsweise in Deutschland 
nach den Maßstäben der kapitalistischen Weltwirtschaft, eine massive Finanzhilfe 
des Auslandes voraussetzte, prognostiziert im Grunde schon den Weg zur 
postfaschistischen Rekonsolidierung des deutschen Kapitalismus, wie er mit der 
Liquidierung der Rüstungsinflation durch politisch-militärischen Zusammenbruch 
und Währungsreform sowie mithilfe der Marshall-Plan-Gelder nach 1945 einge- 
schlagen wurde. Auch hierin äußert sich die Stichhaltigkeit der Sohn-Rethelschen 
Analyse des Spielraums kapitalistischer Systemerhaltungs-Strategien. 

Wenn diese 1938 aufgezeigte theoretische Möglichkeit erst nach einem bis 
zum katastrophalen Ende durchgehaltenen Weltkrieg wirklich geworden ist, 
verweist dies auf die einzige dysfunktionale Dimension der faschistischen Diktatur 
für das deutsche Großkapital, das an einem erfolgreichen Krieg allemal ein sehr viel 
größeres Interesse haben mußte als an einer militärischen Niederlage. 

Dies unterstellt, wird es zweifellos schwierig, der „direkten“ Diktatur des 
Finanzkapitals eine Kriegskonzeption zuzutrauen, die ab einem bestimmten 


96) a.a.O.S.6. Vgl. auch das gesonderte Manuskript: Zur Klassenstruktur des Nazifaschis- 
mus, S. 2, wonach die Suspendierung der bürgerlichen Rechte durch die faschistische 
Diktatur auch dazu dient, die „reibungslose Sicherung“ der Unternehmerfunktion des 
Staates für das Monopolkapital in seiner Existenzkrise zu ermöglichen. Jedoch kann diese 
Funktion in unserem Zusammenhang nicht dargestellt und problematisiert werden. 

97) Zur Klassenstruktur, S. 12 
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Zeitpunkt strategisch und damit politisch wie ökonomisch jenes Risiko bei weitem 
überstieg, das militärische Strategien normalerweise auf sich nehmen. Wenn es im 
Rahmen marxistischer Theorie nicht gelingt, die Möglichkeit der historisch 
erwiesenen „letztendlichen Realitätsuntüchtigkeit‘‘ (Haug) /98) der faschistischen 
Diktatur zu erklären, bleibt nur der offensichtlich irrationale Ausweg, die 
selbstzerstörerische Tendenz der faschistischen Kriegspolitik als Unterfall einer 
allgemeinen „Tendenz zur Selbstzerstörung“ zu behandeln, die als „immanentes 
Moment“ angeblich jedem Kapital-Konkurrenz-Verhältnis zu eigen ist und deshalb 
kein „Spezifikum““ der faschistischen Diktatur darstelle (99). 

Solche Hilflosigkeit bei der Erklärung einer extremen, aber realen Er- 
scheinung in der Geschichte kapitalistischer Gesellschaften erweist ex negativo die 
Fruchtbarkeit eines methodischen Ansatzes marxistischer Geschichtsforschung, der 
die KPO wie Sohn-Rethel in ihren Analysen gerecht zu werden versuchen: Denn 
ihre Arbeiten gehen implizit von dem Grundsatz aus, daß es für eine materialistische 
Analyse nicht darauf ankommen kann, die Unmöglichkeit einer tendentiellen 
Verselbständigung politischer Entscheidungen von gleichzeitig vorhandenen und 
artikulierten Interessen auch gegen den empirischen Augenschein zu behaupten, daß 
es vielmehr die positive Aufgabe zu lösen gilt, die ökonomischen und klassenanaly- 
tischen Ausgangsbedingungen für eine solche Möglichkeit genau zu bestimmen und 
differenziert zu untersuchen, wie ein solcher Prozeß relativer Verselbständigung in 
Gang zu kommen und seine nur noch abgeleitet erklärbaren Eigengesetzlichkeiten 
zu entwickeln vermag (100). 


98) W.F. Haug, Der hilflose Antifaschismus, S. 39 

99) SoE. Czichon, Primat der Industrie, Das Argument 47, S. 190. Argumente, die auf dieser 
schiefen Ebene liegen, gleiten zwangsläufig in eine subjektivistische Richtung, insofern 
sie letztlich ein subjektives Versagen der deutschen Kapitalisten vor den selbstgesetzten 
Aufgaben behaupten. Besonders deutlich wird dies bei A. Leisewitz, der die selbstzerstö- 
rerische Tendenz der faschistischen Form der Monopolherrschaft, wie sie sich in der 
Kriegsniederlage durchsetze, aus der „Unfähigkeit der Bourgeoisie zur realistischen Ein- 
schätzung des internationalen Kräfteverhältnisses““ erklärt (so in seinem Aufsatz: Die 
Auswirkungen der Verwissenschaftlichung der Produktion auf die Monopolbildung und 
auf das Verhältnis von Ökonomie und Politik, am Beispiel der chemischen Industrie, in: 
Das Argument Nr. 73 (1972), S. 507). Selbst wenn man eine solche Unfähigkeit unter- 
stellt, ist damit noch längst nicht geklärt, warum ausgerechnet und nur die deutsche 
Bourgeoisie in der faschistischen Diktatur ihre Fähigkeit zur realistischen Einschätzung 
der Kräfteverhältnisse verloren haben soll und warum sie diese nach dem II. Weltkrieg, 
zum großen Teil durch dasselbe Personal vertreten, offensichtlich in erstaunlichem Maß 
wiedergewonnen hat. 

100) Vgl. in dieser Hinsicht die exemplarischen Analysen von Marx (Frankreich-Schriften) 
und Engels (Die Rolle der Gewalt in der Geschichte, MEW 21, S. 405 ff.). Vgl. auch die 
Ausführungen von Engels über das Verhältnis von Ökonomie und „politische(n) Formen 
des Klassenkampfs und seine(n) Resultate{n)‘“ in seinem Brief an J. Bloch, in: MEW 37, 
S. 463 f. 
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IV. Faschismus als ungleichzeitiger Begriff — zur aktualisierenden Methode in der 
aktuellen Faschismus-Diskussion 


Eine realitätsgerechte theoretische Analyse des Faschismus zu erarbeiten war für die 
deutsche Arbeiterbewegung am Ende der Weimarer Republik zur Bedingung ihrer 
weiteren Existenz geworden. Die aktuelle politische Diskussion darüber, ob der 
Begriff des Faschismus die Veränderungen richtig kennzeichnet, welche die 
rechtlichen Grundlagen und politischen Formen bürgerlicher Herrschaft in der BRD 
seit der Notstandsgesetzgebung erfahren haben, ist dagegen nicht aus der Arbeiter- 
bewegung hervorgegangen. Sie ist vielmehr in ihrem Ursprung Produkt der 
Konkurrenz zwischen verschiedenen Intellektuellen-Zirkeln, die nach dem Aus- 
laufen der Studentenrevolte das Thema der revolutionären Partei des Proletariats 
entdeckt und sich an die Aufarbeitung ihrer Geschichte gemacht haben (101). Ihren 
studentischen Ursprung wie ihre Feme von der tatsächlichen Arbeiterbewegung 
versuchen viele dieser Gruppen hinter einem anmaßendem proletarischen Namens- 
schild zu verstecken. In den Köpfen ihrer Anhänger vollendet sich solche Art 
proletarischer Mimikry in einer subjektiv oft ebenso aufrichtigen wie objektiv 
kritiklosen und unausgewiesenen Indentifizierung mit der Geschichte der KPD. 

Nun braucht der Ursprung der aktuellen Diskussion in intellektuellen Zirkeln 
genauso wenig gegen die politische Richtigkeit ihres Faschismus-Begriffes zu 
besagen, wie umgekehrt etwa die traumatischen Erfahrungen sozialdemokratischer 
Arbeiter in der NS-Zeit ihren Blick für die Erscheinungsformen eines womöglich 
aktuellen Faschisierungsprozesses nicht ohne weiteres geschärft haben müssen. 
Betrachtet man sich jedoch. einige Produkte dieser Diskussionen, drängt sich zum 
mindesten die Erkenntnis auf, daß eine aktualisierende Faschismus-Diskussion zum 
unfruchtbaren Dogmengeschiebe vorkommen muß, wenn sie nicht einmal die 
wichtigsten Ergebnisse der marxistischen Analyse des historischen Faschismus zu 
verarbeiten imstande ist. Dazu gehören die innerkommunistische Kritik an der 
Faschismus-Einschätzung der offiziellen KPD, wie sie schon vor 1933 von der KPO 
geleistet worden ist, ebenso wie die ökonomisch fundierten Analysen des 
Faschismus, die aus den theoretischen Auseinandersetzungen der Emigrationszeit 
hervorgegangen sind (102). 

Herausragendes gemeinsames Merkmal der aktuellen Diskussion ist es, daß sie 
weitgehend auf eine genaue Analyse und Darstellung der ökonomisch-politischen 
Entwicklungstendenzen verzichtet, die in den aktuellen gesellschaftlichen Verhält- 
nissen eine neue faschistische Gefahr hervorbringen sollen, die also in ihren 
Ursachen und Erscheinungsformen dem Faschisierungsprozeß in der ökonomischen 


101) Vgl P. Lagarde, Bemerkungen zur Faschismus-Diskussion, Neues Rotes Forum 6/1971, 
S. 37, der die Differenzen zwischen den verschiedenen politischen Gruppen „weniger auf 
unterschiedliche polit-ökonomische Analysen“ zurückführt als vielmehr darauf, „wie 
weit die einzelnen Gruppen in die Geschichte der Arbeiterbewegung vorgedrungen sind“. 

102) Neben Sohn-Rethel sind hier vor allem die Analysen von O, Bauer, F. Neumann, P. Se- 
ring und F. Sternberg zu nennen. 
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und politischen Krise der Weimarer Republik wenigstens vergleichbar sein 
müssen (103). 

Wenn im folgenden auf einige in dieser Hinsicht besonders lehrreiche Beispiele 
eingegangen wird, geht es vor allem darum, die von einigen überregionalen 
politischen Gruppen (104) propagierten Faschismus-Einschätzungen an den oben 
dargelegten Analysen der faschistischen Diktatur in Deutschland kritisch zu messen, 
mögliche Fehler zu erkennen und daraus bestimmte Konsequenzen sowohl hinsicht- 
lich des politischen Anspruchs dieser Gruppen als auch hinsichtlich der tatsächlich 
notwendigen politischen Analysen der heutigen BRD zu folgern. 

Die aktuelle Diskussion über Begriff und Funktion des Faschismus wird vor 
allem durch zwei einander entgegengesetzte und doch gleichermaßen desorien- 
tierende Argumentationsrichtungen geprägt. Zum einen durch den inflatorischen 
Gebrauch des Faschismus-Begriffes als besonders pathetisches und moralisch 
vernichtendes Urteil gegen jede Form bürgerlicher Klassengewalt, der seine 
inhaltliche Substanz ins beliebige entwertet und damit jeder analytischen Kraft 
beraubt (105). Zum zweiten durch einen weitgehend unkritischen zweiten Aufguß 
der Sozialfaschismus-Theorie zur Begründung eines ebenso pathetischen und 
moralisch vernichtenden Urteils über die Sozialdemokratie als einen Träger der 
gegenwärtig dominierenden Form bürgerlicher Herrschaft. 

Die Sozialfaschismus-Theorie gehört nicht nur zum alltäglichen Propaganda- 
gebrauch verschiedener Fraktionen der sogenannten KPD-ML, sondern liegt auch 
der Ideologie und den politischen Aktivitäten der am perfektesten verkleideten 
studentischen ‚Avantgarde der Arbeiterklasse“, der sich selbst so nennenden KPD 
zugrunde (im folgenden nach dem Kriterium ihrer eigentlichen Anhänger-Basis als 
KSV = Kommunistischer Studentenverband bezeichnet). Das robuste Selbstver- 
ständnis dieser Gruppe nährt und erneuert sich ständig über die doppelte 
ideologische Nabelschnur, die sie ihrer Vorstellung nach mit dem Zentrum der 
Weltrevolution in Peking einerseits und mit der Geschichte der tatsächlichen 
historischen Kommunistischen Partei Deutschlands andererseits verbindet (106). 
Nachdem sich der KSV mit dem angemaßten Namen auch das historische Erbe der 


103) Vgl. die entsprechende These im 1. Teil des RGO-Aufsatzes in diesem Heft. 

104) An dieser Stelle kann auf eine explizite Erörterung von Gruppen verzichtet werden, 
deren deutlich paranoider Charakter zwar ständig einen wahnhaften Faschismus- bzw. 
Sozialfaschismus-Verdacht gegen ihre politische Umgebung hervorbringt, zugleich aber 
auch ihre fortdauernde Bedeutungslosigkeit garantiert (so z. B. die KPD-ML (ZB) und die 
sog. „Gruppe Internationale Arbeiterfraktionen“). , 

105) Die Bezeichnung bestimmter diktatorischer Regime wie der griechischen Militär-Junta als 
„faschistisch‘“ stellt einen Sonderfall dieses Problems dar und kann hier nicht erörtert 
werden, 

106) Die versuchte Verschränkung beider Identifikationsbereiche muß dabei besonders exoti- 
sche Erkenntnisse hervorbringen: so sind für den KSV die „wesentlichen Mängel der 
Bolschewisierung (der wirklichen KPD der Weimarer Zeit, N.K.), die die Niederlage 
unserer (!) Arbeiterbewegung gegenüber dem Faschismus verschuldeten, ... nur auf dem 
Hintergrund der Erungenschaften der marxistisch-leninistischen Parteien, wie sie vor 
allem in den Werken Mao Tse-Tungs zusammengefaßt sind, zu erklären.“ (So zu lesen im 
Vorwort zur 2. Auflage (1972) des Dokumenten-Bandes: Die Bolschewisierung der KPD, 
1. Teil, ohne Seitenangaben) 
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Weimarer KPD erschlichen hat, fällt unter. seine nachlaßverwaltenden Aufgaben 
auch die Pflege der Sozialfaschismus-Theorie, deren offizielle Propagierung im 
aktuellen Sinne allerdings noch aussteht. Wie der KSV die Geschichte der Weimarer 
KPD allerdings wahrnimmt und darstellt, läßt schon heute darauf schließen, daß die 
Sozialfaschismus-Theorie demnächst auch offiziell den Inhalt politischer Tagespa- 
rolen bestimmen wird (107). 

In der Darstellung der historischen Sozialfaschismus-Theorie und ihrer 
Bedeutung im Kampf der Arbeiterklasse gegen die faschistische Gefahr setzt sich die 
Gruppe deutlich von den „linksopportunistischen“ Auffassungen der Merker- 
Gruppe wie von der „rechtsopportunistischen‘““ Position der Brandler-Thalheimer- 
Gruppe ab und identifiziert sich ganz unopportunistisch mit der damaligen 
Parteiführung um das Thälmann-ZK, deren Linie in der Sozialfaschismus-Frage in 
der oben erwähnten Remmele-Schrift ausgearbeitet worden ist (108). 

Entlang dieser Linie zeichnet der KSV eine Entwicklung der SPD, die diese 
am Ende der Weimarer Republik aus einer „klassenverräterischen‘‘ Organisation in 
eine „sozialfaschistische“ verwandelt. Zwar soll damit nicht die Masse der 
sozialdemokratischen Arbeiter denunziert, wohl aber die rechte SPD-Führung 
korrekt gekennzeichnet werden, die das Proletariat mit einer „konkreten sozial- 
faschistischen Politik‘ bekämpfte. Mit dem Begriff des Sozialfaschismus wird also 
auch die damalige antifaschistische Taktik der KPD gutgeheißen, „die das Bündnis 
mit der SPD ablehnte, die in ihr organisierten Massen der Arbeiter jedoch gewinnen 
wollte‘ (109). Die immanente Unmöglichkeit und die verhängnisvollen Konse- 
quenzen einer solchen „Taktik des Sozialfaschismus“ sind in der Darstellung der 
KPO-Position hinreichend aufgezeigt worden (110). Für die aktuelle Diskussion ist 
wichtiger, mit welchen Argumenten der Gebrauch des Begriffes für die Kennzeich- 
nung der SPD im Jahre 1970 (als die Gruppe sich noch KPD-Aufbauorganisation 
nannte) problematisiert wurde: „In Zukunft unkontrolliert von Sozialfaschismus 
sprechen, hieße den Irrtum der Studentenbewegung, man könnte ohne die Partei 
der Arbeiterklasse mit Begriffen an (muß wohl heißen: aus) der Geschichte der 


107) Die Einschätzung der historischen Sozialfaschismus-Theorie ergibt sich aus dem Grund- 

„satz-Papier der Rotzeg (Vorläufer der KSV-Organisation der Germanisten an der FÜ Ber- 

lin): Die Rolle der SPD im Faschisierungsprozeis der Weimarer Republik und die Sozial- 

faschismustheorie der KPD, in: Rote Presse-Korrespondenz Nr. 87 (Okt. 1970), S. 4 ff. 

und aus einer Reihe von Arbeitspapieren von KSV-Gruppen, wie sie in Lehrveranstal- 
tungen am FB 15 der FU Berlin vorgelegt wurden. 

108) Daß die Geschichte der KPD durch die Brille der stärksten Fraktion wahrgenommen 
wird, mit der sich der KSV von vornherein identifiziert, ist aus der ganzen Darstellung 
ersichtlich, die in dem Rotzeg-Aufsatz gegeben wird. So werden über die „Brandler-Thal- 
heimer-Gruppe“ einfach Behauptungen Remmeles aufgewärmt, die damals so verlogen 
und unsinnig waren wie heute (vgl. Die Rolle der SPD, S. 7/8). Die labilen Kenntnisse 
über die Geschichte der KPD stehen im übrigen in kiassem Gegensatz zur Festigkeit des 
eingenommenen Standpunktes. So wird die KPO in der Darstellung des KSV auch 
nach 1928 noch immer als Fraktion innerhalb der KPD dargestellt (a. a. O., S. 7). 

109) a.a.0.,8S.7ff. 

110) Vgl. die entsprechende Kritik der KPO im 1. Teil dieses Aufsatzes, S. 107 f., insbesondere 
vernachlässigt der KSV die gegen den Reformismus gerichtete faschistische Gewalt. 
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Arbeiterbewegung Geschichte machen, weiter verlängern.“ (111) Der prinzipielle 
Vorbehalt betrifft also nicht den Inhalt, sondern den Propagandisten des Sozialfa- 
schismus-Begriffes, legitim wird seine Verwendung nicht aufgrund seiner analyti- 
schen Angemessenheit, sondern aufgrund seiner politischen Weihe durch die „Partei 
der Arbeiterklasse‘ (112). Nachdem sich der KSV selbst als diese Partei mißver- 
steht, kann er sich die Freigabe des Begriffs für die aktuelle Diskussion jederzeit 
vorbehalten. Da der Kern des Sozialfaschismus-Vorwurfes die SPD der Weimarer 
Zeit als „konterrevolutionäre Organisation auf dem Boden der Arbeiterklasse mit 
der Ideologie des organisierten Kapitalismus und über den Klassen stehenden 
Staates richtig charakterisiert hat“ (113), bleibt der Begriff latent zwar richtig, kann 
aber nicht propagandistisch verwendet werden, solange sich die SPD ‚im Rahmen 
des bürgerlichen Rechtsstaates bewegt“. Sobald sie hingegen zum „offenen Terror 
gegen die Arbeiterklasse übergeht“ (114), kann der Begriff seine lediglich suspen- 
dierte Aktualität zurückgewinnen. Eine solche Entwicklung der SPD ist für den 
KSV in seiner Selbstüberschätzung und vor dem Hintergrund seiner Offensiv- 
Theorie, welche die eigene politische Erregung mit der tatsächlichen politischen 
Offensive der Arbeiterklasse verwechselt, aller Voraussicht nach schon dann 
gegeben, wenn sozialdemokratisch geführte Staatsgewalt seine Organisationen und 
damit die „führenden Kräfte der Arbeiterklasse‘ bedroht (115). 

Als Beispiel für eine entgegengesetze, politisch aber ebenso desorientierende 
Anwendung des Faschismus-Begriffes auf die aktuelle politische Situation in der 
BRD muß auf die Diskussion im Rahmen des KB-Nord (Hamburg) verwiesen 
werden, wie sie vor allem in der Zeit vor den letzten Bundestagswahlen geführt 
wurde (116 ). 


111) Die Rolle der SPD, a. a. O.,S. 9 (Hervornh. d. Verf.) 

112) Dabei wird gar nicht problematisiert, ob mit Begriffen überhaupt Geschichte zu machen 
ist. Zum Problem wird vielmehr, wie die Kontrolte über die Verwendung von Begriffen 
aus der Geschichte der Arbeiterbewegung organisiert werden kann. Daraus ergab sich für 
die damalige AO, daß Begriffe erst Geschichte machen können, wenn zuvor die Partei der 
Arbeiterklasse gemacht worden ist. Diese selbstgesetzte Aufgabe hat sie auch kurze Zeit 
später praktisch gelöst, indem sie das Wunder der Jungfernzeugung einer proletarischen 
Partei vollbrachte und sich über Nacht von der Aufbauorganisation in die Kommunisti- 
sche Partei Deutschlands verwandelte. 

113) Vgl. Rolle der SPD, a. a. O., S. 10. Auf derselben Linie behauptet ein KSV-Papier zur 
Rolle der SPD in der Weimarer Republik, die Ideologie der Wirtschaftsdemokratie 
(Naphtali) weise „inhaltlich dieselben Gründzüge“ auf wie das faschistische Programm. 
Eine richtige Kritik an diesem Element der Sozialfaschismus-Theorie entwickelt 
J. Schmierer, NRF 3/1972, S. 13. 

114) Die Rolle der SPD, a.a. O.,S. 10 

115) Für die Prognose, daß in einem solchen Fall die „Partei der Arbeiterklasse“ mit dem 
Sozialfaschismus-Begriff auf eigene Faust „Geschichte zu machen“ versucht, spricht auch 
der Faschismus-Begriff des KSV, den sie, entsprechend dem theoretischen Fehler der 
KPD vor 1930, lediglich als Antwort auf eine revolutionäre Offensive des Proletariats 
versteht. Da seine Offensiv-Theorie sich überhaupt nicht mehr auf die ökonomisch verur- 
sachten Schwankungen in den konkreten Lebensbedingungen der Arbeiterklasse bezieht, 
ist die faschistische Gefahr ebenfalls nicht mehr von ökonomischen Krisenerscheinungen 
abhängig (vgl. Dem Volke dienen, Nr. 7, S.. 2). 

116) Vgl. vor allem: Arbeiterkampf, Nr. 16, 17,18, 21, 22, sowie: Zum Aufbau eines Soziali- 
stischen Studentenbundes (Teil 2 einer Sondernummer von „Unser Weg“). 
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In Anlehnung an eine vage Beschreibung faschistischer Tendenzen in Italien 
entwickelt der KB-Nord die These, auch in der BRD bestehe die akute Gefahr einer 
offenen faschistischen Diktatur. Anzeichen für diesen neuen Faschismus sah man 
vor allem in der durch die sogenannten „kleinen Notstandsgesetze‘“ aus Anlaß der 
RAF-Verfolgung forcierten Aufrüstung von Polizei und Bundesgrenzschutz, die 
richtig als präventive Einsatzreserve gegen die Arbeiterklasse bezeichnet wurde. Den 
ideologischen Beleg für faschistische Tendenzen lieferten Zitate aus Springer-Presse 
und Bayern-Kurier, als neuer Führer einer faschistischen Diktatur wurde mit 
Vorliebe F.J. Strauß vorgestellt (117). 

Offensichtlich hat der KB-Nord in dieser Fehlanalyse die zeitweise Verschär- 
fung der politischen Auseinandersetzungen zwischen den beiden großen ideolo- 
gischen Lagern bürgerlicher Politik überdimensional polarisiert wahrgenommen und 
dabei die offen reaktionäre politische Linie der bürgerlichen Rechten mit einer 
akuten faschistischen Gefahr verwechselt. Dies mußte zu teilweise ganz irrealen 
Parolen im Bundestagswahlkampf 1972 verleiten. So wurde die für Kommunisten 
damals sehr wohl begründbare Option für die SPD (118) mit Losungen propagiert, 
die heillose Verwirrung stiften mußten (119), weil der Wahlakt darin nicht mehr als 
pragmatisch kalkulierbare Einflußmöglichkeit auf die Entscheidung zwischen einer 
sozialliberalen und einer rechtsbürgerlichen Regierung erschien, sondern als poli- 
tisch ungeheuer folgenreiche Aktion gegen oder für den kommenden Faschismus. 
Darüberhinaus reproduzierte der KB-Nord aus lauter Angst, den Fehler der 
kommunistischen Sozialfaschismus-Politik zu wiederholen (120), die Illusion der 
Weimarer Sozialdemokratie, als sei der Faschismus, wenn er wirklich vor der Tür 
steht, mit dem Stimmzettel zurückzuschlagen. 

Die auch im einzelnen zuin Teil grotesk verzerrte Wahrnehmung des KB-Nord 
ist vor allem auf das Fehlen eines Faschismus-Begriffes zurückzuführen, der seine 
ökonomischen und kiassenanalytischen Voraussetzungen am historisch realen 
Beispiel gewonnen hat. Dieser Mangel wird besonders deutlich, wenn ständig von 
einer im Gang befindlichen „Faschisierung“ die Rede ist, ohne daß das Endprodukt 
dieses Prozesses sich in historisch spezifischer Form umschreiben läßt. Faschisierung 
erscheint hier als Sammelbegriff für alle möglichen Erscheinungen und Instrumente 
bürgerlicher Klassengewalt, die zusammengenommen die politisch noch gar nicht 
entfalteten Möglichkeiten einer revolutionären Arbeiterbewegung blockieren 
können, und nicht, wie etwa in der Analyse der KPO, als Entwicklung der 
politischen Krise bürgerlicher Herrschaft in Richtung auf eine faschistische 
Diktatur, deren zukünftiger Träger als faschistische Bewegung die terroristische 
Stoßrichtung dieser Entwicklung aktiv mitbestimmt. In ihrem Eifer, bloß nicht die 
allerersten Sturmvögel des neuen Faschismus zu übersehen, unterliegt der KB-Nord 


117) Zum Aufbau eines Sozialistischen Studentenbundes, S. 2 ff. Hier wird sogar der RCDS 
als Verbreiter faschistischer Ideologie entlarvt (S. 3). 

118) Vgl, die Argumentationslinie in: Der lange Marsch Nr. 1 (Berlin 1972) 

19) VgL Parolen wie: Kampf gegen die Faschisierung — Keine Stimme des CDU/CSU und 
ihren Bundesgenossen: NPD und DU; oder: Mit den SPD-Arbeitern gegen den Faschis- 
mus, in: Arbeiterkampf Nr. 21, S. 13. 

120} Eine gut begründete Ablehnung dieser Theorie in: Arbeiterkampf Nr.22, S. 10 
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damit der Gefahr, die normalen Gewaltreserven bürgerlicher Herrschaft zu 
verkennen und so implizit die bürgerliche Demokratie zu idealisieren (121). Diese 
Gefahr erwächst aus einer schematischen Einschätzung des bürgerlichen Staates, 
welche von der Kontinuität seiner sozialen Funktion kurzerhand auf eine 
kontinuierliche Gesetzmäßigkeit in der Entwicklung seiner Ausübungsformen 
zurückschließt, ohne die jeweils besonderen ökonomischen und sozialen Bedin- 
gungen politischer Herrschaft in Rechnung zu stellen oder gar selbst gründlich zu 
untersuchen. (122) 

Von einem konsistenten ‚Begriff des Faschismus, der aus der Analyse der 
faschistischen Diktatur in Deutschland gewonnen ist, geht demgegenüber die 
Heidelberger Gruppe Neues Rotes Forum (NRF) aus (123), weil sie sowohl die 
qualitative Differenz zwischen bürgerlich-demokratischer Herrschaft und faschis- 
tischer Diktatur herausarbeitet als auch die Sozialfaschismus-Theorie der Weimarer 
KPD in ihrem Kernpunkt überzeugend kritisiert (124). In der Diskussion um die 
Aktualität eines neuen Faschismus in der BRD tritt das NRF entsprechend scharf 
der Position des KB-Nord engegen (125), um allerdings aus der richtigen Kritik 
äußerst problematische strategische Schlüsse zu ziehen. Denn der falschen mecha- 
nischen Gleichsetzung der Offensive der Bourgeoisie mit der faschistischen Gefahr 
seitens des KB-Nord setzt die NRF lediglich die ebenso mechanische Annahme 
entgegen, das Fehlen einer aktuellen faschistischen Gefahr zeige zugleich an, wie 
sehr die Bourgeoisie tendentiell politisch in die Defensive geraten sei. Zwar 
entwickele sich die objektive Notwendigkeit für den Faschismus mit der beginnen- 
den. Krise bürgerlicher Herrschaft, für die Realisierung der faschistischen Lösung 
werde der Bourgeoisie aber die Massenbasis fehlen, insofern das Volk auf breiter 
Front beginne, „sich vom bürgerlichen Antikommunismus zu befreien und den 
Kampf gegen den Abbau demokratischer Rechte in der BRD und selbst für die 
proletarische Revolution aufzunehmen.“ (126) 


121) Vgl. Peregrinus (KPO): „Wer, wie die Komintern, jede Gewalttat gegen die Arbeiterklasse 
als Faschismus bezeichnet, idealisiert dadurch die bürgerliche Demokratie.“ (Der Faschis- 
mus in Deutschland, S. 70) 

122) Die des KB-Nord in der Faschismus-Frage wird dadurch nicht weniger falsch, daß sie 
grundsätzlich richtig von einer defensiven Phase in den Kämpfen der Arbeiterbewegung 
ausgeht. Denn die Kritik an den Offensiv-Theorien anderer Gruppen hat ihn dazu ver- 
führt, diese Defensive durch eine außergewöhnliche Bedrohung, also die faschistische 
Gefahr, verursacht zu sehen, anstatt sie aus dem relativ reibungslosen Funktionieren der 
ökonomischen und politischen Reproduktion des kapitalistischen Systems der BRD zu 
erklären, wozi: auch gehört, daß die Vorbereitungen auf gewaltsame Klassenauseinander- 
setzungen von staatlicher Seite ohne nennenswerten Widerstand der Arbeiterklasse als 
ganzer anlaufen konnten. 

123) Vgl. aber die Einwände gegen den Faschismus-Begriff bei J. Schmierer im 1. Teil dieses 
Aufsatzes, S. 120. Die wichtigsten Beiträge im NRF sind darüberhinaus: P. Lagarde, Be- 
merkungen zur Faschismus-Diskussion (Nr. 6/71) und Chr. Bucher, Vom Standpunkt der 
großen Kleinmütigkeit zum Standpunkt des kleineren Übels, Zur Faschismusfrage des 
KB Hamburg (Nr. 6/72). 

124) Schmierer begründet diese Kritik mit denselben inhaltlichen Argumenten wie die KPO, 
vgl.a.a.0.,$S.12f. 

125) Vgl. v.a. Ch. Bucher, a. a. 0O,S.10f. 

126) Schmierer, a. a. O., S. 20 
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Die Faschismus-Einschätzung des NRF steht also in engem Zusammenhang 
mit seiner euphorischen Offensiv-Theorie (127), die hier gar nicht aus einer 
Realanalyse der gegenwärtigen ökonomischen und der Entwicklung der Klassen- 
beziehungen gewonnen ist, sondern lediglich ein politisches Postulat an die 
Arbeiterklasse als tatsächliche politische Tendenz ausgibt. Die Frage nach den 
objektiven und subjektiven Ausgangsbedingungen für eine revolutionäre Perspektive 
der Arbeiterbewegung wird gar nicht mehr gestellt, weil diese bereits in der 
definitorischen Festlegung auf eine Offensive der Arbeiterklasse vorliegt. Und damit 
die Arbeiterklasse ihrer Avantgarde diese Erkenntnis auch abnimmt, wird ihre 
tatsächliche Offensiv-Bereitschaft moralisierend an der „historischen Notwendig- 
keit“ gemessen (128) und zu guter letzt doch wieder mit der Drohung der 
faschistischen Gefahr unter Druck gesetzt: die Offensive zu erkennen, sei „von 
entscheidender Bedeutung für die Avantgarde der Arbeiterklasse, wenn sie nicht 
Schuld an einer neuen Niederlage der Arbeiterklasse auf sich nehmen und damit 
dem Sieg des Faschismus den Weg bereiten will, der der Vollstrecker dieser 
Niederlage wäre.“ (129) Der Faschismus-Begriff hat in der theoretischen Begrün- 
dung der revolutionären Offensive der NRF-Gruppe demnach also gar keine 
analytische Funktion. Die Faschismus-Diskussion soll nicht in erster Linie auf- 
zeigen, wie die politischen Formen bürgerlicher Herrschaft an gesellschaftliche 
Entwicklungen gebunden sind und welche Formen absehbar auf der Tagesordnung 
stehen. Faschismus als Kategorie wird vieimehr zum taktischen Instrument und 
dient alternativ zur empirielosen Begründung einer revolutionären Offensive der 
Arbeiterklasse (130) bzw. als Drohgröße, welche die Arbeiterklasse zu dieser 
Offensive anspornen soll. 

Auf je verschiedene Weise verfälscht damit der subjektive Anspruch, als 
Avantgarde der Arbeiterklasse ihre gegenwärtigen ökonomischen und politischen 
Kämpfe anleiten zu können, die Faschismus-Diskussion von KSV und NRF., Der 
Unterschied entspricht dabei den unterschiedlichen Etappen, in denen sich beide 
Gruppen in ihrem Prozeß des Parteiaufbaus befinden. Da der KSV schon seit 
geraumer Zeit als Reinkarnation der „Partei der Arbeiterklasse‘ schlechthin auftritt 
und seine Bestätigung in dieser Rolle vorwiegend in historischen Analogien sucht, 


127) Den Widerspruch zur Realität versucht Schmierer in der geheimnisvoll hegelianischen 
Formulierung aufzulösen, die Bourgeoisie sei nur noch „der Erscheinung nach‘ in der 
Offensive, vgl. a. a. O.,S. 20. 

128) So wird als Begründung für die Notwendigkeit, den Kampf gegen die politische Reaktion 
offensiv zu führen und ihn direkt mit dem Kampf für die proletarische Diktatur zu 
verbinden, lapidar erklärt: „Sonst werden wir der gegenwärtigen Situation des Klassen- 
kampfes nicht gerecht“ (a. a. O., S. 20). 

129) Ebd. 

130) Entsprechend werden im „Programm der westdeutschen Kommunisten“ Zwischenetap- 
pen auf dem Wege zur proletarischen Diktatur abgelehnt, indem man dekretiert: „Erobe- 
rung der politischen Macht durch das westdeutsche Proletariat, um diejenigen wirtschaft- 
lichen und politischen Maßnahmen durchzuführen, die den Inhalt der sozialistischen 
Revolution bilden, das ist die unmittelbar nächste Aufgabe im Befreiungskampf des 
westdeutschen Proletariats.“, in: NRF, Sondernummer ‚Das Programm der westdeut- 
schen Kommunisten“ (November 1972), S. 26. 
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muß sein subjektiver Identifizierungswunsch mit der Weimarer KPD deren 
fehlerhafte historische Analyse des deutschen Faschismus übernehmen und damit 
schon an der Entwicklung eines überzeugenden Faschismus-Begriffes scheitern. 

Das NRF dagegen beteiligt sich am Aufbau einer konkurrierenden KPD, die 
ihre Existenz-Berechtigung auf der Ebene der Programm-Diskussion theoretisch 
nachzuweisen versucht. Insofern verzerrt ihr Bestreben, die Konstituierung einer 
weiteren KPD auch dem Zeitpunkt nach als notwendig zu begründen, lediglich die 
programmatische Bestimmung der gegenwärtigen Etappe der Klassenkämpfe, nicht 
aber die Einschätzung des Faschismus, auf die sie ihre Offensiv-Theorie einiger- 
maßen artistisch zu stützen versucht (131). 

Die Überwindung beider Formen subjektiver Verfälschung der politischen 
Wahrnehmung ist und bleibt aber Voraussetzung für die Fähigkeit, die ökono- 
mischen, politischen und rechtlichen wie die ideologischen Ausgangsbedingungen 
für die Kämpfe der Arbeiterklasse realitätsgerecht einzuschätzen und erst recht für 
die von allen sozialistischen und kommunistischen Gruppen angestrebte Fähigkeit, 
diese Kämpfe tatsächlich zu beeinflussen oder gar „anzuleiten“. 

Daraus folgt, daß die theoretische Hauptaufgabe für Sozialisten heute darin 
besteht, sich die ganz konventionelien und legalen Gewaltreserven der parlamen- 
tarischen Demokratie vor Augen zu führen und ihre gegen die Arbeiterklasse 
gerichteten Potenzen nüchtern zu analysieren. Dies gilt umso mehr, als die am 
eindeutigsten gegen die Arbeiterklasse gerichtete Legalitätsreserve, die 1967 
verabschiedeten Notstandsgesetze, praktisch überhaupt noch nicht angewendet und 
in ihrer latenten Existenz erst wieder durch die im Sommer 1972 verabschiedeten 
„Kleinen“ Notstandsgesetze öffentlich bewußt geworden ist. Nur im Rahmen einer 
Analyse der ganz unterschiedlichen Formen und Methoden bürgerlicher Herrschaft 
kann sodann dem Faschisierungs-Verdacht der richtige aktuelle Stellenwert zuge- 
schrieben werden. Eine falsche Aktualisierung dieses Verdachts in der gegen- 
wärtigen Phase bürgerlich-reformistischer Herrschaftssicherung kann nur dazu 
beitragen, zwei grundlegende Erkenntnisse über die bürgerliche Gesellschaft und 
ihren Staat zu verhindern oder zu verdrängen: 1. die Erkenntis, daß die sogenannte 
liberale Herrschaftspraxis des Kapitals das gleiche Ziel auf konstitutionellem und 
integrationistischem Wege zu erreichen versucht, das der Faschismus mit Hilfe 
terroristischer Methoden erreicht hat, nämlich die „repressive Garantie des 
Klassenfriedens“. Und 2. die Erkenntnis, daß auf der anderen Seite „‚nur besondere 
Umstände und Bedingungen die bürgerliche Gesellschaft auf den Weg des Terrors 
zwingen.‘ (132) Mit diesen Aussagen Agnolis ist die in der Studentenrevolte weit 
verbreitete, weil für den Rhythmus von Sprechchören besonders geeignete Formel: 
„Kapitalismus führt zum Faschismus — Kapitalismus... muß weg!“ zurecht in 
ihrer inhaltlichen Substanz kritisiert. Denn zum einen ist das kapitalistische System 


131) Damit sind beide Gruppen nicht in einen Topf geworfen, Weil die NRF-Initiative den 
absurden Prozeß einer Parteigründung aus dem Stand nicht einfach wiederholt, bedarf ihr 
auch intern umstrittener Programm-Entwurf, im Gegensatz zum ideologischen Konglo- 
merat des KSV, einer intensiven Auseinandeısetzung. 

132) J. Agnoli, Die bürgerliche Gesellschaft und ihr Staat, in: Das Argument Nr. 41 (1966), 
S. 460. 
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für Marxisten nicht etwa nur in dem Maße bekämpfenswert, wie es tatsächlich zum 
Faschismus führt, sondern weil es aktuell und beständig die Ausbeutung der 
Arbeiterklasse und eine so ungerechte wie gesellschaftliche Ressourcen vernichtende 
Verteilung ihrer materiellen Ergebnisse durch die Produktionsweise selbst aufrecht- 
erhält. Und zum zweiten entwickelt sich „der Kapitalismus‘ nicht notwendig zum 
Faschismus, sondern eine kapitalistische Gesellschaft kann lediglich unter bestimm- 
ten Umständen, die im ersten Teil dieser Darstellung am Beispiel des deutschen 
Faschismus näher geklärt wurden, auf die krisenhafte Bedrohung ihrer Grundlagen 
in der Form der faschistischen Diktatur antworten. 

Um die Dimensionen einer faschistischen Gefahr für die politische Ent- 
wicklung in der BRD richtig zu erfassen, lohnt sich ein Blick auf das Schicksal jener 
Partei, die eine Zeitlang als Promotor eines Faschisierungsprozesses angesehen 
werden konnte. Das Anwachsen der NPD in der ökonomischen Rezession von 
1966/67 wie ihr Verschwinden bis zur Bundestagswahl 1972 haben deutlich 
gemacht, wie wenig funktional eine neofaschistische Partei für die parlamentarisch- 
demokratische Klassenherrschaft der Bourgeoisie ist, solange diese nicht in ihren 
ökonomischen Grundfesten bedroht ist (133). 

Wenn wir dagegen zu klären versuchen,welche politische Rolle die NPD zur 
Zeit ihrer größten Wahlerfolge wirklich gespielt hat, stoßen wir viel eher auf ihr 
erfolgreiches Wirken als eine Partei, die proletarische und vor allem kleinbürgerliche 
Protestwähler, zu neutralisieren vermochte, sowie als Drohgröße, um die Zustim- 
mung der „Demokraten aller Richtungen“ zu einer Konjunkturpolitik auf Kosten 
der Arbeiterklasse zu erzwingen. Insofern konnte die NPD schon in ihrem 
unentwickelten Stadium eine nützliche Rolle im Dienste der Kapitaloffensive 
spielen, weil sie das demokratische Erscheinungsbild des politischen Systems in 
Frage stellte und damit, an die antifaschistischen Instinkte in der Arbeiterklasse 
anknüpfend, zusätzlichen Integrationsdruck erzeugen konnte. 

Aus diesen Überlegungen ergeben sich für die aktuelle Diskussion des 
Zusammenhangs von Faschismus, Kapitalismus und Arbeiterbewegung zwei nur auf 
den ersten Blick einander widersprechende Aufgaben für die Analyse der gesell- 
schaftlichen und politischen Entwicklung der BRD. Zum einen gilt es, unter 
anderem mit Hilfe einer genauen Untersuchung der historischen Entwicklung zur 
faschistischen Diktatur und vor allem der Fehler, die die Organisationen der Arbei- 
terbewegung in den Entscheidungsjahren der Weimarer Republik gemacht haben, 
die offene Diktatur als /etzte Möglichkeit der Aufrechterhaltung bürgerlicher 
Klassenherrschaft im historischen Gedächtnis der Arbeiterklasse weiter wachzu- 
halten. Zu dieser Aufgabe zwingt die grundsätzliche Erkenntis, welche die KPO der 
Weimarer KPD entgegenzuhalten hatte: daß keine noch so tiefe Krise der 
bürgerlichen Herrschaft denkbar ist, die nur noch ihre revolutionäre Lösung offen 


133) Als politische Zusammenfassung eines diffusen Protestwählerpotentials war die NPD in 
keine politische Strategie des Kapitals präzise einzukalkulieren. In der innerbürgerlichen 
Bewertung ihrer Erfolge überwog entsprechend deutlich die Angst vor Reaktionen, die 
den Interessen des Kapitals zuwiderlaufen, z. B. vor der stimmungsmäßigen Reaktion im 
Ausland. 
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läßt (134). Zum zweiten wird es auf absehbare Zeit wichtiger, weil realistischer sein, 
die empirisch gegenwärtigen Erscheinungen bürgerlicher Klassenpolitik gerade auf 
der politischen Ebene genauer zu untersuchen und kritisch darzustellen. Im 
Hinblick auf die revolutionäre Orientierung des Proletariats gilt es, auf diese aktuell 
herrschende Form, die Klassenbeziehungen im Rahmen der bürgerlichen Gesell- 
schaft scheinbar friedlich zu regulieren, eine angemessene politische Strategie 
auszurichten, anstatt mit phantastischen Behauptungen über einen ausgebrochenen 
bzw. drohend an die Tür pochenden neuen Faschismus oder aber mit politischen 
Beschwörungsformeln, die die eigenen politischen Hoffnungen und Wünsche mit 
der historischen Notwendigkeit verwechseln, die Ansätze einer marxistischen 
Analyse der gesellschaftlichen Entwicklung in der BRD zu diskreditieren und ihrer 
praktischen Orientierungsmöglichkeiten für die wirkliche Arbeiterbewegung zu 
berauben. 


134) Vgl. Der Faschismus in Deutschland, S. 165 
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Sozialistische Gewerkschaftsarbeit und „Revolutionäre Gewerkschafts- 
opposition‘“‘ — Probleme und Perspektiven sozialistischer Geweik- 
schaftsarbeit und ihre organisatorische Scheinlösung in der RGO 


Autorenkollektiv * 
Aktuelle Vorbemerkung 


Wenn dieser Aufsatz im Druck erscheint, mag die hier kritisierte Gruppe um die 
KPDJ/AO bereits verboten sein. Eine solche Kritik gerät dann leicht in die Situation, 
als willkürliche oder unbewußte Unterstützung der Aktionen des Staatsapparats 
mißdeutet zu werden. Wir meinen, daß mit der gegenwärtig laufenden Kampagne 
gegen die KPD/AO die gesamte Linke getroffen werden soll (was sich unschwer an 
der Erweiterung des staatlichen Maßnahmenkatalogs und der versuchten Einschüch- 
terung sozialistisch orientierter Gruppen innerhalb und außerhalb der Gewerkschaf- 
ten zeigen ließe). Die in der gemeinsamen Abwehr der Aktion des Staatsapparats 
gegen die Linke in der BRD notwendige Solidarität kann für uns aber nicht bedeu- 
ten, daß die inhaltliche Auseinandersetzung mit den betroffenen Gruppen nicht 
geführt wird. Die nachfolgende kritische Auseinandersetzung mit der Taktik der 
KPD/AO-Gruppe, des Aufbaus einer „Revolutionären Gewerkschaftsopposition‘“, 
soll auf dem Hintergrund einer Einschätzung der historischen und aktuellen Proble- 
me der Gewerkschaftsarbeit exemplarisch die Gefahren aufzeigen, die darin liegen, 
daß für die vorgestellten und tatsächlichen Fragen sozialistischer Gewerkschafts- 
arbeit losgelöst von ihren gesellschaftlichen Bedingungen vorschnell organisatorische 
Lösungen angeboten werden bzw. überhaupt die Arbeit sozialistischer Arbeiter- 
kader in den Gewerkschaften auf ein Organisationsproblem reduziert wird. 


1. Antiautoritäre Intellektuellenbewegung und spontane Kämpfe der Arbeiter 


Mit der radikalen Infragestellung der kapitalistischen Verhältnisse durch die antiau- 
toritäre Bewegung fand diese Opposition, die zunächst im wesentlichen von Intel- 
lektuellen getragen wurde, Einfluß bei einzelnen Arbeitern (insbes. Lehrlingen), die 
mit den Aktionen sympathisierten oder sogar daran teilnahmen. Allerdings zeigte es 
sich bald, daß es dieser Bewegung nicht möglich war, die konkreten Kämpfe der 
Arbeiter in den Betrieben zu unterstützen. Die Ignorierung dieser Kämpfe mußte 
daher diese Bewegung von den Arbeiterinteressen wieder entfremden. Nicht die 
aktuellen Ziele und Kämpfe der Arbeiter bestimmten diese Opposition, ihre Ideolo- 
gie war nicht Ausdruck der Klassenkämpfe, sondern eine „Moral“ außerhalb und 
über diese Kämpfe. Sie knüpfte nicht an den in den Kämpfen der Arbeiter zum 
Ausdruck kommenden Tendenzen an, sondern verfestigte sich zu einer moralischen 
Weltanschauung, die in ihrer Hilflosigkeit der realen Bewegung der Arbeiter gegen- 


* Elmar Altvater, Gerd Armanski, Hajo Funke, Siegfried Heimann, Jürgen Hoffmann, 
Christel Neusüß, Bernd Rabehl 
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über Partei- und Revolutionsrezepten anhing und damit die Isolation der Intellek- 
tuellen von der Arbeiterschaft verstärkte. Zusammengehalten durch eine unmittel- 
bare Bewegung von Aktionen und durch die individuellen Befreiungsversuche 
mußte diese Bewegung dann wieder in ihre einzelnen Bestandteile zerfallen, wenn es 
darauf ankam, den Kampf langfristig zu führen und an den spontanen Kämpfen der 
Arbeiter zu orientieren. Diese Form der Zersetzung war angelegt in der spontanen 
Herausbildung dieser Opposition. 

Über die Heroisierung der chinesischen Kulturrevolution, deren Charakter 
primär als antiautoritäres Mittel gesehen wurde, „Bürokratismus“, ‚‚Revisionismus“ 
und „Opportunismus“ zu beseitigen, fanden die Ideen des Maoismus Einfluß in 
dieser Opposition. Über den Maoismus, der in schneller Folge die Verbindung zum 
traditionellen Stalinismus herstellte (der lediglich durch die Verknüpfung mit der 
chinesischen Politik eine revolutionäre Tünche erhielt), wurde das Problem der 
langfristigen Kooperation zwischen sozialistischer Intelligenz und der spontanen 
Arbeiterbewegung auf ein Organisationsproblem verkürzt. Die antikapitalistische 
Intelligenz verstieg sich in Teilen in die Einbildung, daß sie die revolutionäre Arbei- 
terbewegung schafft, wenn sie es nur versteht, sich in „richtiger“ Weise zu organisie- 
ren und von der vorherrschenden Politik abzugrenzen: Indem man sich zur Ge- 
schichte der KPD bekannte, glaubte man, deren Tradition auch fortzusetzen, daß 
die eigene Gruppierung diese auch repräsentiere. Politisch aktuelle Kämpfe mußten 
von dieser Gruppierung (die sich dann auch flugs „KPD“ nannte und damit den 
Namen konkurrierenden Gruppierungen gegenüber vereinnahmte) durch die Brille 
der KPD der 20er Jahre gesehen werden. Dieser bloße Analogieschluß verschleierte 
die tatsächliche Abwendung von den realen Bedingungen des sozialistischen Kamp- 
fes in der BRD und verhinderte von Anfang an die Erarbeitung des wissenschaftli- 
chen Sozialismus, die Erstellung einer konkreten Klassenanalyse Westdeutschlands 
und einer darayf aufbauenden Taktikbestimmung durch diese Gruppierung. 

Eine hierarchisch strukturierte, Gehorsamspflicht erheischende und auf ein 
naives Freund-Feind-Bild aufbauende Partei versprach historische Identität und un- 
mittelbare Vermittlung von persönlicher Existenz und revolutionärer Mission. Da- 
mit war die Parteibildung (von) den aktuellen Bedingungen des Kampfes der Arbei- 
ter enthoben; folgerichtig mußte die Organisation ihre Legitimität (vor der Arbeiter- 
klasse) durch ihre Aktionen beweisen. In der Selbstüberschätzung, das Rezept oder 
die „Generallinie‘‘ der Revolution zu verkörpern und in der abstrakten Verneinung 
des „Sozialdemokratismus‘“, “DKP-Revisionismus“ und des „Linksradikalismus“ 
steht eine solche Gruppe als Partei immer unter dem Zwang, auf die Politik anderer 
Gruppen zu reagieren und durch spektakuläre Aktionen ihren Führungsanspruch zu 
beweisen. 

Die spontanen Streiks der Arbeiter, die Opposition der Arbeiter gegen die 
Kompromißbereitschaft der Gewerkschaftsführung können nicht unmittelbar auf 
die KPD/AO einwirken und ihre Vorstellungen bzw. ihre Taktik verändern, weil sie 
in den Betrieben keinen oder nur geringen Einfluß hat, vielmehr in abstrakter 
Reaktion auf die Gewerkschaftspolitik und die Haltung der DKP zu den Streiks der 
Arbeiter auf diese Einfluß zu nehmen versucht. Die Tendenzen der spontanen 
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Streiks wurden vielmehr kurzerhand als Analogie zur RGO-Politik der KPD in der 
Weimarer Republik begriffen und damit der Emanzipationskampf der Arbeiter auf 
ein Organisatisationsproblem verengt. 


2. Zur Politik der RGO in der Weimarer Republik 


Eine Partei wie die KPD/AO, die sich als Partei der Arbeiterklasse ausgibt, ohne es 
zu sein, braucht den Griff in die Geschichte, um durch den Hauch von Tradition 
zumindest die eigenen Anhänger von der Bedeutung der Organisation zu überzeu- 
gen. Der Blick zurück fällt dabei allerdings nicht willkürlich auf irgendwelche Ten- 
denzen in der Geschichte der Arbeiterbewegung, als deren Fortsetzer und Vollender 
man sich versteht. Bewußt ausgewählt werden solche Tendenzen, die den durch die 
Unbedeutendheit der Organisation erzwungenen Organisationsfetischismus erleich- 
tern und fördern helfen. Die Rückbesinnung der KPD/AO auf die „Revolutionäre 
Gewerkschafisopposition“ (RGO), d. h. auf die Theorie und Praxis der Gewerk! 
schaftsarbeit der KPD in der Weimarer Republik in einer bestimmten Phase, stellt 
einen solchen Griff in die Geschichte dar. Er erlaubt dieser Partei ein weiteres Mal, 
sich als in der Tradition der KPD stehend zu begreifen und er ermöglicht es ihr, 
bestimmte praktizierte Organisationsformen besonders zu betonen. Allerdings ist 
die Wiederbelebung einer RGO-Politik nicht allein ein voluntaristischer Akt der 
Parteiführung, sondern zweifellos auch Folge des seit mehreren Jahren erkennbaren 
Anwachsens der gewerkschaftlichen Diskussion in der BRD (darauf wird noch unter 
Punkt 4 eingegangen werden). 

Die RGO in der Weimarer Republik muß im Zusammenhang mit der seit 
Bestehen der Gewerkschaften existierenden sozialistischen Bewegung in den Ge- 
werkschaften gesehen werden. In den Gewerkschaften des 19. und (verstärkt) des 
20. Jahrhunderts überwog die Tendenz, sich auf den Lohnkampf allein zu beschrän- 
ken. Sie war meist (bei den Gewerkschaftsführern bzw. bestimmenden Gruppierun- 
gen in den Gewerkschaften) mit der Vorstellung verbunden, daß ein beständiger 
Kampf um die Verbesserung der Lage der Arbeiterklasse bereits im bestehenden 
kapitalistischen System zu einem Ende der Ausbeutung führen könne. 

Die Sozialisten in den Gewerkschaften knüpften in ihrer Taktik (ausgehend 
von der Situation und dem Bewußtsein der Arbeiter) an den ökonomischen 
Kämpfen der Arbeiter an, in denen nicht nur der notwendige Kampf gegen die in 
der kapitalistischen Produktionsweise stets gefährdete materielle Lage der Arbeiter 
gesehen wurde, sondern auch die politischen Potenzen dieses Kampfes: Denn die 
Kämpfe innerhalb des Lohnsystems stehen immer gleichzeitig auch im Gegensatz 
zum Kapital und die Entfaltung und Verallgemeinerung dieser Kämpfe durch die 
Gewerkschaften bringen auch erst die „doppelte“ Aufgabe der Gewerkschaften 
hervor; nämlich neben ihrem „Kleinkrieg“ gegen das Kapital zugleich über die Zu- 
sammenfassung und Schulung der Arbeiter „eine umfassende Bewegung ins Werk zu 
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setzen, zur schließlichen Befreiung der Arbeiterklasse“ (1). Insofern aber in Phasen 
der Entwicklung der Klassenkämpfe das historisch verfestigte Selbstverständnis der 
Gewerkschaften als Organisationen den Klassenkämpfen selbst entgegensteht, 
kommt es zu der Fehleinschätzung, die reformistischen Gewerkschaften zu zerschla- 
gen und selbständige Organisationen zu schaffen. In der reinen Form des Syndikalis- 
mus fand diese Vorstellung im Deutschland der Weimarer Republik nur wenig An- 
klang. Verbreiteter war auf der anderen Seite eine Form der Opposition gerade auch 
in der Weimarer Republik, die theoretisch vorgab, eine marxistische Position zu 
vertreten, in der Praxis aber eine Politik betrieb, die nicht an den Bedürfnissen der 
Arbeiter in den Betrieben anknüpfte, sondern zur Spaltung der Arbeiterorganisatio- 
nen und (im Ergebnis) auch der Arbeiterklasse führte. Die RGO-Politik der KPD in 
der Weimarer Republik stellte eine solche Form der Opposition dar. Es ist notwen- 
dig, diesen Zusammenhang zu verdeutlichen, um herauszustellen, daß die Kritik der 
RGO-Politik keine Ablehnung oder Kritik sozialistischer Gewerkschaftsarbeit über- 
haupt bedeutet. 

Die Gewerkschaftsarbeit der KPD in der Weimarer Republik offenbart in 
ihren Schwankungen, daß die Partei in dem eben skizzierten Sinn richtige als auch 
(in ihrem Ergebnis folgenreiche) falsche Vorstellungen von der Arbeit in den Ge- 
werkschaften praktizierte. Diese Schwankungen in der Gewerkschaftspolitik der 
KPD sind die Folge ihres schwankenden Kurses überhaupt. Bei der Gründung der 
KPD Anfang 1919 lehnte die Mehrheit der Mitglieder trotz gegenteiliger Auffassung 
der Parteiführung eine Mitgliedschaft und Tätigkeit in den reformistischen Gewerk- 
schaften ab. Mit dem Austritt eines Teils der Mitglieder und der Gründung der 
KAPD und der Allgemeinen Arbeiterunion, in der die syndikalistischen Vorstellun- 
gen verwirklicht wurden, wurde dieser Weg in der KPD zunächst nicht mehr be- 
schritten. 

Bis Ende 1923 vertrat die KPD eine konsequente Einheitsfronttaktik. Die 
planmäßige Mitarbeit der Kommunisten in den Gewerkschaften war von beträchtli- 
chen Erfolgen begleitet. Die Zahl der kommunistischen Betriebsräte und der Dele- 
gierten auf den ADGB-Kongressen wuchs ständig. Im Metallarbeiterverband erhiel- 
ten die Kommunisten im Jahre 1923 die Hälfte der Stimmen und stellten ein Drittel 
der Delegierten. Dennoch gab man sich auch zu jener Zeit nicht der Illusion hin, die 
Gewerkschaften schließlich bis zur Gewerkschaftsspitze in die Hand zu bekommen, 
zumal die Gewerkschaftsspitze die Gefährdung ihrer Position durch Ausschlüsse zu 
verhindern trachtete. Diese Ausschlüsse waren aber immer zum Schaden der Gewerk- 
schaftsführung, da den Arbeitern leicht klarzumachen war, wer die Arbeiterklasse 


1) Karl Marx, Lohn, Preis, Profit, in: Marx-Engels-Werke, Bd. 16, Berlin (DDR) 1968, 
S.152. Vgl. dazu auch Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Thesen zur Gewerkschafts- 
analyse, in: Probleme des Klassenkampfts Nr. 2/1972, S. 92: „Es ist... . beieeiner histori- 
schen Untersuchung der Gewerkschaften... zu fragen, inwieweit die historische Ent- 
wicklung der Klassenkampforganisationen der Arbeiter den Klassenkämpfen entgegen- 
steht oder wie umgekehrt das historisch verfestigte Selbstverständnis der Gewerkschaften 
nicht auch durch die reale Bewegung des Kapitals und — darin einbezogen — die sponta- 
nen Kämpfe der Arbeiter überwunden werden kann und die Gewerkschaften so wieder 
zu Klassenkampforganisationen des Proletariats werden.“ 
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spaltete, wenn gerade ihre konsequentesten Vertreter ausgeschlossen wurden. Zu- 
gleich ging die konsequente Interessenvertretung der Arbeiter einher mit der Propa- 
gierung eines konkreten Übergangsprogramms, das absah von abstrakten Losungen 
und so den Arbeitern in den Betrieben ein über den tagespolitischen Kampf hinaus- 
weisendes Ziel wies. 

Nach der Niederlage der Arbeiterbewegung im Herbst 1923 begann eine 
Schwenkung der KPD-Politik. Die neue linke Parteiführung um Fischer, Maslow und 
Thälmann kündigte die Einheitsfronttaktik auf; vor allem in der Gewerkschaftspoli- 
tik aber steuerte die neue Führung einen neuen Kurs. Sie propagierte den Austritt 
aus den reformistischen Gewerkschaften und forderte zur Gründung selbständiger 
Verbände auf. Die Ergebnisse dieser Politik waren schnell zu erkennen. Die kommu- 
nistischen Oppositionellen wurden, wo sie nicht selbst austraten, fast überall aus 
den Gewerkschaften heruasgedrängt und verloren fast alle Positionen in den Betrie- 
ben, ohne daß die Gründung neuer Verbände zu Erfolgen bei der Mitgliederwerbung 
geschweige denn bei Streikkämpfen führte. Die Exekutive griff nach Bekanntwer- 
den dieser Folgen ein und verlangte eine Korrektur der Gewerkschaftspolitik. Auf- 
grund dieses Eingreifens konnte ab 1925/26 die Gewerkschaftsarbeit der Jah- 
re 1920--1923 fortgesetzt werden. Bereits 1927 waren wieder ein Drittel der Ge- 
werkschaftsmitglieder zur KPD zu zählen. 

Mit dem Kurswechsel in der KPdSU kam es auch in der KPD 1928 zu einer 
Änderung der Politik. Die Exekutive der Kommunistischen Internationale erreichte, 
daß in allen kommunistischen Parteien der Kampf gegen die „Rechten“ und gegen 
die „Versöhnler‘ zur Hauptaufgabe gemacht wurde. Den Rechten wurde vor allem 
eine falsche Einschätzung des „Sozialdemokratismus“ und des Reformismus vorge- 
worfen. Sie sähen nicht, daß die Reformisten direkte Interessenvertreter und Haupt- 
stütze der Bourgeoisie geworden seien und der „Sozialdemokratismus“ sich zum 
„sozialfaschismus“ gewandelt habe. Folglich sei auch die Einheitsfrontpolitik falsch 
und schädlich. Die KPD übernahm sehr schnell diese Vorstellungen, schloß die 
„Rechten“ aus der Partei aus und entfernte die „Versöhnler“ von den führenden 
Positionen. Die veränderte Einschätzung des Reformismus führte auch zu einer 
veränderten Gewerkschaftspolitik, zur RGO-Politik. Da die Gewerkschaften „direk- 
te Werkzeuge der kapitalistischen Organisationen“ seien, käme eine Einheitsfront 
mit ihnen nicht mehr in Frage. Der oberste Gewerkschaftsapparat sei in den Appa- 
rat des bürgerlichen Staats hineingewachsen und die Gewerkschaften seien Organe 
der kapitalistischen Rationalisierung geworden. Auch die deutsche Sozialdemokratie 
sei, wie Thälmann formulierte, „zum Sozialfaschismus entartet‘“. Machte Thälmann 
hier noch einen Unterschied zum Faschismus, so fiel dieser Unterschied in anderen 
offiziellen Verlautbarungen auch noch weg, wenn es heißt: „Der Faschismus in 
allen seinen Formen — als mit dem bürgerlichen Staat verwachsenen Sozialfaschis- 
mus, als gelegentlich unter radikaler Maske auftretendes Hakenkreuzlertum — ist 
eines der wichtigsten Mittel des Finanzkapitals zur Vorbereitung eines neuen impe- 
rialistischen Krieges.“ (2) Bei dieser Definition des Faschismus war es kein Wunder, 


2) Zit. nach H. Weber, Die Wandlung des deutschen Kommunismus, Frankfurt a. M, 1969, 
S. 240 
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daß die kommunistischen Mitglieder auch die Zusammenarbeit mit den „kleinen 
Zörrgiebels“, d.h. den sozialdemokratischen Mitgliedern der Gewerkschaften ab- 
lehnten. Auch wenn diese Haltung als „ultralinks“ von der Parteiführung kritisiert 
wurde, hatte die Kritik wenig Erfolg, da die Grundeinschätzung des Reformismus 
sich (selbst nach der Machtergreifung Hitlers) nur wenig änderte. Die praktizierte 
RGO-Politik verzichtete zunächst noch auf die Bildung selbständiger Gewerkschaf- 
ten. Erstes Ziel war das Herausdrängen der reformistischen Führung und das Führen 
von gewerkschaftlichen Kämpfen ohne und gegen die Gewerkschaften. Bald wurden 
jedoch für die in den Betrieben arbeitenden Gruppen der RGO eigene Mitgliedskar- 
ten ausgegeben, wurden bei Betriebsratswahlen eigene rote Listen aufgestellt, ohne 
daß (etwa wegen der Verweigerung einer Kandidatur auf der Gewerkschaftsliste 
durch die Gewerkschaften) dafür ein zwingender Grund vorgelegen hätte, wurden 
die ersten selbständigen Verbände gebildet. Schließlich wurde auch die Forderung 
„Hinein in die Gewerkschaften‘ aufgegeben, die Unorganisierten sollten sich sofort 
den selbständigen Verbänden der RGO anschließen: Die Praxis lief auf Spaltung 
hinaus! Die Parteiführung versuchte zwar immer bestimmte „Überspitzungen“ zu 
korrigieren, da diese aber letztlich Konsequenz des eigentlichen Konzepts der RGO 
waren, hatten die Korrekturen meist nur wenig Folgen. 

Andererseits gab es eine zahlenmäßig nicht geringe Opposition innerhalb der 
KPD-Betriebsgruppen, die sich gegen die organisatorische Verselbständigung wehr- 
ten und die Politik der Einheitsfront fcrtsetzen wollte. Das rigorose Eingreifen der 
Parteiführung zwang sie zur Aufgabe ihrer Opposition. Sie wurde als „Rechte“ aus 
der Partei ausgeschlossen oder sie löste sich in Resignation ihrer Anhänger als Grup- 
pe auf. 

Die roten Listen der RGO dienten den Unternehmern als Kündigungslisten 
und den Aufruf der RGO zum Beitritt nutzten die Gewerkschaftsspitzen zum Aus- 
schluß aus den Gewerkschaften. ‚Das Bemerkenswerteste“, schreibt ein kommu- 
nistischer Zeitgenosse, „ist dabei jedoch, daß solche Ausschlüsse, selbst wenn sie 
massenhaft erfolgten, keinerlei Empörung und keinerlei Solidaritätsgefühl bei den 
beteiligten Arbeitern ausgelöst haben“ (3). Da in der Wirtschaftskrise die ständige 
Verschlechterung der Lage der Arbeiter und das Versagen der Gewerkschaftsfüh- 
rung beim Versuch, dieser Verschlechterung entgegenzuwirken, offenbar war, hatte 
die RGO in einigen Betrieben und auch Industriezweigen dennoch gewisse Erfolge. 
Sie hielten jedoch nie länger als eine Betriebsrats-Periode an und die Enttäuschung 
über die Erfolglosigkeit der RGO-Praxis war danach um so größer. Es kam zu 
massenhaften Abwanderungen zu gelben und selbst zu faschistischen Betriebsorgani- 
sationen. 

Aber trotz temporärer Erfolge kam die RGO nie auch nur annähernd an die 
Zahl der in den reformistischen Gewerkschaften organisierten Arbeiter heran. Die 
Mitgliederzahl der RGO war fast identisch mit der Zahl der KPD-Mitglieder: sie 
betrug 1929: 106 000, 1931: 150 000 und 1932: 250 000-320 000 eingeschriebene 
RGO-Mitglieder. Die Zahlen zeigen, daß KPD und RGO trotzdem am Ende der 


3) Zit. nach A. Enderle u. a., Das rote Gewerkschaftsbuch, Berlin 1932, S. 137 
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Weimarer Republik einen wichtigen Faktor darstellten und daß gerade darum die 
verhängnisvolle Fehleinschätzung in der Gewerkschaftsfrage mit zur Schwächung 
des Widerstands der Arbeiterbewegung gegen den Faschismus beitrug. 


3. Einschätzung und Kritik der RGO-Politik durch die KPD/AO-Gruppe 


In der Theorie wird von KPD/AO jede Geringschätzung der Arbeit in den reformi- 
stischen Gewerkschaften zwar zurückgewiesen; andererseits ist die jetzt erhobene 
Forderung nach dem „Aufbau der RGO“ eben gerade Konsequenz einer solchen 
Geringschätzung. Dieser Zusammenhang soll im folgenden anhand ihrer Einschät- 
zung der RGO-Politik der KPD in der Weimarer Republik begründet werden. 

Der linke Kurs der KPD nach 1923 wird von der KPD/AO als „linksopportu- 
nistisch“ scharf kritisiert, da er dazu führte, daß die „Verbindung der KPD zu den 
Massen erheblich geschmälert‘‘ worden war. Daher galt es zu Recht, wie die 
KPD/AO schreibt, „die entstandenen selbständigen Gewerkschaften wiederaufzulö- 
sen, die sich gebildet hatten, ohne eine größere Anzahl von Arbeitern organisieren 
zu können“ (4). Obwohl die Zahl der in den selbständigen Verbänden der späteren 
RGO organisierten Arbeiter nicht größer war, geht die KPD/AO darauf nicht ein 
und sie erörtert auch nicht, wodurch sich die Gewerkschaftspolitik der KPD 
von 1928 von der nach 1923 eigentlich unterschied. Die intensive Arbeit der Kom- 
munisten in den Gewerkschaften nach 1925/26 wird nur kurz erwähnt, die Erfolge 
werden nicht gewürdigt, dagegen wird die Änderung „des Charakters des Reformis- 
mus“ 1927 breit erörtert, die sich auch in den Gewerkschaften offenbare: „in der 
Theorie die Beschwörung von Einheit von Kapital und Arbeit, in der Praxis immer 
offener die Politik des organisierten Streikbruchs“ (5). Diese Veränderung des Ge- 
werkschaftsreformismus war für die KPD die Hauptbegründung für die von ihr 
nach 1928 praktizierte RGO-Politik; die KPD/AO übernimmt diese Begründung mit 
nur kleinen Nuancierungen. 

Die „Schuld“ für die so geringen oder sogar negativen Ergebnisse der RGO-Po- 
ltik sieht die KPD/AO in der mangelhaften Aufnahme der Parteikritik in den 
unteren Parteirängen, also bezeichnenderweise in der mangelhaften Kontrolle der 
Partei durch die Parteiführung, d.h. der „mangelhaften Bolschewisierung der Par- 
tei“ (6). Das „grundsätzlich Richtige“ aber war die Einschätzung der Sozialdemo- 
kratie und der reformistischen Gewerkschaften. Die reformistischen Organisationen 
dienten den Interessen des Kapitals, die durch hohe Löhne bestochenen Arbeiterari- - 


4) Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition, Bd. 1, Berlin 1972, S. 68 

5) A.a.0.,S.70f. 

6) Die heute — 1973 — entstehenden RGO-Gruppen haben daher bisher erst in zweiter 
Linie — wenn überhaupt — die Interessen der Arbeiter in den Betrieben zu vertreten, 
vielmehr ist klar, „daß es für uns (die RGO, d. Verf.) keinen von dem Aktionsprogramm 
der Partei verschiedenen Forderungskatalog für den Aufbau der revolutionären Gewerk- 
schaftsopposition geben kann. Überall dort, wo es kommunistische Fraktionen gibt, 
propagieren diese die Forderungen unserer Partei und kämpfen für ihre Durchsetzung.“ 
(Die RGO ...,a.a. O.,S. 88) 
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stokraten hoben Bonzen in die führenden Positionen, in denen sie die Arbeiterklasse 
verrieten. Es galt, die Arbeiterverräter zu entlarven. Dabei differenziert die KPD/AO 
zwar die These von der Arbeiteraristokratie (7), Hauptmittel zur Bekämpfung des 
Reformismus ist jedoch für sie wieder (wie für die KPD) die „Entlarvung“ der 
Arveiterverräter. So ersetzt die moralische Verurteilung die Analyse der Ursachen 
des Reformismus. 

Die Arbeiter werden aber eben nicht „verführt“, nicht durch die reformisti- 
sche Ideologie zu reformistischer Praxis veranlaßt (höchstens durch sie in der Praxis 
bestätigt); die Situation der Arbeiter im gesellschaftlichen System des Kapitalismus 
produziert beim Arbeiter und in der Arbeiterklasse reformistisches Bewußtsein. 
Sozialistische Gewerkschaftsarbeit muß hingegen — will sie nicht ein Ideal an die 
Stelle von Wirklichkeit setzen — an der historisch entwickelten Lage der Arbeiter 
und an ihren gesellschaftlich entwickelten Bedürfnissen ansetzen, will sie dieses 
Bewußtsein auflösen (8). 

Die moralistische Agitation der KPD in der Weimarer Republik hat das refor- 
mistische Bewußtsein des größten Teils der Arbeiterklasse nicht verändert, die 
RGO-Politik hat den Kampf gegen die Bourgeoisie nicht gestärkt, geschweige denn 
die Einheit der Arbeiterklasse auf einer höheren Ebene wieder hergestellt. Sie führte 
vielmehr durch die praktizierte und im Konzept der RGO angelegte Spaltung der 
Arbeiterklasse zu einer verhängnisvollen Schwächung der Arbeiterbewegung in einer 
Zeit, in der es den ständig wachsenden Einfluß des Faschismus vereint zu bekämp- 
fen galt. Die Übernahme dieser Vorstellungen zur Gewerkschaftsarbeit durch die 
KPD/AO ist sicherlich (aufgrund der zahlenmäßigen Bedeutungslosigkeit dieser 
Gruppe) in ihren Auswirkungen mit denen der RGO-Politik der Weimarer Zeit nicht 
zu vergleichen. Sie verwirrt aber die tatsächlich in den Gewerkschaften arbeitenden 
Gruppen und sie erleichtert — das ist das eigentlich Gravierende — der Gewerk- 
schaftsfühfung die Absicht, die Arbeit dieser Gruppen zu behindern. Dabei muß 
davon ausgegangen werden, daß sich diese Gruppe an eine Bewegung anzuhängen 
versucht (mit dem Ziel, sich diese Bewegung unterzuordnen), in der erste Erfolge 
einer sich entwickelnden Arbeiterbewegung nach der Niederlage durch den Faschis- 
mus sichtbar werden, die durch die Politik solcher sektiererischer Gruppen — wie im 
folgenden gezeigt werden soll — gefährden. 


7) Die KPD bestand nämlich in der Weimarer Zeit zu einem guten Teil aus gelernten 
Arbeitern und aus Arbeitern der höherbezahiten Industriezweige (z. B. Metallarbeitern), 
während die SPD dagegen ihre Massenbasis z. T. bei den Ungelernten und bei den 
schlecht bezahlten Textil- und Landarbeitern hatte! 

8) Vgl. Redaktionskollektiv Gewerkschaften, a. a. O.,S. 89 ff. 
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4. Zum gegenwärtigen Stand der Auseinandersetzungen der Arbeiter mit der Politik 
der Gewerkschaftsführungen 


Die sich entwickelnden Auseinandersetzungen in den Gewerkschaften haben ihre 
Grundlagen in den veränderten Bedingungen im Kapitalwachstum und der damit 
veränderten Lage der Arbeiter seit Mitte der 60er Jahre. War mit dem ungehinder- 
ten Wachstum des Kapitals bis Mitte der 60er Jahre ein kontinuierlicher Anstieg der 
Reallöhne verbunden (was als eine materielle Grundlage des zunächst den Arbeitern 
nach 1945 aufgezwungenen Reformismus in den Gewerkschaften zu begreifen ist), 
können wir mit dem Eintreten der Krise 1966/67 Veränderungen in der Lage der 
Arbeiter feststellen, die ihre gesellschaftliche Stellung verschlechterten. Denn die 
veränderten Bedingungen im Wachstumsprozeß des Kapitals (die hier nicht näher 
ausgeführt werden können (9)) zwingen die Kapitalisten, mittels Umwälzung der 
technologischen Basis der Produktion, veränderter Arbeitsorganisation und Intensi- 
vierung der Arbeit die Produktivkraft der Arbeit und somit die Mehrwertrate zu 
steigern. Andererseits führt der Druck der ‚industriellen Reservearmee“ (in der 
Krise) und die staatliche Einkommenspolitik zu einem Druck auf die Lohnrate. 
Unmittelbare Folgen für die Lage der Arbeiter waren eine allgemeine Verunsiche- 
rung ihrer Existenz durch Frei- und Umsetzungen, Dequalifikationsprozesse sowie 
verschärfte Arbeitsbelastungen sowohl in der Krise als auch im Aufschwung und 
eine — relative —- Verschlechterung ihrer gesellschaftlichen Stellung. Es können 
demgemäß zwei Ebenen beginnenden Widerstands der Arbeiter festgemacht wer- 
den: 

— in den Betrieben im wesentlichen als Widerstand gegen die Streichung übertarif- 
licher Leistungen (vor allem in der Krise 1967 und dem Konjunkturab- 
schwung 1971/72), gegen Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, drohenden 
Verlust des Arbeitsplatzes, Lohnverschiedenheiten, Dequalifikationsprozesse. Als 
Ausgleich für reale Verschlechterungen in der Arbeitssituation werden dabei in 
der Regel Lohnerhöhungen gefordert. Kämpfe, welche die Arbeitsbedingungen 
unmittelbar zum Gegenstand haben, sind noch kaum entwickelt. 

— gesamtgesellschaftlich entwickelt sich der Widerstand gegen die versuchte staat- 
liche Einkommenspolitik (Konzertierte Aktion) als Forderung, die tariflichen 
Forderungen nicht an gesamtwirtschaftlichen Orientierungsdaten, sondern an 
den Lebensbedürfnissen der Arbeiter zu orientieren. 

Auf beiden Ebenen des beginnenden Widerstands wird die offizielle Gewerkschafts- 

politik selbst zum Problem: Aufgrund der bisherigen gewerkschaftlichen Praxis (wo- 

zu u.a. der Ausschluß der Kommunisten und linken Gewerkschafter bis in die Mitte 
der 50er Jahre zählt) sowie aufgrund des BetrVG und der auf ihm aufbauenden 

Rechtsprechung ist der Einfluß der Gewerkschaften in den Betrieben weitgehend 

begrenzt. Die Orientierung der Tarifpolitik an gesamtwirtschaftlichen Daten wird in 

der offiziclien Gewerkschaftspolitik selbst durchgesetzt. 


9) Vgl. Redaktionskollektiv Gewerkschaften, Zum Zusammenhang von Kapitalakkumula- 
tion, Veränderungen in den Formen der Profitproduktion und der Rolle neuerer Entloh- 
nungsmethoden in der BRD, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 4 und 5/1972 
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Die Abwehrkämpfe der Arbeiter entwickeln sich in der Krise zunächst als 
spontane Kämpfe gegen die Maßnahmen des Kapitals (bzw. gegen Einzelmaßnah- 
men der Kapitalisten); dagegen richten sich die Septemberstreiks 1969 nicht nur 
gegen das Kapital, sondern stellen auch eine Kritik der Gewerkschaftspolitik dar, 
insofern der Beitritt zur Konzertierten Aktion dazu geführt hatte, daß die im Auf- 
schwung verbesserten Kampfbedingungen nicht für die Lohnpolitik genutzt wurden. 
So wie diese spontanen Streiks von der IG:Metallspitze noch als Resultat von Feh- 
lern der Tarifpolitik interpretiert werden konnten, so wurden sie auf der anderen 
Seite von den Arbeitern und linken gewerkschaftlichen Kadern noch nicht als Aus- 
druck langfristiger Widersprüche zwischen Gewerkschaftspolitik und den Bedürfni- 
ssen und Forderungen der Arbeiter begriffen, eher als Druck auf die Gewerkschafts- 
führung, sich ihrer eigentlichen Aufgaben zu besinnen. Daraus ergab sich, daß — im 
Gegensatz zu den Jahren 1966-1969, wo Kämpfe der Arbeiter und der linken 
Gewerkschaftskader noch weitgehend neben der Politik der Gewerkschaften als 
Organisationen herliefen — in der Tarifrunde 1970 die Bewegung an der Basis wie- 
der weitgehend organisatorisch integriert werden konnte. Durch die offizielle Ge- 
werkschaftspolitik wurde diese Bewegung z.T. in der Vorbereitung der Tarifrunde 
unterstützt und auf ihrer Grundlage konnten relativ hohe Löhne gegenüber dem 
Kapital durchgesetzt werden. So schien auf dem Höhepunkt der Konjunktur das 
„gewerkschaftliche Monopol“ auf Konfliktaustragung wieder gesichert. 

Mochte nun auch das Kapital mit dieser Reintegration der spontanen Arbei- 
terbewegung zufrieden sein, so mußte doch ihre Bedingungen, nämlich die Durch- 
setzung größerer Lohnerhöhungen, eine vorübergehende sein. Die Tarifrunden der 
IG-Chemie und der IG-Metall im Jahre 1971 sind durch eine bis dahin unbekannte 
Vorbereitung der Arbeitgeberverbände der Chemie- und Metallindustrie auf eine 
harte Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften im Zeichen der sich abschwä- 
chenden Konjunktur und der Weltwährungskrise gekennnzeichnet. Mit ihren provo- 
zierenden Lohnangeboten scheren die Unternehmerverbände selbst aus der konzer- 
tierten Aktion aus. Während Veränderungen im Charakter der Lohnauseinanderset- 
zungen bis dahin auf die Metallindustrie beschränkt waren, breitet sich die Streikbe- 
reitschaft jetzt aus. In der Chemieindustrie findet der erste Streik in der Geschichte 
der BRD statt. Mit dem niedrigen Lohnabschluß setzt sich die Gewerkschaftsfüh- 
rung in Gegensatz zu den Betrieben, welche den Streik getragen hatten, kann sich 
allerdings mit der mangelnden Unterstützung des Streiks durch die Betriebsräte 
einiger Großunternehmen herausreden. In der Metallindustrie führt die provozieren- 
de Politik von Gesamtmetall (bis hin zur Ablehnung des Schiedsspruchs von Veit) 
zu einer außerordentlichen Streikbereitschaft der Arbeiter. So wie die IG-Metall- 
führung die provozierende Politik von Gesamtmetall in der Vorbereitung der Tarif- 
runde nicht entsprechend beantwortet hatte, so war sie jetzt auch nicht bereit, die 
in der gesamten BRD vorhandene Streikbereitschaft als Kampfmittel in der Tarif- 
runde einzusetzen. So wurde der Abschluß nach dem Streik in Baden-Württemberg 
zwar von Teilen der Arbeiter als politischer Erfolg gewertet, rief andererseits jedoch 
Unzufriedenheit und Protest gegen die mangelnde Ausnutzung der Streikbereit- 
schaft bei der Durchführung der Tarifrunde hervor. 

Hatten die Erfahrungen der Krise 1966/67 und des Erfolgs 1970 die Gewerk- 
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schaftsbewegung insgesamt gestärkt, indem das Bewußtsein von der Notwendigkeit 
einer starken Kampforganisation gegen das Kapital sich bei den Arbeitern wieder 
verstärkt hatte (10), so machen die streikbereiten Arbeiter 1971 erstmals massiv die 
Erfahrung, daß das Handeln der Gewerkschafsführung eine wirkliche Schranke ihrer 
Kampfkraft und -bereitschaft bildet. Diese Erfahrung setzt sich in der Tarifausein- 
andersetzung 1972/73 fort. Sie bedeutet zunächst eine Enttäuschung, die sich dar- 
aus ergibt, daß im Bewußtsein der Arbeiter die gewerkschaftliche Organisation ein 
Kampfinstrument sei, dem die Aufgabe zukomme, den Streikwillen der Arbeiter 
ungebrochen in Streikaktion umzusetzen. Das Resultat einer solchen Erfahrung ist 
gegenwärtig keineswegs die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer revolutionären 
Organisation, sondern die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Demokratisierung 
der Gewerkschaften, um die Interessen der Arbeiter in der Politik der Gewerkschaf- 
ten umsetzen zu können. Denn unter den gegebenen ökonomischen und politischen 
Bedingungen erscheint weniger das Kapitalverhältnis selbst oder der Widerstand von 
Kapital und Staatsapparat als eine Schranke, die sich der Durchsetzung von Arbei- 
terforderungen entgegenstellte, als vielmehr die institutionalisierte Form desWillens- 
bildungsprozesses in den Gewerkschaften. Der Lernprozeß, der hier gemacht werden 
muß (und in Teilen der Arbeiterschaft gemacht wurde), zielt hier auf die Erkenntnis, 
daß die Gewerkschaftsorganisation als Kampfinstrument der Arbeiter nur dann 
wirklich funktioniert, soweit sie von den Arbeitern über die Austragung von Kon- 
flikten auch innerhalb derselben auch wirklich zu einem solchen gemacht wird. Sie 
ist nicht — und vor allem nicht in der Phase stagnierender Klassenkämpfe — als 
solches fertiges Instrument einfach da! Diese Erkenntnis bedeutet auch die Über- 
windung einer Schranke im Bewußtsein der Arbeiter selbst, nämlich der Vorstel- 
Jung, per Delegation der Interessenwahrnehmung an die Gewerkschaftsorganisation 
oder die Betriebsräte sei ihre gesellschaftliche Stellung zu verteidigen. Ein Bewußt- 
sein, das bei der Enttäuschung über die versagende Gewerkschaftsführung stehen- 
bleibt, wäre nutzlos für die weitere Auseinandersetzung mit der offiziellen Gewerk- 
schaftspolitik und führte selbst zur Ohnmacht gegenüber dem Kapital. 

Gerade ein solchermaßen unterentwickeltes Klassenbewußtsein jedoch — das 
zudem, wie die verstärkten Auseinandersetzungen in den Gewerkschaften in den 
letzten Jahren zeigen, von Teilen der Arbeiter und insbsondere der Gewerkschafts- 
kader überwunden ist — versucht die KPD/AO zur großen Klassenerkenntnis hoch- 
zujubeln, wenn sie die ‚Entlarvung‘ der ‚verräterischen Gewerkschaftsführung‘ zum 
wesentlichen Inhalt ihrer Propaganda macht. Statt es aufzulösen, bestätigt sie es 
und wirkt so, falls sie überhaupt wirkt, notwendigen Lernprozessen geradezu entge- 
gen. Nur wer vollends zurecht die Wahrnehmung seiner Interessen an die Führung 
delegiert hat, kann verraten werden. Das Angebot der KPD/AO besteht demgemäß 
auch im Angebot einc- neuen besseren Führung nach dem Motto: Weg mit den 
alten, hin zu den neuen Führern. 

In der gegenwärtigen Situation ist zudem wichtig festzuhalten, daß die Ver- 
schlechterung der betrieblichen Lage der Lohnarbeiter eine wesentliche Grundlage 
der veränderten Streikbereitschaft der Arbeiterschaft bildet, in den Tarifauseinan- 


10) Die Mitgliederzahlen steigen seit den Septemberstreiks an! 
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dersetzungen die Konflikte jedoch noch am offensten zum Austrag kommen. Die 
Forderungen der Arbeiter bzw. der sich herausbildenden Kader beziehen sich kri- 
tisch auf die Tarifpolitik und die Taktik der Konfliktaustragung (Lohnhöhe, Ein- 
schränkung der Lohndifferenzen, lineare Lohnerhöhungen, betriebsnahe Tarifpoli- 
tik, stärkere Beteilung der Vertrauensleute an der Tarifpolitik). Die Inhalte richten 
sich also politisch gegen die Spaltung der Arbeiter und auf die Demokratisierung der 
Organisation. Gegenüber dieser realen Verschlechterung der Lage in den Betrieben 
hatten die Forderungen nach Lohnerhöhung auch kompensatorischen Charakter, 
die in der Boomphase (1970) von den Gewerkschaftsführungen auch aufgenommen 
wurden und vom Kapital zugestanden werden konnten. Eine solche Legitimations- 
basis der Gewerkschaftsführung ist aber über den industriellen Zyklus permanent 
gefährdet. Denn gerade in den letzten Jahren haben sich die Grenzen gewerkschaft- 
licher Tarifpolitik verengt. Dem geschlossenen Vorgehen der Kapitalisten, das aus 
verschlechterten Bedingungen der Profitproduktion resultiert und das sich sowohl 
in einem Druck auf die Reallohnrate als auch in der Verschärfung der Arbeitsbedin- 
gungen in den Betrieben äußerte, hatte die an der Stabilitätspolitik der SPD-Regie- 
rung zudem fixierte Gewerkschaftsführung in ihrer Tarifpolitik nur wenig entgegen- 
zusetzen. So kommt es, daß dem über die Anwendung der Arbeitswissenschaft opti- 
mierten Verschleiß der Arbeitskraft im unmittelbaren Produktionsprozeß gesamtge- 
sellschaftlich ein Druck auf den Reallohn entspricht, solange die gewerkschaftliche 
Tarifpolitik an den („wissenschaftlich“ abgesicherten) gesamtwirtschaftlichen Da- 
ten der staatlichen Einkommenspolitik und nicht an den berechtigten Forderungen 
der Arbeiter nach Erhaltung ihrer Arbeitskraft orientiert ist. Aus diesem Zusam- 
menhang heraus lassen sich daher die allgemeinen Inhalte der innergewerkschaftli- 
chen Kritik ableiten: die Forderung nach eitier von staatlicher Einkommenspolitik 
und Interessen des Kapitalwachstums unabhängigen — insofern autonomen — Ge- 
werkschaftsstrategie, die ihre Basis in den Interessen der Arbeiter an der Erhaltung 
ihrer Arbeitskraft hat. Schon die vergleichsweise unentwickelten Ansätze autono- 
mer Klassenpolitik in den Gewerkschaften (etwa in Gestalt betrieblicher Abwehr- 
kämpfe gegen Arbeitsintensivierung, Lohnkürzungen oder — vermehrt — gegen Ent- 
lassungen und Betriebsstillegungen, aber auch in den zentralen Tarifauseinanderset- 
zungen) führten zu schwerwiegenden Konflikten innerhalb der Gewerkschaften, die 
teils die Gewerkschaftsführung zu Kurskorrekturen zwangen (vgl. dazu die von 
Vetter in den Gewerkschaftlichen Monatsheften vertretene Position zur Arbeitsin- 
tensivierung (11)), teils aber auch zu Maßnahmen politischer Disziplinierung solcher 
Gewerkschaftskader, die diese Politik durchsetzen wollten. Das probate Mittel einer 
solchen Disziplinierung ist die Verfemung jeglicher von der offiziellen Gewerk- 
schaftspolitik abweichenden Position als spalterisch und kommunistisch. Dies ist 
allerdings in einer Phase außenpolitischer Entspannung schwieriger als in den Hoch- 
zeiten des Kalten Krieges und eine solche Kommunistenverfolgung zieht noch weni- 


11) H.O. Vetter, Humanisierung der Arbeitswelt als gewerkschaftliche Aufgabe, in: Gewerk- 
schaftliche Monatshefte Nr. 1/1973. Bei all den Illusionen, die Vetter in die Anwendbar- 
keit wissenschaftlich ausgearbeiteter Modelle humaner Arbeitsorganisation im Kapitalisti- 
schen System setzt, ist es hier wichtig herauszustellen, daß er die „Reform der Arbeits- 
welt“ als Machtfrage begreifen muß! 
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ger, je mehr die sich herausbildenden Kader selbst Ausdruck der sich entwickelnden 
Unzufriedenheit und des Protests der Arbeiter (aufgrund ihrer betrieblichen Situa- 
tion) sind. Denn erst im Zusammenhang mit den Veränderungen an der Basis 
können bewußte kommunistische Arbeiter überhaupt erst wieder eine solche Funk- 
tion von Kadern übernehmen, indem sie die vorhandene Bewegung ausdrücken, 
formulieren, Formen der Auseinandersetzung suchen. Diese Kader sind der Gegen- 
stand der politischen Disziplinierung, wie an der Reaktion etwa Loderers auf die 
Urabstimmung zur Metalltarifrunde in Nordrhein-Westfalen deutlich wurde. Da man 
die Arbeiter selbst nicht schelten mag, werden Sündenböcke gesucht, die die Bewe- 
gung (gegen die ‚Einheit der Arbeiterklasse“) „inszeniert“ haben sollen. /n dieser 
Situation kommt die KPD/AO mit ihrer RGO-Propaganda der Gewerkschafsführung 
bei deren Disziplinierungsversuchen gerade recht; sie bietet der Gewerkscheftsfüh- 
rung die Handhabe, gegen die „Verschwörung an der Gewerkschaftsbasis‘ vorzuge- 
hen (12). Darüberhinaus wird über eine solche (aufgesetzte) Propaganda aber auch 
die unbedingt notwendige Kooperation zwischen den sich entwickelnden Arbeiter- 
kadern verschiedener Betriebe (die Voraussetzung eines erfolgreichen Eingreifens 
gerade in den Tarifrunden ist (i1a)) gefährdet, wenn nicht gar unmöglich gemacht, 
insofern sie als spalterisch denunziert werden kann. Dort, wo Arbeiterkader durch 
ihre Politik im Betrieb ein Vertrauensverhältnis zur Belegschaft gewonnen haben, 
wird die Politik des Apparats (und auch die RGO-Phraseologie) wenig ausrichten 
können (selbst wenn, wie etwa bei Daimler-Benz in Stuttgart, die Kader aus den 
Gewerkschaften ausgeschlossen werden). Eine objektiv reaktionäre Funktion kann 
die RGO-Propaganda dann haben, wenn sie die Herausbildung der für die Arbeits- 
kämpfe notwendigen Kommunikationen, Gruppenbildungen usw: innerhalb der Ge- 
werkschaft erschwert oder verhindert. 


lila) So heißt es in einem Bericht der ‚Arbeiterpolitik“ über den Streik in der Druckindustrie: 
„Die Gewerkschaftsführung nutzte hier die Tatsache aus, daß die zum Kampf entschles- 
senen Arbeiter vor der Tarifauseinandersetzung keine regelmäßigen Kontakte untereinan- 
der entwickelt hatten und in ihrem Verlauf auch nicht entwickelten.“ (Sonderblatt der 
Arbeiterpolitik zum 1. 5. 1973, S. 6) 

12) Dabei kann der Gewerkschaftsapparat auf die Berichterstattung der bürgerlichen Presse 
verweisen: „Die Revolutionäre (die RGO-Mitglieder) ... putschen seit 1971 alle wilden 
und legalen Streiks (!) und haben feste Kader in Großbetrieben wie Daimler-Benz in 
Stuttgart, Opel in Bochum und Rüsselsheim sowie in Kieler und Hamburger Werften. 
Einzeikämpfer wurden bei Krupp und Springer, Hoesch und Klöckner ausgemacht... . ih- 
re Streikstrategie bei Hoesch und Klöckner... konnten die RGO-Funktionäre lange ge- 
heim betreiben (!).... Erst nach den wilden Streiks gegen den 8,5 % Lohnabschluß in der 
Metallindustrie und nach dem Druckerstreik erkannte der DGB das Ausmaß der RGO-Ar- 
beit an der Gewerkschaftsbasis... “ (Wirtschaftswoche vom 11. 5. 1973). Die RGO 
liefert so der bürgerlichen Öffentlichkeit endlich die bisher vermißte Erklärung für die 
sich entwickelnde Arbeiterbewegung: in der Verschwörertheorie. Daß einige 
RGO(bzw. KPD/AO)-Mitglieder unter Hinweis auf die Wirtschaftswoche damit auch 
noch unter der studentischen Öffentlichkeit hausieren gehen, beweist die bornierten 
Formen, in denen sich diese Organisation die Arbeiterbewegung nur vorstellen kann! 
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5. Die Praxis der RGO: Schwächung der Kampfkraft der Arbeiter 


Wir haben bisher zu zeigen versucht, wie sich die oppositionelle Bewegung in der 

Arbeiterklasse und daher auch in den Gewerkschaften vor allem seit 1967 ent- 

wickelt hat und daß die RGO nur ein willkürliches und in falscher Weise sich auf die 

Geschichte der Arbeiterbewegung berufendes Anknüpfen an schon bestehende und 

sich entwickelnde Bewegungen darstellt. Dabei konnten die Funktionen der RGO 

bisher immer nur angedeutet werden; im folgenden wollen wir dagegen anhand der 

RGO-Konzeption der KPD/AO-Gruppe diese genauer in ihren Folgen für die sich 

entwickelnde Arbeiterbewegung darstellen. Zwei Momente fallen bei näherer Ana- 

lyse dieser Konzeption auf: 

(1.) die schon dargestellte mangelnde Fähigkeit, aus der Analyse der materiell-öko- 
nomischen Bewegung und der Bewegung der Klassen ihre politische Taktik zu 
entwickeln und auf die konkreten Kräfteverhältnisse zu beziehen; stattdessen 
nimmt diese Gruppe Zuflucht zu historischen Analogien, die sie der Wirklich- 
keit überstülpt. 

(2.) Der Versuch, über die Spaltung anderer linker Gruppen die eigene Gruppe zu 
stärken. 

Auf diesen letzten Aspekt soll jetzt näher eingegangen werden. Die KPD/AO be- 

greift die RGO als ein Vehikel ihres selbsterklärten Konkurrenzkampfes mit den 

„sozialdemokratischen Verrätern“ um die „heute noch“ christlich, sozialdemokra- 

tisch usw. getäuschten Arbeiter. Bei diesem Verständnis von Konstitutionsbedin- 

gungen revolutionären Bewußtseins geht allerdings der allein entscheidende Aspekt 
verloren: wie nämlich aus den materiellen Bedingungen des kapitalistischen Produk- 
tionsprozesses heraus die Einsicht in die Notwendigkeit der Revolutionierung der 
kapitalistischen Produktionsweise entsteht, in welchen Widersprüchen dieser Prozeß 
sich notwendig entfaltet, vermittelt über welche ökonomischen, sozialen und politi- 
schen Konflikte und in welchen organisatorischen Formen. Für die KPD/AO wird 
dieser widerspruchsvolle Prozeß auf den Machtkampf von Organisationen reduziert. 

(Bezeichnenderweise orientiert siche ihre „Etappisierung“ des RGO-Aufbaus nicht 

an der materiellen-ökonomischen und politischen Entwicklung, sondern an den 

Aktionen und Reaktionen der DGB-Spitze.) Notwendige Konsequenz dieser Politik 

muß daher die Spaltung vorhandener Organisationen sein. Problematisch wird eine 

solche Spaltungsstrategie dann, wenn sie — und dies ist absehbar — auch bei wichti- 
gen ökonomischen Kämpfen und politischen Aktionen der Arbeiter zu einer 

Schwächung der Kampfkraft führen. Fälle dafür, daß aus Gründen der Parteiräson 

Kollegen in betrieblichen und gewerkschaftlichen Konflikten verheizt worden sind, 

lassen sich mittlerweile in stattlicher Anzahl angeben (13). 


13) So berichtet ein Betricbsrat von AEG-Telefunken auf dem Kongreß gegen politische 
Unterdrückung“ (April 1972 in der FU-Berlin): „Allgemein kann ich jedenfalls festhal- 
ten, daß die KPD/AO.... regelmäßig, wenn Warnstreiks geplant waren, das am Tag vor- 
her in Flugblättern mit Angabe der Abteilung und der Uhrzeit bekanntgegeben hat, so 
daß der Streik verhindert wurde... Darf ich jetzt noch eben auf die Jugendgruppe 
eingehen: Nachdem also von den 22 Mitgliedern der Jugendgruppe 12 der Meinung wa- 
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Dadurch, daß die KPD/AO-Gruppe mit ihrer RGO einen politischen An- 
spruch, nämlich die Führung in allen Kämpfen der Arbeiter innezuhaben, perma- 
nent einlösen müssen, ohne jemals wirklich anleitend und führend in betrieblichen 
und außerbetrieblichen Konflikten auftreten zu können, ergibt sich eine typische 
Zwangssituation: Die „Partei“ beansprucht in Kämpfen nach außen als die entschei- 
dende politische Kraft zu erscheinen — was sich objektiv als Abwiegelei aus- 
wirkt (14)! Da sie in den konkreten Kämpfen selbst nicht verankert ist, bezieht sie 
sich als Gruppe außerhalb der Arbeiterbewegung mit einem erstaunlichen Aufwand 
von Zeitungen, Zeitschriften und Broschüren auf die Sphäre der bürgerlichen Öf- 
fentlichkeit, in der sie gezwungen ist, permanent ihre Unterscheidbarkeit von ande- 
ren Organisationen herauszustellen (ihre reine Linie des „‚Marxismus-Leninismus“, 
ihre besonderen Forderungen usw.)! Die Ebene der Auseinandersetzung in der Par- 
tei und mit anderen Organisationen ist denn auch spezifisch bürgerlich: Statt aus 
den realen Kämpfen zu lernen, oder doch zumindest Lernprozesse einzuleiten, wer- 
den Erfolge der „richtigen Linie der Partei“ zugeschrieben, Mißerfolge „Verrätern“ 
angelastet; die Erfahrungen in Auseinandersetzungen werden nicht mehr als gemein- 
same gemacht und reflektiert, sondern mit voluntaristischen Ansprüchen und vor- 
ausgesetzten Dogmen konfrontiert. 

Die spezifisch bürgerliche Politik dieser Gruppe kann auch an ihrer Gewerk- 
schaftsarbeit verdeutlicht werden. Während die vorhandenen sozialistischen Grup- 
pen in den Gewerkschaften aus den konkreten betrieblichen Konflikten heraus in 
Gegensatz zur gewerkschaftlichen Politik zunächst auf Betriebsebene, dann zum 
Apparat gerieten, leitet die KPD/AO-Gruppe ihre RGO aus der (mißverstandenen) 
Theorie und falschen Analogisierung ihrer Partei mit der KPD der Weimarer Repu- 
blik ab. Die Opposition muß daher notwendig ebenso abstrakt bleiben wie ihr 
Begründungszusammenhang. Diese Abstraktheit drückt sich konkret darin aus, daß 
die Opposition sich gegen die Gewerkschaften insgesamt richtet, das Personal des 
Apparats generell als „‚Arbeiterverräter“ oder „Bonzen‘“ diffamiert wird, eine Dif- 
ferenzierung lediglich dort angebracht ist, wo Positionen für die RGO selbst mög- 


ren, massiv die IG-Metallspitze anzugreifen, war zu erwarten, daß... von der IG-Metall 
dieser Jugendgruppe das Recht abgesprochen wurde als Jugendgruppe zu funktionieren. 
Wir haben uns darum bemüht, .... dieses Flugblatt soweit abzuschwächen, daß die 
IG-Metall keine Handhabe gegen die Kollegen hatte... Die Konsequenz war, dafs das 
Flugblatt trotzdem verteilt wurde und 10 Kollegen, die als Auszubildende in den AEG- 
Betrieben beschäftigt sind, aus der IG-Metall rausgeflogen sind und wahrscheinlich auch 
aus den AEG-Betrieben rausfliegen werden... Die Konsequenz ist bei Siemens genauso 
gewesen: Da sind 5 Jugendliche oder 5 Auszubildende, auf Initiative der KPD/AO, die 
ihnen überhaupt keinen Schutz gewähren konnte, rausgeflogen, und von uns erwartet 
man, dafs man mit denen Solidarität übt. — Die KPD/AO und der KSV sollten sich 
jedenfalls darin üben, die Gesetze ein bilschen zu lesen, damit die Leute, die sie an die 
Front schicken, — ohne sich selbst hervorzuwagen —, damit die ein bißschen geschützt 
sind...“ «Kongrefs gegen die politische Unterdrückung, Referate und Diskussionen 
(Merve) Berlin 1972, S. 168: die vielen Auslassungen stehen an Stelle von Zwischenru- 
fen) 

14) So die KPD/AO in der Westberliner Drucker-Tarifrunde 1973, in der sie anstelle der 
allgemein erhobenen Forderung von 50 DM nur die Forderung von 40 DM propagierte 
(wahrscheinlich um sich damit zu profilieren!). 
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licherweise erobert werden können: „Jeder Geringschätzung der Arbeit in den re- 
formistischen Gewerkschaften (gilt es) entschieden entgegenzutreten“ (15), um 
nämlich untere wählbare Gewerkschaftsfunktionen besetzen zu können! 

Wenn die „Partei“ in dieser Weise auf Konfrontationskurs mit der Gewerk- 
schaftsführung geht, dann wäre allerdings die erste Voraussetzung dafür, starke 
Auffangpositionen für die ausgeschlossenen Gewerkschaftsmitglieder aufzubauen. 
Das formelle Verständnis von Organisation suggeriert nun, als ob die bloße Erklä- 
rung oder organisatorische Fixierung von gewerkschaftsoppositionellen Gruppen 
„unter der Führung der KPD“ solche Auffangpositionen abgeben könnten — was 
nicht der Fall ist! Es bleibt unberücksichtigt, daß Konflikte mit dem Gewerkschafts- 
apparat nur dann ausgetragen werden können, wenn darin die Auseinandersetzun- 
gen der Arbeiter mit dem Kapital in den Betrieben formuliert werden und daher 
diese Konflikte von der Basis getragen werden. Gerade weil aber die RGO nicht 
Ausdruck dieser Kämpfe ist (sondern bestenfalls aus diesen Kämpfen herausgefalle- 
ne Arbeiter „auffängt“‘), hat es der Gewerkschaftsapparat lediglich mit einem im 
Aufbau begriffenen Apparat zu tun; kann entsprechend als Apparat gegen einen 
Apparat reagieren (Unvereinbarkeitsbeschluß, Disziplinierung etc.). Für die 
KPD/AO-Gruppe ist allerdings eine solche Reaktion des Gewerkschaftsapparats kein 
Problem, sondern einkalkuliert: Denn in dieser Reaktion ‚‚entlarven“ sich mal wie- 
der die „Gewerkschaftsbonzen“ vor den Massen der „sozialdemokratisch ent- 
täuschten‘ Arbeiter, vor deren Augen die Richtigkeit der KPD/AO-Einschätzung 
bestätigt wird. Für diejenigen Gruppen allerdings, die als wirkliche (und nicht als 
vorgestellte) Arbeiteravantgarden in den Betrieben den Kampf der Arbeiter gegen 
das Kapital unterstützen, stellt sich die Frage des Schutzes gegen solche Einschüch- 
terungsversuche des Apparats. Diese Frage wird wahrscheinlich nicht nur ohne die 
KPD/AO-Gruppe und ihre RGO-Taktik, sondern unter Umständen — insofern diese 
dem Apparat erst die Handhabe für solche Versuche gibt — auch gegen sie beant- 
wortet werden. 


15) Die Revolutionäre Gewerkschaftsopposition, a. a. O,,S. 84 
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Anmerkungen zur Bauernpolitik der Deutschen Kommunistischen Partei 


Ulf Baumgärtner 


Das Bild des Bauern als „Kostgänger der Gesellschaft“ und der Landwirtschaft als 
einer mit Subventionsgeldern aufrechterhaltenen Idylle, das von der bürgerlichen 
Presse gezeichnet wird, hat sicherlich auch auf die Haltung der Linken in der 
Bauernfrage abgefärbt. Hinzu kommt, daß es in der Arbeiterbewegung immer 
wieder Strömungen gab, die die Bauern rechts liegen lassen wollten. Das Gothaer 
Programm der Sozialdemokratischen Partei von 1875 formulierte, gegenüber der 
Arbeiterklasse seien ‚alle anderen Klassen eine reaktionäre Masse“, und das Erfurter 
Programm von 1891 vertrat die These, daß alle Klassen außer der Arbeiterklasse 
„die Erhaltung der Grundlagen der heutigen Gesellschaft zum gemeinsamen Ziel 
haben.“ (1) Bucharin stellte in einer Rede „Über die Bauernfrage“ vor der 
Erweiterten Exekutive der Komintern 1925 fest, daß in den „zentralen Ländern 
England, Deutschland und Amerika... unser Einfluß auf die Bauernschaft gleich 
Null ist.“ (2) Daran dürfte sich bis zur Machtergreifung Hitlers nicht viel geändert 
haben, obwohl die KPD gleich im folgenden Jahr „‚Das Gesicht dem Dorfe zu!“ (3) 
-wandte und die Landrevue der DKP heute schreibt: „Kommunisten auf dem Land 
— Bauernpolitik hat große Tradition.‘ (4) Die Tatsache, daß das Bauernhilfspro- 
gramm der KPD erst 1931 verkündet wurde, spricht für sich. 

Auch nach dem 2. Weltkrieg haben die Bauern lange Zeit in der Politik der 
bundesrepublikanischen Linken ein Schattendasein geführt. Erst als sie auf die 
Straße gingen, besonders bei den großen Demonstrationen vom Frühjahr 1971, 
rückten sie auf die Titelseiten der bürgerlichen Presse und ins Bewußtsein linker 
Gruppierungen. Zur selben Zeit hat auch die DKP die Arbeit unter den Bauern 
verstärkt in Angriff genommen: am 27./28. Februar 1971 wurde das „Demokra- 
tische Bauernprogramm der Deutschen Kommunistischen Partei“ vom Parteivor- 
stand beschlossen (es versäumt nicht, sich auf die „gewaltigen Demonstrationen“ 
der westdeutschen Bauern zu berufen) und ebenfalls im Frühjahr 1971 erschien die 
erste Nummer der „DKP-Landrevue. Informationen für die Landbevölkerung.‘“ Das 
Motiv für das Interesse der DKP an den Problemen der Bauern ergibt sich zunächst 
aus ihrer marxistischen Tradition: ‚Als marxistische Partei erkennt sie die 
Bauernschaft als wichtigsten Verbündeten der Arbeiterklasse im Kampf gegen die 
Allmacht des Monopolkapitals....““ (5). Aber das Programm der DKP ist auch „,‚in 
der Praxis geboren“: „der Entwurf des ‚Demokratischen Bauernprogramms der 
DKP* ist fast zwei Jahre lang in der Öffentlichkeit zur Diskussion gestellt 
worden.“ (6) Ergebnis dieses den „demokratischen Grundsätzen unserer Partei 


1) Programm der Deutschen Sozialdemokratie, Anhang zu Marx: Kritik des Gothaer 
Programms, Verlag Neuer Weg, Berlin 1946. 

2) Nikolai Bucharin, Über die Bauernfrage, Verlag Karl Hoym Nachf., Hamburg 1925. 

3) Ernst Thälmann, Das Gesicht dem Dorfe zu!, Rote Fahne, Berlin, 14. 2. 1926. 

4) DKP-Landrevue. Jahrgang 1, Nr. 3/1971,S.14. 

5) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, Düsseldorf 1971, 8.7. 

6) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 2/1971,S. 3. 
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entsprechenden‘ Verfahrens: Umstellung einiger Passagen und minimale Verände- 
rungen in der Formulierung. 

Eine praktische Kritik der DKP-Bauernpolitik muß in erster Linie mit einer 
Kritik der Praxis beginnen. Aber auch nach der Entschließung des Düsseldorfer 
Parteitages „Zur Arbeit der Partei auf dem Lande“, mit der die Mitglieder zu 
verstärkter Öffentlichkeitsarbeit auf dem Lande verpflichtet werden, hat es an 
Gelegenheit gefehlt, die praktische Tagesarbeit der DKP in den Dörfern zu 
beobachten. Von Zeit zu Zeit wird von einem „Agitationseinsatz‘ (7) berichtet, 
über Dorfversammlungen und das Verteilen der DKP-Landrevue (8) oder über 
Fahrten westdeutscher Bauern in die DDR zur Besichtigung von LPG’s (9). 
Natürlich hat die DKP-Presse auch ausführlich über den Milchkrieg in Weiding 
berichtet, bei dem die Vertragsbauern der Allgäuer Alpenmilch AG für höhere 
Auszahlungspreise kämpften. Jedoch zeigt gerade dieses Beispiel, worauf an anderer 
Stelle noch näher eingegangen wird, 

— wie die DKP am Rande stehen blieb und sich nicht in diese Bewegung einschalten 
konnte, 

— wie sie deshalb zu einer falschen Interpretation des Milchkrieges als einer 
eindeutig antimonopolistischen Aktion kam. 

Es ist die mangelnde Möglichkeit einer praktischen Auseinandersetzung mit 
der DKP-Bauernpolitik, die uns vorläufig auf eine Einschätzung ihrer theoretischen 
Grundlagen und programmatischen Äußerungen beschränkt. Die eigentliche Absicht 
der folgenden Überlegungen bleibt aber eine auf die Praxis bezogene Auseinander- 
setzung. Denn uns treibt nicht die Vorstellung, es gehe um eine „antirevisionistische 
Entlarvung“ der DKP an jedem Ort und bei jedem Problem. Vielmehr ist der 
Ausgangspunkt unserer Kritik unsere eigene Erfahrung in der politischen Arbeit mit 
Bauern. Dabei hat sich uns (der Verfasser spricht also als Vertreter einer Gruppe) 
die kritische Auseinandersetzung mit der letzten Endes unbestimmten und 
aussichtslosen, ja sogar verwirrenden Bauernpolitik der DKP aufgedrängt. 

Schon eine oberflächliche Lektüre des Bauernprogramms der DKP und der 
bisher erschienenen Ausgaben der Landrevue bestätigt, was zu vermuten war: die 
DKP verlängert den Kampf aller demokratischen Kräfte für die antimonopolistische 
Demokratie geradlinig aufs Land. Dennoch erfordert eine gründlichere Auseinander- 
setzung mit diesem Teil der DKP-Politik ein längeres Verweilen bei den einzelnen 
Punkten unter Zuhilfenahme weiterer Quellen, insbesondere des Buches ‚Arbeiter 
und Bauern gegen Bosse und Banken“ (10), das als analytisches Fundament für die 
DKP-Bauernpolitik betrachtet werden kann. Es zeigt sich, daß die Klassenanalyse 
auf dem Lande der Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus angepaßt 
wird. 


7) Nahrungsmittelkonzerne treiben die Preise hoch. Gespräch mit Bauern im Raum 
Göttingen. Unsere Zeit (UZ), 1.5. 1973. 
8) DKP-Landrevue, Jahrgang 2, Nr. 3/1972, S. 13. 
9) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 3/71. 
10) Richard Scheringer und Wilhelm Sprenger, Arbeiter und Bauern gegen Bosse und 
Banken. Verlag Marxistische Blätter, Frankfurt a. M., 1970. 


Deshalb zunächst eine Auseinandersetzung mit der DKP-Einschätzung der 
Klassenstruktur in der westdeutschen Landwirtschaft, ihrer Unterordnung unter die 
Stamokap-Theorie und der aus beidem resultierenden Neuformulierung der Bünd- 
nispolitik. 


Die Klassen in der Landwirtschaft der BRD 


Das Demokratische Bauernprogramm umgeht die Frage der Klassenstruktur auf 
dem Lande. In ihm ist lediglich von „Bauern“, ‚„werktätigen Bauern“ und 
„moderner bäuerlicher Landwirtschaft‘ die Rede. Scheringer/Sprenger nennen als 
Faktoren der Klassenstruktur „Bodenfläche, Beschäftigung von Lohnarbeitern, 
Viehbesatz, Maschinenausrüstung, Einkommensverhältnisse u. a.“ (11), verwenden 
dann aber vor allem die Betriebsgröße als Klassenkriterium. Dabei stellen sie fest, 
daß sich die „Klassengrenzen innerhalb der Bauernschaft nach oben“ (12) ver- 
schoben haben. Ein Vergleich zwischen 1949 und 1969 ergibt (13): 


1949 1969 
Halbproletarier 0,5- 2haLN 0,5- 5haLN 
Kleinbauern 2- 5haLN 5— 15haLN 
Mittelbauern 5—- 20haLN 15- 50haLN 
Großbauern 20-100haLN 50-100haLN 
Kapitalistische Großbetriebe 100haLNund 100haLNund 
mehr mehr 


Hinzu kommen noch die Landarbeiter und die Großgrundbesitzer, für die an 
anderer Stelle ebenfalls eine Betriebsfläche von über 100ha LN angegeben 
wird (14). 

Heinz Jung, der sich hauptsächlich auf die Arbeit von Scheringer/Sprenger 
stützt, meint einerseits, daß sich auch im Agrarsektor „die Anwendung von 
Lohnarbeit“ als wesentliche Klassendifferenzierungslinie ergibt, fährt dann aber 
fort: „Als grober Anhaltspunkt, in dem unter gegebenen Verhältnissen die übrigen 
Kriterien mehr oder weniger zum Ausdruck kommen, Kann jedoch der Umfang der 
LN benutzt werden.“ (15) 

Die Klassengliederung nach Betriebsgrößen ist bestenfalls ungenau, oft aber 
falsch. So waren z.B. bereits 1960 in den Betrieben zwischen 20 und 50 ha nur 


11) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 66. 

12) Ebenda, S. 76. 

13) Ebenda, S. 174, Tab. 7. LN: landwirtschaftliche Nutzfläche. 

14) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 67. 

15) Heinz Jung, Zu den klassentheoretischen Grundlagen einer sozialstatistischen Analyse 
der Klassen- und Sozialstruktür der BRD. In: Klassen- und Sozialstruktur der BRD 
1950-1970. Theorie, Diskussion, Sozialstatistische Analyse. Teil I: Klassenstruktur und 
Klassentheorie. Theoret. Grundlagen und Diskussion. Institut für marxistische Studien 
und Forschungen (IMSF), Frankfurt a. M. 1972, S. 149, 151. 
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noch 87,6 % der Betriebsinhaber voll im land- und forsiwirtschaftlichen Betrieb 
beschäftigt (16). Mit anderen Worten: 12,4% der von Scheringer/Sprenger als 
Mittelbauern klassifizierten waren auf dem Weg zum Zu- oder Nebenerwerb, d.h. 
auf dem Weg ins Halbproletariat. Nach der Landwirtschaftszählung von 1960 
bezogen damals 42,3% aller Betriebsinhaber den überwiegenden Teil ihres 
Lebensunterhaltes aus nicht landwirtschaftlichen Quellen. In den Betrieben unter 
5ha waren es 73,4% und in den Betrieben zwischen 5 und i0ha (die nach 
Scheringer/Sprenger zu den Kleinbauernbetrieben zählen) waren es immerhin noch 
15% (17). Unberücksichtigt bleibt bei einer solchen „Klassengliederung“ auch der 
landwirtschaftliche Standort: 5 ha Gemüse oder Wein reichen für eine mittelbäuer- 
liche Existenz aus, 5 ha Getreide nicht. 

Auch das Kriterium der Beschäftigung von Lohnarbeit befriedigt nicht. Zwar 
kann man in Anlehnung an Lenin mit Scheringer/Sprenger sagen, daß „in einigen 
mittelbäuerlichen Betrieben, oft nur zeitweise, fremde Arbeitskräfte ausgebeutet 
werden“ (18) und’daß zu den Großbauern diejenigen „kleinen kapitalistischen 
Unternehmen in der Landwirtschaft“ zu zählen sind, die „einige Lohnarbeiter“ 
ausbeuten (19). Aber aufgrund der Tatsache, daß nur noch 10% aller in der 
Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte Lohnarbeiter sind und daß nur noch in 
7,7% der Betriebe Lohnarbeiter beschäftigt werden, würde, allein auf dieses 
Kriterium gestützt, einem geringen Prozentsatz eindeutig als kapitalistisch zu 
definierender landwirtschaftlicher Betriebe die große ungegliederte Masse der 
übrigen Betriebe gegenüberstehen. Entgegen Lenins Ansicht, daß „das unbestreit- 
barste und direkteste Kennzeichen für die Entwicklung des Kapitalismus (in der 
Landwirtschaft — d. V.) natürlich der Grad der Verwendung von Lohnarbeit 
ist“ (20), reicht dieses Kriterium angesichts der kapitalistischen Durchdringung der 
Landwirtschaft in Form der vertikalen Integration (Vertragslandwirtschaft) für die 
gründliche Untersuchung der sozialen Verhältnisse auf dem Lande nicht mehr aus. 
Rechtziegler schreibt in diesem Zusammenhang: es reicht „bei weitem nicht mehr 
aus, wenn es gilt, die soziale Gliederung der bäuerlichen Bevölkerung zu ermitteln, 
mit Zahlen über familieneigene und familienfremde Arbeitskräfte zu ope- 
rieren.“ (21) 

So unbefriedigend das Kriterium der Anwendung von Lohnarbeit in der 
Landwirtschaft für die Erarbeitung einer differenzierten Strategie sozialistischer 
Bauernpolitik ist, so muß bei der weiteren Untergliederung derjenigen bäuerlichen 
Produzenten, die nicht eindeutig als Kapitalisten anzusprechen sind, doch klar 
unterschieden werden zwischen dem Produktionsverhältnis, d. h. dem Verhältnis zu 
Lohnarbeit und Kapital, und sozioökonomischen Charakteristika, mit deren Hilfe 


16} Emil Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen in der Landwirtschaft der kapitalis- 
tischen Staaten. VEB Deutscher Landwirtschaftsverlag, Berlin 1968, 5. 151. 

17) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen ....,a.a. O.,S. 137 

18) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 157. 

19) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 158. 

20) W. I. Lenin, Neue Datenüber die Entwicklungsgesetze des Kapitalismus in der 
Landwirtschaft, in: Werke Bd. 22, Berlin 1960, S. 38. 

21) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen....,a. a. O., S. 103. 
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die Differenzierungsprozesse innerhalb der keine Lohnarbeit ausbeutenden Land- 

wirtschaft und daraus resultierende Veränderungen im Bewußtsein und politischen 

Verhalten erfaßt werden können. Diese beiden Ebenen werden bei Scheringer/ 

Sprenger vermischt und auch Jung zählt ohne Unterscheidung „Umfang der 

landwirtschaftlichen Nutzfläche, Anwendung von Lohnarbeit, Maschinenaus- 

rüstung, Einkommensverhältaisse u.a.“ zu den „empirischen Kriterien einer 

eingehenden Analyse.“ (22) 

Scheringer/Sprenger benutzen denn auch die Fähigkeit eines landwirtschaft- 
lichen Betriebes zur erweiterten Reproduktion als Klassenkriterium. Danach 
erlauben günstige Umstände (gute Ernten in manchen Jahren usw.) den Mittel- 
bauern „eine bescheidene erweiterte Reproduktion“ (23), während die Großbauern 
in der Lage sind, „moderne Produktionsmittel anzuwenden und das Produktions- 
niveau zu steigern‘ (24), also erweitert zu reproduzieren. Bedenkt man, daß die 
erweiterte Reproduktion ohne Anwendung von Lohnarbeit (im sogenannten 
Einmannbetrieb) ein wesentliches Ergebnis der Entwicklung der landwirtschaft- 
lichen Produktivkräfte unter kapitalistischen Bedingungen war und ist, dann 
erscheint die Koppelung von erweiterter Reproduktion und Ausbeutung von 
Lohnarbeitern, die Scheringer/Sprenger bei der Beschreibung der Großbauern 
vornehmen, klassenanalytisch unhaltbar. Bei einer solchen Verwendung sozio- 
ökonomischer Daten entsteht dann nämlich der Eindruck, als ob erweiterte 
Reproduktion mit kapitalistischer Produktion und einfache Reproduktion mit 
einfacher Warenproduktion gleichzusetzen wären. Ebensowenig wie eine bestimmte 
Betriebsgröße repräsentiert ein bestimmter Besatz mit Produktionsmitteln not- 
wendigerweise ein bestimmtes Produktionsverhältnis. 

Wenn Lenin, dessen methodisches Vorgehen Scheringer/Sprenger in diesem 
Punkt wohl nachahmen, in seiner Arbeit „Andie Dorfarmut“ (25) ebenfalls die 
Ausstattung mit Produktionsmitteln zur Beschreibung der russischen Agrarverhält- 
nisse benutzt hat, indem er zwischen pferdelosen Bauern (= Dorfarmut), die völlig 
mittellos und zum Proletariat zu zählen sind, Bauern mit nur einem Pferd 
(Halbproietarier) und Bauern mit einem Gespann Zugvieh (Mittelbauern) unter- 
scheidet, dann ist zu bedenken, 

_ daß im zaristischen Rußland der soziale Unterschied zwischen einem auf der 
Handarbeitsstufe arbeitenden Bauern und einem mit tierischer Zugkraft 
arbeitenden ungleich größer war, als der Unterschied zwischen einem Bauern 
mit einem 20-PS-Schlepper und einem mit einem 50-PS-Schlepper bei uns 
heute; 

— daß die russische Dorfarmut in einem feudalen Abhängigkeitsverhältnis zu 
den Großgrundbesitzern stand, eine eindeutige Beziehung zwischen sozio- 
ökonomischer- und Klassenlage also gegeben war, während die Bauern in der 
Bundesrepublik, die zu keiner erweiterten Reproduktion fähig sind, ebenso 


22) Jung, a.a.©.,». 149. 

23) Scheringer/Sprenger, a. a. O., 8. 157. 
24) Ebenda, S. 158. 

25) W.T. Lenin, Werke Bd. 6,S. 382-386. 
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gut einfache Warenproduzenten wie Arbeiter-Bauern sein können. 

Ähnlich ist die Heranziehung des Verschuldungsgrades als Klassenkriterium zu 

beurteilen. Auch er gibt keine Auskunft darüber, in welchem Produktionsver- 

hältnis ein Barer produziert. 

Die allgemein gebräuchlichen Begriffe Klein-, Mittel- und Großbauern oder 
auch arme und reiche Bauern beschreiben also eher quantitative Unterschiede in der 
Wirtschaftskraft als qualitativ verschiedene Produktionsverhältnisse; ‚„‚die Aufmerk- 
samkeit (wird) viel eher auf relative Unterschiede des Reichtums...., die man nur 
willkürlich in Kategorien verwandeln kann, (konzentriert), als auf Klassenbe-- 
ziehungen, die klar definiert werden müssen.“ (26) 

Tatsächlich hat gerade der Begriff Mittelbauern zu formallogischen Kopf- 
sprüngen Anlaß gegeben. So schreibt z. B. N. G. Karotamm: „Der Mittelbauer steht 
in der Mitte zwischen dem Reichen und dem Proletarier — darum heißt er auch 
Mittelbauer.‘“ (27) Ebenso nichtssagend ist es, wenn Jung die Mittelbauern als 
Oberschicht der Kleinbauern bezeichnet (28). 

Die bisher genannten Kriterien sind wohl auf die gegenwärtige Situation in 
der BRD-Landwirtschaft anwendbar, aber sie tragen den neuen Entwicklungen, dem 
gegenwärtigen Vordringen des Kapitals in die Landwirtschaft, das tendenziell auf 
die Liquidation der Bauern als kleine Warenproduzenten zielt (allerdings werden 
vermutlich noch sehr lange Sektoren mit einfacher Warenproduktion überleben, 
deren Übernahme sich für das Kapital nicht lohnt), noch nicht Rechnung. Seit das 
Kapital begonnen hat, den Feudalismus auch aus der Landwirtschaft zu vertreiben, 
findet ein unaufhörlieher Differenzierungsprozeß innerhalb der Bauernschaft statt. 
Die Haupttendenz dabei ist die bereits im „Manifest der Kommunistischen Partei“ 
beschriebene: „Die ganze Gesellschaft spaltet sich mehr und mehr in zwei große 
feindliche Lager, in zwei große, einander direkt gegenüberstehende Klassen: 
Bourgeoisie und Proletariat.‘‘ (29) Die Form und das Ausmaß, in denen diese 
Differenzierung auf dem Lande stattfindet, hängen vom jeweiligen Entwicklungs- 
stand der kapitalistischen Gesellschaft ab, von den historischen Umständen. 
Trotzky meinte für das revolutionäre Rußland: ‚‚Für mich beginnt die Frage mit der 
Negation der Bauernschaft als eines Ganzen. Es handelt sich um den Klassenkampf 
innerhalb der Bauernschaft. Die mittleren Bauern stellen ein ganz und gar 
besonderes Protoplasma dar. Die Ausformung dieses Protoplasmas vollendet sich 
unvermeidlich in zwei Richtungen: in der kapitalistischen über die Kulaken, in der 
sozialistischen über die halbproletarischen Bauern und Landarbeiter.‘‘ (30) 

Dieser Übergangsprozeß nach den beiden Hauptklassen der kapita:istischen 
Gesellschaft hin wird von Scheringer/Sprenger nur einseitig erfaßt, wenn sie davon 


26) Hamza Alavi, Theorie der Bauernrevolution, Plakat-Bauernverlag, Stuttgart 1972, 8.7. 

27) N.G. Karotamm, Geschichtliches zur Lehre von der sozialistischen Landwirtschaft. Dietz 
Verlag, Berlin 1962, S. 59. ; 

28) Jung, a.a.O.,S. 148. 

29) Marx/Engels, Manifest der Kommunistischen Partei. In: Marx/Engels, Werke Bd. 4, 
Dietz Verlag, Berlin 1971, S. 463. 

30) Brief Trotzkis an Boris Souvarine vom 23. April 1929. In: Boris Souvarine: Contribution 
ä l’'histoire du Comintern. Librairie Droz, Genf 1965. 
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ausgehen, daß ‚für alle bäuerlichen Schichten ein allgemeiner sozialer Abstieg 

symptomatisch (ist)‘“ (31). Dies ist der einzige Punkt, an dem Jung die Arbeit von 

Scheringer/Sprenger kritisiert: „Es muß aber gerade bei der Analyse dieser Gruppen 

den Übergangsmöglichkeiten in andere Gruppen ländlicher Mittelschichten und in 

neue Gruppen der ländlichen Bourgeoisie Aufmerksamkeit gewidmet werden, wenn 
die Differenzierungsprozesse nicht einseitig erfaßt werden sollen.“ (32) Gleichwohl 
beschränkt er sich darauf, eine daraus resultierende Widersprüchlichkeit anzu- 
merken, „die in der praktischen Einbeziehung der Bauernschaft in antimonopo- 
listische Bündnisse wirksam ist‘ (33) — ohne die Übergangsmöglichkeiten nach 

„oben“ näher zu untersuchen, ohne die Schwierigkeiten für das Arbeiter-Bauern- 

Bündnis zu benennen. Es offenbart sich hier die Tendenz zum ‚„Primat der Taktik 

über die Theorie‘ (34); dazu, die Analyse den taktischen Wunschvorstellungen 

unterzuordnen. 

Wie sieht der Differenzierungsprozeß, der sich aus dem Widerspruch zwischen 
den wachsenden Produktivkräften und der Agrarstruktur der Bundesrepublik 
entwickelt, gegenwärtig aus? Scheringer/Sprenger stellen vier Tendenzen fest: (35) 
> Zunahme der Betriebe über 20 ha. Die Bedeutung dieses „klassischen“ 

Konzentrationsprozesses geht zurück. 

— Horizontale monopolkapitalistische Kooperation, „Zusammenschluß ehemals 
bäuerlicher Betriebe unter dem Kommando von Kapitalisten und Mono- 
polen“. 

_ Vertikale monopolkapitalistische Kooperation, „Organisation des Produk- 
tions- und Reproduktionsprozesses in der Nahrungsgüterindustrie, bei der die 
Industrie- und Handelsmonopole in die landwirtschaftliche Produktion 
eindringen“. 

— Errichtung gewerblicher Großbetriebe durch die Monopole, vor allem in der 
bodenunabhängigen Produktion. 

Neben der Ruinierung der Kleinbauern durch Übergang zum Nebenerwerb 
und schließlich zur gänzlichen Betriebsaufgabe streichen Scheringer/Sprenger vor 
allem die Tendenz heraus, daß Mittel- und sogar Großbauern zu „De-Facto-Lohn- 
arbeitern“ absteigen (36), daß der landwirtschaftliche Betrieb „eine abhängige 
Betriebseinheit innerhalb eines größeren Unternehmens“ (37) wird. Rechtziegler 
schreibt: „Es besteht die Tendenz, daß sich mit der vertikalen Integration der 
landwirtschaftliche Produzent schließlich in einen ‚besitzenden‘ Lohnarbeiter 
verwandelt.“ (38) Und: „Bei straffen Formen der vertikalen monopolkapita- 


31) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 66. 

32) Jung,a.a.O.,S. 152. 

33) Ebenda. 

34) Korte, Nolle, Witt, Wölk, Staat und SPD im Monopolkapitalismus (Zur Kritik der 
Theorie des Stamokap), SOAK, (Sozialist. Aktion. Materialien zur sozialistischen Theorie 
und Praxis), März 1973, S.4. 

35) Scheringer/Sprenger, a. a.0.,8.83f. 

36) Ebenda, $. 95. 

37) K. Kroescheil, Der Landwirt als Unternehmer — ein neues Rechtsproblem. Zitiert bei 
‚Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 93, 94. 

38) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen... .,a.a. O.,S. 182. 
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listischen Kooperation tritt der Marktpreis ganz in den Hintergrund. Seine Stelle 
nimmt ein ‚Verrechnungspreis‘ ein, der unabhängig vom Markpreis gebildet 
wird.“ (39) Rechtziegler zitiert auch Jäger, der von „Pseudo-Bauern, weisungsge- 
bundenen Bewirtschaftern und landwirtschaftlichen Heimarbeitern‘“ spricht (40). 
Denselben Ausdruck gebraucht Lambert, wenn er von der Vertragslandwirtschaft 
spricht: „Somit wird der Bauer zum Heimarbeiter, zum totalen Gefangenen, 
gefesselt durch seine Verschuldung.“ (41) 

Für die Gliederung der Klassen auf dem Lande und eine daran auszurichtende 
sozialistische Politik ist es wesentlich, nicht nur die oben beschriebenen Tendenzen 
aufzuzeigen, sondern die gegenwärtig auftretenden Übergangsklassen des Differen- 
zierungsprozesses zu fassen. Lambert tut das, indem er die Kategorien pauperisierte 
und proletarisierte Bauern einführt. Er definiert sie folgendermaßen: 

„Pauperisierte oder arme Bauern sind solche, die in kleinen Betrieben arbeiten 
und nicht das Risiko auf sich genommen haben, sich in Investitionen zu stürzen, die 
die Industrialisierung der Produktion ermöglichen. Sie werden sowohl von den 
Großbauern ausgebeutet, die sich ihr Elend zunutze machen, als auch von den 
Behörden, die zugunsten des Kapitalismus ihre Abwanderung beschleunigen, indem 
sie ihre Einkünfte mehr und mehr einschränken. So werden sie zu Entwurzelten, die 
für eine Handlangerfunktion in der Industrie bereitstehen, zu welchem Lohn auch 
immer. 

„Proletarisierte Bauern sind solche, die sich auf eine intensive Modernisierung, 
die Industrialisierung ihrer Produktionsmittel eingelassen haben. Sie sind hochver- 
schuldet und werden vollständig von den Industrien und Genossenschaften 
beherrscht, die ihnen die Ausstattungen liefern und für Absatzgebiete sorgen. Als 
Arbeiter ausgebeutet, werden sie langsam der wirklichen Produktionsmittel ent- 
eignet. So gelangen sie nach und nach in die Kategorie der Proletarier.‘‘ (42) 

Für die erste Kategorie ergibt sich also als Klassenkriterium der Grad, mit dem 
ein Bauer seinen Lebensunterhalt aus nicht landwirtschaftlichen Quellen deckt, 
wobei es für eine weitere Untergliederung natürlich entscheidend ist, ob diese Quelle 
in Holzverkäufen oder Krediten besteht, oder in der industriellen Lohnarbeit von 


39) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft im Spätkapitalismus. DWI-Forschungshefte, 
4. Jahrgang, Heft 4, 1969. 

40) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen....,a. a. O.,S. 182. 

41) Bernard Lambert, Bauern im Klassenkampf. Rotbuch 32, Verlag Klaus Wagenbach, 
Berlin 1971, S. 44. 

42) Ebenda, S. 48. — Lambert erläutert nicht näher, wie sich die Großbauern das Elend der 
pauperisierten Bauern zunutze machen. Dies geschieht wohl vor allem über die politische 
Vormachtstellung der Großbauern in den Genossenschaften und berufsständigen 
Organisationen. 

Die beiden von Lambert benutzten Kategorien entsprechen den beiden Haupttendenzen 
im Ruinierungsprozeß der Bauern: dem traditionellen Übergang vom Mittel- und 
Kleinbauern zum Arbeiter-Bauern einerseits und der neuen Form der Vertragslandwirt- 
schaft andererseits. Dje in der Übersetzung benutzten Partizipien geben sprachlich den 
Prozeßcharakter nicht wider; es wäre besser von Bauern, die pauperisiert werden und 
Bauern, die proletarisiert werden, zu sprechen. 

Der Ausdruck Pauper charakterisiert überdies jenen Teil der industriellen Reservearmee 
auf dem Lande, der bewußtseinsmäßig am wenigsten mobil ist. 
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Familienmitgliedern oder des Betriebsinhabers selbst. Für die zweite Kategorie muß 
der Grad der wirtschaftlichen Abhängigkeit von den Konzernen im Rahmen der 
Vertragsiandwirtschaft trotz formeller Aufrechterhaltung des bäuerlichen Eigen- 
tums als Klassenkriterium verwandt werden. Sie nimmt von der einfachen 
Absatzvereinbarung über die Produktions- und Liefervereinbarung zur Vereinbarung 
über den Bezug von Produktionsmitteln zu. Bei den Lohnmastverträgen in der 
Schweinemast beispielsweise liefert der ‚„Integrator“ Ferkel und Futtermittel und 
bleibt während der Mastzeit Eigentümer der Schweine und Futtermittel, während 
der Mäster seine Arbeitskraft, Stallräume u. a. in den Vertrag einbringt. Der Bauer 
produziert hier also schon teilweise mit fremden Produktionsmitteln. 

Die DKP —in diesem Fall ihre Agrarexperten Scheringer und Sprenger — 
unternimmt im Unterschied zu Lambert nicht den Versuch, die Übergangsklassen 
des Ruinierungs- und Differenzierungsprozesses auf dem Lande zu analysieren. Der 
Grund dafür ist, daß sie sämtliche bäuerlichen Klassen und ihre Verschiebung im 
Verlaufe der kapitalistischen Durchdringung der Landwirtschaft der Haupttendenz 
unterordnet: „Unter Ruinierung der Bauern verstehen wir ihre Verwandlung aus 
einfachen Warenproduzenten in Lohnarbeiter“ (43). Es kommt also zu einer 
„Annäherung der verschiedenen Schichten innerhalb der Bauernschaft“ (44). 
Rechtziegler betont in ähnlicher Weise die Haupttendenz: „Es kann gegenwärtig 
beobachtet werden, daß sich in Westdeutschland vor allem eine breite Differen- 
zierung nach unten durchsetzt“ (45). Was in der Tendenz zweifellos stimmt, wird in 
der praktischen Bauernpolitik der DKP de facto als abgeschlossener Prozeß 
genommen, wenn sich das Demokratsiche Bauernprogramm pauschal an die 
„Bauernschaft‘ wendet. Wo, wie in dem Buch von Scheringer/Sprenger, überhaupt 
noch klassenmäßig argumentiert wird, werden die Leninschen Klassenkriterien 
übernommen, ohne sie weiter zu entwickeln. Dabei ist in der obersten Kategorie, 
derjenigen der „agrarkapitalistischen Betriebe“, eine gewisse Begriffsverwirrung 
festzustellen (46). 


43) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 69. 

44) Ebenda, S. 160. 

45) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen....,a.a. ©.,S. 162. 

46) Das Demokratische Bauernprogramm spricht abwechselnd von „kapitalistischen Agrar- 
unternehmern“ (a. a. ©., S. 18), „Großgrundeigentum‘ und „feudalem und großkapita- 
listischem Grundbesitz‘ (S. 18). Scheringer/Sprenger benutzen eine Klassengliederung, 
bei der „Großbauern“ und „Großgrundbesitzer“ als der ‚Klasse der Kapitalisten‘“ 
zugehörig erscheinen (S. 67). An anderer Stelle sprechen sie von „kapitalistischen 
Großbetrieben‘‘ und definieren sie als jene 2 800 Betriebe, die über 100 haLN besitzen. 
(S. 79) Daneben werden auch die Großgrundbesitzer beschrieben (S. 80), wobei die 
„fürstliche Domänenverwaltung‘“ der Thurn und Taxis beispielsweise als „Monopolunter- 
nehmen‘ bezeichnet wird. Demnach besteht zwischen „Großbauern“, die einige 
Lohnarbeiter ausbeuten (Scheringer/Sprenger, S. 158), „kapitalistischen Großbetrieben‘“ 
und dem wie ein Monopolunternehmen organisierten „Großgrundbesitz‘“ kein definierter 
Unterschied. 

Den in der BRD noch existierenden Großgrundbesitz als feudal zu bezeichnen, ist 
unzulässig, denn erstens ist dieser Großgrundbesitz voll in den kapitalistischen Markt 
integriert und zweitens basiert er auf einer Lohnarbeitsverfassung und nicht auf einer 
feudalen Arbeitsverfassung mit Hörigen oder Leibeigenen. (Ein feudaler Überrest besteht 
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Die Untersuchungen der DKP über die Klassenstrukturen in der west- 


deutschen Landwirtschaft weisen zwei grundiegende Mängel auf: 


Es wird keine Unterscheidung getroffen zwischen der Bestimmung der 
Klassenzugehörigkeit und der Beschreibung sozioökonomischer Verhältnisse. 
Die aus dem Vordringen des Kapitals in die Agrarproduktion sich ergebende 
Differenzierung innerhalb der Bauernschaft wird einseitig als Verschiebung 
der „Sozialstruktur der Landwirtschaft nach ‚links‘ “ (47) gesehen, offen- 
sichtlich aus dem Wunsch heraus, eine „Dominanz antimonopolistischer 
Interessen‘ (48) konstatieren zu können. 

Demgegenüber lassen sich, wenn man bei der Bestimmung der Klassenzuge- 


hörigkeit von Produktionsverhältnissen ausgeht, innerhalb der Bauernschaft der 
BRD folgende Gruppen unterscheiden: 


Kapitalistische Bauern, die Lohnarbeiter ausbeuten. 

Selbstständige Warenproduzenten mit eigenen Produktionsmitteln, ohne 
Ausbeutung von Lohnarbeit. 

Arbeiter-Bauern, die auf dem landwirtschaftlichen Betrieb über eigene 
Produktionsmittel verfügen, einen Teil ihrer Arbeitskraft aber an einen 
Kapitalisten verkaufen. 

Heimarbeiter im Rahmen der vertikalen Integration, die mit eigenen und 
fremden Produktionsmitteln arbeiten und je nach Vertragsform mehr oder 
weniger abhängig vom Integrator sind. 


ailenfalls in einer gewissen persönlichen Abhängigkeit, die aber politisch vermittelt wird, 
beispielsweise über die dominierende Stellung der Großgrundbesitzer in den politischen 
Institutionen der betreffenden Gemeinden.) 
Interessant ist, daß das Demokratische Bauernprogramm eine Tendenz zur Landkonzen- 
tration feststellt (‚Vorgesehen ist, daß in der Bundesrepublik mindestens zwei Drittel der 
bäuerlichen Betriebe verschwinden — ihr Boden soll wenigen Großunternehmen zur 
Verfügung gestelli werden... $. 10), während Scheringer/Sprenger die Meinung 
vertreten, daß „trotz der Ruinierung hunderttausender Kleinbauern nicht von einer 
entsprechenden Konzentration der Fläche und der Produktion in Großbetrieben 
gesprochen werden kann“ (S. 81). In der Tat haben wir bereits gesehen, daß die Zahl der 
Landarbeiter (Kriterium für einen kapitalistischen Landwirtschaftsbetrieb) abnimmt. 
Ebenso hat die Zahl der Betriebe über 100 ha abgenommen (1968 gegenüber 1949 um 
6,6 %). Scheringer/Sprenger geben keine Auskunft darüber, ob das auf eine Konzen- 
tration in dieser Betriebsgrößenklasse zurückzuführen ist. Wichtiger ist die von 
Rechtziegler zitierte Feststellung, daß der Nestle-Konzern z.B., um die von ihm 
insgesamt verarbeitete Milch auf eigenen Weiden zu erzeugen, eine Fläche ungefähr so 
groß wie die Schweiz benötigen würde. (K. Pritzkoleit, Monopole in der Nahrungsmittel- 
ee In: Agri-forum, München, Heft 5/1964, S. 32) Das bedeutet, daß die 
Degradierung der Bauern zu Heimarbeitern viel vorteilhafter für die Monopole ist, als die 
vom Demokratischen Bauernprogramm suggerierte direkte Übernahme der Bodenpro- 
ion. Es macht auch deutlich, weshalb der Ausdruck „bäuerlicher Heimarbeiter“ 
genauer ist als „De- Facto-Lohnarbeiter“. 
Jung, a. 2.0., S. 151. 
Ebenda, S. 152. 


Die Anwendung der Theorie vom staatsmonopolistischen Kapitalismus auf die 
Landwirtschaft in der BRD 


Im Demokratischen Bauernprogramm wird der staatsmonopolistische Kapitalismus 
(Stamokap) nicht beim Namen genannt, aber im Abschnitt „Die Bauern und die 
EWG‘ wird beschrieben, wie man sich die Zusammenarbeit von Staat und 
Monopolen vorstellt: „Die bisherige EWG- und NATO-Politik hat den Bauern und 
den Verbrauchern in der Bundesrepublik schweren Schaden zugefügt. Im Interesse 
der Vormachtbestrebungen des Finanzkapitals und seiner aggressiven Expansions- 
politik wurden die Bauern zu Hunderttausenden geopfert.“ (49) Popularisiert heißt 
es in einer Schlagzeile der DKP-Landrevue: „Was die Monopole und ihre Parteien 
mit den Bauern machen, ist eine Riesen-Schweinerei!“ (50) 

Im Bauernprogramm wird also die Veränderung der Agrarstruktur mit der 
außerökonomischen Macht der Monopole erklärt und völlig auf eine Analyse 
verzichtet, die von der Entfaltung der ökonomischen Gesetze des Kapitals und dem 
Wirksamwerden spezifischer Verwertungszwänge ausgeht. 

Scheringer/Sprenger erläutern den Stamokap: „Das wichtigste Merkmal des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus besteht in der immer engeren Verflechtung 
zwischen der ökonomischen Macht der Monopole und den Machtorganen des 
imperialistischen Staates sowie den Führungsorganen der herrschenden Parteien, 
gesellschaftlichen Organisationen und Institutionen.“ (51) Noch besser drückt 
Rechtziegler den Kern der Theorie vom Stamokap aus: „Unter den Bedingungen 
der Verschmelzung der Macht der Monopole mit der des Staates und der vollen 
Herausbildung des staatsmonopolistischen Herrschaftssystems verwandelt sich die 
Konzentration der ökonomischen Macht in den Händen des Finanzkapitals in 
politische Macht, die sich in staatlichen Maßnahmen zur staatsmonopolistischen 
Monopolisierung der Existenzbedingungen der Landwirtschaft und in der Schaffung 
eines staatlichen Ausbeutungssystems niederschlägt. Der Staat setzt die Rahmen- 
bedingungen der monopolkapitalistischen Ausbeutung auch im Bereich der Land- 
wirtschaft.“ (52) (Hervorhebung v. V.) Ungeklärt bleibt allerdings, ob Staat und 
Monopole tatsächlich verschmolzen sind oder ob der Staat nur die Rahmenbe- 
dingungen der monopolkapitalistischen Ausbeutung setzt. Im ersten Fall wird die 
dem Kapitalismus eigene Trennung von Wirtschaft und Politik, die nur wider- 
sprüchlich und begrenzt aufgehoben werden kann, als endgültig überwunden 
angenommen (53). Im anderen Fall wird an der Definition des kapitalistischen 
Staates im Kommunistischen Manifest festgehalten: „Die moderne Staatsgewalt ist 


49) Demokratisches Rauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 24. 

50) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 4/71. 

51) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 119. 

52) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft ....,a.a. O.,S. 81. 

53) Margaret Wirth macht auf die Analogie dieser Vorstellung von einem geschlossenen, ir. 
sich widerspruchsiosen Machtapparat von Staat und Monopolen zum Kautskys 
Konzept des „Ultraimperialismus‘‘ aufmerksam. (Margaret Wirth, Kapitalismusthenrie « 
der DDR. edition suhrkamp, Nr. 562, Frankfurt/M. 1972, S. 69). 


nur ein Ausschuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeoisie- 

klasse verwaltet.‘ (54) 

Es ist klar, daß weder die Definition von Scheringer/Sprenger noch die von 
Rechtziegler als für die Stamokap-Diskussion repräsentativ hingestellt werden kann. 
Die Entwicklung der Stamokap-Theorie muß vielmehr im Zusammenhang mit den 
jeweiligen historischen Bedingungen gesehen werden. Margaret Wirth hat diesen 
Entwicklungsgang seit dem Zweiten Weltkrieg kurz zusammengefaßt: (55) Fest- 
haltend an Lenins These vom Zeitalter des Niedergangs des Kapitalismus, wurde 
zunächst die Unterordnung des Staates unter die Monopole als letzter Versuch 
interpretiert, die kapitalistische Herrschaft aufrechtzuerhalten. Nachdem die für 
1957/58 vorhergesagte große Weltwirtschaftskrise ausgeblieben war, entstand die 
Theorie von der Labilität des Gesamtsystems als neuem Ausdruck der Niedergangs- 
These. Mit zunehmender staatlicher Aktivität (mittelfristige Finanzplanung, kon- 
zertierte Aktion, Haushaltsreform) wurde schließlich der staatsmonopolistische 
Kapitalismus definiert als das Gesamtsystem des heutigen Kapitalismus, als 
qualitativ neue Entwicklungsstufe der kapitalistischen Produktionsweise. 

Ungeachtet aber der Tatsache, daß es verschiedene Varianten der Stamokap- 
Theorie gibt und daß die in der BRD vorherrschende, verglichen mit dem 
theoretischen Niveau in der DDR oder in Frankreich, nicht unbedingt die 
qualifizierteste Version ist, ist im Rahmen dieser Anmerkungen ausschlaggebend, 

— daß in der Stamokap-Theorie, so wie sie uns in der Bauernpolitik der DKP 
entgegentritt, „die politisch-ökonomische Methode der Marx’schen Kapital- 
analyse... tendenziell... durch eine deskriptiv-politizistische (und häufig 
moralisierende) Denunziation der Machtinteressen und Bestrebungen der 
sogenannten ‚Monopole‘ (56)‘ ersetzt wird; 

— daß mit der Stamokap-Theorie die antimonopolistische Bündniskonzeption 
theoretisch gerechtfertigt wird. 

Die wichtigste Konsequenz der Stamokap-Theorie für den Klassenkampf 
besteht darin, daß „in der jetzigen Etappe der Widerspruch zwischen allen 
Volksschichten und dem Häuflein der Monopolherren“ (57) vorherrschend ist. 
Scheringer/Sprenger wiederholen diesen Kernsatz an relevanten Stellen: einmal bei 
der Einschätzung des Bündnisses der Arbeiterklasse mit der Bauernschaft (‚,,... 
Hauptwiderspruch des spätkapitalistischen Systems, dem Widerspruch zwischen 
Monopolen und Volk...“ (58)), sodann bei der Behandlung der Großbauern („Der 


54) Marx/Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, a. a. O., S. 464. 

55) Margaret Wirth, Stamokap, Referat, gehalten am 9. 4. 1973 in Stuttgart. — Vgl. auch 
ihren Beitrag in diesem Heft. 

56) Korte u.a.,a.a. O.,S.6. — Vgl. in diesem Zusammenhang allgemein den Aufsatz von C, 
Möcklinghoff: Aspekte der Geschichte und Theorie der Bündnispolitik der KPD und 
DKP. In: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 4 und 5 (Sept. u. Dez. 1972), S. 113-149 
bzw. 1-44. 

57) Erklärung der Beratung von Vertretern der kommunistischen und Arbeiterparteien, 
zitiert bei Scheringer/Sprenger, a. a. 0.,8. 151. 

58) Scheringer/Sprenger, a. a. 0.,S. 153. 
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entscheidende Widerspruch im Spätkapitalismus ist jedoch der Widerspruch 
zwischen Monopolen und Volk.“ (59)). 

Die Einordnung der Großbauern bereitet in der Tat die meisten Schwierig- 
keiten bei der Anpassung der Situation der BRD-Landwirtschaft an die Thecrie des 
Stamokap. Unter Berufung auf das bereits angeführte Zitat von Lenin (vgl. 
Anmerkung 20) schließen Scheringer/Sprenger aus der Abnahme der Landarbeiter, 
daß „in gewissem Sinne“ ein „Übergang von einem kapitalistischen Produktionsver- 
hältnis zu Verhältnissen der einfachen Warenproduktion“ (60) stattfindet, während 
sie, wie oben dargestelit, auf der anderen Seite die Degradierung der Mittel- und 
sogar Großbauern zu „De-Facto-Lohnarbeitern“ (61) Konstatieren. Indem die ganze 
Bauernschaft unter dem Begriff „Volk“ subsumiert wird, erweist es sich als 
schwierig, so es sich nicht erübrigt, Übergangsklassen, die im Prozeß der 
Durchdringung der Landwirtschaft auftauchen, zu analysieren. Bäuerliche „De- 
Facto-Lohnarbeiter“ und bäuerliche einfache Warenproduzenten sind ja gleicher- 
maßen „Volk“, das den Monopolen gegenübersteht. 

Die „objektive“ Einbeziehung der Großbauern in das große Lager der 
antimonopolistischen Kräfte gelingt Scheringer/Sprenger mit einem einfachen 
formallogischen Kniff: „Die Großbauern werden immer mehr von den Monopolen 
beherrscht, so daß ihre Grundinteressen in einen immer tieferen Widerspruch zu den 
Monopolen geraten und sich demzufolge objektiv mit denen der Arbeiterklasse und 
der .werktätigen Bauern treffen.‘“(62) Mit anderen Worten: die Großbauern 
befinden sich im Widerspruch zu den Monopolen, die Arbeiterklasse und die 
werktätigen Bauern befinden sich im Widerspruch zu den Monopolen, ergo haben 
Großbauern einerseits und werktätige Bauern und Arbeiterklasse andererseits 
dieselben Interessen. In ähnlicher Weise gelingt es dem MSB Spartakus, die 
Agrarstudenten in das antimonopolistische Bündnis einzubeziehen: ausgehend von 
der Tatsache, daß Arbeiter und Bauern mit dem Märchen von der Lohn-Preis-Spirale 
gegeneinander ausgespielt werden, wird festgestellt, daß die Studenten „wie alle 
anderen Bevölkerungsschichten von den Preistreibereien der Monopolie betroffen 
sind“, um zu dem Schluß zu kommen: „Gerade hier zeigt sich deutlich: Arbeiter, 
Bauern und Studenten stehen demselben Gegner gegenüber.“ (63) 

Auf der Ebene der Arbeiterpolitik ließe sich mit demselben Recht behaupten, 
daß sich die Interessen der kleinen Industrieunternehmer (analog den „kleinen 
kapitalistischen Unternehmern in der Landwirtschaft, die einige Lohnarbeiter 
ausbeuten‘ (64)), die ja tatsächlich auch von den Monopolen bedroht werden, 
„objektiv mit denen der Arbeiterklasse... treffen.“ Scheringer/Sprenger stellen 
diese Behauptung auch wirklich auf: ‚Tatsächlich gibt es objektiv keine Gemein- 
samkeit der Interessen der Bauern, Handwerker, Einzelhändler sowie der kleinen 


59) Ebenda, S. 169. 

60) Ebenda, S. 78. 

61) Ebenda, S. 95. 

62) Ebenda, S. 79. 

63) MSB Spartakus, Programm für das gemeinsame Handeln der Studenten, herausgegeben 
vom Bundesvorstand des MSB Spartakus, Bonn, März 1973, S. 58. 

64) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 158. 
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und mittleren Unternehmer mit dem Großkapital.‘“ (65) Gemeinsame antimonopo- 
listische Interessen aller Volkskräfte werden also pauschal und kategorisch in den 
Stand der „Objektivität“ erhoben, die Profitinteressen der „kleinen“ Kapitalisten 
fallen unter den Tisch. Demgegenüber stellt Lambert fest: „Natürlich ist auch der 
kapitalistische Landwirt nicht von dieser Infiltration (der internationalen Firmen — 
d. V.) geschützt. In den meisten Fällen findet er sich damit ab, indem er sich an 
diesen Gruppen beteiligt und zugunsten des einen oder anderen Stellung bezieht, 
wie z.B. die Zuckerrübenbauern angesichts der Konzentration der Zuckerindustrie. 
Kurz gesagt, es handelt sich um normale Beziehungen zwischen Kapitalisten 
unterschiedlicher Stärke.“ (66) (Hervorhebung d. V.) 

Die These von der gesamten Bauernschaft als antimonopolistischer Kraft, der 
wir hier als Ausfluß der Stamokap-Theorie begegnen, ist nicht ganz neu. Im 
Zusarnmenhang mit der Bündnisfrage sagte Bucharin in der bereits erwähnten 
Rede: „Der frühere Grundsatz der Organisation hatte als Hauptaufgabe: Konsti- 
tuierung der eigenen Klasse... Aber in einer Epoche, in der als unmittelbare 
Aufgabe die Eroberung der politischen Macht vor uns steht, stehen vor uns 
weitergehende Aufgaben. Da ist vor allem die Bündnisfrage.‘“ (67) Und über die 
Konflikte der gesamten Bauernschaft mit dem Kapital: „Die Kluft zwischen dem 
Bauerntum und der Bourgeoisie in den sogenannten zivilisierten Ländern erweitert 
sich in zwei Hauptrichtungen: einmal in der Richtung der Steuerpolitik... und 
dann in der Richtung der ökonomischen Politik, der Syndikate und Trusts. 
Schließlich als drittes Moment kommt das der Kriegsgefahr hinzu.“ (68) Zum einen 
befinden wir uns gegenwärtig nicht unmittelbar vor der Machtergreifung durch das 
Proletariat, zum anderen betont Bucharin im Gegensatz zur DKP, die diese „Kluft 
zwischen dem Bauerntum und der Bourgeoisie‘““ zum alleinigen- und Hauptwider- 
spruch macht: „Die Widersprüche zwischen den Großagrariern und den Bauern und 
die zwischen den Bauern und dem Großkapital sind verschiedenartiger Natur. Hinzu 
kommen Gegensätze, die innerhalb des Bauerntums selbst wirksam sind.‘ (69) In 
den dem Referat Bucharins folgenden „Thesen zur Bauernfrage“ wird die 
Großbauernschaft als „Reserve der antiproletarischen Kräfte gegen das Prole- 
tariat“ (70) bezeichnet, und selbst die Mittelbauern werden als nur bedingt 
bündnisfähig eingeschätzt, wenn die kommunistischen Parteien aufgefordert 
werden, „gestützt auf... die besitzlosen und wirtschaftsschwachen Schichten der 
Bauernschaft.... schon jetzt eine energische Arbeit auch zur Neutralisierung der 
mittleren Bauernschaft (zu) führen.‘ (71) 


65) Ebenda, S. 153. 

66) Lambert, a.a. 0.8.43. 

67) Bucharin, a.a.0.,S. 23. 

68) Ebenda, S. 30. 

69) Ebenda. 

70) Ebenda, S. 40. 

71) Ebenda, $S. 58. In dieser Rede vor der Komintern heißt es in der 29. These: „In solcher 
Weise müssen sie (der proletarische Staat und die herrschende proletarische Partei — d. 
V.) die Organisationen der landwirtschaftlichen Tagelöhner, der besitzlosen Landbe- 
völkerung und der Mittelbauern zusammenschließen und auf jede Weise unterstützen, als 
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In der Theorie vom Stamokap erhält der Staat eine neue Dimension: wird er 
durch die Verschmelzung mit den Monopolen quasi zum reellen Gesamtkapitalisten, 
so wird er natürlich auch zum unmittelbaren Klassengegner. Im Stamokap bedeutet 
der Kampf des Volkes gegen die Monopole also auch zugleich Kampf des Volkes 
gegen den Staat, und jeder ökonomische Kampf wird so a priori zum politischen 
Kampf. „Der Politik gehört das Primat, und die Machtfrage tritt bei allen 
Auseinandersetzungen zwischen Bauernschaft und Monopolbourgeoisie in den 
Vordergrund. Die ökonomischen Widersprüche in der Landwirtschaft, insbesondere 
der Widerspruch zwischen Bauernschaft und Monopolkapital, äußern sich immer 
mehr als politische Widersprüche zwischen der Agrarpolitik des Staates und den 
Interessen der Bauern“ (72), schreibt Rechtziegler dazu. 

Auch Scheringer/Sprenger stellen fest, daß sich die Hauptlosungen der Bauern 
„eindeutig gegen die Agrarpolitik der EWG und der Bonner Regierung“ rich- 
ten (73). Dennoch sind die Hauptforderungen der Bauern ökonomischer Natur, und 
dadurch, daß sie an den Staat gerichtet werden, werden sie nicht automatisch zu 
politischen Forderungen. Darüberhinaus ist der Staat für die Bauern noch mehr als 
für andere Gesellschaftsgruppen politischer Ausdruck der Entfremdung des Men- 
schen vom Menschen, einer Entfremdung, die im Falle der Bauern paternalistisch 
mystifiziert ist. Wenn sich der Bauer mit seinen Forderungen an den Staat wendet 
als an eine höhere Gewalt, die Gegensätze ausgleicht und für eine gerechte 
Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums sorgt, so spricht aus dieser Haltung 
sicher nicht das Bewußtsein der „politischen Gewalt“ als „dem offiziellen Ausdruck 
des Klassengegensatzes innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft.“ (74) 

Der Umstand, daß die Bauern mit ihren Forderungen an den Staai 
appellieren, weil sie eben in keinem direkten Lohnverhältnis zum Kapital stehen 
und ihnen auf Grund ihrer isolierten Produktionsweise die Erfahrung der 
Ausbeutung durch das Einzelkapital fehlt, wird in einer solchen Interpretation als 
Beweis dafür genommen, daß die Bauern den Staat als direkte Instanz der Monopole 
begreifen und ansprechen. Zwar ist der Staat als ideeller Gesamtkapitalist 
tatsächlich gemeinsamer Gegner der Arbeiterklasse und der nicht-kapitalistischen 
Bauernschaft, aber bei der DKP wird die Gemeinsamkeit auf einer Ebene 
hergestellt, auf der sich der offensive Kampf der Arbeiterklasse gegen den 
„Ausschuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeoisieklasse 
verwaltet‘ (75), vermischt mit der typischen Defensivhaltung einer mittel- 
ständischen Gruppe, die in dem Maße, in dem das Großkapital die politische Macht 
okkupiert, ihre parlamentarisch-demokratischen Finflußmöglichkeiten als Instru- 
ment ihrer wirtschaftlichen Existenzbehauptung schwinden sieht. Da die fort- 
schreitende Kapitalakkumulation und -Konzentration die Ursache der Ruinierung 


Gegengewicht zu den sich herausbildenden neuen bürgerlich-kapitalistischen Schichten 
der Bauernschaft.““ 

72) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a.a. O., S. 109. 

73) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 166. 

74) Vgl. Marx, Das Elend der Philosophie, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 4, Berlin 1964, S. 
182. 

75) Marx/Engels, Manifest der Kommunistischen Partei, a. a. O. 


bäuerlicher Existenzen ist, lassen sich bei einem organisierten Widerstand, wie er 
beispielsweise in der „Notgemeinschaft Deutscher Bauer“ anzutreffen war, durch- 
aus antimonopolistische Akzente entdecken, aber es handelt sich dabei um den 
Widerstand mittelständiger Schichten gegen ihr Abgleiten in eine proletarische 
Klassenlage und nicht um eine Parteinahme an der Seite der Arbeiterklasse gegen 
den gemeinsamen Klassengegner. 

Solch unterschiedliche Widersprüche im Verhältnis von Arbeitern bzw. in 
Deklassierung befindlichen Bauern zum Staat zu einer gemeinsamen antimonopo- 
listischen Motivation zu verquicken, wird möglich, weil die Stamokap-Theorie den 
bürgerlichen Staat als eine über den sozialen Gruppen stehende, neutrale Macht 
impliziert, die von der Arbeiterklasse und ihren Verbündeten umfunktioniert 
werden kann, und zwar in dem Sinne, daß sie ihn nur zur Umverteilung des 
Volkseinkommens zwingen muß (dabei erscheint die Umverteilung der Rüstungs- 
kosten bei der DKP als Allheilmittel, als Finanzquelle für sämtliche Sozial- 
reformen). Anstelle des Kampfes um die Verfügungsgewalt des gesellschaftlichen 
Produktes tritt der Kampf um die staatliche Verteilung: der Gegensatz zwischen 
Lohnarbeit und Kapital soll durch staatliche Vermittlung ausgeglichen, statt 
abgeschafft werden; das revolutionäre Subjekt wird zum staatlichen Unterstützungs- 
empfänger. Grundlage dieser Strategie ist die Annahme, das vermehrte Eingreifen 
des Staaisapparates, die „staatsmonopolistische Regulierung“, sei prinzipiell fort- 
schrittlich, zur Zeit zwar noch mit reaktionären Inhalten gefüllt, aber tendenziell für 
die „Demokratie“ ausnutzbar. Demgegenüber stellt Margaret Wirth fest: „Doch 
dieser Apparat wird nicht den ‚Interessen der Werktätigen‘ entfremdet; vielmehr ist 
der Staatsapparat im Kapitalismus notwendigerweise etwas Fremdes, weil er die 
Bedingungen der Profitproduktion und nicht die Entwicklung der Gesellschaft 
organisiert.“ (76% Die Auffassung der DKP vom bürgerlichen Staat und seinen 
Regulierungsmaßnahmen eröffnet den ‚friedlichen Weg zum Sozialismus“ als 
Eroberung der bestehenden Planungsinstitutionen. Darin aber zeigt sich eine 
Verwandtschaft der Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus mit Hilfer- 
dings Theorie vom „organisierten Kapitalismus‘: beide gehen davon aus, daß das 
Anwachsen der Rolle des Staates in der Wirtschaft eine demokratische Regulierung 
des Wirtschaftsprozesses im Interesse der ganzen Bevölkerung ermöglicht, und das 
dies erreicht wird, indem man die Führungseliten auswechselt, an die Stelle der 
Kapitalfunktionäre Arbeiterführer setzt. So käme es im Hilferdingschen „General- 
Kartell‘ zu einer systemimmanenten Selbstaufhebung des Kapitalismus. Demgegen- 
über verstand Lenin unter Monopol ein „Öökonomisches und außerökonomisches 
Machtverhältnis..., das die ökonomischen Verwertungszwänge durch Machtein- 
flüsse und durch die Instrumentalisierung des Staatsapparates für die Durchsetzung 
seines Profitinteresses überlagerte, keineswegs aber diese Verwertungszwänge selbst 
aufzuheben imstande war.“ (77) 

Verbunden mit der Rolle, die dem Staat in der Theorie des Stamokap 
zukommt, sind zwei weitere Aspekte der DKP-Agrarpolitik. 


76) Margaret Wirth, Kapitalismustheorie...,a.2.0.,8.126 £. 
77, Korteu.a.,a.a.0.,8.6. 
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Zum einen die Systemkonkurrenz. Der staatsmonopolistische Kapitalismus ist 
der DKP-Theorie zufolge einerseits das Ergebnis des veränderten Kräfteverhältnisses 
in der Welt, Reaktion auf das Erstarken des sozialistischen Lagers. Andererseits 
überdeckt durch seine Existenz der Systemkonflikt Imperialismus/realer-Sozialis- 
mus immer mehr die nationalen Klassenkonflikte. Das gilt auch für die staatsmono- 
polistische Agrarpolitik. Rechtziegler gebraucht die Begriffe „Klassenauseinander- 
setzung zwischen Sozialismus und Kapitalismus‘ und ‚„Systemauseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus‘ synonym (in letzter Konsequenz wird also 
der Klassenwiderspruch durch den Systemwiderspruch ersetzt, auch wenn dazu das 
Kunststück notwendig ist, aus Klassengesellschaften Klassen, aus heterogenen 
Sozialgebilden homogene zu machen) und schreibt über die Ursachen der 
„wachstumsorientierten Agrarstrukturpolitik“: „Für den westdeutschen Imperialis- 
mus ist insbesondere eine Neuorientierung seiner Agrarpolitik notwendig geworden, 
weil die sozialistische DDR demonstriert, wie die ökonomischen und sozialen 
Probleme der technischen Revolution in der Landwirtschaft erfolgreich gemeistert 
werden können.“ (78) Auf derselben Seite noch nennt Rechtziegler allerdings einen 
plausibleren Grund: die Instrumente der Bonner „wachstumsorientierten Agrarpoli- 
tik“ werden eingesetzt, um den Widerspruch zwischen dem Wachstum der 
Produktivkräfte in der Landwirtschaft und der sie beengenden Agrarstruktur der 
BRD abzuschwächen. 

Zum anderen bedeutet zwar die konsequent zu Ende gedachte Theorie des 
Stamokap, daß der Staat der unmittelbare, wirkliche Klassenfeind wird, andererseits 
hat er sich aber auch von den Gesetzen des Kapitals verselbstständigt und wird „‚für 
die antimonopolistischen Kräfte funktionalisierbar‘‘ (79) (Vgl. oben S. 176). Die 
Errichtung der „antimonopolistischen Demokratie‘ bedeutet dann nichts anderes, 
als daß der Staat von den „demokratischen Kräften‘ als Instrument gegen die 
Monopole eingesetzt wird. Die praktische Konsequenz solcher Vorstellungen 
kommt beispielsweise im Abschnitt „Finanzierung“ des DKP-Bauernprogrammes 
zum Ausdruck: „Die Deutsche Kommunistische Partei sagt den Bauern und 
Verbrauchern: Geld ist im Staatshaushalt genug vorhanden, um dieses demo- 
kratische Bauernprogramm Punkt für Punkt zu verwirklichen. Das Geld wird jedoch 
nicht im Interesse des Volkes verwendet. Den Hauptteil der Etatmittel verschlingen 
die Rüstungswirtschaft und die Profitsucht der Konzerne. Die Gewinne der 
Konzerne sind für die Modernisierung der Landwirtschaft heranzuziehen.“ (80) Und 
Rechtziegler empfiehlt den westdeutschen Bauern, „die Macht der Monopole 
zurückzudrängen und die staatliche Förderung demokratischer Produktionsgemein- 
schaften durchzusetzen.“ (81) An anderer Stelle macht er den Einsatz der 
Genossenschaften im antiomonopolistischen Kampf der Bauern von staatlicher 
Unterstützung abhängig: „Um dies zu verwirklichen, muß ihre (der Genossen- 
schaften — d. V.) großzügige Unterstützung durch staatliche Mittel erkämpft 


:78) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft....,a. a. O., 5. 35, 36. 

79) SHB/SF, Zur Kritik der „gewerkschaftlichen Orientierung“ in der Studentenbewegung. 
In: „links“, Nr. 33, Mai 1972. 

80) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 41. 

81) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft ...., a. a. O., S. 54. 
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werden. Nur so können die Genossenschaften ein echtes Gegengewicht gegen die 
Macht der hochkonzentrierten Industrie und des Handels erlangen.“ (82) 

An diesem Punkt zeigt sich, daß die Stamokap-Theorie gezwungenermaßen in 
einer Sackgasse landen muß: die Zweieinigkeit Staat/Monopole macht es not- 
wendig, daß der reelle Gesamtkapitalist sich selbst vernichtet, indem er als 
Staats-Haupt seine Glieder, die Monopole, „zurückdrängt und schließlich über- 
windet.“ 


Neuorientierung der Bündnisfrage im Lichte der Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus 


Um diesen Aspekt der DKP-Bauernpolitik auf den Begriff zu bringen, würde 
es eigentlich genügen, Rechtzieglers Charakteristik der neuen Situation aufzu- 
greifen: „Bündnisfähigkeit aller Schichten der bäuerlichen Bevölkerung.“ (83) Im 
Grunde bedeutet das, daß die Bündnisfrage im Stamokap gar nicht mehr existiert, 
nur noch aus marxistisch-leninistischer Tradition erörtert wird. Ein Bündnis im 
klassischen Sinne setzt unterschiedliche Interessen von Bündnispartnern gegenüber 
dem Proletariat voraus, die DKP-Theoretiker wiederholen aber unaufhörlich, daß 
die Arbeiterklasse und die Bauernschaft objektiv dieselben Interessen haben. 

Danach zählen zu den objektiven Gemeinsamkeiten von Bauern und 
Arbeitern die Tatsachen, daß beide zusammen die „Hauptträger der materiellen 
Produktion“ sind (84) und daß „Arbeiter und Bauern für die Erhaltung des 
Friedens und der Demokratie‘ (85) sind. In ähnlicher Richtung argumentiert auch 
der DKP-Vorsitzende Kurt Bachmann im Editorial der ersten Ausgabe der 
Landrevue: „Ausbeutung, Gewalt, Gefährdung des Friedens — davon sind die 
Bauern ebenso betroffen wie die Arbeiter. Aus dieser gemeinsamen Bedrohung 
bestehen die Grundlagen des Bündnisses zwischen Arbeiterklasse und der Bauern- 
schaft.‘ (86) Scheringer/Spranger schreiben auf den Leser ein: „In Wirklichkeit 
beruht das Bündnis auf den objektiv gleichen Interessen der Arbeiter und 
Bauern‘ (87), Arbeiter und Bauern haben „durch ihre soziale Lage als Werktätige 
gemeinsame Interessen‘ (88) und „Arbeiter und Bauern gehören darum zusammen, 
weil sie gleiche Interessen verbinden“ (89). Die Beschwörung der „objektiv gleichen 
Interessen“ enthebt allerdings nicht der Frage, weshalb das Bündnis nicht längst 
zustande gekommen ist, „wie es kommt, daß die vom kapitalistischen System er- 
drückte Bauernschaft sich politisch konservativ, als Hüter der bestehenden Ordnung 
verhält.‘- (90) 


82) Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen... .,a.a. O.,S. 179. 
83) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a. a. O.,S. 98. 
84) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 7. 

85) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... ., a. a. O., S. 108. 


86) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 1/71. 
87) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 148. 
88) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 150. 
89) Ebenda, S. 153. 

90) Lambert, a.a.O.,S.9. 
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Freilich haben Bauern und Lohnarbeiter objektiv gesehen die gleichen 
Interessen für ihre ökonomische und politische Zukunft, da die gegenwärtige Lage 
der Lohnarbeiter dem Bauern nur das Bild seiner unvermeidlichen Zukunft 
entgegenhält. Anders aber als der Lohnarbeiter hat der Bauer Privateigentum, also 
etwas zu verlieren, und dementsprechend Eigentumsillusionen. Das jedoch spricht 
die DKP nicht aus, denn in ihrer antimonopolistischen Agitation muß sie 
traditionell klassenkämpferische Argumente vermeiden, damit das breite Bündnis 
mit dem bäuerlichen Kleineigentum zustande kommt, muß sie sich gar zur 
Schützerin des bäuerlichen Privateigentums machen. 

Die objektiv gleichen Interessen von Arbeitern und Bauern setzen natürlich 
auch voraus, daß die gesamte Bauernschaft für sich schon objektiv einheitliche 
Interessen hat. Auf welcher Grundlage werden die verschiedenen bäuerlichen 
Klassen bei der DKP zu einer einheitlichen „Bauernschaft“ zusammengefaßt? (Vgl. 
oben Anm. 46) 

Die Behauptung, das sei möglich, weil alle Bauern einen gemeinsamen Gegner 
haben: die Monopole, ist in sich anfechtbar, darüber hinaus aber sicher nicht 
ausreichend, um die Gemeinsamkeit aller Bauern objektiv zu rechtfertigen. Im 
Manifest der Kommunistischen Partei heißt es bezüglich der bäuerlichen Klassen im 
feudalen Produktionsverhältnis: „Gutsherren, Freibauern, Fronpflichtige, Leib- 
eigene, Landarbeiter stehen den Städtern antagonistisch gegenüber; dennoch sind sie 
keine Klasse, sondern quer durch sie geht die Klassenspaltung.‘“ (91) Und im 
„Achtzehnten Brumaire“ schreibt Marx zur Bauernfrage in der frühkapitalistischen 
französischen Gesellschaft: „Die Parzellenbauern bilden eine ungeheure Masse, 
deren Glieder in gleicher Situation leben, aber ohne in mannigfache Beziehung 
zueinander zu treten... Insofern Millionen von Familien unter ökonomischen 
Existenzbedingungen leben, die ihre Lebensweise, ihre Interessen und ihre Bildung 
von denen der anderen Klassen trennen und ihnen feindlich gegenüberstehen, bilden 
sie eine Klasse. Insofern ein nur lokaler Zusammenhang unter den Parzellenbauern 
besteht, die Dieselbigkeit ihrer Interessen keine Gemeinsamkeit, keine nationale 
Verbindung und keine politische Organisation unter ihnen erzeugt, bilden sie keine 
Klasse.“ (92) 

Kurz: die Kriterien für die Existenz einer „Klasse für sich“, nämlich 
Hinausgreifen über lokale Begrenztheit durch Verbindung, Koordination und 
Organisation und der bewußt gewordene Gegensatz der eigenen zu den Interessen 
der anderen Klassen, werden von der seitens der DKP zur Klasse ernannten 
„Bauernschaft“ nicht erfüllt. Aber auch die Kriterien einer „Klasse an sich‘, von 
denen Marx als wichtigste die ‚Dieselbigkeit der Revenuen und Revenue- 
quellen‘ (93) (also Arbeitslohn, Profit und Grundrente als Einnahmequellen der 
Lohnarbeiter-, Kapitalisten- und Grundbesitzerklasse) nannte, werden von den Bau- 


91) Marx/Engels, Manifest der Kommunistischen Partei, a. a. O. 

92) Marx, Der Achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, In: Marx/Engels, Werke, Bd. 8, 
Dietz Verlag, Berlin 1969, S. 198. 

93) Marx, Das Kapital Bd. III, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 25, Dietz Verlag, Berlin 1970, 
S. 893. 
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ern in ihrer Gesamtheit nicht erfüllt, vielmehr kommen alle drei Revenuearten in 
der Bauernschaft vor. 

Grundlage der DKP-Bündnispolitik ist, daß alle Teile der Bauernschaft und die 
Arbeiterklasse „gemeinsam vom Monopolkapital ausgebeutet werden.‘ (94) Die 
Argumentation geht etwa so: „Die Kommunisten wissen, daß die übergroße Zahl 
aller Bauern in diesem Lande hart arbeitet und vom Monopolkapital ausgebeutet 
wird. Daß also die Bauernschaft nicht an der Seite des Monopolkapitals, sondern an 
der Seite der Arbeiterklasse ihre Interessen nach gesicherter Perspektive verwirk- 
lichen kann.“ (95) 

Dagegen ist einzuwenden, daß einerseits die verschiedenen Übergangsklassen 
innerhalb der Bauernschaft und andererseits die Arbeiterklasse in durchaus 
unterschiedlichen Beziehungen zum Monopolkapital stehen. Der Begriff „Ausbeu- 
tung‘ ist für die genau definierte Mehrwertaneignung durch den Kapitalisten, die 
Mehrwertenteignung des Arbeiters ist, reserviert. Diese Definition trifft nur für den 
aller Produktionsmittel ledigen Landarbeiter zu. Weitgehend gilt sie auch für den 
Arbeiter-Bauern (oder Nebenerwerbsbauer, wie die bürgerlichen Agrarpolitiker 
sagen), der zwar noch Produktionsmittel besitzt, sich seinen Hauptlebensunterhalt 
aber durch Verkauf seiner Arbeitskraft verdient; bedingt gilt sie auch für jene durch 
die Vertragslandwirtschaft proletarisierten Bauern, die neben ihrer Arbeitskraft nur 
noch wenige eigene Produktionsmittel einsetzen. (Vgl. oben S. 168) Bei allen 
anderen Beziehungen zwischen Bauern und Monopolen (und anderen aus der 
Landwirtschaft Nutzen ziehenden Schichten) handelt es sich um Ausplünderung, 
d. h..um Mehrwertfransfers in der Zirkulationssphäre. Dazu zählen die Beträge, die 
über die Preisschere (96) von der Landwirtschaft zu den Monopolen fließen, die 
Beträge, welche die Nahrungsmittelindustrie und der Agrarhandel zwischen Bauern 


94) Demokratisches Bauernprogramm der DKP,a.a.O. 

95) Hermann Sittner, Bündnis — weil die Interessen gleich sind. DKP-Landrevue, Jahrgang 1, 
Nr. 4/71. 

96) Die Preisschere ist ein alter Begriff aus der marxistischen Diskussion der Agrarfrage. 
Bucharin sagte z. B. in seiner Rede „Über die Bauernfrage“ (a. a. O., S. 32): „Eine der 
wichtigsten Ursachen der Schere ist die Politik der monopolistischen Organe des 
Kapitalismus.‘ Rechtziegler beschreibt das Wirken der Preisschere in der BRD-Landwirt- 
schaft so: „Geht man davon aus, daß die westdeutschen Bauern an der allgemeinen 
Preisentwicklung hätten teilnehmen können, die Agrarpreise also im gleichen Tempo 
gewachsen wären wie die landwirtschaftlichen Betriebsmitteipreise, dann hätte die 
Summe der Verkaufserlöse der Landwirtschaft zwischen 1950/51 und 1967/68 nicht 
341,8 Milliarden DM, sondern 394,2 Milliarden DM betragen. Die Differenz, also 
"52,3 Milliarden DM, wurde den westdeutschen Bauern seit der Gründung der Bundes- 
republik entzogen und zugunsten des Monopolkapitals umverteilt.‘“ (Rechtziegler, 
Westdeutsche Landwirtschaft ...., S. 29). 

Poppinga schreibt dazu (Zur Agrarfrage in der Bundesrepublik, in: Lambert, a.a.O.,S. 
130): „Die bisherigen Theorien der Agrarpreisschere, also die Gegenüberstellung von 
Preisen für Agrarprodukte und Produktionshilfsmittel, sind aber kaum brauchbar, weil 
die stets stattfindenden Veränderungen der Arbeitsproduktivität und der Zahl der 
Arbeitskräfte nicht berücksichtigt werden.“ 

Die Preisscheren-Theorie hat außer diesen statistischen noch andere Mängel: sie kann nur 
das globale Verhältnis zwischen der gesamten Landwirtschaft und der ihr vorgelagerten 
Betriebsmittelindustrie beschzeiben. Sie muß unberücksichtigt lassen, daß der Großbe- 
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und Verbrauchern abschöpfen und die Leistungen an das Bankkapital. (Die 
Grundrente als eine verwandelte Form des in der Landwirtschaft erzeugten 
Mehrwerts, die vom Pächterkapitalisten an den Grundeigentümer gezahlt wird, ist 
für die BRD atypisch. Typischer dagegen ist die Grundreu.s — Pacht —, die der 
selbstständige Warenproduzent oder „integrierte“ Bauer an einen Grundeigentümer 
— oft ein ehemaliger Bauer, aber auch Kirchen usw. — zahlt. Bei dieser Form der 
Landwirtschaft umfaßt die Grundrente einen Teil der eigenen Mehrarbeit des 
Bauern und unter Umständen sogar Teile seines „Arbeiterlohnes“, d.h. des Teils, 
der zur Reproduktion seines Lebens und seiner Familie notwendig ist (97). 
Ausplünderung ist auch dies.) 

Scheringer/Sprenger fassen diese Formen der Ausplünderung pauschal unter 
der Überschrift „Wie werden die Bauern ausgebeutet? * (98) zusammen, während 
Rechtziegler im Detail am Ausdruck Ausplünderung festhält (er spricht z. B. von 
der „Ausplünderung der Landwirtschaft durch die Monopolbourgeoisie über die 
Preisschere‘“ (99), dann aber bei den Gemeinsamkeiten von Arbeiterklasse und 
Bauernschaft ebenfalls schreibt: „Arbeiter und Bauern werden durch das Monopol- 
kapital ausgebeutet.“ (100) 


trieb beispielsweise durch Mengenrabatte auch auf diesem Gebiet Vorteile (besser gesagt: 
weniger Nachteile) gegenüber dem Kleinbetrieb hat, und sie kann auch den Einfluß der 
Genossenschaften als Großbezieher von Produktionsmitteln nicht quantifizieren. Für die 
am weitesten entwickelten Formen der Vertragslandwirtschaft, bei denen ein und 
derselbe Konzern die Produktionsmittel (etwa Futtermittel) liefert und den den 
Marktpreis ersetzenden ‚„Verrechnungspreis“ der Produkte bestimmt, ist sie nicht mehr 
brauchbar. Die Preisscheren-Theorie kann auch nur einen Teil der komplizierten 
ökonomischen Beziehungen zwischen der Gesamtlandwirtschaft und der übrigen Volks- 
wirtschaft erklären, sie reicht nicht aus, die Frage eindeutig zu beantworten, ob und in 
welchem Ausmaß Industrie und Handel auf Kosten der Landwirtschaft akkumulieren. 
Sicher ist nur, daß sich durch die Preisschere der Anteil der Bauern am in der 
Landwirtschaft erzeugten Mehrwert zugunsten von in der Zirkulationssphäre realisierten 
Profiten der Betriebsmittelkonzerne schmälert. 
im Zusammenhang mit der Stamokap-Theorie ist folgender Umstand interessant: die 
Preisschere wird durch die staatliche Subventionspolitik teilweise ausgeglichen, deren 
Aufgabe es ist, „die Schranke, die das Monopolkapital der Akkumulation in der 
Landwirtschaft durch die Ausplünderung setzt, zu überwinden und deren Investitions- 
tätigkeit voranzutreiben.“ (Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft...., a. a. O., S. 
31). Für das verschmolzene Staat/Monopol-Gebilde der Stamokap-Theorie wäre es sicher 
einfacher, die Landwirtschaft weniger auszuplündern und ihr so eine subventionsfreie 
erweiterte Reproduktion zu erlauben. Aber die Verhältnisse sind komplizierter: es’ 
besteht ein Widerspruch zwischen den kurzfristigen Profitinteressen der Einzelmonopole 
und dem langfristigen Interesse des Gesamtkapitals an einer akkumulationsfähigen 
Landwirtschaft. Der Staat entschärft mit seiner Subventionspolitik diesen Widerspruch. 
Gleichzeitig erlaubt die Ausplünderung der Bauern, indem sie diese zwingt, mit 
Fremdkapital die erweiterte Reproduktion aufrechtzuerhalten, einer weiteren Kapital- 
fraktion, dem Finanzkapital, sich über die Kreditvergabe an der Landwirtschaft zu 
bereichern. 

97) Vgl. Marx, Das Kapital, Bd. III, a. a. O., S. 638. 

98) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 98. 

99) E. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft..., a. a. O., S. 29. 

100) Ebenda, S. 108. 
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Der Konzentration auf die „Ausbeutung“ von Bauern und Kleineigentum 
durch die Monopole und der Elimination des marxistischen Ausbeutungsbegriffes 
aus der Agitation liegt dieselbe Überlegung zugrunde, wie der noch näher zu 
erläuternden opportuiustischen Haltung der DKP-Bauernpolitik in der Eigentums- 
frage: „Soll das Kleineigentum nicht wieder verunsichert werden, muß der 
Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital... aus der Agitation der Partei so 
weitgehend wie möglich eliminiert werden. Denn die tradtionelle Gestalt des 
Klassenkampfes birgt die Gefahr, daß das ‚breite Bündnis‘ mit dem Kleineigentum 
wieder gesprengt und die Klasseneinheit der Bourgeoisie wieder hergestellt 
würde“ (101). Margaret Wirth stellt bei ihrer Kritik des von dem DDR-Ökonomen 
Kurt Zieschang eingeführten Begriffes „gesellschaftliche Ausbeutung“ fest, daß die 
politische Bedeutung dieser These darin liegt, „daß so dem Arbeiter (und auch dem 
Bauern — d. V.) in Übereinstimmung mit der Volksfrontstrategie eine partielle 
Interessenidentität mit der nichtmonopolistischen Bourgeoisie suggeriert werden 
kann“ (102). 

Wird in einer programmatischen, der Propaganda dienenden Schrift wie dem 
DKP-Bauernprogramm die Bündnisfähigkeit der gesamten Bauernschaft schlicht 
unterstellt und das „Bündnis der Arbeiterklasse mit der Bauernschaft‘ proklamiert, 
so wird die Frage bei Scheringer/Sprenger und auch bei Rechtziegler doch etwas 
differenzierter behandelt. Scheringer/Sprenger konstatieren, daß bei den Bauern die 
„Vorstellungen über ihre gesellschaftliche Rolle oft die alten geblieben sind‘‘ (103), 
und räumen sogar den Halbpraletariern (Arbeiter-Bauern) eine besondere Stellung 
innerhalb der Arbeiterklasse &in, nämlich als einer „Gruppe mit spezifischen 
ideologischen und politischen Wesenszügen“, bei der „vielfach noch die Ideologie 
des Kleineigentümers“ vorherrscht (104). Rechtziegler macht das Zustandekommen 
des Bündnisses vom „subjektiven Faktor, also vom Klassenbewußtsein sowohl der 
Arbeiter als auch der Bauern abhängig“ (105). Indem die Unterschiede zwischen 
Arbeitern und Bauern „Vorstellungen“ und „Ideologien“, also dem „subjektiven 
Faktor“ zugeschrieben werden, fällt es leicht, sie im Lichte der „objektiven 
Gemeinsamkeiten‘ zu vernachlässigen; zugleich wird so eine oberflächliche Begrün- 
dung dieser „Vorstellungen“ gegeben (aus Manipulation statt aus realen Interessen). 

So wehrt sich Hamza Alavi in seiner Auseinandersetzung mit der indischen 
Bauernbewegung zu Recht gegen die Behauptung, die geringe Militanz hier der 
armen Bauern. sei lediglich auf ihre rückständige Mentalität, auf ihre veralteten 
„Vorstellungen über ihre gesellschaftliche Rolle‘ zurückzuführen. Er schreibt: „Die 
Treue der armen Bauern und Landarbeiter zu ihren Herren ist nicht einiach das 
Resultat subjektiver Faktoren wie etwa der ‚rückständigen Mentalität‘ usw. Sie 
basiert vielmehr auf der objektiven Tatsache, daß sie um eines gesicherten 
Lebensunterhaltes willen von ihren Herren abhängen.“ Und: „Die subjektive 


101) Korteu.a.,a.a. O.,S.6. 

102) Margaret Wirth, Kapitalismustheorie ...., a. a. O., S. 69, 

103) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 161. 

104) Ebenda, S. 156. 

105) E. Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a. a. O., S. 100. 


182 


Rückständigkeit des Bauern ist in objektiven Faktoren verwurzelt.“ (106) Alavi 
sieht in der Abhängigkeit von seinem Herrn auch einen ‚fundamentalen Unter- 
schied zwischen der Situation des armen Bauern und derjenigen des Industrie- 
arbeiters“: während der Industriearbeiter bei der Wahl seines Arbeitsplatzes in 
gewissem Umfang beweglich ist, bleibt der Bauer auf Grund seiner ökonomischen 
Abhängigkeit an seinen Feudalherren, aber auch, soweit er welches hat, an sein 
Bodeneigentum gefesselt. Dasselbe stellte Lenin 1913 für die bereits voll im Prozess 
kapitalistischer Integration befindliche deutsche und österreichische Landwirtschaft 
fest: „Der Bauer ist durch das komplizierte Netz der kapitalistischen Abhängigkeit 
mehr gebunden, mehr gefesselt als der Lohnarbeiter.‘‘ (107) Ähnliches läßt sich 
über die „Ideologie der Kleineigentümer“ der bundesrepublikanischen Bauern sagen. 
Für die verschiedenen Teile der Bauernschaft trifft in unterschiedlichem Ausmaße 
zu, daß ihr Festkleben am Grund und Boden, ihr Mißtrauen gegenüber der Stadt 
und insbesondere der Arbeiterklasse nicht bloße Ideologie ist, sondern in ihrem 
objektiven Interesse an ökonomischer Sicherheit wurzelt. Abgesehen von günstigen 
Baulandgeschäften behält auch der Bauer, der seinen Betrieb ganz aufgibt, seinen 
Boden; in der Regel verkauft er ihn nicht, sondern verpachtet ihn. Die Bauern, 
besonders die älteren, haben diese ökonomische Sicherheit in den Kriegen und 
Wirtschaftskrisen schätzen gelernt und sie beobachten auch heute, wie es dem aller 
Produktionsmittel beraubten Arbeiter geht, wenn er auf Kurzarbeit gesetzt oder 
entlassen wird. Ähnlich wie der gegenwärtige Zustand des Arbeiterbewußtseins, der 
keineswegs mit der von der Stamokap-Theorie Konstatierten ständigen Verschärfung 
der Widersprüche einhergeht, mit der weiten Verbreitung des Opportunismus erklärt 
wird, wird in der Bauernpolitik z. B. „die Verleumdung der Landwirtschaft in den 
sozialistischen Ländern“ (108) für das Mißtrauen der Bauern gegenüber der 
Arbeiterklasse und der DKP verantwortlich gemacht. Die Entstehung von Klassen- 
bewußtsein ist damit nicht mehr abhängig von den ökonomischen Gesetzen und 
ihrer Entwicklung, sondern von der Manipulationsfähigkeit des Kapitals. 

Die Bündnispolitik der DKP vernachlässigt die Zwiespaltigkeit in der 
objektiven Situation des Bauern, die darin besteht, daß er zugleich Werktätiger und 
Besitzer von Produktionsmitteln ist (109); der Arbeiter-Bauer und der Vertrags 
bauer in der höchsten Stufe der vertikalen kapitalistischen Integration sind zugleich 
Lohnabhängige und Produktionsmittelbesitzer. Deshalb ist für den Vertragsbauern 
auch der Begriff ‚„Heimarbeiter“ angebrachter als „De-Facto-Lohnarbeiter“. Der 
Vertragsbauer wird im besten Fall zum Juniorpartner des Großkapitalisten, seine 
Landwirtschaft zum Zulieferbetrieb, im schlechtesten Fall zum Heimarbeiter mit 
einer handfesten materiellen Sicherheit in der Reserve. Die Merkmale. des 
landwirtschaftlichen Heimarbeiters, die ihn auch im Stadium größter Abhängigkeit 
von den Konzernen vom Lohnarbeiter unterscheiden, sind diese materielle 
Sicherheit, das Gefesseltsein an den Boden und die Tatsache, daß er zum Vorteil der 


106) H. Alavi, a. a. O.,S. 54/55. 

107) Lenin, 1913, Der Kleinbetrieb in der Landwirtschaft, in: Lenin, Werke, Bd. 19, Dietz Ver- 
lag, Berlin 1971, S. 272. 

108) MSB Spartakus, a.a.O.,S. 58. 

109) Rechtziegler geht darauf ein: Westdt. Landwirtsch., a. a. O., S. 99. 
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Monopole mehr oder weniger die Investitionen bezahlt und das volle Produktions- 
risiko trägt. Lenin sah in der Unterscheidung zwischen dem Bauern als Werktätigen 
und dem Bauern als Eigentümer und Händler das Wesen der sozialistischen 
Auffassung von der Agrarfrage(110). In den von Bucharin entwickelten Thesen zur 
Bauernfrage werden sowohl für die „mittlere Bauernschaft‘“ als auch die „Klein- 
bauernschaft“ und die „besitzarme Landbevölkerung‘“ als Trennungsmomente 
gegenüber der Arbeiterklasse die ‚Interessen der privaten Warenwirtschaft‘ und das 
„Privateigentum‘ genannt. Die Bündnisfähigkeit dieser drei Gruppen wird daher 
folgendermaßen beurteilt: die Mittelbauern können neutralisiert werden, und „wo 
der kapitalistische Druck besonders stark ist, oder wo er sich mit dem feudalen 
Druck verbindet...mitdem Proletariat zusammengehen.‘“ Die Kleinbauernschaft 
kann, da ‚der Kleinwirt sich nicht selten als Lohnarbeiter verdingt,.... für das 
Proletariat gewonnen und dessen entscheidender Verbündeter werden.“ Die 
besitzarme Landbevölkerung, bei der „das Trennungsmoment gänzlich unbedeutend 
ist“, stellt die Reserve des Proletariats dar. Die Landarbeiter schließlich sind zwar 
ein Teil des Proletariats, haben aber die Besonderheit der „Zerstreutheit... im 
Arbeitsprozess“ unddes „stark ‚patriarchalischen‘ Charakters der ländlichen Ver- 
hältnisse.‘“ (111) 

Bedeutet die Kritik an der Bündnispolitik der DKP, an der pauschalen 
Unterordnung der verschiedenen Widersprüche zwischen den Teilen der Bauern- 
schaft und der Arbeiterklasse unter den Widerspruch Volk/Monopole, daß die 
Bauern alleine und nicht,gegen die Monopole kämpfen sollen? Keineswegs. Eine 
erfolgreiche politische Arbeit unter den Bauern muß jedoch so differenziert 
ansetzen wie die Verhältnisse auf dem Lande komplex und mannigfaltig sind. So 
gebietet die zunehmende Abhängigkeit und soziale Degradierung der Mittelbauern, 
daß die daraus eventuell resultierende Militanz auch zur Mobilisierung der bereits 
resignierten Kleinbauern genutzt wird. Hamza Alavi hat am Beispiel der chine- 
sischen Revolution nachgewiesen, daß sich die Mittelbauern zunächst am militan- 
testen verhielten, weil sie unter der Terrorherrschaft der Kriegsherren und 
Steuereintreiber am meisten zu verlieren hatten (112). Ein ähnlicher Effekt könnte 
bei uns eintreten, wenn die Mittelbauern immer schneller und brutaler aus ihrer 
relativ selbstständigen Position auf den Weg der Proletarisierung gedrängt werden. 
Man darf die Analogie allerdings nicht zu weit treiben: während die Bauernschaft in 
der kapitalistischen Gesellschaft keine einheitliche Klasse ist, ist sie es — jedenfalls 
in gewisser, Weise — im Kampf gegen die feudalen Großgrundbesitzer (mit 
Ausnahme jener Schichten, etwa der russischen Kulaken, die außerhalb des 
Herrschaftsbereiches der Feudalherren stehen). Außerdem ist der Kampf gegen den 
Feudalismus offensiv, es geht um die Befreiung von der Leibeigenschaft, um den 
Aufstieg vom hörigen Pächter zum selbstständigen Bodeneigentümer. Der Kampf 
gegen das Vordringen des Kapitals in der Landwirtschaft ist dagegen zunächst 


110) Siehe dazu: Lenin, Ökonomie und Politik in der Epoche der Diktatur des Proletariats. 
Werke, Bd. 30, S. 97. 

1i1) Alle Zitate bei: Bucharin, a. a. O., S:40/41. 

112) Alavi,.a. a. 0.,S.28f. 
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defensiv. Die kleinen Warenproduzenten werden ihn, auf sich gestellt, ständisch 

führen, das heißt: Verteidigung ihrer Privilegien gegen das Absinken ins Proletariat. 

Hier liegt das wirkliche Arbeitsfeld der Bündnispolitik. Die Bauern müssen folgendes 

sehen: „Da die kapitalistischen Produktionsverhältnisse auf unsere Proletarisierung 

hinauslaufen, müssen wir unseren Kampf gegen dieses System auch als Proletarier 

führen.“ (113) 

Die Frage, ob der Kampf der Bauern ständisch vom Standpunkt des 
deklassierten kleinen Warenproduzenten oder proletarisch geführt wird, wirft auch 
das Problem der Führung durch die Arbeiterklasse auf. Die führende Rolle des 
Proletariats gegenüber den Bauern rechtfertigt sich aus der Tatsache, daß das 
Proletariat als einzige Klasse keine Bindung an das Privateigentum besitzt. Die 
werktätige Bauernschaft braucht die Führung des Proletariats im revolutionären 
Kampf also vor allem deshalb, weil sie an das Eigentum gefesselt ist. Das 
organisierte Proletariat kann auf Grund seiner Klassenlage den Kampf gegen die 
Diktatur der Bourgeoisie am konsequentesten führen, und „nur der Fall des 
Kapitals kann den Bauern steigen machen, nur eine antikapitalistische, eine 
proletarische Regierung kann sein ökonomisches Elend, seine gesellschaftliche 
Degradation brechen.“ (114) Dasselbe Zitat findet sich bei Rechtziegler, und er fügt 
hinzu: „Auch weil ihre Haltung durch diese Zwiespältigkeit (zugleich Werktätige 
und Besitzer von Produktionsmitteln — d. V.) bestimmt wird, kann ihre Befreiung 
nur im Bündnis mit der Arbeiterklasse und unter deren Führung erfolgen.“ (115) 
Scheringer/Sprenger sprechen ebenfalls von der „führenden Rolle‘ der Arbeiter- 
klasse (116). (An anderer Stelle begnügen sie sich mit der verschämten Formulie- 
rung: „Die Hauptverantwortung für dieses Bündnis trägt die Arbeiterklasse und ihre 
marxistische Partei.‘ (117)) Dagegen klammert das Demokratische Bauernprogramm 
diese Frage ganz aus. Es gibt zwei Ursachen dafür, daß die DKP-Bauernpolitik das 
Problem der Führung der Bauern durch die Arbeiterklasse nicht oder nur nebenbei 
erwähnt: 

— Im Volksfront-Eintopf der antimonopolistischen Kräfte treten die Klassen, 
ihre Bündnisse und daraus resultierende Fragen der Führung hinter dem 
„Volk“ zurück. Die einheitliche Bauernschaft steht auf denselben objektiven, 
antimonopolistischen Grundlagen wie die Arbeiterklasse und bedarf deren 
Führung nicht mehr. 

— Indem die DKP die Eigentumsfrage auf den Kopf stellt (wie im nächsten 
Abschnitt gezeigt werden soll), fällt das objektive Unterscheidungsmerkmal 
zwischen Bauern und Arbeitern, die Fesselung ans Privateigentum, und damit 
auch die Legitimation für die Führung der Arbeiterklasse weg. 


113) Lambert, a. a. O.,S. 68. 

114) Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich 1848 und 1850. Werke, Bd. 7, Berlin 1960, S. 
84. 

115) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a.a. O.,S. 99. 

116) Scheringer/Sprenger, a.a.O.,S. 151. 

117) Ebenda, S. 162. 
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Die Eigentumsfrage in der DKP-Bauernpolitik 


in der Landrevue wird die „Stellung der DKP zum bäuerlichen Eigentum“ als 
„Kernstück des Demokratischen Bauernprogramms“ bezeichnet (118). 

In einer Zeit, in der die Frage insbesondere des Bodeneigentums im 
Brennpunkt der Öffentlichen Diskussion steht, beeilt sich die DKP zu versichern: 
„Demokratische Landreform setzt die Erhaltung des bäuerlichen Eigentums voraus 
und sichert es.“ (119) Demokratische Landreform bedeutet, „das Land des 
feudalen und großkapitalistischen Grundbesitzes den werktätigen Bauern und 
Landarbeitern, ihren zwischenbetrieblichen und gemeinschaftlichen Einrichtungen 
zur Verfügung zu stellen.“ (120) (Hervorhebung v. V.) Die Frage des Bodeneigen- 
iums wird also zunächst auf das Nebengeleise des in der BRD noch vorhandenen 
Großgrundbesitzes geschoben, wo man sich denn auch auf die historischen Beispiele 
der Landverteilung durch kommunistische Regierungen berufen kann (121). 

Wie schwer sich die DKP mit der Eigentumsfrage tut, spiegelt sich schon in 
der Benennung ihres „agrarpolitischen Leitbildes“ (wie die bürgerlichen Agrarpoliti- 
ker zu sagen pflegen): im Entwurf des Demokratischen Bauernprogrammes war von 
„modernen Bauernwirtschaften“ (122) die Rede, in der endgültigen Fassung heißt 
es dann „moderne bäuerliche Landwirtschaft‘ (123). Die Assoziation zur „bäuer- 
lichen Familienlandwirtschaft‘, jahrelanges Leitbild der Bonner Agrarpolitik und 
des Deutschen Bauernverbandes, stellt sich ein. 

Die DKP motiviert ihren Einsatz für das bäuerliche Eigentum damit, daß 
„dieses Eigentum ... gegen die Enteignung durch den kapitalistischen Struktur- 


118) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 2/72 

119) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 17. 

120) Ebenda, S. 18. 

121) Nach dem 2. Weitkrieg, als in den Westzonen die Agrarreform systematisch sabotiert 
wurde, war die Forderung nach Enteignung des Großgrundbesitzes sicherlich politisch 
relevanter als heute. Damals wurde sie sogar z. T. zur unumgänglichen Voraussetzung 
jeder Veränderung auf dem Lande gemacht (siehe z. B. H. W. Dölling in „Wende der 
deutschen Agrarpolitik‘, Deutscher Bauernverlag, Berlin 1950, S. 254: „Die erste 
Maiößnahme ist die entschädigungslose Enteignung des gesamten Großgrundbesitzes. Sie 
ist und bleibt eine der ersten Voraussetzungen zur Gesundung der westdeutschen 
Landwirtschaft.‘‘) Unter Bedingungen wie denen des Junkertums in Ostelbien vor der 
DDR-Agrarreform ist die Frage der Aufteilung von enteignetem Großgrundbesitz 
politisch wichtig. Diese sogenannte ‚„‚ausgleichende Bodennutzung“ ist der Kern des 1917 
auf dem 2. Gesamtrussischen Sowjetkongreß angenommenen „Dekretes über den Grund 
und Boden“ (Lenin, Werke, Bd. 26, S. 249/50). Lenin sprach von ihr als von einer 
Übergangsmaßnahme zum vollen Sozialismus und unter der Bedingung, daß die Diktatur 
des Proletariais errichtet ist, von emem „Schritt zum Sozialismus“ (siehe: Lenin, Werke, 
Ba. 28, 5. 315/16). Bucharin vertritt in einer Gegenüberstellung der russischen und der 

arischen Revolution dieselbe Ansicht, wenn er sagt: „‚Produktionstechnisch haben wir 

r verloren... Aber das war der Preis, um den wir den Sieg erkauften, durch den wir. 

ı Biock zwischen Bauernschaft und Arbeiterklasse... erlangten.‘ (Bucharin, a. a. 


‚ Demokratisches Bauernprogramm, Entwurf, Düsseldorf 0. J., S. 6. 
‚„semokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 10, 18. 


wandel zu verteidigen ist.‘‘ (124) Scheringer/Sprenger betonen, daß es gälte, „‚das 
Eigentum der Bauern auch als Einzelproduzenten gegen die Willkür der Monopole 
und gegen den kapitalistischen Strukturwandel (zu) verteidigen“ (125) (Hervorhe- 
bung v. V.), obwohl sie an anderer Stelle Engels zitieren, der in „Die Bauernfrage in 
Frankreich und Deutschland“ schreibt: „Es ist die Pflicht unserer Partei, den 
Bauern immer und immer wieder die absolute Rettungslosigkeit ihrer Lage, solange 
der Kapitalismus herrscht, klarzumachen, die absolute Unmöglichkeit, ihnen ihr 
Parzelleneigentum als solches zu erhalten...“ (126) (Hervorhebung v. V.). Die 
Formulierung mit dem Schutz des bäuerlichen Eigentums vor dem kapitalistischen 
Strukturwandel ist Opportunismus, denn die DKP weiß wohl auch, daß die Bauern, 
wenn sie von bäuerlichem Eigentum reden, genau dieses „Parzelleneigentum als 
solches“ meinen und nicht das bäuerliche Eigentum der „modernen bäuerlichen 
Landwirtschaft“, das nichts anderes sein kann als das De-Jure-Eigentum des 
Einzelbauern in der Genossenschaftslandwirtschaft mit de facto gemeinsamem 
Bodeneigentum. Dies wagt die DKP nicht auszusprechen. In der Frage des 
gemeinschaftlichen Bodeneigentums versteckt sich das Demokratische Bauern- 
programm hinter einem „usw.‘: „Die demokratische Entwicklung der Zusammen- 
arbeit ist auf die Dauer nur gewährleistet, wenn Schritt für Schritt gemeinschaft- 
liches Eigentum an Maschinen, Gebäuden, Bewässerungs- und Trocknungsanlagen, 
Speichern, Silos usw. geschaffen .... wird.“ (127) (Hervorhebung v. V.) 

Man kann diesen Teil der DKP-Agrarpolitik nicht als Taktik entschuldigen. 
Wo die Taktik gegen das strategische Ziel, nämlich die Bauern für das Bündnis mit 
der Arbeiterklasse zu gewinnen, verstößt, wird sie gefährlich. Genau das ist der Fall, 
wenn mit der DKP-Eigentumspolitik die Bauern in ihrer Rolle als Eigentümer 
bestärkt werden. Marx und Engels haben den eingefleischten Eigentumssinn der 
Bauern als wesentliches Hindernis bei der Schaffung des Bündnisses mit der 
Arbeiterklasse hervorgehoben. Engels schreibt: „Je schwerer ihm der Kampf wird 
um sein gefährdetes Fetzchen Land, mit desto gewaltsamerer Verzweiflung 
klammert er sich daran fest... .“ (128). Und Marx: „Der Eigentumstitel der Bauern 
ist der Talismann, womit das Kapital ihn bisher bannte, der Vorwand, unter dem es 
ihn gegen das industrielle Proletariat aufhetzt.‘‘ (129) Die Parole von der „Er- 
haltung des bäuerlichen Eigentums“ hält darüberhinaus die jahrelang von der 
Bonner Agrarpolitik gepflegte Illusion aufrecht, alle Bauern könnten in ihrem Beruf 
und auf ihrem Betrieb bleiben. Rechtziegler geht auf diese Frage ein: „Soweit die 


124) Ebenda,S. 18. 

125) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 103. 

126) Zitiert bei Scheringer/Sprenger S. 63 — Scheringer/Sprenger befinden sich nicht „in 
voller Übereinstimmung mit Friedrich Engels“. Engels schreibt zwar, wie sie zitieren (8. 
103), daß sich die Arbeiterklasse dafür einsetzen muß, „daß der Kampf der Kapitalisten 
und Großgrundbesitzer gegen die Kleinbauern schon heute mit möglichst wenig 
unrechtlichen Mitteln geführt und direkter Raub und Prellerei... möglichst verhindert 
wird.“ Von Verteidigung des bäuerlichen Eigentums schreibt er nichts. 

127) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 22. 

128) Engels, Die Bauernfrage in Frankreich und Deutschland, in: Marx/Engels, Werke, Bd. > 2 
Dietz Verlag, Berlin 1963, S. 489. 

129) Marx, Die Kiassenkämpfe in Frankreich 1848 und 1850, a. a. O., S. 87. 
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Freisetzung von Arbeitskräften in der Landwirtschaft objektiv unumgänglich ist, 
muß sie im Interesse der Betroffenen ohne größere soziale Belastungen vollzogen 
werden.“ (130) Das DKP-Bauernprogramm erwähnt an keiner Stelle (auch nicht in 
den Abschnitten über Schul- und Ausbildungswesen bzw. Sozialpolitik) das Problem 
der Umschulung und Schaffung industrieller Arbeitsplätze. Die DKP weiß, daß auch 
in der DDR, deren Verhältnisse sie sonst gerne zur Untermauerung ihrer Thesen 
heranzieht, eine Abwanderung aus der Landwirtschaft stattfindet: 1960 betrug die 
Zahl der Beschäftigten in der Land- und Forstwirtschaft der DDR 1,3 Millionen 
Personen 1970 waren es noch 997 100. Die jährliche Abwanderungsrate aus der 
Landwirtschaft liegt zwischen 2und 3% (131). 

Die DKP stellt die Eigentumsfrage in der Landwirtschaft auf den Kopf, indem 
sie den ständischen, nach rückwärts gerichteten Kampf der Bauern als kleine 
Warenproduzenten um die Erhaltung ihres Privateigentums a priori in einen 
antikapitalistischen, fortschrittlichen Kampf verkehrt: ‚Indem die Bauern um die 
Erhaltung ihres Eigentums kämpfen, kämpfen sie objektiv gegen die Monopole, ist 
ihr Kampf unter den gegebenen Umständen objektiv antimonopolistischer 
Kampf.“ (132) Und in den „Thesen des Düsseldorfer Parteitages der Deutschen 
Kommunistischen Partei“: „Seinem Charakter nach ist der Kampf der Bauern um 
die Verbesserung ihrer Einkommen, ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen und um 
ihr Eigentum zugleich ein antimonopolistischer Kampf.“ (133) 

Wie sieht es mit dem antimonopolistischen Kampf der Bauern um ihr 
Eigentum und um ihr Einkommen in Wirklichkeit aus? Zwei Beispiele — die 
Notgemeinschaft Deutscher Bauer und der Milchkrieg von Weiding — sollen 
beleuchten, wie gefährlich eine Einschätzung ist, die den Widerstand bäuerlicher 
Schichten gegen ihre Deklassierung von vorneherein zum antimonopolistischen 
Kampf erklärt. 

Die Notgemeinschaft Deutscher Bauer (134) wurde im Februar/März 1963 
gebildet und noch imselben Jahr aus dem Deutschen Bauernverband ausgeschlossen. 
Sie war in Niedersachsen und Schleswig-Holstein im Anschluß an große Bauern- 
demonstrationen entstanden und war anfangs ziemlich erfolgreich. Die Arbeitsge- 
meinschaft für westdeutsche und westeuropäische Landwirtschaft an der Karl- 
Marx-Universität Leipzig analysierte die Notgemeinschaft und kam zu folgendem 
Schluß: „Die Notgemeinschaften sind die einzigen legalen Organisationen der 
Bauern, mit deren Hilfe sie ihre Interessen durchsetzen können. Sie bleiben nicht 
bei wirtschaftlichen und sozialen Forderungen stehen, weil wirkliche ökonomische 
Erfolge nur im Kampf gegen Imperialismus und Krieg errungen werden 


130) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft ..., a. a. O©.,S. 97, 98. 

131) Hans Immler, Die Landwirtschaft in der DDR. Institut für angewandte Agrarpolitik an 
der Technischen Universität Berlin, 1971. 

132) Wilhelm Sprenger, Zu den Ursachen der Bauerndemonstrationen. In: Marxistische 
Blätter, Frankfurt/M., Nr. 5, Spt./Okt. 1971, S. 74. 

133) . Zitiert in DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 4/71. 

134) Die Ausführungen folgen Onno-Hans Poppinga, Zur Bauernfrage in Westdeutschland. In: 
Beiträge zur Agrarfrage in der BRD. Plakat-Bauernverlag, Stuttgart 1972, S. 14, 15. 
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können.“ (135) 

Bei der Bundestagswahl 1965 rief die Notgemeinschaft ihre Anhänger auf, die 
NPD zu wählen; und in ihrem „fortschrittlichen Programm“ (136) wird die 
Forderung aufgestellt nach „Förderung der geistigen und sittlichen Kräfte des 
Bauerntums als Mutterschicht nationaler Kultur.“ Der „bekannte Bauernführer 
Petersen“ (137) schließlich war Mitglied von NSDAP und SS, Referent und 
Landwirtschaftsrat im faschistischen Reichsnährstand und wurde 1967 als Agrar- 
experte der NPD in den ‚Landtag von Schleswig-Holstein gewählt. Zweifellos 
tauchten bei der Notgemeinschaft auch antikapitalistische Vorstellungen auf, aber 
ihrer Entstehung nach — hauptsächlich in großbäuerlichen oder bis vor wenigen 
Jahren großbäuerlichen Regionen — war sie eine Bewegung deklassierter Bauern, 
mit der entsprechenden, auf die Rückkehr zu den alten Zuständen gerichteten 
Ideologie. 

Der Milchkrieg in Weiding brach aus, als die Vertragsbauern des Milchwerkes 
Weiding der Allgäuer Alpenmilch AG, die zum Nestle-Konzern gehört, sich zu einer 
„Aktion gerechter Milchpreis“ zusammenschlossen. Bei Vertragsabschluß hatte das 
Milchwerk Weiding einen höheren Milchauszahlungspreis als die anderen Molkereien 
der Nachbarschaft; als die „Aktion“ Anfang 1971 begann, war es umgekehrt. Jetzt 
forderten die Bauern 46 Pfennig je kg Milch bei 3,7% Fettgehalt. Es wurden 
Vollmachten gesammelt, die die „Aktion“ zum Sprecher der Bauern gegenüber der 
Alpenmilch legitimierten. Von 7 000 Milchanlieferern des Werkes Weiding gaben ca. 
5 000 ihre Vollmacht, in einem Solidaritätsfonds kamen 70 000 DM zusammen. Ab 
Sommer 1971 berichtete die DKP-Landrevue ausführlich über die „Milli-Gaudi“ — 
wie die beteiligten Bauern es nannten. Richard Scheringer signalisierte die 
Einschätzung der DKP mit der euphorischen Schlagzeile „Sie haben es ge- 
wagt!“ (138) und rief zur Solidaritätsbezeugung auf. Es folgten: „Aktion gerechter 
Milchpreis‘“ (139), „Weidinger Milchkrieg weitet sich aus“ (140), „Nach dem 
Weidinger Milchkrieg‘‘ (141), „Gefräßiger als ein Bär“ (142). 

Der Tenor war kämpferisch: „... aber das Diktat des Konzerns, der bisher 
selbstherrlich den Preis festsetzte, wurde gebrochen“ (143). Zugleich mußte die 
DKP feststellen, daß es ihr nicht gelang, auf die Bewegung Einfluß zu nehmen. Ihre 
Erklärung dafür ist typisch: „Aber die Bauern besuchten zwar die Versammlungen 
der DKP, übernahmen unsere Argumente, orientierten sich auch örtlich an der 
‚„DKP-Landrevue‘, ließen sich aber doch von einigen Bauernverbandsführern und 
CSU-Fanatikern dazu bringen, sich gleichzeitig in einem ängstlichen Antikommunis- 


135) Gerhard Müller, Ehrenfried Friedrich, Der Widerspruch zwischen Monopolisten und 
Bauernschaft und der Kampf der westdeutschen Bauern um ihre Existenz, Leipzig 1966, 
S.19. 

136) Ebenda,S. 18. 

137) Ebenda,S.19. 

138) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 3/71. 

139) Ebenda, Jahrgang 1, Nr. 4/71. 

140) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 1/72. 

141) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 2/72. 

142) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 3/72. 

143) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 3/72. 
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mus von den Kommunisten abzugrenzen.“ (144) Statt einer ökonomischen Analyse 
der Produktionsverhältnisse unter den speziellen Vertragsbedingungen der Alpen- 
milch AG, statt einer Untersuchung des politischen Gehaltes der Bewegung, 
wiederum die platte, politizistische Denunziation von Manipulateuren. Selbst hier, 
wo sich die Forderungen der Bauern direkt an ein Monopol wandten, ist die 
Einschätzung des Kampfes als eines antimonopolistischen oberflächlich und von 
Wunschvorstellungen geprägt. Der führende Kopf der Bewegung, der Fabrikant 
Wilhelm Neuner, der die „Aktion“ ins Leben rief, das Startkapital vorschoß, als 
Sprecher der „Aktion“ auftrat und schließlich wesentlich am Zustandekommen des 
Vergleichs beteiligt war, bezeichnete die DDR als ein Zuchthaus und sagte, auf ein 
Bündnis der „Aktion“ mit der DKP hin angesprochen: „Die DKP hat also 
309 000 Mitglieder im Bundesgebiet. Das ist gar nichts. Allein in Bayern haben die 
Nervenheilanstalten 40 000 Insassen.“ (145) Die DKP-Landrevue hatte ihre Leser 
aufgefordert, an Neuner Solidaritätsbezeugungen zu schicken (146). Was die 
politische Orientierung der Bauern selbst betrifft, so kommt sie in ihren 
Forderungen zum Ausdruck: sie forderten einen gerechten Anteil, einen gerechten 
Preis. „Ausbeutung“ gebrauchten sie nicht im marxistischen Sinne, sondern eher als 
Synonym für „Übervorteilung“. In der Tat handelte es sich bei der „Aktion“ um 
eine Bewegung benachteiligter Kleinunternehmer mit eher vorkapitalistischem als 
antikapitalistischem Bewußtsein. Das kommt auch darin zum Ausdruck, daß 
2000 Mitglieder der „Aktion“ das „verbesserte November-Angebot‘“ der Alpen- 
milch AG, das eine Erhöhung um ca 0,5 Pfennig/kg brachte, annahmen, daß die 
Bauern benachbarter Gebiete mit höheren Milchpreisen die „Aktion“ nicht 
unterstützten, daß die verbleibenden 20000DM des Kampffonds unter den 
Mitgliedern des „inneren Komitees“ verteilt wurden und daß die Milcherzeuger- 
gemeinschaft, zu der sich ein Großteil der Weidinger Lieferanten nach der Aktion 
zusammenschloß, die Auseinandersetzung mit der Alpenmilch AG bislang nicht 
wieder aufgenommen hat. 

Um auf die Eigentumsfrage zurückzukommen, ist schließlich zu bemerken, 
daß die Politik des Festhaltens am Bodeneigentum, wie sie die DKP betreibt, in der 
Bauernschaft mittlerweile keine unumstrittene Sache mehr ist. Auf einem Seminar 
des agrarpolitischen Arbeitskreises der Landjugend, das im Sommer 1971 in 
Stuttgart-Hohenheim stattfand, konnte man zu diesem Thema hören: ‚Wir sind 
doch nur noch Sklaven unseres Eigentums.‘ Und Lambert schreibt im Zusammen- 
hang mit der auch von der KPF vertretenen Wahlparole „Die Erde denen, die sie 
bearbeiten!“ (147): „Aber die Mehrzahl der Bauern kann begreifen, daß dieser 
individuelle Besitz einer tiefen Entfremdung gleichkommt.“ (148) 

Im folgenden einige weitere Aspekte der DKP-Bauernpolitik. 


144) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 2/72. 

145) Interview mit Wilhelm Neuner am 17. 2. 1973. 

146) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 3/71. 

147) Mittlerweile hat die KPF unter dieser schon vom Kirchenvater Ambrosius aufgestellten 
Parole, die 1789 ihre Berechtigung hatte, eine Organisation zur Verteidigung des 
bäuerlichen Familienbetriebes ins Leben gerufen. 

148) Lambert, a. a. O.,S.83. 
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Einschätzung der Bonner und EWG-Agrarpolitik 


Das Demokratische Bauernprogramm fordert: „Mit der bisherigen bauermnfeind- 
lichen EWG-Agrarpolitik ist Schluß zu machen“, denn: „Der EWG-Agrarmarkt 
brachte den westdeutschen Bauern nur Verluste, Not und Sorgen, den Ver- 
brauchern aber steigende Preise.‘ (149) Dies reicht zur Beurteilung der sta 
Agrarpolitik nicht aus. Scheringer/Sprenger und Rechiziegler befassen sich a 
licher mit der Wandlung vom Leitbild des „bäuerlichen Familienbetriebes“ 
Politik der „Gesundschrumpfung“, zur „wachstumsorientierten Agrarpolitik“, 
Agrarpolitik, die die Forderung erfüllen sell, mit „der re 
Grundlinie der Industrie (überein) zustimmen.“ {150) Einerseits stimmt s 
Ideologie des bäuerlichen Familienbetriebes eine wichtigs Funken i: 
antikommunistischen Propaganda hat (,‚Heute handelt es sich um die Erhaltung 
die Vermehrung selbstständiger Existenzen als Gegengewicht gegen den Koliekt 
mus und Kommunismus.“ (151)), und es stimmt auch, wenn Rechiziegier schreibt, 
daß die Theorie des Familienbetriebes ‚in ihrem Wesen demagogisch ist‘“ und die 
hauptsächlich über die Vertragslandwirtschaft stattfindende Konzentration in der 
Landwirtschaft verschleiert (152). Andererseits ist aber ein modifizierter Familien- 
betrieb Kernstück der neuen Agrarpolitik. Es soll lediglich das, „was unter einem 
Familienbetrieb verstanden wird, im Zuge der technischen Entwicklung immer 
weiter nach oben“ (153) verschoben werden. Die von Mansholt propagierten 
„modernen Landwirtschaftsunternehmen“ und „Produktionseinheiien“ sind für die 
vertikale und horizontale kapitalistische Integration zurechtgemachie Familienbe- 
triebe. Die von ihm vorgeschlagenen Betriebsgrößen, 80-120 ha für Geireide- und 
Hackfruchtbetriebe, lassen sich von einer Familie bewirtschaften, wie die Ent- 
wicklung in den USA zeigt, wo die Durchschnittsgröße der Farmen 1964 bei 133 ha 
lag. Die Vergrößerung des Familienbetriebes wird nicht durch die technischen 
Möglichkeiten beschränkt, sondern durch die bundesrepublikanische Agrarstruktur. 
In der gegenwärtigen Phase der kapitalistischen Durchdringung der Landwirtschafi 
sucht die Bonner und EWG-Agrarpolitik einen Kompromiß zwischen der 

politischen Gründen (Vermeidung von sozialen Härten und Unruhe) langsam 
voranschreitenden Veränderung der Agrarstruktur, dem Stand der wissenschaftli 
technischen Entwicklung und einer möglichst billigen a au Im Kaı i 
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wandeinde Agrarstruktur die Kkostengünstigste Produktion landwirtschafilic 
Erzeugnisse (gewährleistet auch durch die sich pauperisierenden Betriebe, die meist 
ohne Verzinsung des Kapitals und weit unter dem gewerblichen Vergleichslohn 
wirtschaften). Niedrige Erzeugerpreise bedeuten aber auch gute Profitmöglichkeiten 


149) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O.,S. 24 

150) Jahresbericht des BDI, zitiert bei Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 125. 

151) Hüttebräucker, Agrarstruktur, ein politisches, soziologisches oder ökongmisches Fro- 
blem. Zitiert bei Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 120. 

152) E. Rechtziegler, Neue Entwicklungstendenzen....,a. a. O.,S. 152. 

153) Ebenda, S. 153. 


für die Verarbeitungsindustrie und den Handel und immer noch relativ niedrige 

Verbraucherpreise, also niedrige Kosten der Reproduktion der Ware Arbeitskraft. 

Es wird also angestrebt, daß sich die optimale Betriebsgröße jeweils auf einen 

Familienbetrieb mit weitestgehender Ausnutzung der gegebenen technischen 

Möglichkeiten einpegelt, wobei der Parameter Agrarstruktur durch die Schaffung 

neuer landwirtschaftlicher Unternehmensformen und flankierende Maßnahmen der 

Boden-, Markt- und Sozialpolitik langsam in das den natürlichen Gegebenheiten 

entsprechende Optimum gebracht wird. 

Zu dieser Tendenz der Modernisierung des bäuerlichen Familienbetriebes ist 
die Erhaltung des bäuerlichen Eigentums zweifellos keine Alternative. Ebenso ist es 
eine Illusion, über die Systemkonkurrenz, (was mit der Forderung nach „Schaffung 
eines europäischen Sicherheitssystems (mit) normalen Handels- und Wirtschaftsbe- 
ziehungen zu allen europäischen Staaten“ (154) angedeutet wird) das Vordringen 
des Kapitals in der Landwirtschaft aufhalten zu wollen. Und die Forderung 
schließlich, daß ‚der Ausgleich der Verluste durch die EWG und die DM-Aufwer- 
tung... grundsätzlich so geregelt werden (muß), daß jeder geschädigte Bauer den 
Verlust auf Mark und Pfennig ersetzt bekommt“ (155), geht von der irrigen 
Annahme aus, 

— der Nationalstaat könne durch bloße antimonopolistische Umfunktionierung 
die Folgen der Weltagrar- und Weltwährungskrise von der Landwirtschaft 
fernhalten, 

— die kapitalistische Integration der Agrarmärkte innerhalb der EG könne die 
Anpassung der Landwirtschaft an die wirtschaftliche Grundlinie der Industrie 
in eine bauernfreundliche Agrarpolitik verwandeln. 


Einschätzung der Genossenschaften 


Im DKP-Bauernprogramm findet sich neben der richtigen Forderung „Die Um- 
wandlung des genossenschaftlichen Eigentums in Aktiengesellschaften ist strikt 
abzulehnen...“ (156) der seltsame Satz: „Anliegen des ländlichen Genossen- 
schaftswesens muß es sein, im Geiste der Prinzipien Raiffeisens vor allem die 
gegenseitige Hilfe für die kleinen und wirtschaftlich schwächeren Bauern zu 
organisieren.“ (157) (Hervorhebung v. V.) Marx, ein Zeitgenosse von Friedrich- 
Wilhelm Raiffeisen (Raiffeisen gründete im Notwinter 1846/47 im Westerwald die 
ersten genossenschaftlichen Hilfsvereine) zeigte bereits, daß die Kooperation im 
Kapitalismus nicht in der Lage ist, das Wachstum der Monopole aufzuhalten, das 
Blend der Massen zu erleichtern. Marx schrieb, daß das „Kooperativsystem.... 
nicht im Stande ist, durch sich selbst die kapitalistische Gesellschaft umzugestal- 
ten.“ (158) Lenin schrieb in „Über das Genossenschaftswesen“, daß die Pläne der 


154) Demokratisches Bauerprogramm der DKP, a.a. O., S. 24. 

155) Ebenda, S. 25. 

156) Ebenda, S. 32. 

157) Ebenda, $. 33. 

158) Marx, Instruktionen an die Delegierten des provisorischen Zentralkomitees über einzelne 
Fragen. In: Der Vorbote, 1866, Nr. 10, S. 153. Vgl. ders., Instruktionen. für die 
Delegierten des Provisorischen Zentralrats... ., Werke Bd. 16, Berlin 1964, S. 195. 
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alten Genossenschaftler zur Umwandlung der kapitalistischen Gesellschaft auf 
friedlichem Wege durch die Genossenschaften falsch waren, weil sie den politischen 
Kampf zum Sturz der Kapitalistenklasse negierten (159). Darin kommt zum 
Ausdruck, daß das soziale Wesen der Genossenschaften von der jeweils herrschenden 
Gesellschaftsordnung und der politischen Macht bestimmt wird. Und Bucharin: 
„Mit den Mitteln der Kooperation und der Genossenschaft erhalten sich nun die 
Bourgeoisie und Großagrarier ihren Einfluß auf die Bauernschaft.“ (160) Recht- 
ziegler beurteilt die Raiffeisengenossenschaften ebenfalls negativ: sie sind „gegen- 
wärtig weder imstande noch willens, die wirtschaftlichen und politischen Macht- 
positionen des Monopolkapitals brechen zu helfen.“ und: „Gegenwärtig unterstüt- 
zen sie jedoch die Organisation einer monopolkapitalistischen vertikalen Koopera- 
tion... Sie wollen das Vertrauen der Bauern zu den Genossenschaften für die 
Organisierung der vertikalen Kooperation im Interesse des Monopolkapitals ausnut- 
zen.“ (161) Lambert nennt die Kooperation schließlich eine „Schleuse zwischen den 
kleinen Produzenten und den Großkapitalisten“, „Transmissionsriemen des Kapita- 
lismus“, und konstatiert: „Die Genossenschaft hat also nicht die Möglichkeit, die 
Natur der Wirtschaftsordnung zu verändern. Um zu überleben, wird sie gezwungen 
sein, sich die kapitalistischen Mechanismen zu eigen zu machen...“ (162) 


Diese Einschätzung der landwirtschaftlichen Genossenschaften wird voll 
bestätigt, wenn man den „Geist der Prinzipien Raiffeisens“ etwas näher betrachtet: 
_ Raiffeisen selbst hat den Zweck seiner Genossenschaften so beschrieben: „Die 

liebevolle Fürsorge der besitzenden Klassen für die Ärmeren, in der innigen 

Vereinigung, wie solche die in Rede stehenden Genossenschaften bieten, ist 

das einzige Mittel, die rechte Innung der Zukunft zu begründen und der 

Umsturzpartei den Boden für ihre verderbliche Agitation zu entziehen. Das ist 

christlicher Sozialismus!“ (163) 

— Hugo Tillmann, Lehrbeauftragter für Genossenschaftswesen an der Freien 
Universität Berlin, schrieb zur Einführung von Raiffeisens Buch über die 
Prinzipien Raiffeisens im Gegensatz zu denen von Marx: „Weit entfernt 
davon, die Bedürftigen gegen die Besitzenden zu sammeln, gab er den Anstoß 
von oben her: die Vermögenden bringen zunächst die Mittel zusammen, 
verbürgen sich mit ihrem Besitz, stellen ihre Arbeitskraft, ihr Ansehen, ihren 
Kredit in den Dienst der Sanierung der vom Unglück heimgesuchten, der 
sozial Schwachen, zugleich als Ermutigung für deren Selbsthilfe. Darin liegt 
das Aufbauende und Versöhnende des Raiffeisentums; es zielt auf die 
Wiederherstellung des sozialen Gleichgewichtes und der Dorfgemein- 
schaft.‘ (164) 


159) Lenin, Ausgewählte Werke in zwei Bänden, Bd. II, S. 1010. 

160) Bucharin, a. a. O., S. 20. 

161) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a. a. O., S. 79/80, S. 89. 

162) Lambert, a. a. O.,S. 38, S. 85, S. 52. 

163) F.W. Raiffeisen, Die Darlehenskassen-Vereine, 7. Aufl., Verlag der Raiffeisen-Druckerei 
GmbH. Neuwied a. Rh., 1950, S. 35, 36. 

164) In: Raiffeisen, a. a. O.,S. XI. 
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Raiffeisen war kein Antisemit; den Wucher, den er mit seinen Genossen- 
schaften bekämpfte, erkannte er durchaus als ein bei Juden und Christen 
gleichermaßen verbreitetes „Blutsaugergeschäft‘“. Gleichwohl erleichterten 
seine paternalistische Grundeinstellung und sein Streben nach Vereinigung 
„aller Stände und aller Glieder des deutschen Volkes“ in „christlicher 
Solidarität“ (165) die Selbstgleichschaltung der landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften im Faschismus. Im „Deutschen Landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaftsblatt“ vom 30. April 1933 heißt es denn auch: „Die land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften sind in eine neue Phase ihrer Entwicklung 
eingetreten, der sie sich nicht verschließen konnten und auch nicht wollten. 
In einer Zeit, die dem deutschen Bauern wieder neuen Mut in seiner schweren 
Arbeit gegeben hat, .... werden sicherlich auch diese wichtigsten Glieder der 
landwirtschaftlichen Selbsthilfe mit höchster Kraftentfaltung sich einsetzen 
und nach Abstoßung mancher in den Irrnissen und Wirrissen der letzten 
Jahrzehnte erworbenen Schlacken sich des großen Erbes eines Raiffeisen, 
eines Wilhelm Haas wieder voll und ganz würdig erweisen. Nichts Wesens- 
fremdes tritt in ihren Gedanken- und Arbeitskreis, war doch genossenschaft- 
liches Wirken, dort, wo es echt und wahr war, immer national, immer schon — 
dem Geiste nach — nationalsozialistisch.‘“ (166) 

Wie die „Existenzbedingungen der Raiffeisen-Genossenschaften im 
Kapitalismus“ nicht durch den Kampf der Bauern, sondern im Geiste 
Raiffeisens verbessert werden, beschreibt Hans Lukas im Zusammenhang mit 
der Integration zwischen dem Deutschen Raiffeisenverband und dem Deut- 
schen Genossenschaftsverband: „Durch die Beseitigung des von Anfang an 
bestehenden und in den letzten Jahren immer heftiger werdenden Kon- 
kurrenzkampfes wird eine geschlossene Organisation entstehen, die sich im 
Wettbewerb mit anderen Unternehmungen behaupten kann. Damit hat sich 
der von Raiffeisen und Schulze-Delitsch postulierte Selbsthilfegedanke von 
neuem bestätigt.‘ (168) 

Während Rechtziegler eine Nutzbarmachung der Genossenschaften für den 


Kampf der Bauern von ihrer großzügigen staatlichen Förderung abhängig macht und 
die DKP ihren Blick nach rückwärts zu den Prinzipien Raiffeisens wendet, diskutiert 
Lambert die Möglichkeit der Zusammenarbeit von Genossenschaftsarbeitern und 
-angestellten und Bauern sowie die Frage, ob die proletarisierten Bauern die Ver- 
waltung der Genossenschaften übernehmen können. Er stellt die Frage klar in den 


165) 
166) 


168) 
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Ebenda, S. 6. 

Zitiert bei: Kuno Blundau, Nationalsozialismus und Genossenschaften. Schriftenreihe 
des Forschungsinstituts der Friedrich-Ebert-Stiftung. Verlag für Literatur und Zeitge- 
schehen, Hannover 1968, S. 71, 72. 

Hans Lukas, Der Deutsche Raiffeisenverband. Entwicklung, Struktur und Funktion. 
Untersuchungen über Gruppen und Verbände, Band 11, Verlag Duncker und Humboldt, 
Berlin 1972, S. 162. 


Rahmen des Kampfes „gegen die Illusion: der bürgerlichen Kooperation‘ (die 
Raiffeisen-Nlusion) und für die „Eroberung des Apparates“ durch die Bauern „in 
Verbindung oder gemeinsam mit den Arbeitern“ (169). 


Einschätzung des Deutschen Bauernverbandes (DBV) 


Das Demokratische Bauernprogramm erwähnt den DBV oder eine alternative 
Vertretung der Bauern nicht. Scheringer/Sprenger formulieren folgende Marsch- 
route: „Das Ziel sollte sein, daß der Bauernverband, in dem etwa 90 Prozent aller 
westdeutschen Bauern organisiert sind, eine ebensolche Kampforganisation gegen 
das Monopolkapital wird, wie das die fortschrittlichen Gewerkschaften für die 
Arbeiterklasse sind.‘ (170) Rechtziegler schreibt, daß die DBV-Politik die gesell- 
schaftliche Isolierung der Bauern bewirkt hat. „Die politische Plattform der 
Bauernverbandsführung erweist sich daher als bauernfeindlich.‘“ Der Verband kann 
aber nach seiner Meinung ‚im Interesse der Bauern... wirksam werden, wenn er 
die Politik... der Kompromisse mit dem Monopolkapital aufgibt und durch seine 
aktive Zusammenarbeit mit der Arbeiterklasse ersetzt, ... zu einem politischen 
Kampfinstrument ausgebaut wird...“ (171). Hier begegnen wir einer ähnlichen, im 
Grunde voluntaristischen Einschätzung, wie sie die DKP auch zur Erklärung der 
pro-kapitalistischen Politik der SPD heranzieht: die Grenzen einer antimono- 
polistischen Politik des Bauernverbandes liegen lediglich in den gegenwärtigen 
Machtverhältnissen innerhalb des Verbandes, in seiner Politik der Klassenzu- 
sammenarbeit (analog zur Politik der „rechten Führer der SPD“). 

Ob politisches oder gewerkschaftliches Kampfinstrument, beide zitierten 
Auffassungen gehen im Grunde von der Annahme aus, daß der Bauernverband ein 
Klassenorgan der gesamten Bauernschaft ist oder zu einem solchen gemacht werden 
kann. Zu diesem Schluß muß man kommen, wenn man die Klassengegensätze 
innerhalb der Bauernschaft, die sich politisch in der Beherrschung des Bauernver- 
bandes durch die Großbauern ausdrücken, vernachlässigt. (Andererseits erübrigt sich 
dann auch die Frage, weshalb der DBV trotzdem einen Massenanhang unter den 
Kieinbauern hat, mit welchen Mitteln die Partnerschaftsideologie hier aufrechter- 
halten wird.) Ein Vergleich mit den Gewerkschaften ist jedenfalls, klassenmäßig 
betrachtet, unzulässig, denn die Gewerkschaften sind Klassenorgane der Arbeiter, 
der DBV aber ist ein Klassenorgan der Großbauern und damit der Bourgeoisie. In 
der sich regenden Kritik einiger Bauerngruppen am DBV einerseits und den 
Anstrengungen der Verbandsleitung andererseits, die spontanen Aktionen der 
Bauern unter Kontrolle zu halten und in von ihr organisierten Demonstrationen zu 
kanalisieren, kommen die Klassengegensätze innerhalb der Bauernschaft zum 
Ausdruck. Für den Kampf zwischen Bourgeoisie und Arbeiterklasse um die 
Unterstützung der Bauern gilt noch heute, was Bucharin 1925 feststellen mußte: 


169) Lambert, a. a. O., S. 83 bis 89. 
170) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 163. 
171) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a. a. O.,S. 106. 
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„Wir sprechen über Einheitsfronttaktik, wir haben über die Parole der Arbeiter- und 
Bauernregierung gesprochen, wir haben Resolutionen über die Notwendigkeit der 
Eroberung der Bauernschaft angenommen usw., aber wir tun praktisch sehr wenig 
auf diesem Gebiet, während die Bourgeoisie die wirkliche Einheitsfronttaktik im 
Verhältnis zu den Bauern anwendet, sehr viel auf diesem Gebiet leistet, sehr große 
Erfolge erzielt und eine Reserve gegenüber dem Proletariat formiert.‘“ (172) Als die 
Macht im Staat hat die Bourgeoisie die besseren Instrumente: heute wie damals 
unter anderem das ländliche Kredit- und Genossenschaftswesen und die außen- 
wirtschaftliche Absicherung des Agrarmarktes. Ihr Klassenorgan in der Bauernschaft 
war damals der „Reichslandbund“ (in dem die Hälfte der Landarbeiter organisiert 
war!), ist heute der DBV. Es wäre schön, wenn die Großbourgeoisie nur 
„gemeinsame Interessen... mit den einfachen Warenproduzenten (Bauern, Hand- 
werker), den Einzelhändlern, sowie der kleinen und mittleren Bourgeoisie zu 
konstruieren“ sich bemühte (173). (Hervorhebung v. V.) Die Politik des DBV zeigt 
hingegen die tatsächliche Interessengemeinschaft: der DBV-Präsident Constantin 
Freiherr Heereman von Zuydtwyck hat das in seiner „neuen Politik“ klar 
formuliert, wenn er sagt, „Interessenverbände wie der BDI und DBV... sind 
notwendig, um im Rahmen zunehmender staatlicher Einflußnahme eine demo- 
kratische ‚Mitbestimmung‘ der Betroffenen, der Unternehmer, zu gewähr- 
leisten.‘ (174) Was von einer technokratischen Ausrichtung der DBV-Politik zu 
erwarten ist, zeigt die Entwicklung in Frankreich. Lambert schreibt über die Politik 
der CNJA (Conseil National de la Jeunesse Agricole = Nationalverband der jungen 
Landwirte): „Es handelt sich um intellektuellen und technokratischen Paternalis- 
mus. Er erzeugt Unterstützungsempfänger.““ (175) 

Die bisher behandelten Einschätzungen und Forderungen aus dem DKP- 
Bauernprogramm verdeutlichen in etwa die Tendenzen der DKP-Bauernpolitik. Der 
gesamte Katalog der Forderungen soll hier nicht im einzelnen diskutiert werden. Es 
sind, wie nicht anders zu erwarten, fast durchwegs Forderungen an den Staat. Zum 
Teil decken sie sich mit Forderungen des DBV (z.B. „Die Erzeugerpreise müssen 
stabil sein, die Produktionskosten decken und den Bauern eine Rendite garan- 
tieren.‘ (176), zum Teil mit Forderungen bürgerlicher Kultur- und Sozialpolitiker, 
die teilweise auch schon vom Staat aufgegriffen wurden („Anpassung der 
landwirtschaftlichen Ausbildung an die Erfordernisse der wissenschaftlich- 
technischen Revolution“, „Fortbildungs- und kulturelle Veranstaltungen“, „die 
Einführung einer gesetzlichen Krankenversicherung und die Verbesserung des 
Unfallversicherungsschutzes“, „eine ausreichende Altersversorgung“, „Mutter- und 
Kinderschutz“, „Ganztags-Kindergärten“ (177)), zum Teil sind es Floskeln („eine 


172) Bucharin, a.a. O.,S.16 

173) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 152. 

174) Rede vor der Mitgliederversammlung des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI) in Hamburg am 1. 7. 70. Zitiert bei: Poppinga, Zur Agrarfrage in der 
Bundesrepublik, in: Lambert, a. a.0.,S. 139. 

175) Lambert, a. a. O., S. 64. 

176) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O., S. 27. 

177) Ebenda, S. 35, 36, 38, 39. 
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neue, fortschrittliche Bildung, getragen vom humanistischen Geist“, „ein viel- 
fältiges, kulturvolles. Leben“ (178)). 

An dieser Stelle sollen nur noch zwei Beispiele angeführt werden, die gewisse 
Widersprüchlichkeiten innerhalb derselben politischen Grundauffassung verdeut- 
lichen. 


Zur Pacht 

Im Demokratischen Bauernprogramm heißt es dazu: „Die Pachtverhältnisse sind 
neu zu regeln. Der Pachtschutz ist wieder einzuführen. (Siehe Reichspachtschutz- 
ordnung vom 30. Juli 1940, RGBl. 1, S. 1065 — Anmerkung v. V.) Bäuerlichen 
Pächtern sind Pachtzeiten von 15 bis 25 Jahren einzuräumen.“ (179) (Hervor- 
hebung v. V.) Was für den bäuerlichen Pächter gut ist, muß es nicht auch für den 
bäuerlichen Verpächter (z.B. heute den Arbeiterbauern) sein. Rechtziegler stellt 
fest: „Die Bundesregierung will die Vergrößerung der ‚förderungswürdigen‘ Betriebe 
in Zukunft vor allem auf dem Wege der Zupacht begünstigen ....‘“ Aber ‚die 
Neigung der ruinierten Bauern, ihren Boden langfristig zu verpachten, ist bisher, 
trotz aller staatlichen Förderung, gering. Denn der Abschluß eines langfristigen 
Pachtvertrages, ‚der wirtschaftlich einer Veräußerung sehr nahe kommt‘, wie der 
frühere Landwirtschaftsminister Höcherl zugeben mußte, entspricht keineswegs den 
Interessen der kleinen Verpächter. Sie möchten auch künftig mehr oder weniger 
kurzfristig über ihren Boden verfügen können.“ (180) (Hervorhebung v. V.) 


Erzeuger- und Produktionsgemeinschaften 

Das DKP-Bauernprogramm fordert „echte zwischenbetriebliche und gemeinschaft- 
liche Zusammenarbeit“ und ‚eine breite Entfaltung der gegenseitigen Hilfe, der 
zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit... in demokratischen Erzeuger- und Pro- 
duktionsgemeinschaften.‘“ (181) Sowohl Scheringer/Sprenger als auch Rechtziegler 
gehen ausführlich auf den „Entwicklungsstand der horizontalen Koopera- 
tion“ (182) bzw. die „Bäuerlichen Gemeinschaften als Ausweg“ (183) ein. Im 
Gegensatz zu Scheringer/Sprenger betont Rechtziegler, daß die Maschinenringe, bei 
denen die Maschinen Eigentum der eirzelnen Bauern bleiben und die nach dem 
Gewinnprinzip arbeiten, im Vergleich zu den Maschinengemeinschaften, die nach 
dem Selbstkostenprinzip arbeiten, „von vorneherein das Entstehen von gemein- 
schaftlichem Eigentum verhindern.“ Ebenso skeptisch ist Rechtziegler gegenüber 
den Erzeugergemeinschaften: „Das westdeutsche Monopolkapital erblickt in den 
Erzeugergemeinschaften ein Instrument, um mit Unterstützung der Bauern ein ihren 
Wünschen entsprechendes Angebot von Waren zu erhalten, ohne daß sich die 
Marktstellung der Bauern grundsätzlich verbessert. Die Förderung der Erzeuger- 
gemeinschaften durch staatliche Mittel verfolgt den Zweck, ihre Entwicklung in 


178) Ebenda, S. 35. 
179) Ebenda, S. 19. 


180) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a.a. O.,S. 45, 46 
181) Demokratisches Bauernprogramm der DKP, a. a. O.,S. 21 
182) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... ., a. a. O., S. 30-57 


183) Scheringer/Sprenger, a. a. O., S. 102-118. 
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eine Richtung zu drängen, die den Kapitalverwertungsinteressen der Monopole 
entspricht. Die gegenwärtig gültigen Bonner Richtlinien sehen eine Förderung der 
Erzeugergemeinschaften in den ersten drei Jahren ihrer Existenz durch degressive 
Beihilfen nur dann vor, wenn sie von den obersten Landesbehörden anerkannt 
werden und sich einer Reihe diskriminierender Bestimmungen unterwerfen. Damit 
wird das Ziel verfolgt, die Entwicklung der Erzeugergemeinschaften unter Kontrolle 
zu halten und sie zu einem das staatsmonopolistische System stabilisierenden 
Faktor zu entwickeln.“ (184) Scheringer/Sprenger interpretieren dagegen die 
Erzeugergemeinschaften als Errungenschaften der Bauern: ‚Die Bauern versuchen 
dadurch, ihre ökonomische Kraft wenigstens auf dem Markt zu vereinigen, um dem 
Druck der kapitalistischen Verarbeitungs- und Handelsbetriebe besser standhalten 
zu können und den Anforderungen des Marktes besser zu entsprechen.“ (185) 
(Hervorhebungen v. V.) 

Sowohl Rechtziegler als auch Scheringer/Sprenger sehen, daß die Produk- 
tionsgemeinschaften in der BRD „kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten unterliegen, 
da sie in das herrschende kapitalistische System eingeordnet sind‘ (186), und daß 
„über den Charakter der horizontalen Kooperationsgemeinschaften .... der Klassen- 
kampf zwischen Monopolen und Bauernschaft entscheidet.‘ (187) Rechtziegler 
scheint aber den Vorsprung der Bourgeoisie auch auf diesem Gebiet realistischer 
einzuschätzen: ‚In den letzten Jahren hat das Monopolkapital seine Anstrengungen 
verstärkt, um die Bauern von vorneherein auf solche Formen der Kooperation zu 
orientieren, die sich in das staatsmonopolistische Herrschaftssystem ein- 
fügen.“ (188) 

Nur wenn die Ambivalenz von Reformen innerhalb des Kapitalismus richtig 
erkannt wird, kann der positive Aspekt von bäuerlichen Produktionszusammen- 
schlüssen richtig bewertet werden. Scheringer/Sprenger schreiben dazu: „In 
bestimmtem Umfang wird die eingefahrene individuelle Arbeits- und Lebensweise 
verändert‘ (189), und Lambert hebt — wenn gleichzeitig „die Tendenzen zum 
kollektiven Kapitalismus‘ bekämpft werden — die „Bildung eines kollektiven 
Bewußtseins... aus der täglichen Praxis“ hervor: „auf dieser Ebene ist die 
Gruppenlandwirtschaft wichtig.‘ (190a) 


Schließlich noch einige Bemerkungen zur Agitation der DKP in der Bauern- 
frage (190b) 

Hauptinstrument der Agitation auf dem Lande ist die DKP-Landrevue. Nicht von 
ungefähr besteht das Kernstück jeder Ausgabe, das auch graphisch hervorgehoben 
wird, aus einer Reportage über die sozialistische Landwirtschaft in der DDR. 


184) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a.a. O.,$. 51,52. 

185) Scheringer/Sprenger, a.a.O.,S. 108. 

186) Ebenda, S. 114. 

187) Ebenda, S. 115. 

188) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... ..a.a. O.,S. 54. 

189) Scheringer/Sprenger, a. a. O.,S. 118. 

190a) Lambert, a. a. O.,S. 19. 

190b) Der folgende Abschnitt kann nur einige Hinweise geben. Für eine ausführlichere Anlayse 
müßte die Landrevue und insbesondere auch die UZ im einzelnen untersucht werden. 
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Einerseits sind das wichtige Beiträge zur Bekämpfung des Antikommunismus und 
der falschen, vor allem von der landwirtschaftlichen Presse geprägten Vorstellungen 
über die DDR-Landwirtschaft, andererseits wird mit dem starken Herausstreichen 
der technischen Errungenschaften ein wenig Bauernfängerei betrieben. In fast 
keiner Reportage fehlen Bilder von PS-starken Großmaschinen, und welcher Bauer 
sähe sich nicht gerne als „Herr“ über ein halbes Dutzend Getreidefelder durch- 
pflügende Mähdrescher! 

Wichtig für die Propagierung des Arbeiter-Bauern-Bündnisses ist der Kampf 
gegen die latente Arbeiterfeindlichkeit vieler Bauern und gegen solche, auf dem 
Lande besonders festsitzenden Märchen wie das von der Lohn-Preis-Spirale. In 
dieser Hinsicht liefert die Landrevue gute Beiträge: z. B. über die Chemiearbeiter- 
Streiks (in Nr. 3/71), „Es gibt nur die Preis-Profit-Spirale“ (in Nr. 4/71), „Die 
Bauern zahlen kräftig mit“ (in Nr. 1/71, über die BASF). Im Gegensatz dazu kann 
man in der Haupt-,Zeitung der DKP“, der UZ (Unsere Zeit) nur wenig über die 
Probleme auf dem Lande lesen. In der Zeit von Mitte April bis Mitte Juni 1972 
wurde beispielsweise lediglich über Bleivergiftung von Kühen durch Bleistaub der 
Preussag-Weser-Zink GmbH (26. 5. 72 und 16. 6. 72, eher einer der zahlreichen 
Beiträge zur Frage des Umweltschutzes) und über Proteste von Bauern gegen ein 
Nato-Manöver bei Nürnberg (9. 6. 72) berichtet und ein ‚‚Interview mit dem 
Vorsitzenden einer landwirtschaftlichen Produktionsgemeinschaft in der DDR“ 
gebracht (26. 5. 72), das auf die Probleme der BRD-Landwirtschaft nicht eingeht. 
Auch im Mai-Aufruf der DKP 1972 bleiben die Bauern unerwähnt: „Die. 
Zurückdrängung und Überwindung der Herrschaft der Monopole können nur das 
Werk der kämpfenden Arbeiter und Angestellten selbst und ihrer Gewerkschaften 
sein.“ (UZ, 20.4. 72) 

Zur Einbeziehung der Großbauern in die Bauern-Einheitsfront wird gern der 
60-ha-Bauer Heinrich Biester zitiert: „In unserer Partei, als politische Organisation, 
können auch alle Klein- und Mittelbauern, auch diejenigen, die heute von uns noch 
abseits stehen, der größte Teil auch der gegen uns gerichteten, sogenannten 
Großbauern, eine Plattform im Kampf gegen die Ausbeutung des Großkapitals 
finden.“ (191) 

Die Wirkung der DKP-Arbeit unter den Bauern wird in folgender Geschichte 
variiert: Richard Scheringer (192) erzählt: „Die Bauern hatten sich mehr ver- 
sprochen. In Zügen und Omnibussen erinnert sich mancher, daß etwas verteilt 
worden war während der Kundgebung: Das Demokratische Bauernprogramm der 
Deutschen Kommunistischen Partei. Hier und dort zieht es einer aus der Tasche und 
studiert.“ Und Hermann Sittner (193): „Und in allen Omnibussen, die die 
Kundgebungsteilnehmer wieder nach Hause führen, sah man Bauern die ‚DKP-Land- 
revue“ lesen...“ 


191) Arbeiter und Bauern — gemeinsam für demokratischen Fortschritt. Agrarpolitische 
Konferenz der DKP, 21. Februar 1970, Frankfurt a. M., S. 29, 30; und Scheringer/ 
Sprenger, 2.4.0.,8.160. - 

192) DKP-Landrevue, Jahrgang 1, Nr. 2/71. 

193) Ebenda, Jahrgang 1, Nr. 4/71. 
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Der Hinweis auf Flicks Stundenlohn darf auch in der Landrevue nicht fehlen: 
218 844 Mark (194). In derselben Ausgabe wird im Stil einer Agitation, die sich eher 
gegen die „Superreichen“ als gegen den Kapitalisten als „ökonomische Charakter- 
maske“ und das Kapital als ein alles beherrschendes Produktions- und Gesellschafts- 
verhältnis richtet, darüber informiert, daß die Zahl der Millionäre in Nordrhein- 
Westfalen von 1966 bis 1969 „um mehr als 1 000 gewachsen ist“ (195). 

Das antimonopolistische Bündnis aller demokratischen Kräfte erlaubt es, den 
Klassenbegriff Arbeiter in einem Zug mit der klassenmäßig nicht faßbaren Kategorie 
Jugend zu nennen; z.B.: „Arbeiter, Bauern und Jugend gemeinsam gegen 
Großkapital.‘“(196) Die Bauern werden aber normalerweise nicht gesondert 
aufgeführt: „Nach der Ratifizierung der Verträge sind wir veranlaßt, — ... die 
Frage zu beantworten, wie es jetzt weitergehen soll. Darauf wollen die Arbeiter, will 
die Jugend, will die ganze Partei eine Antwort.“ (197) 


Zusammenfassung: DKP-Bauernpolitik als integraler Bestandteil der DKP-Politik 


In der Einschätzung der Bauernfrage durch die DKP findet sich die der 
Stamokap-Theorie eigene Verwischung der Klassengegensätze auf zwei Ebenen 
wieder: 

— Die mannigfaltigen Klassenwidersprüche in unserer spätkapitalistischen Gesell- 
schaft werden dem Widerspruch zwischen Volk und Monopolen untergeord- 
net. Analog etwa zur Politik der ',‚gewerkschaftlichen Orientierung‘ des MSB 
Spartakus, die von der Gleichgerichtetheit der Interessen von Proletariat und 
Intelligenz ausgeht, wo es sich lediglich um die Tendenz handelt, daß Teile 
der Intelligenz sich an das Proletariat annähern, werden in der Bauernpolitik 
die ständischen Interessen, die auf eine Verteidigung des Eigentumsprivilegs 
gegenüber dem Proletariat hinauslaufen, in fortschrittliche, antimonopolis- 
tische Interessen umgemünzt. 

_ Die Theorie des Stamokap erhebt den Systemgegensatz zwischen Kapitalis- 
mus und Sozialismus über die Klassengegensätze in den kapitalistischen bzw. 
sozialistischen Gesellschaften. Das Hauptziel des Kapitalismus wird im 
Zusammenschluß aller Kräfte gegen den Sozialismus gesehen, wenn etwa 
Rechtziegler schreibt: „rür den westdeutschen Imperialismus ist insbesondere 
eine Neuorientierung seiner Agrarpolitik notwendig geworden, weil die 
sozialistische DDR demonstriert, wie die ökonomischen und sozialen Pro- 
bleme der technischen Revolution in der Landwirtschaft erfolgreich ge- 
meistert werden können.‘ (198) 


194) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 1/72. 

195) Ebenda, Jahrgang 2, Nr. 1/72. 

196) Ebenda. 

197) Kurt Bachmann, Zur Einschätzung der politischen Lage und zu den nächsten Aufgaben 
im Kampf für die Verwirklichung der Verträge von Moskau und Warschau, für Frieden 
und Sicherheit in Europa. Referat auf der 3. Tagung des Parteivorstandes der DKP. 
UZ-Extra, Eigenbeilage Nr. 22/72, 8.9. 

198) Rechtziegler, Westdeutsche Landwirtschaft... .,a.a. O.,S. 35. 
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Dabei wird ignoriert, 
— daß sich der Kapitalismus immer noch primär aufgrund seiner immanenten 

Widersprüche bewegt, 

_ daß die Systemkonkurrenz keineswegs nur eine einseitige Beeinflussung des 

Kapitalismus durch den Sozialismus bedeutet. 

Diese Bestandteile der Stamokap-Theorie können ihre historischen Wurzeln 
nicht verleugnen: die Subsumption der nationalen Klassenkämpfe unter die 
Systemkonkurrenz geht unmittelbar auf die stalinistische These vom Aufbau des 
Sozialismus in einem Lande zurück, und das breite antimonopolistische Bündnis 
aller demokratischen Volkskräfte ist nichts anderes als die Neuauflage der 
Volksfrontstrategie, die aus einer Defensivstrategie gegen den Faschismus in eine 
Strategie zur Verteidigung und Stärkung des „sozialistischen Lagers‘ verwandelt 
wurde, weil der Theorie zufolge die Chancen eines ‚friedlichen Übergangs zum 
Sozialismus‘ mit dem militärpolitischen Machtzuwachs und dem Vorbildcharakter 
des „sozialistischen Lagers“ wachsen. 

Die von der DKP propagierte „antimonopolistische Demokratie“ Kennt 
ebenfalls zahlreiche Parallelen. Die indische KP kennzeichnet z.B. ihr analoges 
Konzept der „Nationalen Demokratie‘ damit, daß in ihr „das Proletariat die Macht 
mit der nationalen Bourgeoisie teilt“ (199). Ironischerweise ließe sich die Strategie 
des „Zurückdrängens der Monopole“ und der Errichtung der „antimonopolistischen 
Demokratie“ auch mit Doppelherrschaft umschreiben. Die zentralen Thesen der 
Stamokap-Theorie, nämlich die Verschmelzung von Staat und Monopolen, das 
Etappen-Modell der „antimonopolistischen Demokratie“, die Reduktion des 
Klassenkampfes auf ein Problem der Umverteilung und der Funktionalisierung des 
Staates gegen die Monopole — diese vier Kernpunkte kennzeichnen eine Strategie, 
der es letztlich darum geht, den Übergang zum Sozialismus durch Auswechslung der 
Bliten, das heißt der Kapitalisten durch Arbeiterführer zu vollziehen — und das war 
auch die Strategie der Bernstein, Kautsky, Hilferding. Marx schrieb im „Acht- 
zehnten Brumaire‘“: „Der eigentümliche Charakter der Sozialdemokratie faßt sich 
dahin zusammen, daß demokratisch-republikanische Institutionen als Mittel ver- 
langt werden, nicht um zwei Extreme, Kapital und Lohnarbeit, beide aufzuheben, 


sondern um ihren Gegensatz abzuschwächen und in Harmonie zu verwan- 
deln.“ (200) 


125) G. Adhikari, The Froblem of the Non-Capitalist Path of Development of India and the 
State of National Democracy. World Marxist Review, Vol. IH, Nr. 11 (Nov. 1964). 
30) Marx, Der Achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, a.a. O.,S. 141. 
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Schlußbemerkungen 

Es ist nicht der wesentliche Zweck dieser Anmerkungen, die DKF-Agrarpolitik als 
solche zu kritisieren, vielmehr muß es vor allem darum gehen, mittels solcher 
Auseinandersetzungen die vielfältigen Probleme der Bauernfrage klarer zu analv- 
sieren, und zwar mit dem Ziel, die politische Arbeit unter den Bauern realistischer, 
effektiver und für die Betroffenen nützlicher zu machen. In der Praxis, draußen auf 
dem Land, muß sich zeigen, welche theoretischen Grundlagen mit dazu beitragen. 
können, die rechten Ideen in den Köpfen der Menschen aufkommen zu lassen. Die 
theoretische Diskussion kann im besten Fall zur Erarbeitung der revolutionären 
Theorie in ihren die Bauern in der BRD betreffenden Teilen beitragen. 

Schon heute kann jedoch resümiert werden: 

„Es ist zwar unerläßlich, die Front der Kämpfe zu verbreitern, um den 
Kapitalismus zu schwächen und dann zu zerschlagen und die Einführung des 
Sozialismus vorzubereiten, aber diese Aufgabe läßt sich nicht in Zusammenarbeit 
mit jeder beliebigen ‚antimonopolistischen‘ Schicht der Bevölkerung erfüllen. Der 
Klassenkampf bildet die Achse dieses Kampfes und ist also Voraussetzung für jedes 
Bündnis.‘ (201) 


201) Lambert, a. a. O.,S.95. 


Zur Theorie der historischen Konstitution des bürgerlichen Staates 
Heide Gerstenberger 


I. Wider die staatstheoretischen Vonurteile 


Zur Entwicklung einer historisch-materialistischen Staatstheorie bedarf es der Ein- 
heit von logischem und historischem Forschungsprozeß, und lediglich der Arbeits- 
teilung wegen können die beiden Aspekte vorübergehend schwerpunktmäßig geson- 
dert vorangetrieben werden. Die im folgenden dargestellte historische Konstitution 
des bürgerlichen Staates (1) ist also nicht mißzuverstehen als eine theoretische Er- 
klärung des bürgerlichen Staates. Wohl aber ist sie durchaus solchen systematischen 
Theorieansätzen kritisch gegenübergestellt, welche den bürgerlichen Staat allein aus 
den Strukturen des entfalteten Kapitalverhältnisses meinen ableiten zu dürfen. 
Denn der bürgerliche Staat ist nicht nur jener politische Überbau, welchen die 
bürgerliche Gesellschaft notwendigerweise aus sich hervorbringt, sondern er bildet 
in vieler Hinsicht zugleich deren Voraussetzung. 

Diesen konkreten Zusammenhang zwischen der Entwicklung der bürgerlichen 
Gesellschaft und ihres Staates bekommt man in den Griff, wenn man sich löst von 
der Bestimmung des bürgerlichen Staates durch seine Form, also seiner durch 
Rechtsstaatlichkeit gekennzeichneten und auf Parlamentarismus hin tendierenden 
Verfassung. 

In allen europäischen Nationalstaaten vollzieht sich die reale Entwicklung von 
Staatsfunktionen für die bürgerliche Gesellschaft bereits in der merkantilen (2) Pha- 
se, und die Durchsetzung der formalen Konstitution des bürgerlichen Staates folgt 
dieser Entwicklung historisch nach. Nur für die USA fallen beide Konstitutionspro- 
zesse zusammen, und aus dieser historischen Gleichzeitigkeit erklärt sich die dortige 
deutlich ökonomische Fundierung von Verfassungstheorie, die in den europäischen 


1) Wenn hier von der Konstitution des bürgerlichen Staates die Rede ist, so bezieht sich dies 
auf den in der Zeit vom 15. bis 19., vor allem aber in den beiden mittleren Jahrhunder- 
ten sich vollziehenden Entwicklungsprozeß in Europa und Nordamerika, Außer Betracht 
bleiben dabei vor allem zwei Formen bürgerlicher Staatsorganisation: die Stadtstaaten 
Italiens im 14. und 15. Jahrhundert sowie die nachkolonialen Staatsgründungen des aus- 
gehenden 19. und unseres Jahrhunderts. Letztere erfordern einen eigenen historischen 
Erklärungsansatz, weil es sich um nationale Übernahmen bereits etablierter bürgerlicher 
Herrschaftsapparate handelt; erstere sind auszuklammern, weil ihnen gerade die Auswe+ 
tung zum einheitlichen Flächenstaat versagt blieb, die kennzeichnend ist für den moder- 
nen Nationalstaat. Eben jene geographische Verlagerung der Welthandelswege, welche 
vom ausgehenden 15. Jahrhundert an die Entstehung der modernen Nationalstaaten 
förderte, bedeutete gleichzeitig den ökonomischen und politischen Niedergang der vor- 
dem mächtigen Stadtrepubliken in Italien. Was hier behandelt wird ist demzufolge die 
Konstitution weitgehend autonomer bürgerlicher Staaten. 

2)  ,‚Merkantil‘ steht im gesamten Aufsatz für eine vorwiegend durch räuberische Ausbeutung 
und Handel gekennzeichnete Akkumulationsform und bezeichnet zugleich die auf derar- 
tige Akkumulationsweisen gerichtete staatliche Politik. Der im Deutschen gebräuchliche- 
re Ausdruck ‚merkantilistisch‘ wird nicht benutzt, weil er durch die neuere wirtschafts- 
politische Diskussion zu einem rein formalen verkommen ist. 
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Emanzipationstheorien des Bürgertums im Kampf um Rechtsstaat und Parlamenta- 
rismus zunehmend zurücktritt (3). 

Die gängige Ineinssetzung von formaler und materieller Konstitution des 
bürgerlichen Staates wirkt sich in der bisherigen staatstheoretischen Diskussion vor 
allem in zweierlei Hinsicht aus. Zum einen führt sie dazu, daß die Legitimations- 
funktion des bürgerlichen Staates ins Zentrum der theoretischen Diskussion gestellt 
wird. Denn in der spezifischen Form des bürgerlichen Staates kommt — das ist der 
richtige Inhalt der klassischen bürgerlichen Theorien von der Begründung des Staa- 
tes — dessen Legitimationsfunktion zum Ausdruck. Zum anderen verdunkelt dieses 
theoretische Vorurteil die materielle Relevanz unterschiedlicher konstitutioneller 
Formen des Staates. 

Ebensowenig wie davon ausgegangen werden darf, daß die materielle Konsti- 
tution des bürgerlichen Staates erst im Zusammenhang mit der verfassungsmäßigen 
sich durchsetzen läßt, kann angenommen werden, daß eine konsequente bürgerli- 
che, also parlamentarische Verfassung, zugleich die bestmöglichste Erfüllung staatli- 
cher Funktionen für die bürgerliche Produktionsweise bedeute. 

Derartige Vorurteile hinsichtlich der formalen verfassungsrechtlichen Organi- 
sation haben die Forschung aber bis in die jüngste Zeit hinein bestimmt. Sie lassen 
sich historisch zurückführen sowohl auf die Schriften frühbürgerlicher Theoretiker 
als auch auf bestimmte (m. E. vor allem strategische) Äußerungen von Marx und 
Engels (4). Obwohl deren Äußerungen zunächst nicht mehr besagten, als daß der 
Parlamentarismus die vollständigste Entsprechung darstellt der Theorie der bürgerli- 
chen Gesellschaft, und diejenige politische Form ist, in welcher sich diese Gesell- 
schaft am konsequentesten entfalten kann, sind sie — ungeprüft — zunehmend auch 
dahin interpretiert worden, daß der Parlamentarismus dem Wachstum und dem 
Bestand der kapitalistischen Produktionsweise besonders kongruent sei. Es gibt ge- 
nügend Arbeiten, in welchen die monarchische Verfassung Frankreichs im 18. und 
die autokratische Verfassung Preußen-Deutschlands im 19. Jahrhundert von vornhe- 
rein als Hemmnisse für die Durchsetzung kapitalistischer Interessen gewertet wer- 
den. 

Der Zusammenhang zwischen Basis und Überbau ist aber nicht so starr und 
eindimensional, als daß eine politische Form, welche der Herrschaftsorganisation 
der bürgerlichen Gesellschaft und deren Ideologie am voliständigsten entspricht, 
damit auch schon als die bestmögliche Erfüllung von politisch-ökonomischen Bedin- 
gungen der kapitalistischen Produktionsweise vorwegdefiniert wäre. 


3) Obwohl die USA Nachfolgestaat eines Kolonialgebietes sind, werden sie hier generell im 
Zusammenhang der ‚autonomen‘ bürgerlichen Staatskonstitution behandelt. Dies erklärt 
sich aus dem wesentlichen Unterschied britischer merkantiler Kolonialherrschaft im 
17. Jahrhundert und auch noch im 18. Jahrhundert zu späteren (und gleichzeitigen iberi- 
schen) Formen kolonialer Ausbeutung. Die Besonderheiten des amerikanischen Konstitu- 
tionsprozesses werden ausführlich behandelt in: Heide Gerstenberger, Zur politischen 
Ökonomie der bürgerlichen Gesellschaft. Die Bedingungen ihrer historischen Konstitu- 
tion in den USA. Frankfurt a. M., Oktober 1973 

4) Diese Feststellung bezieht sich vor allem auf die Schrift: Der Achtzehnte Brumaire des 
Louis Bonaparte, MEW Bd. 8 
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Eine nicht an der Form, sondern an der Funktion des bürgerlichen Staates 
festgemachte Theorie durchbricht derartige in der Forschung zumeist unreflektiert 
auftretende Ausgangshypothesen und bemüht sich um die Analyse des jeweils kon- 
kreten Zusammenhanges von Staatsfunktionen und ökonomischer Entwicklung, Für 
Analysen dieser Art soll im folgenden ein systematischer Erklärungsansatz vorgetra- 
gen werden. Dabei werde ich nicht nur die wichtigsten Komponenten des realen 
Konstitutionsprozesses darzustellen suchen, sondern zugleich eine Erklärungshypo- 
these entwickeln für das Auseinanderfallen von materieller und formaler Konstitu- 
tion des bürgerlichen Staates. 

Eine Vorbemerkung ist noch notwendig: hier wird zwar keine systematische 
Begründung der Staatstheorie vorgelegt, wohl aber ein systematisierender Erklä- 
rungsansatz für Entwicklungsprozesse, welche im einzelnen durchaus unterschied- 
lich verliefen. Wir bewegen uns also auf einer Abstraktionsebene, die von den kon- 
kreten Kämpfen absieht, von welchen die Durchsetzung der bürgerlichen Gesell- 
schaft jeweils begleitet war. Innerhalb des hier vorgelegten allgemeinen Erklärungs- 
ansatzes bestimmen sich die besonderen Bedingungen einzelner nationaler Entwick- 
lungen vor allem durch die folgenden, miteinander zusammenhängenden Kompo- 
nenten: die reale und potentielle Stellung am Weltmarkt (dies resultiert aus der 
Dominanz der merkantilen Akkumulation in jener Zeit), aus den konkreten 
Kämpfen zwischen den Klassen und aus dem bereits erreichten Differenzierungsgrad 
der Kapitalfraktionen. 


ü. Die Konstitution des bürgerlichen Staates als merkantile Außenvertretung 


Die frühen Theoretiker der bürgerlichen Produktionsweise haben ebenso wie deren 
schärfste Kritiker darauf hingewiesen, daß historisch die Durchsetzung des Kapita- 
lismus vor allem zwei konstitutive Voraussetzungen hat: die private Akkumulation 
von Geld und die Herauslösung der Arbeitskraft aus den feudal-agrarischen Produk- 
tionsverhältnissen (5). Unter dem Begriff der ursprünglichen Akkumulation sind 
diese Bedingungen der bürgerlichen Produktionsweise inzwischen vielfach analysiert 
worden. Während jedoch bislang vor allem die gesellschaftliche Form der ursprüngli- 
chen Akkumulation den Schwerpunkt des wissenschaftlichen Interesses bildete, ha- 
ben wir uns hier zu konzentrieren auf die spezifischen politischen Mittel, auf die 


legislativen, administrativen und militärischen Formen staatlicher Politik durch die 


5) Dies ist eine sehr allgemeine Formulierung. Sie besagt nicht, daß akkumulierende Han- 
delskapitalisten als solche Initiatoren der kapitalistischen Produktionsweise (also Unter- 
nehmer) wurden, sondern daß private Akkumulation eine der Voraussetzungen bildete 
zur erfolgreichen Durchsetzung der kapitalistischen Produktion. Letztere konnte aber 
auch durch die Weiterentwicklung von Handwerksbetrieben und durch die Ausnutzung 
des Kapitalmarktes erfolgen (s. u. Behandlung der Banken als Entwicklungsinstrumente). 
Neben diesen Formen lassen sich teilweise aber auch personelle Kontinujtätslinien in der 
Entwicklung von Handels- zu Verlags- und schließlich zu Industrieunternehmungen nach- 
weisen. Vgl hierzu z.B. die Angaben in der sehr guten Failstudie von Friedrich Loh- 
mann, Die staatliche Regelung der englischen Wollindustrie vom XV. bis zum XVIN. Ih., 
Leipzig 1900, S. 7 
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hindurch die ursprüngliche Akkumulation sich vollzog. Anders formuliert: die Frage 
nach der Entstehung staatlicher Funktionen für die bürgerliche Organisation der 
Produktion erfordert eine Auseinandersetzung mit dem realen historischen Inhalt 
dessen, was heute zumeist völlig unhistorisch als merkantilistische Politik bezeich- 
net wird (6). Denn in die Phase des Merkantilismus fällt die Entwicklung der ur- 
sprünglichen Akkumulation, die fortan ein konstitutives Merkmal der kapitalisti- 
schen Produktionsweise werden sollte. 

Der Merkantilismus ist jene historische Epoche, in welcher sich die Warenpro- 
duktion im Zusammenhang mit der Entwicklung der äußeren Märkte (7) durchsetz- 
te. Die wichtigste Quelle der privaten Akkumulation an Geld bzw. Kapital bildete in 
dieser Zeit die staatlich unterstützte oder organisierte merkantile Eroberung (8). 

“ Diese Behauptung läßt sich nicht nur systematisch ableiten, sie ist auch vielfach 
statistisch belegt worden. Und zwar sowohl von den großen Verfechtern merkanti- 
ler Handelspolitik, wie etwa Davenant, Postlethwayt oder Colbert (9), als auch von 
Historikern der jüngsten Zeit, wie Elisabeth Schumpeter, Phyllis Deane, Cole oder 
Davis (10). Während die Analyse des Handelsvolumens in Relation zum Gesamt- 
wachstum des Nationaleinkommens bei den modernen Arbeiten statistisch ungleich 
zuverlässiger ist als bei den Autoren des 17.und 18. Jahrhunderts, wird bei den 
letzteren noch deutlich, daß vieles, was heute unter dem neutralen Begriff des 
Handels erscheint, aufzuschlüsseln ist zum einen als Handel mit sog. schwarzem 
Elfenbein, mit Sklaven also, zum anderen nur bezeichnet werden kann als gewaltsa- 
me Aneignung. Exemplarisch ist zu erinnern an die Gewinnungsmethoden für Edel- 
metalle, wie sie in den spanischen Besitzungen Südamerikas zur Anwendung kamen. 

Hier ist jedoch nicht der Ort, die Entwicklung der äußeren Märkte im einzel- 
nen darzustellen; vielmehr ist hinzuweisen auf deren doppelte Funktion. Sie waren 
zum einen Lieferanten von Rohstoffen aller Art, von Edelmetallen, Spezereien und 
Sklaven: damit bildeten sie eine Quelle für Reichtum, die nur geringe Gegenleistung 
erforderte (11). Zum anderen entwickelten sich die äußeren Märkte jedoch zuneh- 
mend als Absatzgebiete von Manufakturwaren und bildeten damit eine Vorausset- 


6) Als Einführung in den Stand der Diskussion ist geeignet: D. C. Coleman, Hrsg., Revisions 
in Mercantilism. London 1969. 

7) Mit dem Begriff der äußeren Märkte soll vor allem der Tatsache Rechnung getragen 
werden, daß im 17. und 18. Jahrhundert noch keineswegs alle Handelsgebiete tatsächli- 
cher Kolonialbesitz waren. 

8) Vgl. auch Wolfram Fischer, Ökonomische und soziologische Aspckte der frühen Industri- 
alisierung, in: Wirtschafts- und Sozialgeschichtliche Probleme der frühen Industrialisie- 
rung. Berlin 1968, S. 9 

9) Charles Davenant, An Essay upon the Probable Methods of Making a People Gainers in 
the Balance of Trade. 2. Ed., 1700, o. O.; Daniel Defoe, A Plan of the English Com- 
merce, London 1728; Malachy Postiethwayt, The Universal Dictionary of Trade and 
Commerce. London, 2 Bde., 1766; Pierre Clement. Ed., Lettres, instructions et m&emoires 
de Colbert. 410 vols., Paris 1859 ff.; Thomas Mun, England’s Treasure by Foreign 
Trade, 1665 

10)  Literaturangaben s. u. Anmerkung 12 

11) Die vorkapitalistische Akkumulation resultierte überwiegend aus merkantilen Situations- 
gewinnen im Außenhandel. Daß dieser Zusammenhang in der Theorie der Handelsbilanz, 
wie sie die Merkantilisten des ausgehenden 17. und des 18. Jahrhunderts vertraten, weit- 
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zung für den erfolgreichen Kampf der Bürger gegen jene feudalen Produktionsbe- 
schränkungen, die in den Zunftordnungen versteinert waren (12). 

In unserem Zusammenhang ist die Eroberung von äußeren Märkten nicht nur 
bedeutsam als die hervorragendste Quelle des Reichtums bzw. des Handelskapitals 
unter spätfeudalen und frühkapitalistischen Bedingungen, sondern als die zentrale 
ökonomische Ursache der Konstitution des bürgerlichen Staates. Denn der Kampf 
um die äußeren Märkte ließ sich nicht durchführen mit privaten noch mit merkanti- 
len (also handelspolitischen) Mitteln allein. Er erforderte Flotte und Heer, ein ge- 
ordnetes nationales Geldsystem, ein Kreditsystem, sowie die Übernahme staatlicher 
Garantien für private Vertragsabschlüsse mit quasi-öffentlichem Charakter in den 
überseeischen Gebieten. 

Voraussetzung zur Behauptung im internationalen Konkurrenzkampf um die 
äußeren Märkte war sowohl ein bestimmtes Quantum an privat akkumuliertem 
Handelskapital als auch eine relativ finanzstarke oder doch kreditwürdige Zentralge- 
walt. Und diese fiskalischen Voraussetzungen erklären vieles, was heute als Prinzi- 
pienstreit der Merkantilisten über Protektionismus oder Freihandel mißinterpretiert 
wird. In einer seiner verdienstvollen Arbeiten hat Ralph Davis nachgewiesen (13), 
daß die Entwicklung des Protektionismus in England in den Jahren 1689— 1786 in 
ihren einzelnen Maßnahmen jeweils direkt zurückzuführen ist auf unmittelbare Fi- 
nanzbedürfnisse der Regierung. Und diese Finanzbedürfnisse resultierten ihrerseits 
aus der Notwendigkeit, teure Kolonial- und Handelskriege zu führen. In diesem 
Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß die großen europäischen Kriege des 
17. und 18. Jahrhunderts im wesentlichen ebenfalls zu begreifen sind als Handels- 


gehend richtig erfaßt wurde, läßt sich hier nicht ausführen. Die heute vielfach gegen diese 
Auffassung vorgebrachte These vom automatischen Zahlungsbilanzausgleich läßt unbe- 
rücksichtigt, daß damals Edelmetalle dazu tendierten, durch Schmuckverwertung und 
Schatzbildung der Zirkulation entzogen zu werden. Vgl. hierzu: Rudolf Blitz, Mer- 
cantilist Policies and the Patterns of World Trade 1500-1750. The Journal of Economic 
History. Bd. 27, 1967, S. 39-56 

12) Absatzgebiet für (unterschiedliche Sorten von) Manufakturwaren waren sowohl die noch 
nicht in Besitz genommenen Handelsgebiete, wie etwa Indien, weite Teile Afrikas, als 
auch die vorwiegend monokulturell produzierenden (Westindische Inseln), und die vor- 
wiegend Edelmetalle liefernden Kolonien (portugiesische und spanische Besitzungen in 
Südamerika). Für Großbritannien wurden als Abnehmer zunehmend wichtiger die nord- 
amerikanischen Kolonien. Phyllis Deane und W. A. Cole haben für Großbritannien her- 
ausgestellt, daß Manufakturexporte bereits zu Beginn des 18. Jahrhunderts etwa 85 % 
des britischen Gesamtexports ausmachten. Da dieser Exportanteil einem Drittel der ge- 
sarnuten Manufakturproduktion entsprach, messen Deane und Cole dem Manufakturex- 
port eine besondere Bedeutung für die Entwicklung der Manufakturproduktion in Groß- 
britannien zu (vgl. Phyllis Deane, W. A. Cole, British Economic Growth 1688-1959, 
2 Ed., Cambridge 1967, S.41). Diese Einschätzung stimmt mit der meinen überein; in 
seiner Analyse der von E. Schumpeter vorgelegten Daten schreibt Ashton, daß als heraus- 
ragende Entwicklung des britischen Handels im 18. Jahrhundert der relative Bedeutungs- 
schwund traditioneller Märkte und die Bedeutungszunahme neuer Import- und Export- 
gebiete festzuhalten sei. Vorwort. von T.S.Ashton zu Elizabeth Boody Schumpeter, 
English Overseas Trade Statistics 1697-1808.-Oxford 1960, S. 10 

13) Ralph Davis, The Rise of Protection in England, 1689-1786, in: Economic History 
Review, Nr. 19, 1966, S. 306-317 
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kriege um die Dominanz auf den äußeren Märkten. Wohl wurde auch gekämpft um 
die Vorherrschaft am europäischen Markt, aber wenn sich etwa in den spanischen 
Erbfolgekriegen England mit Portugal gegen Frankreich verbündete, so bedeutete 
dies nicht nur, daß statt der französischen jetzt die portugiesischen Weinimporte 
nach Großbritannien gefördert wurden und englische statt der französischen Woll- 
“manufakturwaren in Portugal dominierten. Es bedeutete vor allem, daß Großbritan- 
nien den Löwenanteil des direkten und des über Portugal laufenden indirekten 
Exportes nach Brasilien für sich durchgesetzt hatte. Welche ungeheure ökonomische 
Bedeutung diese hier nur exemplarisch herangezogene Handelsvorherrschaft wäh- 
rend der Hochkonjunktur der brasilianischen Gold- und Diamantenproduktion im 
18. Jahrhundert hatte, ist in einer 1971 erschienen Arbeit von Harold Fisher darge- 
stellt worden (14). 

Was hier und im übrigen auch in den Schriften englischer Merkantilisten als 
nationale Interessen behandelt wird, ist politisch zu differenzieren. Zwar waren in 
allen großen Außenhandelsnationen die Krone, das Bürgertum und der Adel an den 
merkantilen Unternehmungen beteiligt, doch die jeweilige Relation dieser Beteili- 
gung unterschied sich beträchtlich von Land zu Land. Waren die portugiesisch-spa- 
nischen Kolonisationen Unternehmungen der Krone, die dem Adel Sinekuren in der 
Kolonialverwaltung verschafften und Vertreter des Bürgertums hauptsächlich am 
Warentransport beteiligten, so erwies sich als auf Dauer weitaus erfolgsträchtiger das 
vor allem in England und Frankreich entwickelte Verfahren der Privilegierung selb- 
ständig agierender vorwiegend bürgerlicher Handelskompanien (15). In diesen 
Ländern kam das sog. ‚nationale‘ Interesse zustande durch die Kongruenz von Inter- 
essen bürgerlicher Handelskompanien an einer militärisch und finanziell starken 
Zentralmacht mit Interessen der Krone, welche sich Unabhängigkeit zu verschaffen 
suchte von der Notwendigkeit politischer und finanzieller Unterstützung durch die 
Feudalaristokratie und ihrer Körperschaften (16). Das Interesse an der Entwicklung 
der äußeren Märkte trug in diesen Ländern dazu bei, die Umwälzung feudaler 
Strukturen in national-bürgerliche zu begünstigen, wobei zu berücksichtigen ist, daß 
der hiermit verbundene relevante Zentralisierungsprozeß sich nicht nur gegen die 
Feudalaristokratie, sondern auch gegen die Städte, die frühen Hochburgen bürgerli- 
cher Unabhängigkeit, zu richten pflegte (17). 


14) H.E.S. Fisher, The Portugal Trade. A Study of Anglo-Portuguese Com- 
merce 1700-1770. London 1971 

15) Eine hervorragende Untersuchung der unterschiedlichen Organisationsformen (und klas- 
senspezifischen Beteiligungen an) der merkantil-kolonialen Ausbeutung findet sich bei: 
E. L. J. Coornaert, European Economic Institutions and the New World: the Chartered 
Companies, in: The Cambridge Economic History of Eurcpe, Bd. IV, Cambridge 1967, 
S. 223-273 

16) Besonders deutlich ist dieser Zusammenhang für Frankteich. Vgl. hierzu: Lionel Roth- 
krug, Opposition to Louis XIV, The Political and Social Origins of the French Enliehten- 
ment. Princeton, New Jersey 1965, S. 86 ft.: siehe hierzu auch: Eugene L. Asher, The 
Resistance to the Maritime Classes. The Resistance of Feudalism in the France of Col- 
bert. Berkeley-Los Angeles 1960 

17) Der Kampf Colberts und seiner Nachfolger mit den Städten ist bekannt. Er war mit 
absolutistischen Mitteln erfolgreicher als die republikanischen Instanzen der Generalstaa- 
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Die Validität der hier vorgetragenen Hypothese von der Konstituierung des 
bürgerlichen Staates als merkantiler Außenvertretung beweist sich durch ihren Erklä- 
rungswert: Sobald wir zu ermitteln suchen, welchen Gebieten in Europa durch 
geographisch-klimatische Bedingungen und/oder durch bestimmte Ausprägungen ih- 
rer Produktionsschwerpunkte die Eroberung äußerer (präziser: außereuropäischer) 
Märkte erschwert war, so stellen wir fest, daß sie sich decken mit denjenigen Gebie- 
ten, in welchen die Entwicklung zum modemen Nationalstaat retardierte. Für den 
Fortgang der Entwicklung können wir darüberhinaus feststellen, daß jene spezifi- 
schen Formen autokratischer Staatlichkeit, welche vor allem für Preußen-Deutsch- 
land üblicherweise zurückgeführt werden auf eine nationale Verspätung, ihren Ur- 
sprung haben in der ökonomischen Notwendigkeit, privat nicht zu erzielende Resul- 
tate der ursprünglichen Akkumulation subsidiär durch staatliche Macht herzustel- 
len (18). Derartige Subsidiarität ging, wie Schmoller gezeigt hat, so weit, daß in 
Preußen im 18. Jahrhundert von Staats wegen der Versuch unternommen wurde, 
Handels- und Finanzgesellschaften zu gründen, wie sie andernorts als Zusammen- 
schlüsse von Handelsbürgern zur Entstehung kamen (19). 

Das auch in historisch-materialistischen Arbeiten noch gängige Phasenschema 
der Staatstätigkeit, welches davon ausgeht, daß während der Phase der Entfaltung 
des Kapitalismus sich die Akkumulationsbedingungen des Kapitals durch das Wir- 
keg der Konkurrenz ohne Staatseingriffe herstellten, die Staatstätigkeit demnach 
auf die Erstellung von Rahmenbedingungen für die kapitalistische Produktionsweise 
beschränkt bleiben Konnte, ist ein Reflex der (von Mitte des 18. Jahrhunderts bis 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts andauernden) Vormachtstellung des britischen 
Kapitals auf dem Weltmarkt. Nur in England stellten sich aufgrund der Dominanz 
am Weltmarkt Bedingungen her, welche die Entfaltung der freien Konkurrenz und 
schließlich die Freihandelspolitik ohne Schaden für das nationale Kapital ermöglich- 
ten. Die nationalen Akkumulationsbedingungen des Kapitals sind von allem anfang 
an durch den Weltmarkt geprägt, und was die Staatstätigkeit anbelangt, so bildet die e&_ 
| Entwicklung nicht so sehr den ‚klassischen Fall“ als vielmehr den auf 
“Weltmarktdomimanz beruhenden besonderen. 


Da es sich hier lediglich um die Begründung einer Hypothese, nicht jedoch um 


ten. Daß in den Niederlanden in der Utrechter Union vom 25. 1. 1579 den Städten zu 
viel Macht belassen wurde, hält Pringsheim für eine der Ursachen des ökonomischen 
Niederganges. Vgl Otto Pringsheim, Beiträge zur wirtschaftlichen Entwicklungsgeschich- 
te der Vereinigten Niederlande im 17. und 18. Jahrhundert. Leipzig 1890, S.1 ff. 
und 26. 

18) Vgl. hierzu auch: Max Adler, Die Anfänge der merkantilistischen Gewerbepolitik in 
Österreich, in: Wiener Staatswissenschaftliche Studien Bd. 4, Wien-Leipzig 1903, S. 5 ff. 
Adler sieht die späte Entwicklung des Merkantilismus in Österreich im Zusammenhang 
mit den lange fehlenden äußeren Märkten (Widerstandskraft des Osmanischen Reichs). 

19) Gustav Schmoller, Die Einführung der französischen Regie durch Friedrich den Großen; 
Sitzungsberichte der königlichen Preußischen Akademie der Wissenschaften zu Berlin, 
Nr. IV, 1888, S. 70. Zur Bedeutung der „Seehandlung“ (einer zunächst vor allem als 
staatlich privilegierte Handelsunternehmung, später zunehmend als Finanzierungsinstitut 
eingesetzten Gründung) vgl auch W. O. Henderson: The State and the Industrial Revolu- 
tion in Prussia 1740-1870. Liverpool 1958, S. 120 ff. 
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eine ins einzelne gehende Darstellung handeln kann, soll jetzt nicht näher eingegan- 
gen werden auf die besonderen Schwierigkeiten der Entwicklung in Nordeuro- 
pa (20), noch auf die Erklärung der holländischen und später vor allem der briti- 
schen Vorherrschaft auf dem Weltmarkt. Stattdessen soll auf der angeschnittenen 
allgemeinen Ebene die abstrakte Funktionsbestimmung der Staatsmacht für die 
merkantile Form der Akkumulation weitergeführt werden. Dabei lassen sich die 
zunächst zu behandelnden Staatsaufgaben, die Bereitstellung einer Streitmacht und 
die Beschaffung von Ressourcen begreifen als eine Konkretion der als konstitutiv 
bereits herausgestellten Außenfunktion. 

Der Einsatz der Staatsmacht diente der Sicherung bereits errungener Handels- 
gebiete, dem Schutz der Handelsschiffe vor Piraterie, der Außenvertretungen des 
Handelskapitals vor feindlichen Überfällen. Daneben aber waren alle am Weltmarkt 
beteiligten Nationen bestrebt, den größten Anteil am Welthandel für sich zu errin- 
gen. Es wird später noch darauf zurückzukommen sein, daß in der Phase der Konsti- 
“tution des bürgerlichen Staates die nationale Souveränität als prinzipiell unbegrenzt 
begriffen wurde. Die Theorie von der sog. Zuhöchstheit bezieht sich einerseits auf 
die Position des Monarchen in seinem Volk, sie bezieht sich andererseits auf die 
Außenvertretung der Nation als Ganzes. Und hier ist die Souveränitätstheorie deut- 
lich verankert in den politisch-ökonomischen Strukturen des merkantilen Systems. 

Die zeitgenössischen Theoretiker des Merkantilismus gingen davon aus, daß 
die Reichtümer dieser Erde begrenzt seien und unter vorindustriellen Produktions- 
bedingungen war diese Annahme keineswegs unrealistisch. So galt es also nicht nur, 
den größten Anteil an den mehr oder minder natürlichen Schätzen der Erde unmit- 
telbar zu sichern, sondern zugleich daraus zu profitieren, daß man diese Güter 
möglichst günstig an andere Nationen weiterverkaufte. In diesem Zusammenhang 
sind ein Großteil der sog. Navigations- und der Kolonialgesetze des 17. und 
18. Jahrhunderts zu sehen, welche jeweils die Mutterländer als Zwischenhandelssta- 
tionen vorschrieben oder zu etablieren suchten. Je verschiedener und zahlreicher die 
Güter waren, über deren Welthandelsangebot ein Land bestimmen konnte, und je 
größer der Bereich der potentiellen Abnehmer, um so größer war die Möglichkeit, 
Situations- und Monopolgewinne aus dem Handel zu schlagen. Mit zunehmender 
Kapitalakkumulation entwickelte sich die handelskapitalistische und koloniale Herr- 
schaft darüberhinaus immer mehr als Garant für den Absatz heimischer Manufaktur- 
waren. In jedem Fall kann für das gesamte 17. und auch noch für das 18. Jahrhun- 
dert festgestellt werden, daß friedliche Beziehungen nur dann angestrebt wurden, 
wenn militärische Unterstützung merkantiler Expansion aussichtslos erschie::. Selbst 
in sog. Friedenszeiten allerdings waren Seeräuberei und Schmuggel übliche und von 
ehrenwerten Bürgern oft in großem Ausmaße betriebene Unternehmungen (21). 

Der aktuelle oder doch zumindest ständig potentiell notwendige Einsatz von 


20) Sie stehen unter anderem im Zusammenhang mit der merkantılen Ausbeutung durch die 
Hanse, weiche bis zum ausgehenden 15. Jahrhundert den Ost-West-Handel des nördlichen 
Europa beherrschte. 

21) Vgl. hierzu z. B.: Georg Schanz, Englische Handelspolitik gegen Ende des Mittelalters. 
2 Bde., Leipzig 1881, Bd. 1, S. 253; Friedrich Lohmann, Die staatliche Regelung der 
englischen Wollindustrie, a. a. O., S. 75; Otto Pringsheim, Beiträge zur wirtschaftlichen 
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Militär- und Seestreitkräften war nur zu gewährleisten, wenn die machtpolitischen 
Aktionen der Zentralregierung Unabhängigkeit erreichten von den Feudalherren, 
welche nur ungern die ihnen untertanen Bauern zum nationalen Kriegsdienst ver- 
pflichteten (22). Das stehende Heer bzw. die nationale Flotte, welche allein solche 
Unabhängigkeit und darüberhinaus die Souveränität der Nation zu garantieren ver- 
mochten, erforderten aber Finanzmittel, welche die Möglichkeiten der königlichen 
Privatschatullen auf Dauer zu sprengen drohten. 

So ist die Entwicklung der merkantilen Außenfunktion des Staates allenthal- 
ben begleitet von grundlegender Veränderung des Systems der Ressourcenbeschaf- 
Jung. Dabei wurden nicht nur neue Geldquellen in stärkerem Umfang dem Staats- 
budget erschlossen, vor allem änderte sich die Technik der Ressourcenbeschaffung, 
und die letztere Veränderung bedingte ihrerseits zunehmend die Entwicklung eines 
bürokratischen Apparates im Dienste der Zentralregierung (23). 

Die Entstehung des modernen Steuersystems ist in_ mehr als einer Hinsicht, 
zentral. fü j L bür erlichen Staate Denn sie bildete nicht nur die 
Voraussetzung für die erfolgreiche Frfüllung der merkantilen Außenfunktion, war 
nicht nur der bedeutsamste Anlaß für die Entwicklung der mcdernen staatlichen 
Administration, sondern sie hat darüberhinaus unmittelbar akzellerierend die öko- 
nomische Entwicklung beeinflußt. Dies gilt bereits für den ersten Schritt der Verän- 
derung des herkömmlichen Steuersystems; denn noch während der Fortgeltung 
feudaler Abgabenordnungen hat deren Umwandlung in Geldsteuern und die Erhö- 
hung der letzteren dazu beigetragen, daß der Grund und Boden vieler vorher fak- 
tisch unabhängig produzierender Bauern an die Grundherren zurückfiel bzw. von 
bürgerlichen Großgrundbesitzern aufgekauft wurde; die verarmte Landbevölkerung 
stand entweder über eine Teilbeschäftigung im Verlag oder aber durch Abwande- 
rung in die Städte den Manufakturbetrieben als Arbeitsangebot zur Verfügung (24). 
Die Veränderung des Steuersystems hat die Proletarisierung eines großen Teils der 
Landbevölkerung von Land zu Land in unterschiedlichem Ausmaß beeinflußt. 
Überall jedoch ist durch diesen Wandel der Ressourcenbeschaffung zugleich die 
Warenproduktion und die Ausbreitung des Manufaktursystems gefördert worden. 


Entwicklungsgeschichte der Vereinigten Niederlande im 17.und 18. Jahrhundert, 
a.a.0., S.3. Der Schmuggel ist zudem Thema fast aller größeren merkantilistischen 
Programmschriften. 

22)  Beispielhaft deutlich wird diese Entwicklung in England während der Regentschaft Hein- 
ichs VIIL., in Frankreich zur Zeit Philipps des Schönen, in Preußen unter dem Großen 
Kurfürsten. 

23) Hier wird also anders als bei Max Weber nicht so sehr die Entwicklung des modernen 
Staates aus der Bürokratisierung erklärt, als vielmehr die Entwicklung der Bürokratie aus 
bestimmten Staatsfunktionen. Letzterer Zusammenhang ist bei Max Weber implizit ent- 
halten, wird theoretisch aber nicht erfaßt. Max Weber, Soziologie — Weltgeschichtliche 
Analysen-Politik (Teilsammlung). Stuttgart 1968, 4. Aufl., vor allem S. 57 f. und 153 £. 
(Die drei reinen Typen der legitimen Herrschaft); ebenfalls: Max Weber, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Abschnitt: :Wesen, Voraussetzungen und Entfaltung der bürokratischen 
Herrschaft. 5. Aufl. (Studienausgabe), Tübingen 1972, S. 551 ff. 

24) Vgl. hierzu: Alexis de Tocqueville, L’Ancien Regime et la Revolution. (Neudruck) 
Paris 0. J. 
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Die Herausbildung des modernen Steuersystems kann hier nicht ausführlich 
behandelt werden (25). Sie läßt sich in großen Zügen kennzeichnen als eine Ent- 
wicklung, welche ausgeht von den Bemühungen, die früheren Sondersteuern und 
Requirierungen zu überwinden durch eine möglichst breize und direkte Besteue- 
rung (26). Da letztere sich politisch nur sehr schwer durchsetzen ließ, gingen die 
Regierungen vorzugsweise den Umweg der indirekten Steuer, der Akzise (27). 

Auch diese wurde freilich nicht ohne Kampf durchgesetzt (in Preußen z.B. 
gelang die Durchsetzung der Akzise nur für die Städte; die Landbevölkerung (d.h. 
vor allem die Grundbesitzer und die von ihnen abhängigen Schichten) war bis 1873 
von der Akzisenregelung — vor allem der Mahl- und Schlachtsteuer — befreit (28). 
Insbesondere in Holland, England, den deutschen Gebieten und Österreich schlug 
der Akzisenstreit heftige politische Wellen. Er bewirkte zugleich, daß die Theoreti- 
ker der nationalen Ökonomie sich bessere Klarheit verschafften über die ökono- 
mische Wirkung von Steuern (29). In diesem Zusammenhang stand auch die Aus- 
einandersetzung um die Zölle, die neben Akzisen und Luxussteuern die dritte wich- 
tige indirekte Einnahmequelle der Zentralregierung bildeten. Zölle waren im Mittel- 
alter und in der Frühzeit des Merkantilismus vorwiegend, wenn auch nicht aus- 
schließlich, zu fiskalischen Zwecken erhoben worden. Erst mit Ausweitung. des 
Warenverkehrs und der Entwicklung anderer Einnahmequellen wurden Zölle zuneh- 
mend betrachtet als Mittel der Gewerbepolitik (30), zur Steuerung des Vorrats an 
Rohstoffen und zur Sicherung von Absatzmärkten für die heimische Industrie (31). 

Der große theoretische und praktische Fortschritt, der in der Entwicklung 


25) Vgl. zum Gesamtkomplex vor allem: Gabriel Ardant, Theorie Sociologique de I’Impöt 
2 Bde., Paris 1965 

26) In diesem Zusammenhang ist vor allem zu erinnern an die Bemühungen Turgots und 
seiner Nachfolger in Frankreich. In England sind ähnliche Ziele von Cromwell verfolgt 
worden. 

27) Vgl. hierzu: Gabriel Ardant, Theorie Sociologique de !Impöt. a.a. O., S. 621; Gustav 
Schmoller, Skizze einer Finanzgeschichte von Frankreich, Österreich, England und 
Preußen 1500-1900. Leipzig 1909: B. E. V. Sabine, A History of Income Taxe. Lon- 
don 1966. S. 18 

28) Vgl. hierzu: O. Schwarz, J. Strutz, Der Staatshaushalt und die Finanzen Preußens. Ber- 
lin 1902. Achtes Buch, 1. Abschnitt. Erwin von Beckerath: Die preußische Klassensteuer 
und die Geschichte ihrer Reform bis 1851. München-Leipzig 1912,8. 3 ff. 

29) In Ergänzung zu den bereits angeführten Arbeiten sei hier verwiesen auf: Johann Hein- 
rich Gottlob Justi: Ausführliche Abhandlung von den Steuern und Abgaben. Königs- 
berg-Leipzig 1762: Victor Riquetti de Mirabeau. Theorie de !Impöt. o. O0. 1760 

30) Trotzdem wurden auch aus fiskalischen Gründen noch Zölle beibehalten, so u.a. das 
(früher bullionistisch bedingte) Verbot der Edelmetallausfuhr. Dieser Umstand hat viel 
fach dazu geführt, daß in der Literatur auch den späten Merkantilisten noch unterstellt 
wird, sie hätten Reichtum mit Edelmetalibesitz identifiziert. 

31) VgL hierzu besonders: Friedrich Lohmann, Die staatliche Regelung der englischen Woll- 
industrie, a. a. O., S.65 ff. Lohmann zeigt auf, daß vom 13. bis zum 15. Jahrhundert 
teilweise und absolute Wollausfuhrverbote lediglich aus fiskalischen Gründen erlassen 
wurden. Die Regierung konnte so durchsetzen. daß einerseits durch die hohen Zölle die 
Einnahmen stiegen, andererseits durch den Verkauf des Privilegiums der Wollausfuhr. 
Erst später seien derartige Maßnahmen als wirtschaftspolitische getroffen worden. 
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vom bloßen Fiskalismus zur staatlichen Wirtschaftspolitik in der veränderten Be- 
handlung der Zölle enthalten ist, prägt auch die Diskussionen um die übrigen Staats- 
einnahmen. So haben vor allem die französischen Steuerreformer wie Boisguillebert, 
Vauban und Turgot die Überzeugung vertreten, daß die finanzielle Sicherung der 
Krone um so erfolgreicher zu gewährleisten sei, je mehr diese auf die ihr zustehen- 
den feudalen Abgaben verzichte und stattdessen die Entwicklung der Marktbezie- 
hungen und den Erfolg der privaten Unternehmungen ihrer Bürger fördere (32). 

In unterschiedlichen Ausprägungen sehen wir deshalb überall einen mehr oder 
minder deutlichen Übergang zu Nettoertrags- und Einkommenssteuern. Vielfach 
treten sie noch auf in der Form von (katastrierten} Aufwandssteuern (Fenster-, 
Tür-, Haarpuder-, Dienstbotensteuern z.B. (33)). Wo — wie 1789 in Großbritannien 
als Kriegssteuer — bereits die Einkommenssteuer eingeführt wurde, traf diese noch 
auf die Schwierigkeiten des staatlichen Konstitutionsprozesses. Denn diese allgemei- 
ne, direkte Besteuerung, mit der für sie charakteristischen Selbsteinschätzung der 
Bürger (im Unterschied zur früheren Taxierung von Amts wegen), erforderte zu 
ihrer Durchführung eine zentralisierte Verwaltung, welche nach gleichen Grundsät- 
zen die Überwachungsfunktion und Richtlinienentwicklung ausfüllen konnte (34). 
Die historische Ungleichzeitigkeit der Durchsetzung der Einkommenssteuer, als der 
typisch bürgerlichen Steuerform, ist ein wichtiger analytischer Indikator für den 
jeweiligen nationalen Entwicklungsstand des bürgerlichen Staates (35). Auch hin- 
sichtlich dieses Aspektes kommt die politisch-ökonomische Vorherrschaft (und da- 
mit der organisatorische Vorsprung) Großbritanniens voll zum Durchbruch. 

Die staatlichen Finanzprobleme hatten Auswirkungen nicht nur bezüglich des 
Apparats der Steuer- und Zollbehörden, sie brachten vor allem nationale Kalkula- 
tionsprobleme mit sich. So ist die Entwicklung der nationalen Militärmächte beglei- 
tet von der Trennung der königlichen Privatschatulle und dem Staatsschatz, von der 
Kalkulation des Staatshaushalts sowie von ersten Berechnungen des Volkseinkom- 
mens (36). Mit gutem Grund hat sich die Theorie des merkantilen Systems deshalb 


32) Vgl. hierzu: Charles Woolsey Cole, French Mercantilism, 1683-1700. New York 1965 
(erstmals 1943), S. 230 ff.; ebenfalls: Gabriel Ardant, Theorie Sociologique de P’Impöt. 
a.a. O.,S. 211 ff. 

33) Zur Ertragssteuergesetzgebung der französischen Nationalversammlung vgl. Hermann 
Meyer, Die Einkommenssteuerprojekte in Frankreich bis 1887. Berlin 1905, S. 30 ff.; 
vgl. hierzu auch: Franz Rompe, Die ideengeschichtliche Entwicklung des Einkommens- 
steuerprobiems in Frankreich. Leipzig 1950; Zu den englischen Verbrauchssteuern des 
18. Jahrhunderts vgl. B. E. V. Sabine, A History of Income Taxe, a. a. 0.,,8.19f. 

34) Vgl. hierzu: Herbert Arendt, Entwicklung und innerer Aufbau der englischen Einkom- 
menssteuer. Jena 1931, S.1-5; B.E. V. Sabine, A History of Income Taxe, a.a. O., 
S. 25 

35) Theoretisch findet er sich reflektiert durch David Ricardo, On the Principles of Political 
Economy and Taxation, erstmals 1817, insbes. Kap. 8-18 

36) Sobald private Handelskompanien angegriffen wurden, weil sie zuviel Gold aus dem 
Lande beförderten, zuviele Manufakturwaren importierten und so einheimische Arbeits- 
losigkeit heraufbeschworen etc., sahen sie sich bemüßigt, durch genaue nationale Ge- 
winn- und Verlustrechnungen ihre Unternehmungen zu rechtfertigen. In diesen 
Rechtfertigungsschriften, die hervorragendsten sind uns hinterlassen worden von den 
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häufig als „politische Arithmetik“ bezeichnet (37). 

Solche nationale g bildete Voraussetzung und Hemmnis zugleich 
der zweiten finanzpo ıponente im Konstitutionsprozeß des bürgerli- 
chen Staates: der systematischen Politik der Staatsverschuldung als eines Mittels der 
‚nationalen ökonomischen ‚Entwicklung (33). Air zere 

"Wären früher die Fürstenhäuser dner einzelner privater Bankiers gewe- 
sen, so überstieg das jetzt benötigte Kreditvolumen nicht nur die meisten privaten 
Möglichkeiten, die Kreditbeschaffung für die im Weltmaßstab betriebenen merkanti- 
len und militärischen Unternehmungen mußte vor allem ihren eher zufälligen, 
von der Machtpolitik einzelner Handelshäuser abhängigen Charakter verlieren (39). 

So bildete sich in den meisten europäischen Staaten (und später auch in den 
USA) im 18. Jahrhundert ein Finanzsystem heraus, in welchem die rechte Dosie- 
rung von Öffentlichen Krediten, Staatsschulden und Umschuldungsregelungen mit 
gutem Grund für eine Kunst erachtet wurde. Und die Übernahme ökonomischer 
Funktionen für die bürgerliche Gesellschaft durch die Zentralgewalt läßt sich jeweils 
ablesen an den Kämpfen um die Errichtung einer Nationalbank (40). Denn als 
Instrument zur Regelung der Schulden des Staates bildet sie das Zentrum der Aus- 
einandersetzungen um die Bedeutung des Staates für das Wachstum des nationalen 
Reichtums (41). Zwar überzieht Dickson den bestehenden Zusammenhang, wenn er 
meint, der Sturz der französischen Monarchie in der großen Revolution sei eine 
Folge des seit Colbert in Frankreich nicht mehr weiterentwickelten öffentlichen 
Finanzsystems gewesen, wohl aber ist ihm zuzustimmen, wenn er den Eıfolg der 
britischen Kolonialkriege auch zurückführt auf das in Großbritannien am weitesten 
fortgeschrittene System der Staatsverschuldung (sein hervorragendes Merkmal war 
die ausgewogene Relation von langfristiger und kurzfristiger Staatsverschuldung und 
die Entwicklung systematischer Umschuldungspläne (42)). Die öffentlich geförderte 


Befürwortern der East-India-Company in Großpritannien, wurde die ökonomische 
Theorie des Zeitalters am nachhaltigsten vorangetrieben. Für Literaturangaben vgl. 
Anm. 6 

37)  Vel. z.B. William Petty, Several Essays in Political Arithmetik. 1699. 

38) Zur Geschichte der Staatsschuld vgl. E.L. Hargreaves, The National Debt. (erst- 
mals 1933) London 1966; eine besonders brilliante zeitgenössische Auseinandersetzung 
findet sich in Alexander Hamiltons ‚Report Relative to a Provision for the Support of 
Public Credit‘, January 9, 1790, abgedruckt in: The Reports of Alexander Hamilton, 
Hrsg. Jacob E. Cooke. New York 1964 

39) Zwar nahm die Zahl der großen Anleihen bei privaten Handelshäusern ab, aber das 
gesamte 18. Jahrhundert hindurch fungierten die Handelskompanien als Kreditgeber für 
den Staat. Vgl B.E. V. Sabine, A History of Income Tax., a. a. O., S. 620; siehe auch 
oben die Angaben zur Preußischen Seehandlung. 

40) Paul Mantaux, The Industrial Revolution in the Eighteenth Centurury, (erstmals 1921) 
New York-Evanston 1962, S. 95 ff. 

41) Vgl. hierzu die Auseinandersetzung mit Mc. Culloch in David Ricardo, Plan for the 
Establishment of a National Bank, 1824. Besonders heftig war die — als Verfassungsstreit 
geführte — Auseinandersetzung um die Nationalbank in den USA in den Jahren 
nach 1790. 

42}  8.G.M. Dickson, The Financial Revolution in England. A Study in the Development of 
Public Credit 1688-1756. New York 1967. Für die Entwicklung moderner Staatsfunk- 
tionen bietet diese Untersuchung eine hervorragende Fallstudie. 
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Herausbildung eines Marktes für Wertpapiere war einerseits Voraussetzung für die 
erfolgreiche Akkumulation von Kapital im Kolonialhandel, gleichzeitig bewirkte sie 
jedoch die endgültige Zerstörung noch fortdauernder mittelalterlicher Zinsverbois- 
vorstellungen — ein Umstand, der als ideologische Voraussetzung der kapitalisti- 
schen Entwicklung nicht zu unterschätzen ist. 

Diente das System der Staatsverschuldung zunächst vorwiegend der Finanzie- 
rung nationaler Unternehmungen im merkantilen Interesse, so hat das in diesem 
Zusammenhang entstandene Kreditsystem zunehmend auch Bedeutung erhalten für 
die Finanzierung privater Unternehmungen. Diese Entwicklung stand ihrerseits in 
einem deutlichen Zusammenhang mit der merkantilen Machtstellung der Nation. 
Denn bereits seit dem 16. Jahrhundert läßt sich beobachten, daß Kapital jeweils in 
jene Länder transferiert wurde, in welchen die höchsten Profite zu erwarten waren. 
Mit diesem Hinweis auf die Kreditversorgung sei auf den sonst hier nicht ausgeführ- 
ten Zusammenhang zwischen außenwirtschaftlicher Machtstellung und frühem 
Übergang zur kapitalistischen Produktionsweise aufmerksam gemacht. 

Der sich herausbildende Weltmarkt fand seinen Ausdruck aber nicht nur in 
internationalen Kapitaltransfers. Vielmehr ist spätestens seit dem 16. Jahrhundert 
eine bewußte Politik der Auswertung fremder Erfahrungen und der Gewinnung 
ausländischen Sachverstands zu beobachten. So sind nicht nur italienische Fachleu- 
te nach Holland und Frankreich geholt worden, um dort Bankwesen und Börse bzw. 
die Seidenweberei zu entwickeln (43), auch ausländische Kaufleute und Bankiers 
gingen ‚bei den großen italienischen Handelshäusern in die Lehre (44). Sowohl auf 
privater als auch auf nationaler Ebene können wir zunehmend die bewußte Über- 
nahme finanz- und wirtschaftspolitischer Instrumentarien bzw. Institutionen ande- 
rer Nationen beobachten (45). Und derartige Verbreitungsprozesse sind mit zu be- 
rücksichtigen, wenn es um die Analyse einzelner nationalgeschichtlicher Entwick- 
lungen geht. 

Dieser Hinweis soll verhindern, daß der hier vorgetragene Erklärungsansatz für 
die Konstitution des bürgerlichen Staates mißverstanden wird als ein historisches 
Ablaufmodell konkreter nationalstaatlicher Entwicklungsprozesse. Trotz der (im 
Vergleich zu historisch späteren Herausbildungen von Nationalstaaten) relativen 


43) Vgl. hierzu: Germain Martain, La Grande Industrie sous le Rögne de Louis XIV. 
Paris 1898, S. 20 

44) Bekanntestes Beispiel ist Jakob Fugger, der sich in Venedig die Fertigkeiten eines Groß- 
kaufmanns und Finanziers aneignete. 

45) Die historische Herausbildung der oben skizzierten finanz- und wirtschaftspolitischen 
Instrumente wurde zudem begleitet von der theoretischen Auseinandersetzung mit den 
politisch-ökonomischen Bedingungen des Warenverkehrs. Und in ihrer Entwicklung vom 
Bullionismus zum Fiskalismus, schließlich zur Theorie der Handelsbilanz und der Staats- 
schuld ist die Theorie des Merkantilismus allmählich dazu gelangt, die Funktionen des 
Staates für merkantile Akkumulation und manufakturmäßige Produktion systematisch 
zu erfassen. Vgl. hierzu: C. H. Wilson, Trade, Society and the State, in: The Cambridge 
Economic History, Bd.1V, a.a. O.,S. 490 ff. und 575; Gustav Heinrich Hecht, Colbert’s 
Politische und Volkswirtschaftliche Grundanschauungen, Freiburg 1898, S. 36. Gekenn- 
zeichnet ist diese Theorieentwicklung durch ihre Auseinandersetzung mit der nationales 
Machtpolitik als einer Voraussetzung für die Durchsetzung ökonomischer Interessen. 
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Autonomie der ersten bürgerlichen Konstitutionsprozesse vollziehen sich diese in 
einer vom Weltmarkt abhängigen Dynamik. Und die einzelnen nationalstaatlichen 
Entwicklungen sind nicht nur abhängig von der jeweiligen außenhandelspolitischen 
Machtposition, sondern auch von dem technologischen und wissenschaftlichen 
Fortschritt der merkantil führenden Nationen. Deshalb ist es nicht nur falsch, die 
Analyse der Entwicklung der kapitalistischen Produktion in England als generelles 
historisches Ablaufmodell für diesen Entwicklungsprozeß zu interpretieren, wie dies 
in mißverstandenem Anschluß an Marx vielfach geschehen ist; es ist ebenso verhäng- 
nisvoll, die Entwicklung der Staatsfunktionen und die besonders deutlich ausgepräg- 
te souveräne Außenrepräsentanz, wie wir sie in England beobachten, als ein derarti- 
ges Muster zu begreifen. Denn was in England aus der Dynamik der nationalen 
ökonomischen Kräfte heraus zur Entstehung kam, das ist anderswo ganz bewußt 
den Briten abgeschaut worden, um international konkurrenzfähiger zu werden. 
Ebenso wie etwa Friedrich der Große das französische Steuersystem samt französi- 
schen Beamten in sein Land importierte, um bestimmte Entwicklungsrückstände 
aufzuholen, haben auch andere Herrscher eine bewußte Politik der Imitation auslän- 
discher Errungenschaften verfolgt. Derartige Übernahmen lassen sich vielfach auf- 
zeigen, und sie sind zumeist begleitet von einer lebhaften Diskussion über ihre 
politisch-ökonomische Brauchbarkeit. Analytisch sind sie zu werten als eine durch 
die internationale. Konkurrenzsituation hervorgerufene Beschleunigung der Ent- 
wicklung bestimmter Staatsfunktionen in den nachhinkenden Ländern, 

Daß die strukturbestimmende Wirkung des Weltmarkts bereits in der Kon- 
stitutionsphase des bürgerlichen Staates sich entfaltet hat, gehört zu den in der 
Staatstheorie bislang vernachlässigten Aspekten. Soweit sich diese Feststellung auf 
den allgemeinen Basis-Überbau-Ansatz bezieht, ist festzuhalten, daß dieser fälschli- 
cherweise vielfach tradiert wurde als Ansatz zur Analyse nationaler Systeme unter 
Absehung von deren internationalen Bestimmungen. Die staatliche Souveränität 
nach außen wird aber als politisches und juristisches Problem erst gesetzt durch die 
Konkurrenzbeziehungen, in deren Rahmen sie zu bestimmen ist. 

Die Bedeutung der internationalen Konkurrenz für den konkreten national- 
staatlichen Konstitutionsprozeß läßt sich dokumentieren durch deskriptive Einzel- 
analysen. Systematisch ergibt sie sich im hier vorgetragenen Erklärungsansatz je- 
doch bereits aus dem konstitutiven Charakter der Außenfunktion. Denn diese kam 
zustande ja nur als die (macht-)staatliche Vertretung merkantiler Interessen, von 
Interessen also, welche sich entfalteten in einem ökonomischen Weltbild, das unter 
damaligen Produktionsbedingungen mit Recht davon ausging, daß des einen Gewinn 
unweigerlich des anderen Verlust bedeuten müsse. 
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ill. Die Herstellung bürgerlicher Produktionsverhältnisse und die formale Kon- 
stitution des bürgerlichen Staates 


Während der merkantilen Epoche erwächst aus der materiellen Konstitution des 
bürgerlichen Staates allmählich dessen formelle Konstitution als Rechtsstaat. Dieser 
Vorgang wird in der Regel beschrieben als die Durchsetzung bürgerlicher Freiheits- 
rechte gegenüber den fürstlichen Herrscherhäusern. Derartige Deskription ermangelt 
nicht nur des Erklärungswertes für den hier angesprochenen Prozeß, sie ist zudem 
— und dies scheint mir ein bislang in der wissenschaftlichen Diskussion weitgehend 
vernachlässigter Gesichtspunkt zu sein — in relevanter Weise unvollständig. Denn in 
der merkantilen Übergangsphase vollzieht sich zwar einerseits die Entwicklung zur 
Durchsetzung der abstrakten Herrschaftsformen des Rechtsstaates, zum anderen 
jedoch erfüllt die Staatsgewalt zusätzlich solche Funktionen für die sich herausbil- 
dende bürgerliche Gesellschaft, die zwar in der Rechtsform von Gesetzen auftreten, 
ihrem Inhalt nach aber offene Gewalt und eindeutige soziale Standeszuweisungen 
beinhalten, wie sie unvereinbar sind mit der bürgerlichen Rechtsauffassung. Dieser 
Widerspruch ist historisch bedeutsam: er markiert den in den verschiedenen Län- 
dern je nach Stand der Produktionsverhältnisse und zu unterschiedlichen Zeiten 
stattfindenden Einschnitt zwischen der materiellen und der verfassungsmäßigen 
Durchsetzung des bürgerlichen Rechtsstaates. 

Diesen Widerspruch im Konstitutionsprozeß des bürgerlichen Staates will ich 
versuchen, in kurzen Zügen abschließend zu kennzeichnen. 

Behandeln wir zunächst denjenigen Aspekt, welcher die Grundlage bildet der 
bürgerlichen Theorie des Rechtsstaates und der Form bürgerlicher Herrschaft. Auf 
einer sehr allgemeinen Ebene kan er begriffen werden als die institutionelle Siche- 
rung einer staatlichen Garantie für Verfahrensweisen des Warenaustauschs. Derartige 
Verfahrensweisen haben sich nicht erst entwickelt in der Phase des Spätfeudalismus, 
sie sind in bestimmtem Maße Grundlage jedes funktionierenden Warenverkehrs. 
Dieser Zusammenhang erklärt auch, weshalb zur Herausbildung des modernen 
bürgerlichen Rechts Kategorien des antiken römischen Rechts formal übernommen 
werden konnten. Waren die im Vertragsrecht gipfelnden Regelungen des Äquivalen- 
tentausches in der spätrömischen Gesellschaft noch beschränkt auf bestimmte Teil- 
bereiche, so erforderte die Ausdehnung des Warentausches in der Phase des Merkan- 
tilismus die Ausdehnung der Regelungen des Tausches. Dies läßt sich vereinfacht 
sehr anschaulich erklären: In einer Gesellschaft, die vorwiegend noch für den eige- 
nen Bedarf ‘produziert, findet der Warenverkehr entweder statt als direkterTausch- 
handel — und in diesem Fall ist die Befriedigung der gegenseitigen Interessen weit- 
gehend als gesichert anzusehen, sofern nicht einer der Tauschpartner betrügerisch 
handelt. Bei örtlich begrenztem Warenverkehr tritt in solchem Fall soziale Sanktion 
mit ihren ökonomischen Folgen auf. Sofern Geldgeschäfte getätigt und vorallem 
Kredite eingeräumt werden, geschieht dies in der Regel aufgrund persönlicher Be- 
kanntschaft oder Empfehlung. Dieses Verfahren finden wir lange Zeit noch prakti- 
ziert im Kolonialhandel. Es impliziert ein mehr oder minder persönliches Vertrau- 
ensverhältnis zwischen sich gegenseitig kreditierenden Handelshäusern. Um die der- 
art persönliche Beschränkung des Warenverkehrs aufzuheben und damit die Auswei- 
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tung des nationalen und des internationalen Handels überhaupt erst zu ermöglichen, 
bedarf es einer übergeordneten Garantie der gegenseitigen Abmachungen (46). Diese 
Garantie hat im Zeitalter des Merkantilismus zunehmend die Staatsmacht übernom- 
men, d.h. sie stand zur Verfügung zur Durchsetzung freiwillig abgeschlossener Ver- 
träge mit Rechtsgewalt. Derartige Rechtsgarantie mittels Staatsgewalt galt zum ei- 
nen innerhalb einer Nation, zum anderen aber auch in bestimmten internationalen 
Beziehungen. Damit nicht ein Individuum durch unlautere Handlungsweisen den 
Interessen der Gesamtheit einer nationalen Handelsbourgeoisie schaden konnte, 
übernahm der Staat auch insoweit Rechtsgarantie, als er ausländischen Vertragspart- 
nern ermöglichte, ihn zur Durchsetzung von Rechtsansprüchen gegen einheimische 
Bürger anzurufen. Umgekehrt bot die Staatsgewalt Hilfe an zur Eintreibung von 
Ansprüchen im Ausland. Die Durchführung derartiger internationaler Garantieüber- 
nahmen, gleichzeitig aber die Notwendigkeit, die ständig steigenden Kosten für 
Handelskriege zu minimieren, erforderten die Herausbildung von Vertragsbeziehun- 
gen auch zwischen Nationalstaaten: Sie förderten die Entwicklung des internatio- 
nalen Rechts. 

Diese Entwicklung erfolgte im Widerspruch zur Theorie des souveränen Staa- 
ies, welche mit ihrem Begriff von der Zuhöchstheit des einen Staates die Anerken- 
nung von anderen Staaten ausschloß (47). Aber gerade aus der in diesem Sinne 
konsequenten nationalen Politik, dem Streben nach merkantiler Weltherrschaft hat 
sich real die Notwendigkeit der Einhaltung bestimmter Verträge zur Sicherung des 
bereits eroberten Handelsimperiums herausgestellt, und theoretisch resultiert aus 
diesem Zusammenhang die Entwicklung des internationalen Rechts (48). Dieses 
entsteht in der Phase der relativen Konsolidierung der großen Kalonialreiche und 
entwickelt sich theoretisch als Kritik an der Souveränitätstheorie, die ihrerseits den 
adäquaten Ausdruck bildet der ersten kolonialen Eroberungen. Der merkantile Wi- 
derspruch zwischen Souveränität und internationaler Gemeinschaft, der historisch 
aus dem 17. und 18. Jahrhundert stammt, ist ein bis heute fortdauerndes Merkmal 
nationalstaatlicher Politik. 

Auch im Innern vollzieht sich die Konstitution des bürgerlichen Staates in 
realer und theoretischer Auseinandersetzung mit der fürstlichen Souveränität. Der 
zentrale Inhalt der Entwicklung zum bürgerlichen Rechtsstaat liegt in der Abstrak- 
tion der Staatsgewalt von den gesellschaftlichen Beziehungen. Der Rechtsstaat greift 
nicht unmittelbar in diese ein, sondern er fungiert als Garant ihrer Existenz. Durch- 
gesetzt werden mußte eine derartige Bestimmung der Staatsgewalt gegen die frühe- 


46) Im übrigen auch einer Wandlung des Fremdenrechts; die Entwicklung einer nicht nur auf 
einzelne Personen bzw. Handelsgesellschaften bezogene fremdenfreundliche Politik und 
bestimmter Schutzgarantien gehört — trotz feststellbarer Ausnahmen — mit zu den cha- 
rakteristischen Merkmalen der merkantilen Epoche. 

47)  Einführend hierzu: Hans Kelsen, Der Wandel des Souveränitätsbegriffs, (erstmals 1931), 
wieder abgedruckt in: Volkssouveränität und Staatssouveränität. Hrsg. Hanns Kurz, 
Darmstadt 1970, S. 166 £f. 

48) So auch Gustav Heinrich Hecht, Colbert’s Politische und Volkswirtschaftliche Grundan- 
schauung, a. a. O., S. 34: „Indem der Merkantilismus im Prinzip jedes Völkerrecht ne- 
giert, führt er gerade durch diese Negierung zur Begründung der Ideen, auf denen sich das 
moderne europäische Völkerrecht aufbaut.“ 
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ren einseitigen Verträge der Fürsten mit ihren Untertanen (z.B. mit den Städ- 
‚ten) (49), gegen die explizite standesmäßige Zuweisung von sozialen Stellungen: 
sowie gegen staatlich institutionalisierte Störungen des freien Warenverkehrs. 
In der revolutionären Theorie des Bürgertums wurden alle diese Ziele zusammenge- 
faßt in der Parole: ‚Kampf der fürstlichen Willkür‘. 

Und doch wurde zur selben Zeit, als derart revolutionär die Bürgerfreiheit 
erkämpft wurde, staatliche Gewalt unmittelbar eingesetzt zur Herstellung ganz be- 
stimmter gesellschaftlicher Beziehungen. In diesen Zusammenhang fallen vor allem 
die Kriminalisierung der Armut und die ihr entsprechende merkantile Arbeiisgesetz- 
gebung. Systematisch ist diese Entwicklung zu fassen als die gewaltsame Herstellung 
von Lohnarbeitsverhältnissen; der Form nach handelt es sich um eine Ablösung der 
früheren Fürsten- und Christenpflicht zur Mildtätigkeit. Diese war resultiert sowohi 
aus der Gesellschaftsauffassung des Mittelalters, deren soziale Wirksamkeit abhing 
von der tatsächlichen Erfüllung caritativer Pflichten durch den Herrn, als auch aus 
der Notwendigkeit, soziale Störungsfaktoren zu minimieren. Im Rahmen noch weit- 
gehend feudaler Sozialbeziehungen war Armut weniger ein individuelles Schicksal, 
als vielmehr eine gemeinsame Aufgabe. Was unter anderem auch darin zum Aus- 
druck kam, daß feudale Abgaben oft für eine Gemeinde als ganzes und nicht für die 
einzelne Familie festgesetzt wurden. Während der merkantilen Übergangszeit wurde 
Armut nicht nur zum individuellen Schicksal, sondern sie wurde sozial tendenziell 
transformiert zu persönlicher Schuld. So finden wir überall in den europäischen 
Staaten eine wachsende Zahl von Arbeits- und Zuchthäusern, Armenhäusern und 
Schuldtürmen, deren Belegschaften zunehmend vermietet wurden an private Manu- 
fakturproduzenten bzw. eingesetzt wurden zur staatlichen oder fürsteneigenen 
Manufakturproduktion (50). In einer der wichtigsten theoretischen Arbeiten der 
Merkantilphase, dem ‚Treatise of Taxes and Contributions‘ hat 1662 William Petty 
dieser Entwicklung und zugleich der klassischen Arbeitswertlehre ihr Programm 
geschrieben, indem er vorschlug, jede Strafe umzuwandeln in Zwangsarbeit, weil 
dies zusammen mit dem verfügbaren Arbeitsvolumen den nationalen Reichtum ver- 
größern würde. Die Argumentation zugunsten der neuen Weise, Reichtum zu schaf- 
fen, wird besonders deutlich im folgenden Zitat aus Petty’s Schrift: 


49) Dieser historische Zusammenhang ist zu berücksichtigen bei der Analyse frühbürgerlicher 
Vertragstheorien. 

50) Vgl. hierzu für einzelne Länder: ‚Friedrich Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschaftsge- 
schichte. 2. Aufl. Berlin-Göttingen—Heidelberg 1960, S. 384 f.; Franz Erle, Beiträge zur 
Geschichte und Reform der Armenpflege. 1881; Gustav Heinrich Hecht, Colbert’s Politi- 
sche und Volkswirtschaftliche Grundanschauung, a. a. O., S. 66 £.; C. H. Wilson, Trade, 
Society and the State, a.a.O., S.542 ff.; Sidney and Beatrice Webb, English Local 
Government: English Poor Law History. London-New York-Toronto-Bombay-Calcutta- 
Madras 1927; vgl. hierzu auch Colbert’s Galeerenpolitik bei Eugene L. Asher, The Resist- 
ance to the Maritime Classes, a. a. O.,S. 7 
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„Warum sollten nicht zahlungsunfähige Diebe lieber mit der Sklaverei bestraft werden als mit 
dem”Tod? Denn als Sklaven können sie fast ohne alle Unkosten zu so viel Arbeit gezwungen 
werden, als ihre Konstitution zuläßt. Auf diese Weise werden dem Commonwealth zwei Arbeits- 
kräfte gewonnen, während anders ihm eine entzogen worden wäre.“ (51) 


Handelt es sich in England und Frankreich vor allem um die Kriminalisierung von 
Armut, so ist in den preußischen Provinzen die Manufakturperiode teilweise einge- 
führt worden unter Beibehaltung feudaler Bindungen. Die gelegten Bauern hatten 
zwar ihr Land und ihre Produktionswerkzeuge eingebüßt, die Freiheit zur Lohnar- 
beit dabei jedoch nicht zugleich gewonnen. Ein Großteil der Manufakturbetriebe ist 
deshalb bis ins 19. Jahrhundert hinein in fürstlichem Besitz (52), und die neue 
Produktionsform wurde durchgesetzt unter Beibehaltung der unmittelbaren feuda- 
len Herrschaftsbeziehungen. 

Gewaltbeziehungen jedenfalls kennzeichnen allgemein die Entwicklung in Eu- 
ropa, wenn Waisenhäuser an Produzenten vermietet wurden und jeder ins Arbeits- 
haus kam, der nicht schlüssig beweisen konnte, kein Vagabund zu sein (53). Für 
Großbritannien ist nachgewiesen, daß, solange britische Handelskompanien ihre In- 
teressen in den Festlandskolonien Amerikas noch durchzusetzen vermochten, die 
Zahl der Festsetzungen in Schuldtürmen mit anschließender Deportation in die 
Kolonien sich häuften (54). Derartige Deportierte hatten im 17. Jahrhundert in den 
amerikanischen Festlandskolonien zunächst dieselbe soziale und rechtliche Position, 
wie die aus Afrika importierten Sklaven. Zusammen mit ihren Leidensgenossen in 
Europa bildeten sie das Arbeitspotential für die neuen Produktionsformen, das 
anders nicht zu gewinnen gewesen wäre. Zu derart unmittelbaren Maßnahmen ge- 
sellten sich indirekte. So die zeitweilige Heraufsetzung des Getreidepreises, um auch 
Frauen und Kinder in den Arbeitsprozeß zu zwingen, und schließlich Einzelbestim- 
mungen der Arbeitsgesetzgebung, die, wie etwa die berühmten Tudor-Statute, die 
Lehrzeit auf sieben Jahre festsetzen und sie bestimmten als ein Bindungsverhältnis, 
welches den Gebundenen nahezu sämtlicher Personenfreiheiten entblößte. Derartige 
Gesetzgebungen werden in der Regel beurteilt als Ausläufer der Feudalzeit, was 
einerseits übersieht, daß die berühmten Theoretiker der sog. klassischen Theorie der 
bürgerlichen Ökonomie bis hin zu Mill und Bentham derartige Gesetzgebungen 
ebenfalls propagierten (55), was aber vor allem über die materielle Wirkung solcher 


51) The Economic Writings of Sir William Petty. Bd. I, Cambridge 1899, Bd. 1,8. 68 (Über- 
setzung nach Werner Hofmann) 

52) VglC.H. Wilson, Trade, Society and the State, a. a. O., S. 555 ff. 

53) E.P. Thompson, The Making of the English Working Class. 1963; Wille, English Poor 
Law History I, S. 102--114; Lettres de Colbert, Bd. Ill, S.1 ff. et passim; C. J. Ribton- 
Turner, History of Vagrants and Vagrancy. London 1887. 

54) Herrick A. Cheesman, White Sesvitude in Pennsylvania. Philadelphia 1926, S. 266; Lewis 
Cecil Gray, History of Agriculture in the Southern United States 1607-1860. Washing- 
ton D.C. 1916, S. 343; Lawrence Henry Gipson, The British Empire before the Ameri- 
can Revcelution. 13 Bde., New York 1936-1967. Bd.II, S.95 ff., Bd. III, S. 192 £f.; 
Richard B. Morris, Government and Labor in Early America, New York 1946, S. 337 ff. 

55) Vgl. hierzu allgemein Lionel Robbins: The Theory of Economic Policy in English 
Classical Political Economy. London 1952, S. 95-100; Eli R. Heckscher, Mercantilism. 
Bd. II, reviged Ed. London 1962 (erstmals 1931), Kapitel V. 
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Legislation und Jurisdiktion sich hinwegsetzt. Denn diese staatlichen Maßnahmen 
dienten dazu, die fortschrittliche kapitalistische Produktionsweise und die Entwick- 
lung der Kolonien gesellschaftlich durchzusetzen. Es handelt sich (zu großen Teilen) 
urh eine Legislation und Jurisdiktion zur Herstellung von lohnarbeitsähnlichen Ver- 
hältnissen, und wer die Anwendung unmittelbarer Herrschaftsgewalt für die Sicher- 
stellung der Produktion in den sich entwickelnden europäischen Nationen einmal zu 
studieren beginnt, der hält die Anwendung der Sklaverei in den europäischen Kolo- 
nien nicht mehr für jene extraordinäre Erscheinung, als die sie von den Philantropen 
späterer Jahre gebrandmarkt wurde. 

Was bei den angesprochenen Maßnahmen in Mitteleuropa noch feudal anmu- 
tete, ist der unmittelbare Eingriff der Staatsgewalt in die gesellschaftlichen Verhält- 
nisse, die Beteiligung an deren Herstellung im Unterschied zur rechtsstaatlichen 
Garantie ihrer Existenz. Zum Teil drückt sich dies auch aus in der Art, wie die 
Gesetze zeitgenössisch interpretiert wurden, nämlich als Zuchtinstrumente des 
Fürsten als Landesherren, als Ausfluß seiner persönlichen Herrschaft (56). Die abso- 
lutistische Form fürstlicher Souveränität wurde fungibel gemacht für die Durch- 
setzung bürgerlicher Produktionsverhältnisse. 

Für die Theorie des bürgerlichen Staates als Rechtsstaat jedenfalls scheint es 
mir von eminenter Bedeutung zu sein, daß während der Merkantilzeit der bürgerli- 
che Staat sich in seinen historisch grundlegenden ökonomischen Funktionen und 
Organisationsformen bereits herausbildet, daß aber die für ihn typische rechtsstaat- 
liche Entwicklung sich noch beschränkt auf die Zirkulationssphäre, welcher sie 
materiell entstammt. Die Ausdehnung des Prinzips vom Äguivalententausch auch 
auf die Produktionssphäre, die Einbeziehung des Arbeitsverirages in den freien 
Warenverkehr, sie wird erst möglich nach der weitgehend gewaltsamen Herstellung 
von Lohnarbeitsverhältnissen. Erst jetzt auch ist die für den Rechtsstaat typische 
Abstraktion von den bürgerlichen Geschäften möglich, erst jetzt gilt die formale 
Gleichheit des Bürgers vor dem Gesetz. Staatliche Gewalt erhält fortan subsidiären 
Charakter, wird — in Jurisdiktion, in Polizei- und Militäreinsatz — ausgeübt zur 
Sicherung der etablierten gesellschaftlichen Verhältnisse. Diese rechtsstaatliche Ab- 
straktion aber markiert historisch den Übergang von der materiellen Konstitution 
des bürgerlichen Staates zu seiner verfassungsmäßigen. Von jetzt an begründet sich 
die Notwendigkeit des bürgerlichen Staates nicht mehr durch die spezifischen Be- 
schränkungen der Einzelkapitale bzw. durch deren in der Konkurrenz verdeckten 
oder bedrohten gemeinsamen Interessen, sondern vor allem dadurch, daß über die 
scheinbare Freiheit der Arbeitsvertragsbeziehungen und über die scheinbare Gleich- 
heit der Revenuequellen in der bürgerlichen Gesellschaft die scheinbare Neutralität 


56) In diesem Zusammenhang ist z.B. zu erinnern an das ‚Stockregiment‘ Friedrich Wil 
heim I. Vgl Friedrich Lütge, Deutsche Sozial- und Wirtschafisgeschichte, a. a. O., &. 385 
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des bürgerlichen Staates gesetzt wird (57). Die unmittelbar ökonomischen Funktio- 
nen des bürgerlichen Staates werden um solche der Legitimation erweitert, und 
diese manifestieren sich zunächst und in erster Linie in den spezifischen Formen 
bürgerlicher Staatlichkeit. 


57) 
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Die von Sybille von Flatow und Freerk Huisken vorgenommene systematische Ableitung 
des bürgerlichen Staates (vgl. ProKla Nr. 7, Mai 1973), die von der Oberflächenstruktur 
des (entfaiteten) Kapitalverhältnisses ausgeht, muf3 also notwendigerweise die Legitima- 
tionsfunktion des bürgerlichen Staates zur zentralen erheben. Demgegenüber stellt sich 
die Frage, ob nicht die hier entwickelte historische Dominanz ökonomischer Staatsfunk- 
tionen auch systematischen Charakter hat. Aus der gesellschaftlichen Oberflächenstruk- 
tur des Kapitalverhältnisses wäre dann die spezifische Form der Besonderung des bürger- 
lichen Staates abzuleiten, während diese Besonderung selbst aus der Notwendigkeit der 
Erstellung allgemeiner Produktionsbedingungen folgen würde. 


